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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

V o r  s i t z e n  d e :  Präsident Benya, Zweiter hören, um sich ein Bild machen zu können, wie 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. die zwei Standpunkte auseinanderklaffen. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

K r  a n k gemeldet ist der Abgeordnete Dok­
tor Kohlmaier. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Finanzen 

Präsident: Wir kommen zur 1 .  Anfrage, der 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Peter (FPO) 
an den Herrn Bundesminister für Finanzen. 

1078/M 

Wurden die Vorarbeiten für eine grundlegende 
Neuordnung des Finanzausgleidtes bereits auf­
genommen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Finanzen Dr. Androsch: 
Sehr geehrter Herr Abgeordneter !  Anläßlich 
der letzten Finanzausgleichsverhandlungen, 
die im vergangenen Juli einvernehmlich ab­
geschlossen wurden, wurde die Anregung ge­
macht, ein Komitee einzusetzen, das in guter 
Zeit die Vorbereitung des nach sechs Jahren 
dann in Kraft tretenden neuen Finanzaus­
gleiches beraten soll. Ich habe mich grundsätz­
lich bereit erklärt, diese Idee aufzugreifen, 
und alle anderen Finanzausgleichspartner 
haben dasselbe getan, sodaß ein solches 
Komitee eingesetzt werden wird. Allerdings 
bedarf es, wenn die Arbeiten sinnvoll sein 
sollen, einer Reihe von Vorarbeiten, und zwar 
vor allem in der Richtung, wie sich der letzte 
Finanzausgleich im Sinne der Finanzverfas­
sungsbestimmungen entwickelt hat, wie 
Lastenaufteilung und Mittelzuführung sich zu­
einander verhalten und so weiter. 

Das Bundesministerium für Finanzen wird 
daher, um das zu untersuchen, Expertisen in 
Auftrag geben, und zwar außerhalb des Hau­
ses an den Hochschulen, die dafür kompetent 
sind, beziehungsweise gleichzeitig Expertisen 
in Auftrag geben, die den laufenden Finanz­
ausgleich in seiner Entwicklung verfolgen. Erst 
wenn diese Arbeiten vorliegen, wird es sinn­
voll sein, das Komitee zu befassen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundesministerl 
Der GemeiDidebund hat eine andere Sprach­
regelung zu den Konditionen des letzten 
Finanzausgleiches als Sie. Der Zweck dieser 
meiner heutigen Anfrage ist es, von Ihnen 
die Interpretation Ihres Standpunktes zu 

In seiner Resolution hat der 23. Osterreichi­
sche Gemeindetag 1 973 klipp und klar behaup­
tet, dem letzten Finanzausgleich - Sie spra­
chen von einer Anregung - nur unter der 
Bedingung zugestimmt zu haben, daß eine 
Expertenkommission zur Vorbereitung des 
nächsten Finanzausgleiches eingesetzt wird 
und daß diese Expertenkommission noch im 
Jahre 1973 die Arbeit aufnehmen soll. 

Entspricht das auch Ihrer Auffassung, Herr 
Bundesminister, oder haben Sie dazu eine 
andere Interpretation? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Die Verein­
barung ist nicht interpretationsfähig, denn 
was vereinbart ist, ist schriftlich festgehalten, 
und jedermann kann sich überzeugen, daß 
dieses Thema nicht Gegenstand der schrift­
lichen Vereinbarung ist. Das soll aber des­
wegen kein Auseinandersetzungspunkt sein. 
Es ist richtig, daß der Gemeindebund diese 
Anregung gemacht hat und daß meinerseits 
dem prinzipiell zugestimmt wurde. Aber es ist 
keine Nebenbedingung, keine Nebenabspra­
che, unbeschadet des Umstandes, daß diesem 
Wunsche, weil er berechtigt erscheint, ent­
sprochen werden wird. Ganz sicher ist von 
keinem Termin die Rede, weil es wenig Sinn 
hätte, daß man gewissermaßen wenige Monate 
nach Inkrafttreten des neuen Finanzausglei­
ches mit einer Laufzeit von sechs Jahren be­
reits derartige Verhandlungen oder Vorver­
handlungen beginnt. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Peter: Herr Bundesminister!  
Durch die Bewältigung der Infrastruktur sind 
die Gemeinden Osterreichs vor eine Kosten­
explosion gestellt. Halten Sie es für möglich, 
daß Probleme, die heute kostenmäßig in den 
Erhaltungsbereich der Gemeinden fallen, da­
hingehend in den weiteren Beratungen disku­
tiert wer.den, daß die Gemeinden in Bereichen 
der Infrastruktur, etwa bei den Problemen der 
W"asserversorgung, der Abwässerbeseitigung 
und so weiter, in einem kommenden Finanz­
ausgleich unter Umständen teilweise entlastet 
werden könnten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Ich darf zu-
" 

nächst darauf verweisen, daß der mit Jahres­
beginn in Kraft getretene Finanzausgleich in 
erster Linie und völlig berechtigt den Gemein-
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Bundesminister Dr. Androsch 

den zusätzliche Mittel zuführt und daher die­
sem Umstand dadurch Rechnung trägt. 

Was den konkreten Bereich der Wasserwirt­
schaft anlangt, ist das ein Bereich, der in einem 
sehr hohen Maße, und das in steigender Weise, 
aus dem Wasserwirtschaftsfonds die Dotierung 
erfährt, sodaß das, glaube ich, nicht ein un­
mittelbarer Anknüpfungspunkt ist. Aber ich 
möchte nicht ausschließen, daß es einschlägige 
Bereiche gibt. Vlir haben ja deswegen auch 
den Umfang der Zweckzuwendungen erwei­
tert, um innerhalb der sechs Jahre, wo durch­
aus Verschiebungen eintreten können, eine 
gewisse Flexibilität zu haben. 

Präsident: Anfrage 2: Herr Abgeordneter 
Neumann (OVP) an den Herrn Bundesminister. 

1161/M 

.
�ommt der von Ihnen in der Budgetrede er­

wahn te Betrag von 628 Millionen Schilling für 
den Schutzwasserbau 1973 tatsächlich zur Aus­
zahlung? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Im Hinblick auf den be­
reits im Finanz- und BUdgetausschuß und in­
zwischen auch im Haus behandelten Initiativ­
antrag auf Umschichtung der Mittel des Kata­
strophen fonds werden im Jahre 1973 für den 
Schutzwasserbau des Bundesministeriums für 
Land- und Forstwirtsdlaft voraussichtlich etwa 
720 Millionen Schilling - hievon für reine 
Bauaufwendungen etwa 620 Millionen Schil­
ling - zum Einsatz gelangen. Damit wird der 
von mir in der Budgetrede in Aussicht gestellte 
Betrag von 648 Millionen Schilling - und nicht 
von 628 Millionen, wie Sie in Ihrer Anfrage 
anführen - nicht nur nicht unterschritten, 
sondern überschritten. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Neumann: Die Ursache 
meiner Anfrage ist die Anfragebeantwortung 
des Herrn Landwirtschaftsministers an den 
Kollegen Dr. Leitner vom 29. März 1 973, aus 
der hervorgeht, daß von den 648 Millionen, 
die für den Schutzwasserbau in Osterreich 
veranschlagt sind, lediglidl 476 Millionen 
Schilling zur Verbauung kommen. Es ist sehr 
erfreulich, Herr Minister, daß Sie heute eine 
andere Ziffer nennen. Ich würde Sie nur bitten, 
diesen Widerspruch aufzuklären. Damals hieß 
es: 476 Millionen Schilling, und Sie reden 
heute von 720 Millionen. Die 70 Millionen 
die gestern vom Parlament umgeschichtet wur� 
den, kommen bekanntlich aus dem Katastro­
phenfonds und sind ja keine Leistung des 
Bundes. 

Ich möchte daher meine erste Zusatz frage 
dazu benützen, nach den ordentlichen Budget­
mitteln zu fragen: Herr Minister! Wieviel 
kommen von den von Ihnen erwähnten 
720 Millionen aus dem ordentlichen Bundes­
budget? Aus der erwähnten Anfragebeantwor­
tung geht nämlich hervor, daß aus dem ordent­
lichen Budget 1973 lediglich 35,4 Millionen 
für den Schutzwasserbau in Osterreich zur 
Verfügung stehen. Das ist ein Zehntel des 
Betrages vom Jahre 1969. 

Meine Frage ist also, Herr Minister: Was 
tut der Bund aus dem ordentlichen Budget 
für den Schutzwasserbau als einen so wichti­
gen Teil des Umweltschutzes in Osterreich? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich darf Sie darauf ver­
weisen, daß der Katastrophenfonds in seiner 
Einnahmen- und Ausgabengestion, obwohl 
zweckgebunden, durchaus Bestandteil des 
ordentlichen Budgets ist. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Neumann: Herr Minister! Das 
kann natürlich nicht zur Kenntnis genommen 
werden. Ich könnte mich auf verschiedene 
Aussagen auch von sozialistischen Abgeord­
neten berufen, die immer wieder erklärt haben, 
daß der Katastrophenfonds nicht dazu da ist, 
vor allem für den Schutzwasserbau Mittel 
flüssig zustellen , sondern um Schäden gutzu­
machen, die bei Katastrophen aufgetreten sind. 

Meine Frage bleibt daher aufrecht: Wie 
schaut es mit dem ordentlichen Budget aus? 
Die 35,4 Millionen, die aus der Anfragebeant­
wortung hervorgehen, sind ein katastrophaler 
Betrag für den Schutzwasserbau in Osterreich! 

Herr Minister! Es ist bei früheren Diskus­
sionen immer wieder gesagt worden: Man 
kann nicht mehr geben, als Geld vorhanden 
ist. Ich muß auf einen Widerspruch hinweisen: 
Erst gestern wurde von einer blühenden Wirt­
schaftslage gesprochen, von hohem Wirt­
schaftswachstum, von hohen Staatseinnahmen, 
und in dieser Zeit ist es so, daß für die Ver­
bauung unserer Flüsse, die für die Menschen, 
welche dort wohnen, so wichtig ist, kein Geld 
zur Verfügung steht. 

Ich möchte daher fragen, Herr Minister: 
Werden Sie auf Grund der Größe des Pro­
blems - es heißt, daß wir in Osterreich rund 
30.000 km Flüsse noch zu regulieren haben; 
es hat sich überall dort, wo reguliert wurde, 
auch bei den letzten steirischen Hochwasser­
katastrophen, gezeigt, daß die Schäden weit 
geringer sind als dort, wo das nicht der Fall ist, 
beziehungsweise daß überhaupt keine Schä-
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Neumann 
den aufgetreten sind - und auf Grund der Entwurf eines Assanierungs- und Bodenbe­
doch auch vorhandenen Mittel, wie die schaffungsgesetzes verwiesen. 
gestrige Wirtschaftsdebatte gezeigt hat, dafür Steuerliche Bestimmungen als "fiskalische 
eintreten, daß 1 974 der Schutzwasserbau in Maßnahmen" gegen die Bodenspekulation 
Osterreich vom ordentlichen Budget her ent- sind -durch bereits bestehende Gesetze in Wirk-
sprechend dotiert wird? samkeit. Man denke dabei an die Regelungen 

Präsident: Herr Bundesminister. auf dem Gebiet der Grundsteuer, Grunder-

Bundesminister Dr. Androsch: Zunächst werbsteuer, Bodenwertabgabe und vor allem 

möchte ich darauf verweisen, sehr geehrter 
Herr Abgeordneter, daß die Zielsetzung des 
Katastrophenfonds, der seinerseits Bestandteil 
des ordentlichen Budgets ist, nicht nur darin 
besteht oder nicht einmal vornehmlich darin 
besteht, Schäden zu beheben oder Schäden ab­
zugelten, sondern daß seine vornehmliehe Ziel­
setzung richtigerweise darin besteht, Schäden 
zu vermeiden. Daher ist es nur richtig - das 
gehört zum Schutzwasserbau, das gehört aber 
auch zur Lawinenverbauung -, daß Mittel 
des Katastrophenfonds, die Bestandteil des 
ordentlichen Budgets sind, in hohem Maße 
dafür eingesetzt werden. 

Welche Bedeutung dem zukommt, können 
Sie daraus erkennen, daß im Jahre 1973 der 
höchste Betrag überhaupt für diese Belange 
zur Verfügung steht, um den Uberlegungen 
Rechnung zu tragen, die Sie richtigerweise 
angeführt haben. 

Aber zu Ihrem Vorschlag, darüber hinaus­
gehende Mittel, die nicht zweckgebunden sind, 
aus den allgemeinen Einnahmen zur Verfü­
gung zu steUen, bitte ich zu berücksichtigen, 
daß immer wieder die Kritik besteht, daß 
diese Mittel in zu hohem Ausmaß zur Verfü­
gung gesteIlt werden. Sie haben erst gestern 
wieder einen Entschließungsantrag einge­
bracht, der die Bundesregierung oder den 
Finanzminister auffordern sollte, derartige 
Mittel stillzulegen. 

Präsident: Anfrage 3: Herr Abgeordneter 
Blecha (SPO) an den Herrn Bundesminister 
für Finanzen. 

1132/M 

Welcher Beitrag zur Bekämpfung der Boden­
spekulation kann durch fiskalische Maßnahmen 
geleistet werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Grundsätzlich ist festzu­
stellen, daß die Bekämpfung der Bodenspeku­
lation primär nicht durch fiskalische Maßnah­
men geleistet werden kann, sondern den Bau­
behörden obliegen würde. Darunter könnte die 
Unterstützung aller j ener Bauvorhaben ver­
standen werden, die der Bodenspekulation zu­
widerlaufen. In diesem Zusammenhang sei auf 
den dem Hohen Haus derzeit vorliegenden 

an die Versteuerung des Wertzuwachses beim 
Verkauf von Grundbesitz innerhalb einer be­
stimmten Zeit, nämlich fünf Jahre. Die Frist 
für die Erfassung dieses Wertzuwachses als 
Veräußerungsgewinn könnte allerdings er­
streckt werden. 

Außerdem ist es zum Wirksamwerden der 
übrigen Gesetze notwendig, die Bemessungs­
grundlage - also die Bodenwerte - den tat­
sächlichen Werten anzupassen. Eine Neube­
wertung wird zum 1 .  Jänner 1974 erfolgen. 
Es darf allerdings nicht übersehen werden, 
daß eine solche Maßnahme nur generell für 
a 11 e n Grundbesitz in Aussicht genommen 
werden kann und daß überdies nur sehr schwer 
zu unterscheiden sein wird, ob ein bestimmter 
Grund und Boden zum Objekt einer Boden­
spekulation gemacht wiI1d oder ob es sich um 
mit viel Mühe erworbenes Vermögen handelt, 
zum Beispiel um ein Siedlungshaus mit größe­
rem Garten, das seinerzeit am Stadtrand lag 
und in folge des Wachstums der Stadt in ein 
Gebiet einbezogen wurde, dessen Baugründe 
zn Spitzenpreisen gehandelt werden. 

Auf steuerlichem Gebiet wird daher das 
Schwergewicht bei der Bekämpfung der Boden­
spekulation auf die Ermittlung der tatsächlich 
gezahlten Grundstücks-Kaufpreise zu legen 
sein. Weiters wird zu prüfen sein, ob die 
geleisteten Kaufpreise aus versteuerten Ein­
kommen stammen können. Außerdem müßte 
bei falschen Angaben über die Kaufpreishöhe 
von der Möglichkeit Gebrauch gemacht wer­
den, die Strafverfahren in schärferem Maße 
durchzuführen als bisher. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Blecha: Herr Bundesminister ! 
Da die Bodenspekulation jetzt in Osterreich 
auch schon Ausmaße erreicht hat, die wir 
schon etwas früher in anderen europäischen 
Ländern feststellen mußten, ist es, glaube ich, 
doch notwendig, ein sehr vielfältiges Instru­
mentarium zu entwickeln, in dem auch steuer­
liche Maßnahmen enthalten sein sollten, die 
noch über das hinausgehen, was wir jetzt an 
solchen fiskalischen Möglichkeiten zur Ver­
fügung haben. Solche Maßnahmen gehen mei­
ner Ansicht nach doch in zwei Richtungen: das 
Einstreifen der Planungsgewinne etwas besser 
in den Griff zu bekommen und die Bevor-
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Bleclta 

zugung von Grund und Boden als re,ine Ver­
mögensanlage zu verhindern. 

Bei den Planungsgewinnen - ich komme 
damit zur ersten Zusatzfrage - stellt sich 

verursacht, herbeiführt, also mit Anrainer­
gebühren in dem Augenblick zu operieren, 
in dem die öffentlichen Investitionen getätigt 
werden. 

heraus, daß wir es mit einer Privatisierung Ich meine, daß aus einer Kombination einer 
dieser Gewinne und mit einer zunehmenden verlängerten Frist im Einkommensteuergesetz, 
Sozialisierung der Planungsschäden zu tun allenfalls modifiziert in Richtung von festen 
haben. Die Gemeinden werden immer mehr Steuersätzen, mit entsprechenden direkten Ge­
und mehr zur Kasse gebeten, wenn die Aus- bühren nach dem Kostenverursachungsprinzip 
nutzbarkeit von Grund und Boden sinkt. (Abg. das Problem am ehesten sinnvoll und ökono­
Dr. B a u  e r: Das ist eine Rede! Der BIecha misch gelöst werden könnte. 
darf das! Wir sind bei der dritten Frage in 
dieser Fragestunde! - Abg. M i t  t e r e r: 
Frage!) Die Gemeinden selbst haben aber 
wenig Möglichkeit, angemessene Beiträge für 
die Finanzierung der Infrastruktur zu erhalten. 

Herr Bundesminister! Können Sie sich nun 
vorstellen, daß es auch im Rahmen eines Bun­
desgesetzes möglich ist, daß zur Finanzierung 
der Infrastruktur eine angemessene Beteili­
gung am Planungsgewinn abgeschöpft werden 
kann? (Abg. Dr. B a u  e r: Der hält da eine 
vVahlrede! - Abg. 0 f e n b ö c k: Vielleicht 
fragt der Minister den Blecha!) 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Das Problem ist doch 
offenbar das, daß durch Leistungen Dritter in 
der Regel Gemeinschaftsleistungen, Wertzu­
wächse bei Grundstücken auftreten, die der 
Grundstückseigentümer selbst nicht finanziert. 

Nun gibt es vier Möglichkeiten, diese Wert­
zuwächse steuerlich zu erfassen: 

Einmal die Regelung, die das Einkommen­
steuergesetz innerhalb der Fünf jahresfrist 
kennt und die ausweitbar und modifizierbar 
ist, etwa in der Richtung von festen Steuer­
sätzen. 

Zum zweiten die Uberlegungen, die audl in 
anderen Staaten angestellt werden, etwa mit 
Planungsgewinnabgaben - und Ahnliches 
sind Wertzuwachsabgaben - zu arbeiten. Hier 
ist wieder zu unterscheiden, ob es bereits 
realisierte Gewinne oder nicht realisierte Ge­
winne sind, wobei nicht realisierte sicherlich 
am allerwenigsten in Frage kommen, weil hier 
unvertretbare Härten auftreten würden. 

Aber selbst bei realisierten Gewinnen halte 
ich die Möglichkeiten für begrenzt. Sie würden 
bei knappem Angebot - und Grund und 
Boden ist nun einmal ein knappes Gut -
auf dem Verkäufermarkt zu beträchtlichen 
Preissteigerungen führen, was nicht das Ziel 
sein kann. 

So bleibt der vierte Bereich, daß man in 
höherem Maße sozusagen den direkten Bezug 
der Wertsteigerung und der Leistung, die sie 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Blecha: Herr Bundesminister! 
Wenn ich Sie richtig verstanden habe, würden 
Sie einer Art Bodenwertzuwachssteuer etwa 
in der Form, wie sie in der Bundesrepublik 
Deutschland derzeit diskutiert wird und die 
vor allem dann Platz greifen soll, wenn der 
Planungswertausgleich nicht mehr richtig 
zieht, für Osterreich nicht das Wort reden, 
sondern S.ie würden eher vor-schlagen, eine 
kombinierte Form von Anrainergebühren und 
durch Fristerweiterung von Planungsgewinn­
abschöpfungen - in der besten Form der Be­
deutung dieses Wortes - zu schaffen. (Abg. 
Dr. B a u  e r: Philosophieren Sie nicht, sondern 
fragen Sie!) 

Ich darf daher an Sie die Zusatzfrage richten, 
ob von Ihrem Ministerium ein Vorschlag in 
dieser Richtung zu erwarten ist. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Eine Boden­
wertzuwachsabgabe hat zwei Nachteile: Ein­
mal das Problem der Erfaßbarkeit, und zwei­
tens das Problem der Uberwälzbarkeit und 
damit entstehender zusätzlicher Verteuerung 
von Grund und Boden. Daher - ich habe 
schon darauf hingewiesen - bin ich für eine 
Kombination aus den einkommensteuerlichen 
Regelungen und - um sie zunädlst so zu 
nennen - den entsprechenden Anrainerge­
bühren. 

Sofern diese Frage aktuell werden sollte, 
sind wir, was das Einkommensteuergesetz an­
belangt, dazu in der Lage. Was die Anrainer­
gebühren betrifft, ist es Sache der Gemeinden. 

Präsident: Anfrage 4 :  Herr Abgeordneter 
Stohs (GVP) an den Herrn Bundesminister. 

1076/M 

Ist es richtig, daß ein Vorarlberger Zollbeam­
ter direkt vom Ministerium zum Vorbereitungs­
kurs einberufen wurde und dadurch dreißig von 
der Finanzlandesdirektion vor ihm gereihte 
Beamte mit guter Qualifikation und mehr Dienst­
jahren übergangen wurden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 
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Bundesminister Dr. Androsch: Sehr geehrter prüfen. Fest steht jedenfalls, daß das mit dem 
Herr Abgeordneter! Die Einberufung der Zol1- Zentralausschuß akkordiert wurde. 
wachebeamten in den Vorbereitungslehrgang Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 
zur F achprüfung für ZoUwacheb

'
eamte erfolgt 

über Reihungsvorschlag der zuständigen Abgeordneter Stohs: Herr Bundesminister! 

Finanzlandesdirektion durch das Bundesmini- Wir sehen in dieser Vorgangsweise, die dem 

sterium für Finanzen nach vorausgegangener widerspricht, was gerade die Kollegen der 

Absprache mit dem lentralausschuß für die sozialistischen Fraktion hinsichtlich der Mit­

Bediensteten des Zollwachdienstes. bestimmung für Betriebsräte und Personalver­

Für den 33 . Fachkurs, der in zwei Abteilun­
gen an der Zollwachschule in Wien geführt 
wird, wurden der Finanzlandesdirektion für 
Vorarlberg wegen des großen Nachholbedarfes 
acht, zusammen also sechzehn Kursplätze zu­
gewiesen. In zurückliegender Zeit waren in der 
Regel jeweils vier Kursplätze eingeräumt. 

Um die Zulassung haben sich 54 Zollwache­
beamte beworben, darunter 1 6  Zollwachkon­
trollore, 3 1  Zollwachoberrevisoren und 7 Zoll­
wachrevisoren. 

In den 33. Fachkurs wurden ·die von der 
Finanzlandesdirektion einvernehmlich mit der 
Personalvertretung auf den Plätzen 1 bis 1 6  
gereihten Beamten einberufen; hievon sind 
1 1  Zollwachkontrollore und 5 Zollwachober­
revisoren. Eine weitere Reihung wurde von 
der Finanzlandesdirektion nicht vorgenommen. 

Von den verbliebenen 26 Zollwachoberrevi­

soren konnten 17 keine fachwertige Verwen­
dung (Funktion) aufweisen. Für die verblie­
benen, von der Finanzlandesdirektion jedoch 
nicht gereihten Zollwachoberrevisoren mit 
fachwertiger Verwendung (zusammen 9) 
konnte der Finanzlandesdirektion für Vorarl­
berg einvernehmlich mit dem Zentralausschuß 
Zollwache ein zusätzlicher Kursplatz einge­
räumt werden. Durch diese Zuwej,sung wurden 
gereihte Bewerber nicht übergangen. 

Der Finanzlandesdirektion für Vorarlberg 
waren in zurückliegender Zeit wiederholt über 
Vorbringen der Personalvertretung zusätzliche 
Kursplätze zugewiesen worden. 

In der zusätzlichen Zulassung des in Rede 
stehenden Zollwachebeamten (Zollwachober­
revisor Harald Lindner) zum 33. Fachkurs kann 
daher eine Ungerechtigkeit nicht erblickt wer­
den. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Stohs: Herr Bundesminister! 
Haben Sie die Finanzlandesdirektion für Vor­
arlberg und die Personalvertretung benach­
richtigt, daß weitere Meldungen erfolgen kön­
nen, damit eine weitere Reihung durchgeführt 
hätte werden können? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Das kann ich 
Ihnen frei nicht beantworten, das müßte ich 

treter immer wieder verlangen, einen groben 
Mißbrauch. 

Ich glaube, wenn Sie jetzt auch den Namen 
des betreffenden Kollegen genannt haben, der 
hier berücksichtigt wurde, so müßten Sie aber 
auch sagen, daß dies ein Sozialist ist, der eben 
den anderen vorgezogen wurde. Ich halte das 
für einen Mißbrauch! 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Androsch: Zunächst muß 
ich feststellen, daß ich nicht weiß, daß er ein 
Sozialist ist. (Ruf bei der OVP: Sie Ahnungs­
loser!) Das ist im Einvernehmen zwischen 
Finanzlandesdirektion und Zentralausschuß 
geschehen. Zum zweiten ist das kein Wider­
spruch zur Mitbestimmung, weil der Zentral­
ausschuß befaßt wurde. Zum dritten fällt es 
in den Bereich der Ministerverantwortlichkeit, 
mit seinen Beamten die Entscheidungen zu 
treffen, die zur Auswahl und Fortbildung der 
Beamten notwendig sind. (Beifall bei der SPO. 
- Zwischenrufe.) 

Bundesministerium für Bauten und Technik 

Präsident: . 5 .  Anfrage: Herr Abgeordneter 
Josef Schlager (SPO) an den Herrn Bundes­
minister für Bauten und Technik. 

1135/M 

Was sind die Gründe. daß man in Osterreich 
beim Bau von Autobahnen noch immer am 
Betonbau festhält? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Bauten und Technik 
Moser: Herr Abgeordneter! Für die österrei­
chischen Autobahnen und Schnellstraßen exi­
stiert ein vom Bundesministerium für Bauten 
und Technik im engsten Einvernehmen mit 
den Ämtern der Landesregierungen ausgear­
beiteter und in der Zwischenzeit von mir auch 
für verbindlich erklärter Belagsplan. Dieser 
Plan bestimmt für jede gesetZlich verankerte 
Autobahn und Schnellstraße die Ausführungs­
art des Fahrbahnbelages in Zement- oder 
Asphaltbeton. 

Was die Autobahnen anlangt, so muß man 
bedenken, daß gerade Autobahnen höchste 
Verkehrsansprüche erfordern und daß daher 
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Bundesminister Moser 

auch eine Ausführungsart mit widerstands­
fähigsten Belägen gesichert sein muß. 

Die Gründe für die Ausführung von Fahr­
bahndecken in Zementbetonbauweise auf 
Autobahnen in Osterreich sind im wesent­
lichen folgende: 

Wenn man die Erhaltungskosten und die bei 
Asphaltbetondecken von Zeit zu Zeit unbe­
dingt notwendigen Deckschichterneuerungen 
berücksichtigt, stellen sich Zementbetondecken 
nicht teurer, sondern sogar etwas billiger als 
gleich dicke Asphaltbetondecken. 

Zum zweiten: Betondecken haben eine weit­
aus bessere lastverteilende Plattenwirkung als 
Asphaltbeton und sichern damit künftigen 
Verkehrsentwicklungen auch noch Tragfähig­
keitsreserven. Einer Beanspruchung der Fahr­
bahn auf Schub und Stoß widersteht eine 
Zementbetondecke besser als eine Asphalt­
betondecke. 

Zementbetondecken sind außerdem gegen 
Spikesbeanspruchungen widerstandsfähiger 
als Asphaltbetondecken. Darüber hinaus er­
fährt die Rauhigkeit und Griffigkeit der Ober­
fläche von Zementbetondecken unter großer 
Verkehrsbeanspruchung keine wesentlichen 
Anderungen und ist audl bei nasser Fahrbahn 
gegeben. 

Schließlich sind bei Dunkelheit und Nässe 
Zementbetondecken wesentlich heller und so­
mit auch verkehrssicherer als Asphaltbeton­
decken. 

Präsident:  Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Josef Schlager: Herr Bundes­
minister! I n  der Fachliteratur findet man Be­
richte über Versudlsstrecken mit Rauhasphalt 
auf den Autobahnen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Meine Frage: Sind über diese 
Versuchsstrecken Untersuchungsergebnisse 
bekannt beziehungsweise sind sie Ihnen zu­
gänglich? 

Präsident : Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Wir stehen bezüglich der Forschungsergeb­
nisse im Ausland in ständigem Kontakt mit 
den betreffenden Stellen. Wir selbst haben ja 
eigentlich erst eine relativ junge Straßenfor­
sdlung eingerichtet. Ergebnisse solcher Ver­
suchsstrecken kann man erst nach längerer 
Zeit und längerer Verkehrsbelastung wirklich 
genau ablesen. Die Fachwelt selbst ist heute 
noch nidlt völlig einheitlidler Meinung, welche 
Betondecke für den Verkehr besser ist. 

Idl kann nur wiederholen, daß wir ständig 
in engstem Kontakt mit den betreffenden Stel­
len bezüglich der Untersuchungsergebnisse in 

der Bundesrepublik, aber auch der Forschun­
gen in anderen Ländern stehen. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Josef Schlager: Herr Bundes­
minister! In der letzten Zeit haben sich schwere 
Unfälle ereignet, wobei man als Unfallsursache 
auch einen zu glatten Belag vermutet hat. 
Meine Frage: Gibt es in Osterreich einen For­
schungsauftrag, wonach Belagsdecken getestet 
werden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Einer der Gründe, 
warum wir einen einheitlichen Belagsplan er­
arbeitet und für verbindlich erklärt haben, 
liegt darin, daß es nicht vorkommen darf, daß 
auf einer Straße verschiedene Beläge aufge­
bracht werden. Es ist der Verkehrssicherheit 
nicht dienlich, wenn man von einer Beton­
fahrbahn für ein kurzes Stück auf eine Asphalt­
bahn und dann wieder auf Beton kommt, weil 
die Fahrverhältnisse bei verschiedenen Witte­
rungsbedingungen nicht völlig gleich sind. Das 
ist auch der Grund, warum wir beispielsweise 
eine Brücke im steirischen Raum, deren An­
schlußstück in Beton ausgebildet ist, die Brücke 
aber mit einem Asphaltbelag versehen ist, 
umbauen müssen, weil - wenn Sie diese 
Stelle meinen - sich dort verschiedene Unfälle 
ereignet haben, die allerdings nicht allein auf 
den Fahrbahnbelag, sondern auch auf die Kur­
venlage dieser Brücke zurückzuführen waren; 
aber zweifellos ist ein einheitlicher Belag auf 
den Straßen sicherer als ein wedlselnder Be­
lag. 

Präsident: Anfrage 6: Herr Abgeordneter 
Dr. Schmidt (FPO) an den Herrn Bundes­
minister. 

t145/M 
Wann wird der Wiener Sternwartepark der 

Offentlidlkeit zugänglich gemacht werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Das Bundesministerium für Bauten und Tech­
nik hat auf Grund des Beschlusses der Bundes­
regierung vom 29. Mai 1973 im Rahmen einer 
interministeriellen Besprechung am 1 2. Juni 
1 973 die tedlnischen und rechtlirnen Mög­
lichkeiten einer Offnung des Sternwarte areals 
für die Wiener Bevölkerung geprüft. 

Nach dem Ergebnis dieser Besprechung wäre 
die t eilweise Offnung des Areals in tern­
nischer Hinsimt möglim. Die das Areal um­
gebende Mauer müßte allerdings weitgehend 
erhalten bleiben, denn es handelt sich nirnt 
nur um eine Einfriedungsmauer, sondern auch 
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um eine Mauer, die gleichzeitig die Funktion 
einer Stützmauer hat. Auch neue Wege­
führungen sollten unterbleiben, um in diesem 
Gelände nicht Hangrutschungen auszulösen 
und um das Fällen von Bäumen zu vermeiden. 
Allerdings würde aus Sicherheitsgründen eine 
gründliche Durchforstung des für die Offent­
lichkeit vorgesehenen Parkteiles notwendig 
werden. 

Zurzeit ist dieses Areal für Hochschulzwecke 
gewidmet. Die Verfügung einer Widmungs­
änderung ist durch das Bundesministerium 
für Bauten und Technik überhaupt nur dann 
möglich, wenn für die in Betracht kommenden 
Liegenschaftsteile ausdrücklich auf die Wid­
mung für Hochschulzwecke verzichtet wird. 

Bei diesem Gespräch vom 12. Juni war auch 
der Rektor der Wien er Universität anwesend. 
Der Rektor hat unter Berufung auf das Hoch­
schul-Organisationsgesetz erklärt, daß allein 
die Hochschule verfügungsberechtigt sei und 
eine Freigabe abgelehnt wÜlde. 

Wir haben nunmehr das Bundesministerium 
für Wissenschaft und Forschung gebeten, uns 
mitzuteilen, inwieweit die Rechtsauffassung 
des Rektors richtig ist, daß allein die Hoch­
schule verfügungsberechtigt ist, auch hinsicht­
lich der Erklärung einer Aufhebung der Wid­
mung in einem bestimmten Teile. Nach 
Erledigung dieser Rechtsfrage werden wir die 
Dinge weiter verfolgen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Herr Bundes­
mi.nister !  Ihre Antwort war sehr umfangreich, 
hat aber nicht genau den Kern meiner Frage 
getroffen, nämlich wann Sie meinen, daß der 
Sternwartepark der Offentlichkeit zumindest 
zum Teil zugänglich gemacht wird. Ich habe 
diese Frage deswegen gestellt, weil - und das 
ist ja in Ihrer Antwort schon angetönt - es 
nach dem Beschluß der Bundesregierung auch 
Stimmen gegeben hat, die sich gegen eine 
Offnung ausgesprochen haben. So hat der Rek­
tor der Universität Wien j a  gesagt, eine Off­
nung käme so lange nicht in Frage, solange 
nicht ein Ersatzgrundstück für das Zoologische 
Institut gefunden wird. 

Ich möchte Sie fragen, Herr Bundesminister: 
Sind Sie auch dieser Meinung? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Mosel': Herr Abgeordneter! 
Ich darf dazu sagen, daß die Beschaffung eines 
Ersatzgrundstückes für den Bau der Zoologie 
nach meiner Uberzeugung keinen unmittel­
baren Zusammenhang mit der heute zur 
Sprache stehenden teilweisen Zugänglich-

machung des Sternwarte areals für die Be­
völkerung hat. 

Präsident: Weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Bei meiner zwei­
ten Zusatzfrage, Herr Bundesminister, bin ich 
nicht ganz sicher, ob Sie eigentlich zuständig 
sind. Ich möchte aber dennoch fragen: Wird 
nach einem Ersatzgrundstück gesucht, oder hat 
man ein solches bereits gefunden? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter !  
Ich habe i n  meinem Bereich - ich glaube, 
ich habe das dem Hohen Hause schon einmal 
mitgeteilt - den Auftrag gegeben, nachdem 
der Bund selber in den in Frage kommenden 
Bereichen kein geeignetes Grundstück hat, auf 
die Suche nach einem geeigneten Grundstück, 
das natürlich auch erworben werden könnte, 
zu gehen. Wir haben ein solches Grundstück 
bis heute noch nicht gefunden. Wir überlegen, 
oh nicht etwa jenseits des Donaukanals, aller­
dings in sehr unmittelbarer Nähe des Donau­
kanals, ein solches Grundstück, das nach 
unseren Feststellungen an sich frei wäre, aber 
nicht im Bundesbesitz, aber auch nicht im 
Besitz der Gemeinde Wien ist, zu vernünftigen 
Bedingungen erworben werden könnte. 

Präsident: Anfrage 7: Herr Abgeordneter 
Mitterer (OVP) an den Herrn Bundesminister. 

l085/M 

Entsprechen Nachrichten, die in der Offent­
lichkeit zirkulieren, denen zufolge das Rechen­
zentrum des Finanzministeriums in der Marxer­
gasse unrichtig geplant wurde, den Tatsachen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

BundesITIli'nister Moser: Herr Abgeordneter! 
Die in der Anfrage wiedergegebene Nachricht 
der unrichtigen Planung entspricht nicht den 
Gegebenheiten. 

Auch ich habe Ende 1972 hievon gehört 
und sofort ein Prüfungskomitee eingesetzt und 
mit der Klärung des Sachverhaltes beauftragt. 
Dieses Komitee setzte sich aus Vertretern des 
Bundesministeriums für Finanzen, des Zentral­
besoldungsamtes - des Bundesamtes für Be­
soldung und Verrechnung eben -, des Bun­
desministeriums für Bauten und Technik und 
der BGV I Wien e:inerseits und des planenden 
Architekten andererseits zusammen. Die 
Untersuchung hat einhellig folgendes Ergebnis 
gebracht: 

Das vom Bundesministerium für Finanzen 
in detaillierter Form seinerzeit bekannt­
gegebene Raum- und Funktionsprogramm 
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wurde eingehalten. Dieses Programm wunde, 
wie das bei Planungen dieser Größe sicher 
richtig ist, einschließlich einer etwa 6prozen­
tigen Reserve in den Vorentwurfsplänen, die 
die Zustimmung des Bundesministeriums für 
Finanzen erhalten haben, in jeder Hinsicht 
voll erfüllt. Die Vorentwurfspläne stimmen 
mit den genehmigten Entwurfs- und Einreich­
plänen überein. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Mitterer: Herr Bundes­
minister! Der erste Teil Ihrer Fragebeant­
wortung ist mir bekannt. Es heißt aber - ich 
kann das nicht überprüfen, ich gebe es nur 
wieder und bitte Sie, mir zu sagen, ob Sie 
darüber etwas wissen -, daß verschiedene 
technische Anlagen der Datenverarbeitung 
nunmehr nachträglich dadurch untergebracht 
werden sollen oder wurden, daß Garagen, die 
ebenfalls vorgesehen waren, umgearbeitet 
wurden, sodaß vielleicht - nicht im Rahmen 
des Baugeschehens, aber im Rahmen der An­
gaben des Finanzministeriums - doch Fehler 
eingetreten sindj denn sonst wäre es nicht 
notwendig gewesen, während des Baues eine 
nachträgliche Umstellung vorzunehmen. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter ! 
Ich darf sagen, daß sowohl das B undes­
ministerium für Finanzen als auch mein 
Ressort das allergrößte Interesse daran hat, 
zumindest jenen Teil bald bezugsfertig zu 
machen, in dem die Datenverarbeitung unter­
gebracht werden soll. Die Datenverarbeitung 
steht nicht ausschließlich dem Finanz­
ministerium zur Verfügung, sondern es ist auch 
noch das Bundesministerium für Bauten und 
Technik daran beteiligt, das mit Ausnahme 
einer nicht mehr ganz erweiterungsfähigen 
Anlage im Bereich des Bundesamtes für Eich­
und Vermessungswesen keine eigene Anlage 
hat. Es besteht ein diesbezüglidles Ver­
waltungsübereinkommen, wonach das Bauten­
ressort im wesentlichen diese Daten­
verarbeitungsanlage mit Leuten, die wir schon 
in unserem Bereich ausgebiLdet haben, be­
treiben wird. 

Dieser Bezug soll im Herbst des heurigen 
Jahres nach Möglichkeit erfolgen können, 
sodaß audl wir über eine leistungsfähige An­
lage verfügen und von der Vergabe von 
Fremdaufträgen etwas freier werden. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Mitterer: Es ist dies keine 
Frage, aber ich würde nur bitten, daß Sie mir 
d iesbezüglich eine Nachricht zukommen 
ldssen. Es ist sicher richtig, wie Sie das hier 
darlegen, aber es geht darum, daß man nach­
träglich festgestellt hat, daß für diese Daten­
verarbeitungsanlage zu wenig Raum sei und 
daß daher Garagen umgearbeitet werden 
mußten, um diese Datenverarbeitung unter­
zubringen. 

Ich wäre sehr dankbar, wenn Sie mir dazu 
einen Bericht geben lassen könnten, denn es 
müßten dann doch der Betreffende oder die 
Betreffenden festgestellt werden können, denn 
auf der einen Seite wird jemand mit Recht 
wegen kleinster Vergehen verfolgt, auf der 
anderen Seite werden durch solche Fehl­
angaben oder Fehlinterpretationen des Raum­
bedarfes zusätzliche Millionenkosten verur­
sacht. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Ich höre das heute zum erstenmal von Ihnen. 
Das ist auch bei aU den Untersuchungen nie 
zutage gekommen. Ich kann mir das in dieser 
Form gar nicht vorstellen, denn die Räume 
einer Datenverarbeitungsanlage müssen ja 
vollklimatisiert sein. Es sind keine Änderun­
gen in den Klimaanlagen etwa in der Form 
vorgenommen worden, daß vorgesehene 
Garagen, die ja unterirdisch geplant sind, voll­
kl:imatisiert werden müßten, weil dort EDV­
Anlagen aufgestellt werden. Im Gegenteil, 
die Stockwerke, in denen die EDV­
Anlagen untergebracht werden, haben sich seit 
Beginn der Bauarbeiten nicht mehr verändert. 

Präsident: Anfrage 8 :  Herr Abgeordneter 
Bregartner (SPO) an den Herrn Bundes­
minister. 

1 1 36/M 

Warum wurde obwohl bekannt ist, daß das 
Teilstück Unterhart" im Rahmen des Projektes 
Osttangente Wels zu den vordrin�lidlste

.
n 

(Unfallgefahr!) gehört, bis jetzt noch meht mit 
dem Bau begonnen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter! 
Der Ausbau des Abschnittes der B 138, 
Pyhrnpaßbundesstraße, zwischen Wels und 
Sattledt, welcher gegenwärtig amb. die Funk­
tion des Autobahnzubringers für Wels hat, 
wurde in Anbetracht der im Bereich der Aus­
fahrt Wels-Thalheim immer wieder auf-

Was nun die Frage der Garage anlangt, getretenen Verkehrsstauungen von der Wel­
so hin ich ,im konkreten überfragt. Ich bin ser Seite mit dem Bau der neuen Traunbrücke 
gerne bereit, diese Frage untersuchen zu und den Baulosen "Oberhart" und "Thalheim· · 
.lassen und Ihnen das Ergebnis mitzuteilen. I begonnen. Diese Vorhaben sind bereits so 
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weit fertiggestellt, daß sie für den Verkehr 
zur Verfügung stehen. Im Bauvorhaben 
"Bosch" , welches die Verbindung zwischen 
der neuen Traunbrücke und der B 1, der 
Wiener Straße, lin Wels darstellt, sind die 
erforderlichen Brückenbauten, w€lche dem 
Straßenbau vorauszugehen haben, bereits im 
Bau. 

Das Baulos "Unterhart", also das von Ihnen 
reklamierte, wurde als letztes Vorhaben, das 
stimmt, für den Ausbau der Strecke Wels­
Sattledt gereiht, weil dieser Abschnitt, der im 
Jahre 1 970 eine Belagserneuerung erhalten 
hat, gegenüber den anderen auszubauenden 
Abschnitten unter den seinerzeitigen Ver­
hältnissen noch am wenigsten zu Verkehrs­
behinderungen Anlaß gegeben hat. Im Bereich 
der Unfallhäufigkeitsstellen im Land Ober­
österreich ist dieser Abschnitt "Unterhart" in 
den letzten Jahren nicht mehr aufgeschienen. 
Aber die Bundesstraßenverwaltung wird be­
strebt sein, diese Ausbaulücke - denn jetzt 
handelt es sich um eine echte Ausbaulucke -
zu einem frühestmöglichen Zeitpunkt auch zu 
schließen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Bregartner: Herr Bundes­
minister! Bevor ich näher darauf eingehe, 
möchte ich Sie noch fragen, wann eigentlich 
die Pläne für den Ausbau "Unterhart" von 
der Landesbaudirektion Ihrem Ministerium 
vorgelegt wurden, 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneterl 
Ein früherer Ausbau wäre gar nicht möglich 
gewesen, denn die Detailpläne für den Ausbau 
s·ind dem BautenmiIlii,sterium erst im Mai 1973 
vorgelegt worden. 

Präsident: Eine weitere Frage. 

Abgeordneter Bregartner : Herr Bundes­
ministerl Aus Ihren Ausführungen ist zu er­
sehen, daß Ihnen vom Lande Oberösterreich 
eigentlich erst sehr verspätet die Planungs­
unterlagen zur Verfügung gestellt wurden, ob­
gleich der Herr Landeshauptmann Dr. Wenzl, 
als der zuständige Baurf'ferent von Ober­
österreich, den Vertretern der Stadt zugesagt 
hat, die Pläne im Herbst des Vorjahres vor­
zulegen. Herr Bundesminister! Daraus geht 
doch eindeutig hervor, daß trotz ständigem 
Drängen der Stadt und der Wirtschafts­
treibenden dieser Stadt nur sehr wenig 
Engagement von der Landesbaudirektion und 
hier von dein zuständigen Baureferenten für 
die Belange dieser Stadt gezeigt wurde. Es 
darf einen daher nicht wundern, daß bei der 
Reihung der Straßen des Landes nicht beson­
ders engagiert vorgegangen wurde. 

Ich darf Sie nun, Herr Bundesminister, 
fragen, wann, wenn die Pläne von Ihrem 
Ministerium genehmigt werden, mit der Be­
gradigung dieses Teilstückes gerechnet 
werden könnte. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Moser: Herr Abgeordneter !  
Zunächst darf ich wieder einmal darauf ver­
weisen, daß die Planungen nicht im Bundes­
ministerium selber, sondern bei den Ämtern 
der Landesregierungen liegen. Ich bin über­
fragt, wenn ich Ihnen die Gründe der Ver­
zögerung der Vorlage des Detailprojektes be­
kanntgeben soll. Ich darf aber auch um Ver­
ständnis dafür bitten, daß ich darauf dränge 
und drängen muß, daß bei den Bauprogramm­
verhandlungen, die jeweils im Herbst eines 
Jahres für das kommende Jahr mit den Län­
dern durchgeführt werden, nur solche Bau­
vorhaben in das Bauprogramm aufgenommen 
werden, die auch planlich entsprechend vor­
bereitet sind. 

Das entspricht übrigens einer Auffassung 
des Rechnungshofes, wie ich meine, sehr zu 
Recht, weil es nicht zielführend wäre, Wünsche 
in ein Bauprogramm aufzunehmen, für die 
konkrete Planungen noch gar nicht vorliegen, 
weil das zwangsläufig dazu führen müßte. 
daß dann, wenn bei Planungsarbeiten ein 
Zeitverzug festzustellen ist. die an sich für ein 
bestimmtes Bauvorhaben vorgesehenen Gel­
der andernorts verbaut würden. Damit würde 
man ja auch allen unseren Absichten, den Aus­
bau der Straßen nach einem Dringlichkeits­
programm vorzunehmen, nicht entsprechen. 

Es wird also eine Frage der Bauprogramm­
verhandlungen des heurigen Jahres sein, 
natürlich auch eine Frage der an sich zur 
Verfügung stehenden Mittel im Straßenbau 
für das kommende Jahr, inwieweit diese Aus­
baulücke im nächsten Jahr in Angriff ge­
nommen werden kann. 

Bundesministerium für Auswärtige Ange­
legenheiten 

Präsident: Anfrage 9 :  Herr Abgeordneter 
Hahn (GVP) an den Herrn Bundesminister für 
Auswärtige Angelegenheiten. 

1 1 10!M 

Halten Sie es mit der Neutralität 0sterreichs 
für vereinbar, daß die "Bauring Ges.m.b.H .. . .  eine 
gemischtwirtschaftliche Gesellschaft der Stadt 
Wien, auf dem Territorium Saudi-Arabiens eine 
Militärflugbasis errichtet? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten Dr. Kirchschläger: Herr Abgeordneter[  
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Osterreichische Gesellschaften, die nach Han­
delsrecht konstituiert sind, werden nach einer 
langjährigen, und zwar bis zum Jahre 1 955 
zurückgehenden Interpretation der immer­
währenden Neutralität Osterreichs nicht dem 
Staate zugerechnet. Der Bau des Flugplatzes 
in Saudi-Arabien durch den "Bauring" , der 
nach einem Bericht der Botschaft vom 5. Juli 
1972 teils zivilen, teils militärischen Zwecken 
dient und der seinerzeit im Jahre 1 968 durch 
die Teilnahme an der Ausschreibung initiiert 
wUI1de, stellt daher nach dieser Neutralitäts­
interpretation keine Kriegshilfe der Republik 
Osterreich an Saudi-Arabien im Sinne des 
5. und 1 3. Haager Abkommens über die 
Rechte und Pflichten der Neutralen dar und 
widerspricht daher auch nicht der Neutralität 
der Republik Osterreich. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Hahn: Herr Minister! Wäh­
rend der Verband sozialistischer Mittelschüler, 
eine politisch ziemlich unbedeutende Organi­
sation, wegen aggressiver Äußerungen gegen 
Israel von der Subventionssperre betroffen 
wurde, bleibt es dem "Bauring" , einer Gesell­
schaft, die zu 96 Prozent der Gemeinde Wien 
gehört, vorbehalten, wie Sie selber zugegeben 
haben, teilweise eine Militärflugbasis gegen 
Israel zu errichten. Experten meinen jedoch, 
daß ein De facto-Kriegszustand zwischen 
Israel und Saudi-Arabien besteht. 

Glauben Sie, Herr Bundesminister, daß diese 
Tatsache nicht doch auch die freundschaftlichen 
Beziehungen zwischen Israel und Osterreich 
stört? 

Präsident: Herr Bundesminister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Ich habe 
bisher, obwohl dieses Bauverfahren und die 
Ausschreibung - ich wiederhole - seit dem 
Jahre 1968 laufen und daher sicher auch den 
israelischen Behörden bekannt gewesen sein 
müssen, in den vielen Kontakten, die in der 
Zwischenzeit mit Israel stattgefunden haben, 
und auch bei den offiziellen Besuchen nie 
- ich wiederhole :  nie! - ein Anzeichen dafür 
gefunden, daß von Israel dies als unfreund­
licher Akt oder gar als Verletzung der immer­
währenden Neutralität angesehen wird. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Hahn: Herr Minister! Exper­
ten meinen trotzdem - ich darf das hier 
betonen -, daß hier neutraldtätspolitisch 
schwerwiegende Bedenken vorliegen, denn 
dadurch wird das Vertrauen i n  die Aufrecht­
erhaltung der österreichischen Neutralität ge­
fährdet werden. (Zwischenrufe bei der SPO.) 
Meine Herrel}! Es berührt schon etwas eigen-

artig, wenn Sie da die Interessen Saudi­
Arabiens vertreten, und es ist sehr makaber 
und erschütternd, daß auf der einen Seite 
sowohl der Nationalrat als auch die Gemeinde 
Wien zum Beispiel Bäume in Israel in einem 
Blindenheim pflanzt. Ich möchte sagen: Das, 
was hier geschieht, ist eine viel ärgere 
" Pflanzerei" Israels! (Beifall bei der OVP.) 
Das muß man nachdrücklich feststellen. 

Ich frage Sie, Herr Minister: Sind Sie bereit, 
mit Bürgermeister Gratz ein Gespräch darüber 
in der Richtung zu führen, daß dieser Unfug, 
der weitere Ausbau der MiIitärflugbasis in 
Saudi-Arabien eingestellt wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr 
Abgeordneter! Ich bin jederzeit bereit, mit 
dem Herrn Bürgermeister der Gemeinde Wien 
ein Gespräch zu führen. Allerdings halte ich, 
wie ich Ihnen schon in der Beantwortung 
Ihrer Frage und der ersten Zusatzfrage gesagt 
habe, dieses Bauvorhaben nicht für einen Un­
fug, sondern ich halte mich an die Neu­
tralitätsinterpretation, der wir seit 1 955 ge­
folgt sind. Wir sind dabei sowohl im Neu­
tralitätsrecht als auch in der Neutralitäts­
politik immer von dem Grundsatz aus­
gegangen, daß die Pflichten,  die e1inem immer­
während neutralen Staat auferlegt sind, 
nicht extensiv, sondern restriktiv zu inter­
pretieren sind. 

Wir haben unsere Neutralität j a  immer, 
und zwar von allem Anbeginn an, als sie hier 
im Hohen Haus beschlossen wurde, so ver­
standen, daß sie uns in unserer Handlungs­
fähigkeit, vor allem in der wirtschaftlichen, 
aber auch in der politischen Handlungsfähig­
keit, nur in jenem Maße einschränkt, das durch 
die internationalen Abkommen und durch das 
allgemein anerkannte Völkerrecht gegeben ist. 
Darüber wollen wir auch in Zukunft nicht 
hinausgehen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Anfrage 1 0 :  Herr Abgeordneter 
Dr. Fiedler (OVP) an den Herrn Bundes­
minister. 

I097/M 
Entsprechen Zeitungsmeldungen, denen zufolge 

Osterreich bei den kürzlich wieder aufgenom­
menen Verhandlungen über die finanziellen For­
derungen gegen die CSSR wesentliche Abstriche 
gemacht hat, den Tatsachen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr 
Abgeordneter! Allfällige Meldungen, denen 
zufolge Osterreich bei den kürzlich wieder­
aufgenommenen Verhandlungen über die 
finanziellen Forderungen gegen die Tschecho-
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Bundesminister Dr. Kirchschläger 

slowakei wesentliche Abstriche gemacht haben österreichischen Forderungen reduziert wer-
soll, entsprechen nicht den Tatsachen. den, sondern dann heißt das nur, daß eben 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. der Ausweg gesucht wird, daß nicht das ge­
samte Vermögen entsdlädigt wird, sondern 

Abgeordneter Dr. Fiedler: Herr Bundes- daß man das Vermögen in verschiedene Ver­
minister !  Ich muß da auf zwei sehr signifikante mögenskategorien einteilt - in das kleine 
Meldungen verweisen. In dem einen Fall heißt Vermögen, in das mittlere Vermögen, in das 
es in dem sehr bekannten Monatsmagazin . große Vermögen - und nunmehr versucht, 
"profil" vom 27. April: "Um die CSSR zum den maximalen Betrag von dem Ver­
Einlenken zu bewegen, hat Osterreich seine handlungspartner zu erreichen. Je nach der 
Forderungen von 4,5 Milliarden auf 2,3 Mil- Höhe des erreichbaren Betrages wird es 
liarden Schilling reduziert." dann möglich sein, nur das kleine oder das 

Dagegen schreibt am 10. Juni die "Arbeiter- kleine und das mittlere Vermögen zu ent­

Zeitung'·, die Zeitung der Regierungspartei, schädigen, und je nachdem wird es auch dann 

unter der Uberschrift "Differenz mit Prag' · ,  möglich sein, Teilentschädigungen bis zur 

von dem außenpolitischen Redakteur Fried- Höhe des kleinen auch an das mittlere oder 

ri ch Katseher gezeichnet: "Auch ohne genauere bis zur Höhe des mittleren audl an das große 

Zahlen zu kennen, kann man abschätzen, daß Vermögen zu leisten. 

allein der Differenzbetrag einige hunrlert Mil- Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 
lionen Schilling ausmacht. ' ·  

Abgeordneter Dr. Fiedler: Herr Bundes-
Herr Bundesminister! Sie wissen, daß der minister! Trifft es zu, daß im Rahmen der bis­

Verhandlungskomplex um das Vermögen herigen Verhandlungen bereits konzediert 
österreichischer Staatsbürger in der CSSR eine wurde, daß die Republik Osterreich zu Lasten 
Breitenwirkung in Osterreidl hat und daß sehr geschädigter österreichischer Staatsbürger 
viele Betroffene interessiert sind, wie diese einen Interventionsverzicht abgeben wird? 
Verhandlungen letzten Endes ausgehen 

Präsident: Herr Bundesminister. werden. Ich glaube, es ist bei so divergieren-
den Zeitungsmeldungen - in einem Fall ein Bundesminister Dr. Kirchschläger: Ein Inter­
Verzicht von 2,2 Milliarden und auf der ventionsverzicht wurde vom Verhandlungs­
anderen Seite eine Verniedlichung durch den partner als eine unabdingbare Voraussetzung 
Redakteur der "Arbeiter-Zeitung·· auf einige für den Abschluß eines Vermögensvertrages 
hundert Millionen - doch notwendig, daß bezeichnet. Er wurde von österreichiseher 
man der Offentlichkeit eine Aufklärung gibt. Seite nicht konzediert, also nidlt zugestanden, 
Ich erkenne an, daß Sie uns aus diplo- da es ja nicht möglich ist, einzelne Zuge­
matischen Gründen keine Detailergebnisse ständnisse zu machen, ohne den Gesamt­
sagen können, aber ich glaube, in welcher komplex zu sehen. Es wird eine Frage des 
Größenordnung sich das Ergebnis als Mindest- schließlichen Absdllusses sein, ob die ange­
forderung der österreichischen Verhandlungs- botene Summe, also die Summe, die von der 
delegation belaufen soll, das müßte man doch CSSR erreichbar ist, so ist, daß man im Inter-
auch in diesem Hause erfahren können. esse derer, die eine Entschädigung erhalten, 

Prilsident: Herr Minister. auch den Interventionsverzicht für das rest­
Liche . Vermögen in Kauf nehmen kann oder 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Sehr ge- nicht. Darüber kann aber, Herr Abgeordneter, 
ehrter Herr Abgeordneter! Sie haben sehr schon allein aus verhandlungstedlnischen 
recht, daß diese Vermögensverhandlungen Gründen nodl keine Entsdleidung gefallen 
sehr viele Menschen in Osterreich unmittelbar sein. 
berühren. Das ist ja auch der Grund, warum 
seit 1956 alle Regierungen - das möchte ich 
unterstreichen - sich sehr bemüht haben, mit 
der CSSR zu einer Lösung dieses Problems 
zu kommen. Es ist auch richtig, daß die Höhe 
der Entschädigungsansprüche einmal in einer 
informellen Notiz mit einem Betrag, der über 
der 4-Millial1den-Grenze liegt, spezifiziert 
wurde. Wenn gegenwärtig Verhandlungen 
laufen, die diesen Betrag von 4 Milliarden 
nicht erreichbar erscheinen lassen, und zwar 
deswegen, weil sie einfach von dem anderen 
Verhandlungspartner nicht in Erwägung ge­
�ogen werden, dann heißt das nicht, daß die 

Präsident : Anfrage 1 1 :  Herr Abgeordneter 
Dt. Karasek (OVP) an den Herrn Bundes­
minister. 

1098/M 

Was war der wesentliche Inhalt der Gespräche, 
die Bundeskanzler Dr. Kreisky mit dem malte­
sischen Ministerpräsidenten Dom Mintoff geführt 
hat? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Sehr ge-
ehrter Herr Abgeordneter! Bei den Be­
sprechungen des Herrn Bundeskanzlers aus 
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Bundesminister Dr. Kirchschläger 

Anlaß seines Besuches in La Valetta gab es 
folgende Gesprächsthemen : die Beurteilung 
der gegenwärtigen politischen Situation in 
Europa als Ganzem mit besonderer Berück­
sichtigung des Mittelmeeres, eine öster­
reichische Hilfe bei der Aufforstung Maltas, 
die Möglichkeit der Errichtung einer Musik­
schule in La Valetta und schließlich die Mög­
lichkeiten einer Zusammenarbeit auf wirt­
schaftlichem Gebiet, und zwar bei einzelnen 
konkreten Betrieben, und der Zusammenarbeit 
auf dem Sektor Fremdenverkehr. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Karasek: Herr Bundes­
minister ! Halten Sie es für ridltig, daß der 
für auswärtige Angelegenheiten verfassungs­
mäßig nicht zuständige Bundeskanzler ohne 
Begleitung des Bundesministers für Aus­
wärtige Angelegenheiten Reisen dieser Art 
unternimmt und Sie angewiesen sind, aus 
zweiter Hand zu erfahren, was im Ausland 
gesprochen wird? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Kirchschläger: Herr 
Abgeordneter! Ich halte dies für richtig; denn 
es ging auf eine Anregung von mir zurück, daß 
icll den Herrn Bundeskanzler bei seinen Reisen 
nicht begleite. Ich halte es bei dem bestehen­
den Vertrauensverhältnis, das innerhalb der 
österreichischen Bundesregierung besteht, 
nicht für erforderlich, daß der Außenminister 
ab eine Art Kontrollorgan mit dem Bundes­
kanzler mitfährt. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Karasek: Herr Bundes­
minister! Trotz des Beifalls der sozialistischen 
Fraktion bin ich der Auffassung, daß ein Ver­
trauensverhältnis, das zwischen Ihnen und 
dem Herrn Bundeskanzler besteht, nicht die 
i'iormen der Bundesverfassung ersetzen kann. 
(ßeifaIl bei der OVP.) 

Ist Ihnen bekannt, Herr Bundesminister, daß 
der Herr Bundeskanzler, während er nodl 
Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten war, jeweils vehement dagegen pro-
testiert hat, wenn der damalige Bundeskanzler 
den Versuch unternehmen wollte, ins Ausland 

verfassung besteht, gibt es nicht nur in Oster­
reich, sondern in aller Welt die Einrid1tung 
der Besuche von Regierungschefs im Ausland. 
Diese Institution der gegenseitigen Besuche 
der Vorsitzenden der jeweiligen Regierungen, 
der Ministerpräsidenten, ist gerade in den 
letzten Jahren noch mehr als jemals in der 
Vergangenheit üblich geworden. 

Ich glaube mit gutem Grund, daß es die 
Koordinierungsfunktion, so wie sie in Oster­
reich besteht, oder auch die Lenkungsfunktion, 
wie sie in anderen Ländern besteht, als nütz­
lich ansehen lassen, daß sich die Minister­
präsidenten treffen, daß sie ihre Gedanken 
austauschen. Da in solchen Gesprächen, die auf 
Regierungschefebene stattfinden, in aller Welt 
nicht die Außenminister die Gesprächspartner 
sind, sondern die Reg1ierungschefs - und das 
ist, glaube ich, eine allgemein anerkannte Tat­
sache, die auch von der Bundesverfassung her 
aus ihrer historischen Interpretation gerecht­
fertigt erscheint -, hängt es wohl vom Innen­
verhältnis ab, ob nebenbei ein Außenminister 
sitzt und zuhört, oder ob er das nicht tut. 

Ich halte es für zeitökonomischer und im 
Hinblick auf die verstärkte Besuchsdiplomatie 
auch für zweckmäßiger, wenn der Außen­
minister seine eigenen Kontakte hat, seine 
eigenen Besuche macht, ferner daß er auf 
Grund internationaler Courtoisie bei den Be­
suchen der Staatsoberhäupter mit dabei ist, 
aber nicht auch noch die Besuche des - in 
unserem Fall - Bundeskanzlers begleitet. Es 
ist dies eine Entwicklung, die sich nicht nur 
in Osterreich abzeichnet, sondern auch in allen 
anderen Staaten. 

Zur Frage, welche Haltung der Herr Bundes­
kanzler Kreisky in seiner Eigenschaft als 
Außenminister eingenommen hat: Ich glaube, 
diese Frage überschreitet den Kompetenz­
bereich meiner gegenwärtigen Tätigkeit, sie 
gehört nicht mehr zur Vollziehung der Ge­
schäfte, wie ich sie habe! (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Zuweisungen 

ohne seine Begleitung zu reisen, und zwar Präsident: Die in der letzten Sitzung einge­
nicht unter Berufung auf irgendein Ver- brachten Anträge der Abgeordneten Doktor 
trauensverhältnis oder Nicht-Vertrauensver- Ermacora, Dr. Broesigke und Genossen: 
hältnis, sondern u n ter Berufung auf die Be­
stimmungen der Bundesverfassung? (BeifaIl 
bei der OVP.) 

89/A betreffend Bundesverfassungsgesetz, 
mit dem das B undes-Verfassungsgesetz in der 
Fassung von 1 929 geändert wird, 

Präsident: Herr Bundesminister. 901 A betreffend Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesminister Dr. Ki.rchschläger: Herr Verfassungsgerichtshofgesetz 1953 geändert 

Abgeordneter! Seit die österreichisdle Bundes- wird, und 
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Präsident 
9 1 1A betreffend Bundesgesetz, mit dem das Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 

Verwaltungsgerichtshofgesetz 1965 geändert Müller. Ich ersuche um seinen Bericht. 
wird, weise ich 

dem Verfassungs ausschuß zu. 

Die in der letzten Sitzung als eingelangt 
bekanntgegebenen Regierungsvorlagen weise 
ich zu wie folgt: 

dem Ausschuß für Verkehr und Elek­
trizitä tswirtschaft: 

Ubereinkommen über die Hohe See (820 der 
Beilagen) ; 

dem Handelsausschuß: 

Ubereinkommen betreffend die Prüfung und 
Bezeichnung von Edelmetallgegenständen 
(832 der Beilagen) ; 

dem Justizausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Gesetz über Ge­
sellschaften mit beschränkter Haftung ge­
ändert wird (845 der Beilagen), 

Bundesgesetz, mit dem das Einführungs­
gesetz zur Zivilprozeßordnung, die Zivil­
prozeßordnung, die Strafprozeßordnung, das 
Jugendgerichtsgesetz, das Verwaltungs­
gerichtshofgesetz und das Allgemeine Ver­
waltungsverfahrensgesetz zur Regelung der 
Verfahrenshilfe geändert werden (Verfahrens­
hilfegesetz) (846 der Beilagen) , 

Bundesgesetz, mit dem die Rechtsanwalts­
ordnung geändert wird (847 der Beilagen) , 

Bundesgesetz über den Notariatstarif 
(Notariatstarifgesetz) (848 der Beilagen) , 

Bundesgesetz, mit dem das Lohnpfändungs­
gesetz geändert wird (849 der Beilagen) , 

Bundesgesetz über die Anpassung von 
Bundesgesetzen an das Strafgesetzbuch (Straf­
rechtsanpassungsgesetz) (850 der Beilagen) , 

Bundesgesetz über die Neuordnung der per­
sönlichen Rechtswirkungen der Ehe (851 der 
Beilagen) und 

Bundesgesetz über die Änderung mietrecht­
licher Vo�schJ.1iften und über Mietzinsbeihilfen 
(852 der Beilagen). 

Den eingelangten Bericht der Bundes­
regierung über die innere Sicherheit Oster­
reichs im Jahre 1972 (III-99 der Beilagen) 
weise ich 

dem Verfassungsausschuß zu. 

1.  Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (483 der Beilagen) : 
Bundesgesetz über die Zahl, den Wirkungs­
bereich und die Einrichtung der Bundes­
ministerien (Bundesministeriengesetz 1973) 

(863 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zum 1 .  Punkt: Bundes­
ministeriengesetz 1 973. 

Berichterstatter Müller: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich berichte namens des Verfas-
SUIlJgsausschusses über ,die Regierungsvorlage 
(483 der Beilagen) : Bundesgesetz über die 
Zahl, den Wirkungsbereich und die Einrich­
tung der Bundesministerien (Bundesministe­
riengesetz 1 973) .  

Der dem Ausschuß zur Vorberatung vorge­
legene Gesetzentwurf sieht Regelungen im 
Sinne des Artikels 77 Abs. 2 B-VG über Zahl, 
Wirkungsbereich und Einrichtung der Bundes­
ministerien vor. Er regelt vorwiegend den 
allgemeinen Wirkungsbereich der BuIlldesmini­
sterien und läßt die in versdliedenen materiell­
rechtlichen Rechtsvorschriften verstreuten Zu­
ständigkeitsvorschriften. insbesondere die 
Vollzugsklausel einzelner Verwaltungsmate­
rien regelnder Bundesgesetze unberührt. Der 
Entwurf sucht jedoch solche Kompetenzver­
schiebungen zu realisieren, die aus verwal­
tungsökonomischen Gründen unbedingt not­
wendig sind. Erstmalig regelt er die innere 
Organisation der Bundesministerien im Ein­
klang mit dem rechtsstaatlichen Prinzip der 
Bundesverfassung und der ausdrücklichen An­
ordnung des Artikels 77 Abs. 2 B-VG. Er ist 
ein wesentlicher Beitrag zur Rechtsbereinigung 
insofern, als er eine sehr beträchtliche Zahl 
zum Teil sehr alter und unübersichtlich gewor­
dener Bestimmungen ersetzt. 

Auf die ausführlichen Erläuterungen der 
Regierungsvorlage wird verwiesen. 

Der Verfassungsausschuß hat zur V orbe­
handlung der Regierungsvorlage am 1 5. Jän­
ner 1 973 einen Unterausschuß eingesetzt, dem 
von der Sozialistischen Partei Osterreichs die 
Abgeordneten Dr. Fleischmann, Gratz, an des­
sen Stelle ab 15.  Juni Abgeordneter Dr. Heinz 
Fischer, DDr. Hesele, Dr. Reinhart und Robert 
Weisz, von der Osterreichischen Volkspartei 
die Abgeordneten Dr. Ermacora, Dr. Gasper­
schitz, Dr. Pelikan und Dr. Prader sowie von 
der Freiheitlichen Partei Osterreichs der Ab­
geordnete Dr. Broesigke angehörten. 

Der Unterausschuß hat in insgesamt zehn 
Sitzungen die Vorlage beraten und eine Reihe 
von Abänderungen vorgeschlagen. 

In seiner Sitzung am 5. Juli 1 973 hat der 
Verfassungsausschuß die Regierungsvorlage 
neuerlich in Verhandlung gezogen und auf 
Grund des Berichtes des Unterausschusses nach 
Wortmeldungen der Abgeordneten Dr. Broe­
sigke, Dr. Fleischmann, Dr. Prader, Ofenböck, 
Dr. Heinz Fischer, Dr. Ermacora sowie des 
Berichterstatters des Unterausschusses 
DDr. Hesele und des Bundesministers Doktor 
Broda beschlossen, dem Nationalrat die An­
nahme des Gesetzentwurfes in der dem Aus-
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Müller 

schußbericht beigedruckten Fassung zu emp­
fehlen. 

Im schriftlichen Bericht des Verfassungsaus­
schusses liegt ein Druckfehler '("or. Im vor­
letzten Absatz des Ausschußberichtes hat es 
in der vierten Zeile statt "Ziffer 9 des Ab­
schnittes C" richtig "Ziffer 9 des Abschnit­
te& H" zu lauten. 

Zu dem Abänderungsantrag der Abgeord­
neten Dr. Broesigke und Dr. Heinz Fischer hin­
sichtlich der Justizverwaltungsangelegenhei­
ten beim Verfassungs- und Verwaltungsge­
richtshof sowie beim Obersten Gerichtshof gab 
der BunJdesminister für Justiz Dr. Broda im 
Ausschuß folgende Erklärung ab: 

Der Abänderungsantrag der Abgeordneten 
Dr. Broesigke und Dr. Heinz Fischer zu Ziffer 3 
des Abschnittes A des Teiles 2 der Anlage 
zu § 2 sowie zu Ziffer 9 des Abschnittes H 
des Teiles 2 dieser Anlage wird von mir als 
Vertreter der Bundesregierung als KlarsteI­
lung der Absicht verstanden, den derzeitigen 
Rechts- und Sachzustand bei Führung der 
Justizverwaltungsgeschäfte der drei Höchst­
gerichte unverändert zu belassen. Nach Auf­
fassung der Bundesregierung werden die drei 
Höchstgerichte ihre Autonomie auf dem Ge­
biete der Justizverwaltung im bisherigen Um­
fang unverändert weiter innehaben. 

Namens des Verfassungsausschusses stelle 
ich somit den A n  t r a g, der Nationalrat wolle 
dem dem Ausschuß'bericht .angeschlossenen Ge­
setzentwurf samt Anlage die verfassungs­
mäßige Zustimmung erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, beantrage 
ich, General- und Spezial debatte unter einem 
durchzuführen. 

Präsident: Wird gegen den Antrag, General­
und Spezialdebatte unter einem abzuführen, 
ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

neuen Gesetzes die alte Tatsache steht, daß 
sich das Kabinett Kreisky II vor alLem durch 
zwei zusätzliche Ministerien auszeichnet;  in 
Paragraphen gegossen deshalb, weil hier der 
rechtliche Rahmen für den Wirkungsbereich 
und die Einrichtung der Ministerien gezogen 
wird, wobei ebenfalls zwei Erweiterungen ins 
Auge stechen: ·auf der einen Seite ·di·e soge­
nannten "sonstigen organisatorischen Einrich­
tungen", die jeder Bundesminister für sich 
treffen kann, und die rechtliche Verankerung 
von Kommissionen. 

Was nun den eigentlichen Zweck dieses 
Gesetzes betrifft, nämLich die Kompetenzent­
flechtung ,durch Veränderungen ,im besonderen 
Wirkungsbereich einzelner Bundesministerien, 
so wird dazu gleichfalls noch einiges zu sagen 
sein. Ich möchte mich vorerst darauf beschrän­
ken und nur anmerken, daß weder ursprüng­
liche Vorstellungen wie zum Beispiel das Wirt­
schaftsministerium des SPO-Wirtschaftspro­
gramms verwirklicht wurden noch die unzu­
reichende Kompetenzausstattung des zuletzt 
erfundenen Ministeriums, nämlich des Bundes­
ministeriums für Gesundheit und Umwelt­
schutz, behoben wurde. 

An sich, meine Damen und Herren, könnte 
ein Bundesgesetz über die Zahl, den Wir­
kungsbereich und die Einrichtung der Bundes­
ministerien auch bei einer Einparteienregie­
rung für die große Oppositionspartei ein An­
laß sein, die Bemühungen der Regierung um 
eine sparsame, gut koordinierte und effiziente 
Verwaltung anzuerkennen. Wir haben schließ­
lich nur e i n  e Regierung, und auch jene, die 
nicht die Regierung stellen, haben Interesse 
daran, daß Steuerge1der nicht vergeudet wer­
den, daß Doppel- 'lind MehrgeleLSiigkeiben ver­
mieden werden und daß Ziele, die im Interesse 
der Allgemeinheit liegen, durch eine syste­
matische und zielstrebige Arbeit auch tatsäch­
lich erreicht werden. 

Wenn wir diesem Gesetzentwurf dennoch 
Wir gehen in die Debatte ein. Zum Wort kritisch gegenüberstehen, dann hat das im 

gemeldet hat sich der Herr Abgeordnete Dok- wesentlichen dr.ei GrÜllIde: 

Wir gehen so vor. 

tor S chleinzer. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer 
(OVP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren!  Dieses Bundesgesetz über die Zahl, 
den Wirkungsbereich und auch die Einrich­
tung der Bundesministerien spiegelt, ich 
möchte sagen, mit Ausnahme des Bundes­
finanzgesetzes wie kein anderes Gesetz die 
Gesamttätigkeit der Bundesregierung wider. 
Wenn man beim Bundesfinanzgesetz von der 
"in Z'ahlen gegossenen Politik der I&egierung" 
spricht, so kann man bei diesem Gesetz von 
der "in Zahlen und Paragraphen gegossenen 
Arbeitsweise der Regierung" reden. 

Meine Damen und Herren! In Zahlen ge­
gossen deshalb, weil an d,er Spitze dieses 

Erstens einmal ist dieses Gesetz alles andere 
eher als ein großer Wurf. Es geht im wesent­
lichen über den Charakter einer Kompilation 
nicht hinaus ; weder hinsichtlich der Zahl der 
Ministerien noch hinsichtlich der wünschens­
werten Ausstattung des jüngsten Ministeriums 
mit ausreichenden Kompetenzen noch auch 
hinsichtlich der rechtlichen Definition der Rolle 
der Staatssekretäre, die in dieser Regierung 
j a  in besonderem Maße beim Herrn Bundes­
kanzler massiert sind. 

Zweitens erweckt dieses Gesetz den Ver­
dacht, daß es der Regierungspartei dabei weni­
ger um dlie Kompetenz·entflechtung als um dlie 
Ausweitung und FesHgung der Macht­
positionen ihrer Minister -gegenüber der öffent-

521 
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Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer 

lichen V'erw,altung und, wie es scheint, auch 
gegenüber :demokratisch gewählten Interessen­
vertretungen geht. Das ,gilt für die ominöse<Il 
"sonstigen org,anisator-ischen Einrtichtungen" 
und für ,die 'gesetzliche Verankerung der Kom­
missionen. 

Drittens, meine Damen und Herren, werden 
Sie mir doch beipflichten, daß dieses Gesetz 
nicht isoliert von der bisherigen Arbeitsweise 
und der personellen Zusammensetzung der 
gegenwärtigen Regierung gesehen werden 
kann. Es wäre eine Illusion zu glauben, daß 
eine in der Wirtschaftspolitik, in der Verteidi­
gungspolitik, in der Gesundheitspolitik oder 
in der Bildungspolitik konzeptlose Regierung 
allein deshalb, weil im § 3 Ziffer 3 von Koordi­
nierung und vorausschauender Planung die 
Rede ist, plötzlich konzeptiver vorgehen wird. 
(Zustimmung bei der OVP.) Ich denke, es wäre 
doch wohl ebenso eine Illusion zu glauben, 
daß unfähige Ressortleiter nur deshalb, weil 
sie zu sonstigen organisatorischen Einrichtun­
gen und zur Einsetzung von Kommissionen 
ermächtigt werden, plötzlich fähige Ressort­
leiter werden. 

Ich darf also gleich vorausschicken: Wir 
glauben nicht, daß die Addition der bisherigen 
Personen und der bisherigen Praxis dieser 
Regierung mit diesem Ministeriengesetz zu 
mehr führen wird als zu der bereits bekann­
ten Politik der Ankündigungen und des "Fort­
wursteIns", eine Politik, die zu den ebenfalls 
bereits bekannten Ergebnissen 

des inneren Verfalls unserer Währung, 

der damit verbundenen Entwertung der 
Sozialleistungen, 

der nicht mehr gegebenen Einsatzbereit­
schaft unseres Bundesheeres, 

des Kassierens ohne Konzept in der Ge­
sundheitspolitik und wie bei der Schulbuch­
aktion, meine Damen und Herren, 

der Bürokratisierung der guten Idee der 
Chancengleichheit in der Schulpolitik geführt 
hat. 

Wir fürchten daher mit Recht, daß die alten 
Ministerien mit den alten Ministern auch dann 
nichts Neues und Besseres zu bieten haben 
werden, wenn sie über ein paar parteipolitisch 
besetzte Ministerbüros und parteipolitisch wo­
möglich manipulierte Kommissionen mehr ver­
fügen werden. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte je­
doch über diesen Entwurf kein Pauschalurteil 
abgeben, ohne dazu auch im einzelnen Stel­
lung genommen zu haben. 

Was nun den Abschnitt I betrifft, der im § 1 
di'e Zahl ,der Bundesministerien mit 1 4  fest­
legt, so ist das weder eine Uberraschung noch 

ein Fortschritt gegenüber dem bisherigen Zu­
stand. Wir wissen schon, Hohes Haus, daß 
wir nicht mehr das Jahr 1922 schreiben, in 
welchem Jahr im § 4 des Wiederaufbauge­
setzes stand: "Die Zahl der Bundesministerien 
ist möglichst einzuschränken und wird mit 
höchstens acht festgesetzt. .. Darüber sind wir 
uns schon im klaren. 

Aber auf der anderen Seite hat sich unsere 
Skepsis gegenüber der bisherigen Praxis des 
Herrn Bundeskanzlers, Osterreich bei jeder 
seiner Regierungserklärungen mit einem 
neuen Ministerium zu beglücken, in den letz­
ten Jahren ja nur noch verstärkt. 

Osterreich hat wenig davon, daß nunmehr 
für die Schulmisere und die Hochschulmlsere 
zwei verschiedene Ministerien zuständig sind, 
weil wir uns für die Schulbildung bis zur 
Matura ein Unterrichtsministerium und für 
die Hochschulbildung ab der Matura ein Wis­
senschaftsministerium leisten. 

Osterreich hat auch wenig davon, daß der 
Finanzminister und der Sozialminister unter 
dem Vorwand der Gesundheitspolitik Sonder­
steuern verlängern, Preise erhöhen und Bei­
träge dynamisieren, während man wegen des 
neugeschaffenen Gesundheitsminis teriums 
darüber nachdenkt, was den Osterreichern ihre 
Gesundheit wert sei. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Osterreich hat auch wenig davon, Hohes 
Haus, daß sich der Herr Bundeskanzler Doktor 
Kreisky - was allerdings im § 1 dieses Ge­
setzes schamhaft verISchwiegen wird - gleich 
drei Staatssekretäre hält, von denen einer nach 
dem anderen oder, genauer gesagt, der dritte 
nach dem ersten für Aufgaben der Verwal­
tungsreform zuständig sein soll. Diese Regie­
rung, die sich da im § 1 im vollen alten Glanz 
präsentiert, ist für die Osterreicher im doppel­
ten Sinn des Wortes die teuerste Regierung, 
die es je gegeben hat ! (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Einmal, meine Damen und Herren, weil es 
in drei Jahren der SPO-Regierung zu einer 
20prozentigen Teuerung gekommen ist im 
Geg,ensatz zu einer nur 12prozentigen 
Teuerung in den Vlier J\ahren der OVP-Regie­
runq. Bei Ihnen ist die Teuerung demzufolge 
doppelt so hoch als in den J·ahren der OVP­
Regiemng! (Neuerliche Zustimmung bei der 
OVP.) 

Und zum zweiten, weil das bloße Reden 
von der Verwaltungsreform der SPO-Regie­
runq bisher rund 4 Milliarden Schilling ge­
kostet hat, während durch die Taten der OVP­
Regierung auf diesem Gebiet etwa 2,5 Milli­
arden Schilling eingespart werden konnten. 
W as ich damit deutlich machen will, zeigt 
die folgende Entwicklung zwischen April 1970 
und Jänner dieses Jahres. 

79. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)18 von 86

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 79. Sitzung - 1 1 .  Juli 1 973 757 1 

Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer 

Meine Damen und Herren! Nach dem Amts­
kalender: Um 8 Prozent mehr Sektionen, um 
3 1  Prozent mehr Gruppen, um 1 4  Prozent mehr 
Abteilungen, um 25 Prozent mehr Referenten 
und 6500 zusätzliche Dienstposten. Das ist Ihre 
sparsame Verwaltung und Ihre Verwaltungs­
reform, meine Damen und Herren! (Beifall bei 
der OVP.) 

Auch der Abschfiii tt II ,bringt keine Uher­
raschungen. Ich möchte sagen, er bringt sogar 
manche Formulierung, der wir zustimmen kön­
nen, allerdings - das muß ich hinzufügen -
mit dem Vorbehalt, daß die bisherige Praxis 
mit der nun aufgestellten Theorie nicht in 
Deckung zu bringen ist. Das ist Ihr Problem. 

Laut § 3 Ziffer 3 haben die Bundesminisbe­
rien "alle Fragen wahrzunehmen und zusam­
menfassend zu prüfen, denen vom Stand­
punkt der Koordinierung der vorausschauen­
den Planung der ihnen übertragenen Sach­
gebiete oder vom Standpunkt der wirtschaft­
lichen und zweckmäßigen Einrichtung und 
Arbeitsweise der Vollziehung im Bereiche des 
Bundes grundsätzlich Bedeutung zukommt". 

Es ließe sich eine ganze Reihe von Beispie­
len, etwa aus dem Bereich einer nicht recht­
zeitig hetI'iebenen SbabHiSlieI'Ungspolitik, feh­
lender Vor,stellungen der Regierung über Be­
gleitmaßnahmen zum EWG-Vertrag oder der 
mit Kommissionen begonnenen sogenannten 
Bundesheer-Reform beziehungsweise ORF­
Gegenreform bringen, aus denen hervorgeht, 
wie unsystematisch, widersprüchlich, ja leicht­
fertig diese Regierung in Fragen von grund­
sätzlicher Bedeutung vorgegangen ist. 

Vollständig - das gebe ich zu - könnte 
man alles das überhaupt nur im Rahmen einer 
größeren Dokumentation festhalten. Ich will 
mich de,shalb darauf beschränken, dies ledig­
lich an einem einzigen Beispiel zu demonstrie­
ren. 

Meine Damen und Herren ! In seiner ersten 
Regierungserklärung am 27. April 1970 hat 
der Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky auf die 
dringende Aufgabe hingewiesen, die Gleich­
heit aller Staatsbürger auf dem Gebiet der 
Erhaltung und Wiederherstellung der Gesund­
heit zu garantieren. Dazu kündigte er eine 
Vielfalt von Maßnahmen an, die - wie er 
sagte - "im Rahmen eines längerfristigen 
Gesundheitsplanes zu realisieren sind". 

Als erste dieser Maßnahmen nannte er: "Die 
Reorganisation des österreichischen Kranken­
anstaltswesens auf der Grundlage eines ge­
samtästerreichischen Krankenanstaltenplanes 
einschließlich seines Finanzierungskonzeptes 
in Form eines Mehrstufenplanes. " 

Das, meine Damen und Herren, wollte schon 
die Regierung Kreisky I in Angriff nehmen, 
und zwar ohne ein eigenes Ministerium; davon 

war in dieser Regierungserklärung mit keinem 
iN ort die Rede. 

In seiner zweiten Regierungserklärung am 
5. November 1971  .sprach Bundeskanzler Dok­
tor Kreisky dann ausführlich über "das Ster­
ben vor der Zeit". Ohne das Wort Plan noch 
einmal in den Mund zu nehmen, bezeichnete 
er es als notwendig, das Spitalswesen auf eine 
neue Grundlage zu stellen. Und wörtlich:  "Der 
Spitalsbetrieb selbst muß reorganisiert und 
eine ausgeglichene Finanzierung sichergestellt 
werden." 

Dann jedoch verkündete .der Bundeskanzler 
als "einen ersten Schritt zur Verstärkung der 
Anstrengungen" auf den Gebieten der Ge­
sundheit und des Umweltschutzes die Schaf­
fung eines eigenen Bundesministeriums für 
Gesundheit und Umweltschutz. Ein eigenes 
Ministerium also sollte das Ei des Kolumbus 
sein. Wieder einmal hatte die Regierung für 
Schlagzeilen gesorgt. 

Wenn später einmal Historiker oder Zei­
tungswissenschafter über die .Ära Kreisky 
dissertieren werden, wiI'd ihnen wahrschein­
lich bewußt werden, was man die "Kreis­
kysche Beschäftigungstherapie für die Offent­
lichkeit" nennen könnte. 

Es geht dabei nicht ,in erster Linie um die 
Lösung eines Problems, sondern darum, immer 
wieder neue Hoffnungen zu wecken, daß es 
mit einer bisher noch nicht angewendeten 
Methode gelöst werden könnte. Durch ständi­
gen Wechsel der Methode kann man die 
Offentlichkeit jahrelang in Atem halten, ohne 
daß irgend etwas Entscheidendes zur Lösung 
des Problems geschieht. 

Die Maxime lautet: Sobald eine Hoffnung 
begraben ist, muß rasch eine neue geweckt 
werden. (Zustimmung bei der OVP.) 

Deshalb 1 970 die Weckung der Hoffnung, 
die Regierung Kreisky werde das Gesund­
heitsproblem mit Hilfe von Plänen lösen. 

1 97 1  wurde ,an Stelle .dieser begr,abenen 
Hoffnung die neue geweckt, die Regierung 
werde es jetzt mit Hilfe eines neuen, mit aus­
reichenden Kompetenzen ausgestatteten Mini­
steriums schaffen. 

1 972 trat an die Stelle der begrabenen Hof­
nung auf ausreichende Kompetenzen wieder 
der Gesundheitsplan und dazu ein Minister­
komitee. 

Und 1 973 trat an die Stelle der begrabenen 
Hoffnung, ein Ministerkomitee werde diesen 
Plan verwirklichen, ein Gesundheitsinstitut, 
das erhebliche Agenden des Ministeriums 
übertragen erhielt, ohne daß die Verantwort­
lichkeit für die Führung dieser Agenden sicher­
gestellt worden wäre. 
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AußeI1dem trat 1 973 an die Stelle der begra­
benen Hoffnung, die Regierung werde mit 
Hilfe der verlängerten Alkoholsondersteuer, 
der erhöhten Zigarettenpreise . und der dyna­
misierten Krankenkassenbeiträge für eine aus­
reichende Finanzierung der Gesundheitspolitik 
sorgen, die nächste, die Osterreicher würden 
vor den n ächsten Erhöhungen gefragt werden, 
was ihnen ihre Gesundheit wert sei. 

Meine Damen und Herren! Bei dieser Hoff­
nung halten wir derzeit. Weil nämlich eine 
Regierung rnit einem 1 35-Mil1iariden-Budget, 
die seit drei Jahren vom Vorrang der Gesund­
heitspolitik redet, offenbar keine blasse 
Ahnung hat, wo sie 0,35 Prozent dieses Bud­
gets für diese Zwecke hernehmen soll!  (Zu­
s timmung bei der OVP.) 

Nebenbei bemerkt, meine Damen und Her­
ren : Wenn diese Regierung, statt die Zahl 
der Dienstposten zu erhöhen, diese so wie die 
Regierung Klaus um über 5000 verringert 
hätte, dann stünde ihr mehr als dieser Betrag 
für diese Zwecke zur Verfügung. 

Aber die Regierung Kreisky praktiziert nicht 
nur eine Beschäftigungstherapie im Umgang 
mit der Offentlichkeit, sie beherrscht auch die 
Klaviatur der Schocktherapie immer und über� 
all dort, wo die Beschäftigungstherapie ihre 
Wirkung nicht mehr erzielt. Dazu ein Beispiel. 
Die eine Schocktherapie lautet: Massenarbeits­
losigkeit oder Inflation? Meine Damen und 
Herren! Das ist die Maxime dieser Wirtschafts­
politik. Vollbeschäftigung u n .d  Stabilität sind 
von dieser Regierung offenbar nicht zu haben. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Und die Feststellung, man werde die Be­
völkerung fragen, was ihr die Gesundheit 
wert ist, läuft doch im Grunde genommen auch 
nur auf ,die schockierende Alternative hinaus : 
Leben oder Geld? (Neuerliche Zustimmung bei 
der OVP.) Aber die Finanzierung einer wirk­
samen Gesundheitspolitik aus bereits erzielten 
Mehreinnahmen und Einsparungen ist von 
dieser Regierung offensichtlich nicht zu haben. 

Man muß sich wirklich einmal vorzustellen 
versuchen, wie in dieser angeblich bestvor­
bereiteten Regierung gearbeitet wird. 

Meine Damen und Herren !  Laut Zeitungs­
rneldung vom 24. Mai 1972 erklärte die Frau 
Gesundheitsminister, über die Finanzierung 
des Gesundheitsplanes möchte sie nichts aus­
sagen, "weil in der Gleichung so viele Unbe­
kannte sind" .  (Heiterkeit bei der OVP.) Die 
Zahl von fünfmal 500 Millionen Schilling hätte 
laut Minister Leodolter primär nicht von ihr 
gestammt. 

Im Finanzministerium laufen seit einiger 
Zeit Berechnungen, "nur um zu wissen, was 
man redet", wie es ein Sprecher des Ministe­
riums formulierte. 

Was die für Herbst angekündigte Meinungs­
forschung betrifft, hat laut Zeitungsmeldungen 
der Kabinettschef des Bundeskanzlers, wäh­
rend dieser in Malta seinen Staatsbesuch ab­
solvierte, auf Staatssekretär Elfriede Karl als 
mögliche Organisatorin dieser Meinungsfor­
schung hingewiesen. Doch die Frau Staats­
sekretär gab den Ball wieder an das Finanz­
ministerium beziehungsweise an das Gesund­
heitsministerium weiter. 

Meine Damen und Herren! Mehr als drei 
Jahre nach der Ankündigung eines mehrstu­
fi'gen FinanzierungspJ.anes ,hat also der Bundes­
kanzler dieser Regierung, dem drei für Finan­
zen, Sozialversicherung und Gesundheit zu­
ständige Minister und überdies drei Staats­
sekretäre im Bundeskanzleramt als Helfer zur 
Verfügung stehen, noch nicht einmal die orga­
nisatorischen Vorkehrungen für die Durch­
führung einer Meinungsforschung getroffen, 
die für ihn offenbar das letzte Auskunftsmittel 
in der Frage ist, wie er die Aufgaben, die er 
selbst als vorrangig bezeichnet hat, finanzie­
ren soll. (Zustimmung bei der OVP.) Aber in 
der Zwischenzeit - man sagt ja auch, daß 
sich manche Akten von selbst erledigen - hat 
man schon bei "Stadtgesprächen" einen Licht­
test veranstaltet, der mit 10 zu 5 Megawatt 
gegen die Einführung einer Gesundheitssteuer 
ausging. 

Was, meine Damen und Herren, soll einer 
solchen Regierung ein Passus im Bundesmini­
steriengesetz über Koordinierung und voraus­
schauende Planung tatsächlich helfen? 

Ein allzu einfallsreicher, aber dann doch 
entscheidungsunfähiger Bundeskanzler; 

ein Vizekanzler, der die Krankenkassen 
füllt, ohne an die neuen Aufgaben der G e­
sundheitspolitik zu denken; 

eine Frau Gesundheitsminister ohne aus­
reichende Kompetenzen, die ganze zwei insuf­
fiziente Gesetzentwürfe initiiert hat - davon 
einen über das Gesundheitsinstitut, von dem 
bereits die Rede war -; 

ein Finanzminister, der sich durch überhöhte 
Mehrwertsteuersätze, Verlängerung der Alko­
holsondersteuer und Erhöhung der Zigaretten­
preise die Kassen füllt und trotzdem noch eine 
eigene Gesundheitssteuer plant; 

und zwei Staatssekretäre, die hintereinander 
für die Verwaltungsreform zuständig waren 
beziehungsweise sind, al;>er nur Kosten verur­
sachen und keine Einsparungen erzielt haben. 
(Zustimmung bei der O VP.) 

Meine Damen und Herren, das alles zu­
sammen führt, wie am Beispiel der Gesund­
heitspolitik demonstriert, zu Zuständen, die 
zwar einem Operettenstaat zur Ehre gereichen 
würden, aber dem Werbespruch vom "moder-
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nen Osterreich" aus dem Munde dieser Regie­
rung j ede Glaubwürdigkeit nehmen. (Neuer­
liche Zustimmung bei der OVP.) Ob mit oder 
ohne Ministeriengesetz - hier wird herum­
gepfuscht und keine systematische und verant­
wortungsbewußte Arbeit geleistet! (Erneute 
Zustimmung bei der OVP.) 

Nun noch zum Abschnitt UI, über die Ein­
richtung der Bundesministerien und die Ge­
schäftseinteilung im besonderen. Hier ist da­
von die Rede, daß sich die Bundesministerien 
in Sektionen und diese wieder in Abteilungen 
gliedern, daß mehrere Abteilungen zu einer 
Gruppe zusammengefaßt werden können und 
eine Abteilung in Referate untergliedert wer­
den kann. 

Dann heißt es wörtlich :  "Unbeschadet der 
Bestimmungen der Abs. 1 und 2 können 
zur zusammenfassenden Behandlung aller zum 
Wirkungsbereich des Bundesministeriums ge­
hörenden Geschäfte . . .  sowie zur Beratung 
und Unterstützung des Bundesministers bei 
den ihm obliegenden Entscheidungen auf dem 
Gebiet der allgemeinen Regierungspolitik son­
stige organisatorische Einrichtungen geschaf­
fen werden. "  

Und a n  anderer Stelle heißt e s  lapidar, aber 
vielsagend: "Auf Grund der Geschäftseintei­
Jung kann niemand ein Recht geltend machen." 

Die zitierten "sonstigen organisatorischen 
Einrichtungen" sind eine Art Generalklausel. 
Unter Berufung darauf kann die vom Gesetz 
vorgesehene Geschäftseinteilung j ederzeit ver­
letzt werden. Was immer den Wirkungsbe­
reich des Ministeriums als Ganzes oder mehr 
als eine Sektion betrifft und was immer zur 
Beratung und Unterstützung des Bundesmini­
sters als notwendig bezeichnet wird, kann hier 
den Vorwand zur Installierung einer neuen 
Stabsstelle, eines erweiterten Ministerbüros, 
ja eines ganzen Ministeriums im Ministerium 
bUden. 

Ebenso hellhörig müssen wir aber auch an 
einer anderen Stelle sein, wo es heißt, daß 
j eder Bundesminister zur Vorbereitung und 
Vorberatung verschiedener Dinge Kommissio­
nen einsetzen kann. 

Und weiter: "Dem Bundesminister obliegt 
die Aufgabe, die Zusammensetzung, den Vor­
sitz und die Meinungsbildung j eder von ihm 
gemäß Abs. 1 eingesetzten Kommissionen fest­
zulegen." 

An Kommissionen hat es dieser Regierung 
auch ohne Ministeriengesetz bisher nicht ge­
mangelt. Ich erinnere an die Bundesheer-Re­
formkommission, deren Entschließung der 
Bundeskanzler am 3. Juli 1 970 als "völlig irre­
levant" bezeichnete. Ich erinnere an die Privi­
legienkommission, mit der übertriebene Erwar­
tungen geweckt wurden ; an die Ortstafel-

kommission, mit der man einen Ausweg aus 
einer Sackgasse sucht, wobei ich empfehlen 
würde, Herr Bundeskanzler, daß diese Kom­
mission ihre Arbeiten möglichst bald abschlie­
ßen sollte. Die Probleme sind heikel genug! 
Und ich erinnere an die ORF-Kommission, die 
Stichworte für eine Änderung des Rundfunk­
gesetzes liefert. 

Man hat sich offenbar zu der Meinung durch­
gerungen, daß eine Kommis'sion nur dann den 
Zweck der Regierung erfüllt, wenn man auf 
der einen Seite den Minister gesetzlich zur 
Einsetzung ermächtigt, ihm aber auf der ande­
ren Seite hinsichtlich der Zusammensetzung 
völlig freie Hand läßt. Eine solche gesetzliche 
Ermächtigung ist unserer Auffassung nach 
überhaupt nicht notwendig. Sie legt vielmehr 
den Verdacht nahe, daß hier der Versuch 
unternommen werden soll, Gremien zu schaf­
fen, die nicht die wirkliche politische Struktur 
der betreffenden Bereiche widerspiegeln. 

In diesem Zusammenhang erinnern wir uns 
zu genau an Äußerungen der Frau M'inister 
Firnberg, des Herrn Bundesministers Weihs, 
ja auch des Herrn Bundeskanzlers, der in kri­
tischer Stunde gemeint hat, der Familienbei­
rat sei nicht repräsentativ, weil ihm offenbar 
die Beratungen nicht ganz gefallen haben. 

Es ist klar, meine Damen und Herren, daß 
Kommissionen je nach ihrer Zusammenset­
zung zu völlig verschiedenen Ergebnissen 
kommen können; das steht außer Zweifel. Mit 
der gesetzlichen Verankerung will man diesen 
Kommissionen einen entspredlenden Nach­
druck verleihen. 

Aber schon jetzt erleben wir die Folgen 
der Kommissionitis : Während der frühere 
Klubobmann Gratz die Einsetzung einer par­
lamentarischen ORF-Enquete als sinnlos be­
zeichnete, weil sie angeblich eine Politisierung 
dieser Frage bringen würde, hat uns j etzt der 
Herr Bundeskanzler bei Parteienverhandlun­
gen den Standpunkt der Regierung durch die 
Blume der von ihm eingesetzten ORF-Kommis­
sion anzudeuten versucht. Dreimal dürfen wir 
all erdings nun raten, was von den Vorschlä­
gen dieser Kommission tatsächlich Aufnahme 
in eine Regierungsvorlage finden wird. 

Was nun den Abschnitt IV betrifft, so sieht 
die Regierungsvorlage in 14 Punkten Ände­
rungen im besonderen Wirkungsbereich und 
Personalstand einzelner Bundesministerien 
vor. Es handelt sich dabei um Kompetenzver­
schiebungen zwischen bestehenden Ministe­
rien, ohne daß es in allen Fällen zur Vermei­
dung von Mit- oder Doppelkompetenzen und 
damit zu einer Verwaltungsvereinfachung ge­
kommen wäre. 

Ich nenne hier nur als B eispiel die Ubertra­
gung der Angelegenheiten des Schulwesens 
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auf dem Gebiet der Land- und Forstwirtschaft 
auf das Unterrichtsministerium, wobei Schul­
erhal tung, Schulerrichtung, Schulauflassung 
sowie Dienstangelegenheiten der Lehrer an 
land- und forstwirtschaftlichen Schulen ausge­
nommen werden und weiterhin im Landwirt­
schaftsministerium verbleiben. Ich kann nicht 
erkennen, wo hier eine Verwaltungsverein­
fadlUng gegeben ist. Hier liegt offensichtlich 
eine Doppelgeleisligkeit ,der V1:!rwaltung vor. 

Ebenso bleiben Angelegenheiten des 
Arbeitsrechtes nach wie vor auf das Handels­
ministerium und auch auf das Verkehrsmini­
sterium verteilt, nur Fragen des Landarbeiter­
rechtes sollen vom Landwirtschaftsministerium 
auf das Sozialministerium übertragen werden. 
Es ist doch nicht einzusehen, warum bei einer 
weiterbestehenden Kompetenzaufteilung nur 
ein Ministerium Kompetenzen abgeben soll. 
Oder, meine Damen und Herren, soll das Land­
wirtschaftsministerium durch dieses Gesetz 
zum Hauptlieferanten für Kompetenzen ge­
stempelt werden? 

Schließlich hat meine Fraktion eine Ergän­
zung beantragt, um die Funktionsfähigkeit des 
Gesundheitsministeriums sicherzustellen, näm­
lich :  Das Leistungsrecht der Sozialversiche­
rung, soweit es sich auf gesundheitliche Fra­
gen bezieht, sowie seine Finanzierung soll zu 
den Kompetenzen des Gesundheitsministe­
riums gehören. Aber davon ist in diesem Kom­
petenzgesetz keine Rede. 

Im übrigen werden ja noch die Sprecher 
meiner Fraktion zu den verschiedenen Kom­
petenzänderungen im einzelnen Stellung neh­
men. Ich will nur noch eines dazu sagen: 

Der Bundeskanzler Dr. Kreisky hat in seiner 
Regierungserklärung am 5. November 1971 
davon gesprochen, daß im Sinne der Verwal­
tungsreform das Kompetenzgesetz eine 
wesentliche Voraussetzung dafür darstellt, daß 
sich der Staatsbürger im Staate wohlfühlt. Wir 
glauben nicht, Herr Bundeskanzler, daß sich 
die österreichischen Staatsbürger durch dieses 
Gesetz in ihrem Staate wesentlich wohl er füh­
len werden. Sofern sie von diesem Gesetz 
überhaupt Kenntnis nehmen, werden die 
Staatsbürger vielmehr das propagandistische 
Leitmotiv eines "modernen Osterr:eich", das 
Sie sich zu eigen gemacht haben, als Maßstab 
an dieses Gesetz anlegen. Aber gemessen an 
diesem Leitmotiv ist das, was mit diesem Ge­
setz auf dem Gebiet der Verwaltungsverein­
fachung geleistet wird, keineswegs überzeu­
gend. 

Meine Damen und Herren ! Ich habe schon 
zu Beginn meiner Ausführungen betont, daß 
dieses Ministeriengesetz nicht isoliert von der 
personellen Zusammensetzung der Regierung 
gesehen werden kann. Denn das Tagesge-

spräch in der Offentlichkeit ist doch nicht die 
Frage, welche Kompetenzen welches Mini­
sterium abgibt oder bekommt, das Tagesge­
spräch ist doch vielmehr, welcher Minister 
nun geht und welcher bleibt in dieser Regie­
rung. (Beifall bei der avp.) 

Schuld daran - ich hoffe, das billigen Sie 
mir zu - ist hier weder die böse Opposition 
noch die böse Presse, ich glaube auch gar nicht 
der Rundfunk. Der Herr Bundeskanzler war 
es, der uns zuerst Dr. Ollinger und dann Dipl.­
Ing. Weihs als Landwirtschaftsminister prä­
sentierte. Er war es, der noch am 1 5. Mai 1970 
erklärte, voll und ganz hinter Ollinger zu 
stehen, und der dann wenige Tage später zu 
seinem Nachfolger Weihs in der Präsident­
schaftskanzlei sagte: "Du hast die richtige Sta­
tur für einen Landwirtschaftsminister!" Offen­
bar wurde ihm deshalb jetzt eine kompetenz­
mäßige Abmagerungskur verordnet. (Heiter­
keit und Beifall bei der OVP;) 

Der Herr Bundeskanzler war es, der uns 
zuerst Brigadier Freihsler und dann Brigadier 
Lütgerudorf als Verteidigungsminister präsen­
tierte, wobei ihm bei Lütgendorf für die un­
lösbare Aufgabe, ein unüberlegtes Wahlver­
sprechen ohne ausreichende Voraussetzungen 
zu verwirklichen, einfach die Qualifikation 
eines "Mordsstehers" bereits genügt hat. 

Laut Ministeriengesetz ist dieser Minister 
insbesondere für Angelegenheiten der Besor­
gung der verfassungsgesetzlich festgelegten 
Aufgaben des Bundesheeres zuständig. Nach 
seiner gestrigen Präsentation kann uns da 
nur noch der kalte Schauer über den Rücken 
laufen. (Beifall bei der OVP.) 

Ja, meine Damen und Herren, der Herr Bun­
deskanzler war es, der uns zuerst Gratz und 
dann Dr. Sinowatz als Unterrichtsminister prä­
sentierte. Gratz erklärte damals, es gehöre sich 
nicht, etwas anzufangen und es dann stehen­
zulassen, aber gerade in der gegenwärtigen 
Situation reize ihn die parlamentarische Arbeit 
besonders. Ich kann das schon verstehen. Jetzt 
hat ihn offenbar die Bundeshauptstadt Wien 
mehr gereizt. Ich habe den Eindruck, seine 
große Fähigkeit besteht nicht zuletzt darin, 
jeweils zeitgerecht zu gehen, ehe die Fehler 
seiner Politik erst richtig sichtbar werden. 
(Beifall bei der avp.) 

Ich kann daher schon begreifen, daß er da­
mals seinem Nachfolger, dem Herrn Dr. Sino­
watz, empfohlen hat, die Schulreform jetzt in 
Ruhe zu lassen. Sonst aber kann von Ruhe 
in diesem Ressort gewiß keine Rede sein. Im 
vergangenen Herbst funktionierte die Vertei­
lung der aus den Mitteln des Familienlasten­
ausgleichs bezahlten Schulbücher nicht. Unter 
den Lehrern herrscht Unmut, und im kommen-
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den Herbst werden wahrscheinlich Tausende 
Schüler von den berufsbildenden und zum 
Teil auch allgemeinbildenden höheren Schulen 
abgewiesen werden müssen. 

Der Herr Bundeskanzler war es auch, der 
uns zuerst Dr. Veselsky, dann Frau Karl und 
schließlich Herrn Lausecker als seine Staats­
sekretäre präsentierte. Noch in den Jahren 
der Opposition war der Herr Bundeskanzler, 
damaliger Oppositionsführer Dr. Kreisky der 
Meinung, als sich Dr. Klaus einen zweiten 
Staatssekretär in die Regierung nahm: Wozu 
alles das, wozu braucht man überhaupt die 
Staatssekretäre? Ein guter Minister braucht 
keinen Staatssekretär - er meinte damals den 
Bundeskanzler -, und wenn ein Minister im 
Kabinett ist, der einen Staatssekretär braucht, 
dann muß man sich einen besseren Minister, 
sprich Bundeskanzler, holen. (Beifall bei der 
CVP.) 

Das, Herr Bundeskanzler, war damals Ihre 
Auffassung. 

Dr. Kreisky hat aber inzwischen erklärt 
- auch das will ich der Ordnung halber fest­
stellen -, seine Kritik an den Staatssekretä­
ren der Regierung Klaus sei der einzige Feh­
ler, der ihm wirklich leid tue. Herr Bundes­
kanzlerl Wir sind der Meinung, der Haupt­
fehier, der Ihnen in diesem Zusammenhang 
eigentlich leid tun sollte, ist die Unfähigkeit, 
die eigene Arbeit zu organisieren. 

Die Bundesregierung war also schon bisher 
nicht jenes stabile Gebilde der "bestvorberei­
teten Regierung, die es je gab" . Zu Silvester 
1972 konnte man noch in einer Tageszeitung 
lesen, laut Bundeskanzler Kreisky habe jeder 
Ressortchef Maximales geleistet, der Unter­
schied ist nur die Art, wie sich seine Minister 
präsentieren. Und unter Anführungszeichen 
konnte man dann weiter lesen: 

"Bei Lütgendorf zum Beispiel gibt es wegen 
j eder Kleinigkeit gleich Krach, und der Ingrid 
habe ich gesagt : Wenn du vom Blatt liest, 
dann ist das nichts . . .  Dem Häuser wiederum 
habe ich erklären müssen: Einen Krieg mit 
den Ärzten können wir nicht brauchen." 

Mit solchen doch wohl eher oberflächlichen 
Bemerkungen versucht der amtierende Regie­
rungschef darüber hinwegzutäuschen, daß auch 
trotz dreimaligem Ministerwechsel noch immer 
nicht die richtigen Leute am richtigen Platz 
sind. (Beifall bei der OVP.) 

Es gibt doch in dieser Bundesregierung 
Staatssekretäre, von denen man nicht weiß, 
wozu sie gut sind. Es gibt in dieser Regierung 
Minister, die "stehen", obwohl sie eigentlich 
gehen sollten. (Heiterkeit bei der OVP.) Und 
neuerdings, H e rr Bundeskanzler, hört man 

immer häufiger von Ministern, die der Kanzler 
halten möchte, die es aber anderswohin zieht. 
(Neuerliche Heiterkeit bei der OVP.) Das ist 
natürlich ein problematisches Kabinett. 

Als Bundeskanzler Dr. Kreisky noch mit 
einem vierten Staatssekretär für Bergbauern­
fragen liebäugelte, konnte man von Landwirt­
schaftsminister Weihs lesen, er würde das mit 
seiner Demission beantworten. Inzwischen 
konnte man in einer Tageszeitung am 4. April 
von Weihs unter Anführungszeichen lesen : 
. ,Ich gebe nicht auf. Was wie ein Druck der 
Partei aussieht, ist eher eine Unterstützung. "  
Aiso bleibt Weihs. 

Von Unterrichtsminister Sinowatz konnte 
man am 1 7 .  Juni - wenn auch, ich gebe zu, 
nur unter der Rubrik "Politik inoffiziell",  aber 
doch unter Anführungsze'ichen, das darf -ich 
auch betonen - lesen : "Am liebsten würde 
ich bereits morgen wieder ins Burgeriland 
gehen." 

Dann aber kam am 27. Juni im sozialisti­
schen Zentralorgan gleich vom Unterrichts­
minister und von der Frau Wissenschaftsmini­
ster die erlösende Mitteilung: "Weder müde 
noch verärgert - wir denken nicht an Rück­
tritt'" 

Doch am gleichen Tag teilt dafür der Ver­
kehrsminister Frühbauer auf die Frage nach 
einer möglichen Rückkehr nach Kärnten mit: 
"Ich würde kommen." Und am 3.  Juli erklärt 
er auf die Frage nach den eigentlichen Beweg­
gründen seiner Wien-Müdigkeit : "Für mich ist 
eines vom Anfang an klar gewesen: ein Wie­
ner werde ich nie sein." 

Nun, meine Damen urud Herren, geht es aber 
nicht in erster Linie um Niederlassungs- oder 
Einbürgerungsprobleme, sondern schlicht und 
einfach nur um die Frage, ob, wann und in 
welchem Umfang mit einer Umbildung dieser 
Regierung zu rechnen ist. 

Gewiß, zuständig für die Beantwortung die­
ser Frage wäre zweifellos der Herr Bundes­
kanzler. Aber wir wissen ja bereits vom Herrn 
Verkehrsminister, daß eine Umbildung vor 
dem 2 1 .  Oktober unwahrscheinlich ist. 

Was uns aber der Herr Bundeskanzler vor 
dem 2 1 .  Oktober sagt, wäre auch keine Garan­
tie für das, was er nach dem 2 1 .  Oktober tut. 
Denken wir nur an seine Haltung in einer 
Frage, für die er nach diesem Ministerien­
gesetz nach wie vor zuständig ist, nämlich 
für die organisatorischen Angelegenheiten des 
Osterreichischen Rundfunks. Und hier, meine 
Damen und Her,ren, lautet die ZlauberfoI\Ille1 
für die wechselnden Meinungen in dieser 
FIiage seit 1 970: "J·etzt Ueg;en die Dinge 
anders '" Jetzt liegen die Dinge anders hin-
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sichtlich einer Änderung des Rundfunkgesetzes 
als noch 1 970 und 1 97 1 .  Morgen können auch 
die Dinge hinskhtlich e iner Regierungsumbil­
dung anders liegen als noch vor dem 2 1 .  Okto­
ber. Und übermorgen können auch die Dinge 
anders liegen hinsichtlich eines Wahltermins, 
von dem es zurzeit j edenfalls noch heißt, das 
könne nur der er.ste Sonntag .im Oktober des 
Jahres 1 975 sein. 

Müssen wir also bei dieser Regierung wirk­
lich auf alles gefaßt sein? Gibt es d�nn kein 
Element der Kontinuität, etwas, worauf man 
wirklich bauen könntp.? 

Nun, meine Damen und Herren, ich stehe 
nicht an zu erklären, daß es auch einiges gibt, 
was sich bei dieser Regierung bis zu den 
nächsten Wahlen nicht ändern wird :  Der 
Finanzminister, zum Beispiel, wird sicher bis 
zu den nächsten Wahlen Dr. Androsch heißen 
und der Bundeskanzler Dr. Kreisky. 

Der Finanzminister, zum Beispiel, meine 
Damen und Herren, wird also weiterhin auf 
dem Papier des Ministeriengesetzes zuständig 
sein für die Erstellung des Bundesfinanzge­
setzentwurfes, Angelegenheiten der öffent­
lichen Abgaben und des Familienlastenaus­
gleichs ; in Wirklichkeit aber verantwortlich 
für eine stabilitätswidrige Budgetpolitik, eine 
überhöhte Mehrwertsteuer, eine leistungs­
feindliche Einkommensteuer und zurückgehal­
tene Mittel des Familienlastenausgleichs! (Bei­
fall bei der OVP.) 

Wir werden den gleichen Finan'l-minister be­
halten, der zwischen der Meinuhgsforschung 
über neue Steu·ern und dem AUSJg,ahenstopp für 
Schulbauten nicht den Ausweg einer sparsame­
ren Verwaltung findet, weil die doktrinären 
Sd1euklappen der Regierungspartei offenbar 
nicht die Einsicht zulassen, daß manche Auf­
gaben vom Staatsbürger oder von kleineren 
Gemeinschaften besser gelöst werden können 
als vom Staat. Dafür steuern wir mit einer 
inner.en Abwerturug,s!1at,e ;cl·es SchJiUirugs, seiner 
Kaufkraft von 7 bis 8 Prozent in jene Sack­
gasse, an deren Ende die Armen ärmer und 
möglicherweise heute noch Beschäftigte einmal 
arbeitslos werden könnten. Wir wünschen uns 
alle eine solche Entwicklung nicht, meine 
Damen und Herren. Der einzige Trost, der uns 
dafür geboten wird, ist ein Finanzminister, der 
- das gebe ich unumwunden zu - einen 
optisch guten Eindruck macht. Aber Telegeni­
tät ist kein Ersatz für Stabilität. Das gilt auch 
für einen Finanzminister ! (Beifall bei der OVP.) 

Und ebenso, Hohes Haus, werden wir wei­
terhin den gleichen Bundeskanzler haben, zu­
ständig auf dem Papier des Ministeriengeset­
zes für die Vorbereitung der allgemeinen 
Regierungspolitik, das Hinwirken auf das ein-

heitliche Zusammenarbeiten aller Bundesmini­
sterien, die wirtschaftliche Koordination und 
die Information der OffentIichkeit über die 
Arbeit der Regierung ; in Wirklichkeit aber, 
meine Damen und Herren, verantwortlich für 
die Konzeptlosigkeit einer Regierung, die ur­
sprünglich die Erwartung weckte, Herr Bun­
deskanzler, die Teuerung unter 3 Prozent zu 
bringen und 5000 Wohnungen im Jahr mehr 
zu bauen; verantwortlich für das Durchein­
ander in einer Regierung, die Wegwerfbücher 
ausgibt und Schüler abweisen muß, die eine 
Bereitschaftstruppe aufstellen will und der das 
Kaderpersonal abwandert; verantwortlich für 
die fehlende wirtschaftliche Koordination in 
einer Regierung, die am Beginn der Teuerungs­
welle ohne Stabilisierungskonzept und bei Ab­
schluß des EWG-Vertrages ohne ein Konzept 
für Begleitmaßnahmen dastaoo ; und, Herr 
Bundeskanzler, verantwortlich für eine Regie­
rung, die die Baupreäse unter Kontrolle br.in­
gen will und der beim UNO-Oity-Projekt die 
Kosten ins Uferlose davonlaufen. 

Meine Damen und Herren! Ich hätte heute 
dieses Thema nicht angeschnitten. (Zwischen­
ruf bei der SPO.) Bitte, Sie können es mir 
glauben oder auch nicht, ich muß es Ihnen 
unbenommen lassen. Herr Bundeskanzler! Ich 
hätte das Thema heute nicht angeschnitten, 
wenn ich nicht in der heutigen Ausgabe des 
"Kurier" lesen müßte : "Kanzler droht der OVP 
mit Gegenschlag. Kreisky will Bau der UNO­
City bremSlen." Eis Wli'nd über einen Bericht 
geschrieben, den Sie, Herr Bundeskanzler, in 
Ihrem Klub gegeben haben : Am Montag abend 
in einer vertraulichen Sitzung des SPO-Klubs 
habe der Bundeskanzler angekündigt, "daß er 
den Bau des Konferenzzentrums ,radikal brem­
sen' werde, falls die OVP nicht ihre Angriffe 
auf die Regierung wegen dieses Projekts ein­
stellt." "Osterreich könne es sich nicht leisten, 
wegen der . . .  unhaltbaren Oppositionskritik 
vor der Weltöffentlichkeit in ein schiefes Licht 
zu geraten." (Präsident Dr. M a l  e t a  über­
nimmt den Vorsitz.) Außerdem heißt es dort, 
wenn es der OVP nicht gelänge, ihre "Scharf­
macher" zurückzuhalten, dann "werde er, 
Kreisky, UNO-Generalsekretär Waldheim mit­
teilen, ,daß er sidl ersparen könne, zur Grund­
steinlegung nach Wien zu kommen', weil das 
Projekt wesentlich eingeschränkt würde". Auf 
atLsdrüddJichl€os Betira.gen des "Kuni,er" hClJbe 
er geäußert, "den Bau notfalls bis auf das 
Minimum zu reduzieren, das seinerzeit zwi­
sd1en der Regierung Klaus und der UNO ver­
einbar.t wurde". (Abg. Dr. K r  e i s  k y: 
Illre Regierung hat ja nichts vereinbart, daher 
kann ich das gar nicht gesagt haben!) 

Herr Bundeskanzler! Ich kann nur das fest­
stellen, was hier als Bericht über Äußerungen 
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von Ihnen in der Zeitung steht. Sie werden handelt haben, seinerzeit mit 1 ,75 Milliarden 
daher verstehen, daß ich mich nach dieser beziffert wurden. 
Berichterstattung an die Vertraulichkeit, die 
ich bisher gewahrt habe, nicht gebunden füh­
len kann und Ihnen infolgedessen dazu auch 
die Stellungnahme abgebe, die ich für notwen­
dig halte. 

Herr Bundeskanzler! Sie haben uns in der 
Frage der UNO-City in den Parteienverhand­
lungen um die Vertraulichkeit ersucht. Sie 
haben damals die Frage gestellt, inwieweit 
u nsererseits die Bereitschaft bestünde, ange­
sichts der Dimension und des Ausmaßes dieses 

Die Daten, die sich auf die Planung, Errich­
tung, Verwaltung und Finanzierung der UNO­
City beziehen, sind derzeit noch nicht um­
fassend und übersichtlich genug erhoben 
worden, diese Aufgabe kann nur der par­
lamentarische Untersuchungsausschuß erledi­
gen, der zur Prüfung der Errichtung der UNO­
City eingesetzt wurde. Es geht mir um einen 
faktischen Abschluß der Arbeiten, nicht rund­
weg nur um die Frage der Ber.ichterstattung 
darüber im Parlament. Wir wollen Klarheit 

Projektes eine Mitverantwortung zu über- haben. 
nehmen. Wir haben Ihnen damals erklärt, daß 
wir einen faktischen Abschluß der Arbeiten Erst nach Abschluß der Arbeiten dieses 

der Untersuchungskommission für nötig hiel­
ten, haben uns bereit erklärt, Ihnen bei einer 
nächsten Begegnung unvorgreiflich darauf 
auch unseren Standpunkt darzulegen, weil Sie 
uns darum ersuchten. 

Herr Bundeskanzler! Wir haben uns an die 
Vertraulichkeit gehalten, Sie haben jedoch vor 
der Offentlichkeit, zumindest nach dieser Be­
richterstattung, die gewagte Alternative auf­
gestel.lt, ,entwedeT ,stelle d,ie OVP in di'ßs'er 
Frage ,ihr,e tdemokr,alli'sme Kontrolltäbi,gkeit ein 
oder der Bundeskanzler werde UNO-Gel1lena.l­
sekretär Waldheim von der Grundsteinlegung 
im Herbst wieder ausladen. 

Herr Bundeskanzler! Ich bin nicht glücklich 
über diese Berichterstattung, weil ich glaube, 
daß es Fragen gibt, die man anders behandeln 
sollte. Aber Sie verfallen auch hier, wie es 
scheint, in einen Stil, den wir an Ihnen in 
anderen Situationen bereits kritisiert haben, 
wo Sie mit Drohungen vorzugehen beliebten. 
[ch erinnere mich daran, daß man eine Bauern­
demonstration seinerzeit mit einem Kommu­
nistenputsch verglich, ich erinnere mich daran, 
daß Sie vor längerer Zeit schon erklärten, 
Sie werden die Gehälter der Lehrer veröffent­
lichen - ich frage mich, warum Sie es eigent­
lich nie getan haben; was haben die Lehrer 
hJi,er zu scheuen? -, oder ich ,er,innene, wi,e ich 
heute schon erwähnte, an Ihre Bemerkung, der 
Familienbeirat sei nicht repräsentativ, nach­
dem Ihnen die Beratungen in diesem Beirat 
nicht genehm waren. 

Herr Bundeskanzler! Ich möchte zu der 
Frage der UNO-City ein klares Wort sagen. 
Bei der UNO-City handelt es sich um das 
größte und kostspieligste Bauvorhaben der 
Zweiten Republik. Heute beläuft sich nach 
Ihren Angaben die Schätzung für die Kosten 
der ersten Baustufe auf etwa 10 Milliarden 
Schilling, während die Kosten für das Projekt 
Staber, .das Sie wegen ,cLer "be.sondel'en Pr,e;is­
würdigkeit" mit der bekannten Priorität be-

Untersuchungsausschusses kann die Volks­
partei entscheiden, ob sie eine Mitverantwor­
tung für die Errichtung dieses Gebäude­
komplexes übernehmen kann oder nicht. Das 
gleiche gilt auch für die Haltung der Volks­
partei zu einer allfälligen NovelIierung des 
IAKW -Gesetzes. 

Herr Bundeskanzler! Es sind ja überdies die 
Antworten auf eine Reihe von ' anderen Fragen 
noch offen, So kann das Problem der Zusatz­
finanzierungen überhaupt nur dann voll über­
blickt werden, wenn man weiß, wie sich die 
Gemeinde Wien als Partner des Syndikats­
vertrages zur Kostensteigerung verhalten 
wird, denn sie ist als Syndikatsvertragspartner 
doch in einem ganz erheblichen Ausmaß mit 
involviert. 

Bei Ihrem Verhalten, Herr Bundeskanzler 
- und ich sage noch einmal, ich bedauere 
diese Form der Befassung der Offentlidl­
keit -, ist überdies bemerkenswert, daß Sie 
schon im Dezember 1 972 über die zu erwar­
tenden Kostensteigerungen für die UNO-City 
informiert wurden; an die große Oppositions­
partei sind Sie aber erst Ende Juni dieses 
Jahres herangetreten. Die Vorgangsweise, 
Herr Bundeskanzler, die Sie mit dieser Art 
der Behandlung des Themas und in dieser 
Frage gewählt haben, macht den Eindruck, 
daß .Cl!uch hier Ider Reg,ierullig dii'e Dil1lg'e läl1lglst 
über den Kopf gewachsen sind. 

Meine Damen und Herren! Herr Bundes­
kanzler! Noch einmal zurück zur gegenwär­
t1g e n  Regierung. Wie sieht es mit der 
Information der Offentlichkeit über die Ar­
beit Ihrer Regierung aus? Es vergeht keine 
Regierungsklausur, j a  kaum einmal ein Tag, 
ohne daß der Bundeskanzler mit neuen An­
kündigungen, neuen Varianten alter Vor­
schläge, anderen Nuancierungen seines Stand­
punktes oder auch glatten Kehrtwendungen 
Aufsehen erregt. Der Bundeskanzler ist von 
einem seiner Biographen deshalb mit einem 

79. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 25 von 86

www.parlament.gv.at



7578 Nationalrat XIII. GP - 79. Sitzung - 1 1. .Juli 1973 

Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer 

Luftballonverkäufer verglichen worden : "Und 
platzen auch noch so viele, er bläst unentwegt 
neue auf", heißt es in dem Artikel, der mit 
den Worten schließt: "Ich würde mir gerne 
einen kaufen. Nur, er fehlt in der Kollektion. 
Ein schöner und großer und durchsichtiger 
Ballon, mit einem Wort : Klarheit." 

Gewiß, es ist Sache des Bundeskanzlers, 
wenn er durch die Vielzahl seiner Äußerungen 
einen Abwertungseffekt in Kauf nimmt. Aber 
es ist nicht mehr Privatsache des Herrn Bun­
desk.anzlens Dr. Kr,eisky, wenn er durch 
einander widersprechende Äußerungen den 
Eindruck erweckt, daß das Wort des Bundes­
kanzlers in Osterreich nicht mehr gilt. Ich sage 
das nicht in erster Linie aus der Sorge des 
Verhandlungspartners, der bei Gesprächen 
mit dem Regierungsch.ef schließlich wissen 
will, woran er ist; ich sage das auch ,im 
Namen einer Offentlichkeit, der der Bun­
deskanzler Transparenz versprochen hat, die 
aber von ihm immer häufiger Vernebelungen 
erlebt; ich sage das nicht zuletzt im Inter­
esse eines Amtes, das ein Figl, ein Raab, ein 
Gorbach und ein Klaus nicht als Show­
business betrieben, sondern unter oft weitaus 
sdlwierigeren Voraussetzungen mit so großem 
Verantwortungsbewußtsein ausgeübt haben. 
(Lebhafter Beifall bei der OVP.) 

Und so, meine Damen und Herren, ist das 
Kabinett Kreisky nicht zuletzt durch. den 
Bundeskanzler zu einem Glaubwürdigkeits­
problem geworden. Daran kann auch. dieses 
MInisteriengesetz nich.ts ändern. Wir lehnen 
dieses Gesetz ab, weil es Ausdruck der 
Arbeitsweise dieser Regierung ist, mit der wir 
und mit uns immer mehr Osterreicher immer 
weniger einverstanden sind. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präslident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat sich der Herr Bundeskanzler. Ich erteile 
es ihm. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Zuerst, Hohes 
Haus, möchte ich mitteilen, daß die vom Herrn 
Bundesparteiobmann Dr. Schleinzer relevierte 
Ortstafelkommission auf Vorschlag der OVP 
Kärntens eingesetzt wurde. (Abg. Doktor 
S c  h l e i  n z e r: Wir wollten Ihnen über die 
Runden heUen!) Sie wird .ihre Arbeit dann 
beenden, wenn die Kommissionsmitglieder sie 
als beendet betrachten, denn ich habe immer 
den Standpunkt eingenommen : Wenn einmal 
eine solche Kommission besteht, so entscheidet 
sie autonom über ihre Arbeit und über den 
Absch.luß ihrer Tätigkeit. (BeifaJI bei der SPO.) 

Was nun die Frage des UNO-City-Projektes 
betrifft, so möchte ich. Ihnen, Herr Bundes­
p arteiobmann, sagen, daß idl gar nichts da­
gegen habe, daß diese Frage in der letzten 

oder voraussichtlich letzten Sitzung des 
Nationalrates zur Sprache gebracht wird, um­
so mehr, als ich von Herren anderer Parteien 
bereits gehört habe, daß diese Frage über den 
Kreis dieses Beratungsgremiums, das wir uns 
geschaffen haben, hinausgedrungen ist. 

Es geht um folgendes - und das muß ich 
mit aller Klarheit feststellen - : I ch habe den 
Herren der OVP, an der Spitze dem Herrn 
Bundesparteiobmann, klar und deutlich eines 
gesagt: Unvorgreifli.ch des Berichtes des 
Untersuchungsausschusses, der seine Arbeit 
unbeeinflußt fortsetzen soll, sollten wir 
darüber reden, ob es zweckmäßig ist, daß ein 
Projekt derartigen Umfanges ununterbrochen 
Gegenstand der politischen Auseinander­
setzungen wird, und zwar aus zwei Gründen: 

Erstens, weil das unter Umständen in der 
Bevölkerung Unruhe und Unsicherheit über 
die Zweckmäßigkeit des ganzen Vorhabens 
entstehen lassen könnte, und zweitens, weil 
das Osterreich und Wien als Platz für inter­
nationale Organisationen disqualifizieren 
müßte. Andeutungen dieser Art sind bereits 
an uns gelangt. 

Ich habe daher den Vorschlag gemadlt, zu 
überlegen, unvorgreiflich des Berichtes der 
Kommission, ob es nicht zweckmäßig wäre, 
bei diesem größten Bauvorhaben in der Zwei­
ten Republik so vorzugehen, daß diese ganze 
Frage außer Streit gestellt wird, soweit es die 
poli tischen Auseinandersetzungen betrifft. 

Mein Vorschlag war, daß zweimal im Jahr 
dem Hauptausschuß des Parlaments öffentlich. 
über den Baufortschritt, über die Kosten­
gestaltung und über alle Fragen, die damit 
zusammenhängen, Bericht erstattet wird. 

Zweitens, daß die Organe der Gesellsdlaft 
so zusammengesetzt werden, daß die Mög­
lichkeit gegeben wird, die Gestion zu p rüfen 
und zu gestalten in der Form, daß der Auf­
sidltsrat eine andere Zusammensetzung 
erfäJhrt, und dadurdl, daß in den leitenden 
Organen - soweit sie nicht der Gemeinde 
Wien vorbehalten sind, über die wir ja nicht 
entscheiden können -, soweit sie vom Bund 
bestimmt werden, ,audl j ene Vorkehrungen ge­
troffen werden, die notwendig sind, um an der 
Gestionierung dieser Gesellschaft beteiligt zu 
sein. Das alles sollte durch ein Gesetz ge­
schehen. 

Ich habe das zur Uberlegung gestellt. 
Andernfalls, sagte ich, könne ich mich nidlt 
dafür verwenden, daß ein so großes Bau­
vorhaben, für das es keine genügende ver­
tragliche Vorbereitung gibt, wofür ausschließ­
lidl die frühere Regierung verantwortlidl ist 
- das ist ein Erbe, das auf uns gekommen 
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ist (Beifall bei der SPO) -, daß ein derartig 
großes Bauvorhaben, das in einer derart man­
gelhaften Weise mit den internationalen Be­
hörden vorbereitet wurde, weitergeführt wird, 
sondern daß man sich im besten Fall auf eine 
Minimallösung konzentriert, die gerade noch 
vertretbar ist, aber das große Proj ekt, das 
Wien und Osterreich damit zum Zentrum 
internationaler Begegnungsmöglichkeiten 
machen würde, nicht weitergeführt wird. Ich 
habe mich bereit erklärt und habe das auch 
in meinem Klub gesagt, unter Umständen mit 
dem Generalsekretär der UNO zu verhandeln, 
damit es dort das entsprechende Verständnis 
für diese geänderte Haltung gibt. 

Ich habe nun, wie ich das zu halten pflege, 
über grundsätzliche Fragen, nämlich darüber, 
ob man überhaupt eine solche Frage weiter 
so führen soll, wie das j etzt geschehen ist, 
oder ob es hier nicht zu einem höheren Maß 
an geteilter Verantwortung kommen soll, im 
SPO-Klub berichtet. Wie das halt so vorzu­
kommen pflegt, .sind offenbar durch Indis­
kretJionen, obwohl Klubberatung-en, wJe Sie 
wissen, grundsätzl·ich ·als ,interne Beratungen 
g·elten, Nachrichten ,darüber hinaus·gekommen. 
Ich selber habe oder Presse hierüber keine Mit­
teilung gemacht, ich habe lediglich gesagt, 
daß man sich auf ein Minimum wird beschrän­
ken müssen, wenn es zu keiner Verständigung 
kommt. 

Das war mein Standpunkt, und den ver­
trete ich auch im Hohen Haus, weil ich der 
Meinung bin, daß alles, auch das, was in ver­
tl'aulichen Verhandlungen beraten wird, so 
beschaffen sein muß, daß es auch das Licht der 
Offentlichkeit verträgt. Wenn man es nicht 
gleich der Offentlichkeit mitteilt, so deshalb, 
weil man den Fortgang der Verhandlungen 
nicht präjudizieren möchte. Das dazu, und 
dazu stehe ich auch. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Hesele. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter DDr. Hesele (SPOl : Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Der Herr Bundespartei­
obmann Dr. Schleinzer hat nicht zum Gesetz 
gesprochen, er hat auch nicht dezidiert gesagt, 
warum dieses Gesetz abgelehnt werden soll. 
(Abg. G r a f: Das ist Ihnen entgangen! - Abg. 
Dr. W i t h a I  m: Da haben Sie nicht aufge­
paßtf) Er hat einige Punkte herangezogen. 
Wir haben im Unterausschuß zehn S itzungen 
gehabt, in denen wir alle diese Argumente 
durchdiskutiert haben. 

Aber in zwei Punkten, Herr Bundespartei­
obmann Dr. Schleinzer, kann ich Ihnen zu­
stimmen, etwa wenn Säe sagen, dieses Bun­
desgesetz spiegelt die gesamte Tätigkeit 
dieser Bundesregierung wider. Der Bundes-

kanzler hat in der Regierungserklärung am 
5. November 197 1 gesagt: "Ein moderner Staat 
bedarf einer fortschrittlichen und leistungs­
fähigen Verwaltung." Dem Ziele der Moderni­
sierung der Verwaltungsorganisation dient 
auch das in der vergangenen Legislaturperiode 
bereits fertiggestellte Kompetenzgesetz, mit 
dem der seit 50 Jahren nicht ausgeführte Ver­
fassungsbefehl des Artikels 77 Abs. 2 der 
Bundesverfassung erfüllt wird, wonach Zahl, 
Wirkungsbereich und Einrichtung der Bundes­
ministerien durch Bundesgesetz zu regeln sind. 
Daran halten wir uns. Wir haben diese 
Reorganisation, dieses Kompetenzgesetz nicht 
nur versprochen, sondern dieses Versprechen 
auch gehalten. 

Ich kann noch in einem zweiten Punkt dem 
Herrn Bundesparteiobmann zustimmen : Daß 
dieses Gesetz nicht isoliert zu betrachten ist. 
Auch da brauche ich nur auf die Regierungs­
erklärung zu verweisen. Dieses große Kom­
petenzgesetz ist ein Markstein im Ausbau 
einer modernen Verwaltungsorganisation ! 
(Beifall bei der SPO.) 

Ich darf auf einzelne B estimmungen dann 
bei der Besprechung des Gesetzes noch zurück­
kommen und möchte hier nur eines f.eststel­
len: Wenn Sie sagen, die Osterreicher inter­
essiert das große Kompetenzgesetz nicht, muß 
ich das einschränken : Die Osterreichische 
Volkspartei interessiert dieses Kompetenz­
gesetz nicht ! Das ist verständlich, weil Sie j a  
bereits im Jahre 1 968 m i t  d e r  Ausarbeitung 
eines derartigen Bundesministeriengesetzes 
begonnen, es aber niemals diesem Hohen 
Haus zur Beratung vorgelegt haben. 

Aus diesem Grunde hat der Herr Bundes­
parteiobmann das Gesetz mit wenigen Sätzen 
abgetan und über eine allgemeine Regierungs­
politik, die nicht zur Debatte steht, und über 
eine Regierungsumbildung gesprochen. Ich 
kann namens der sozialistischen Fraktion 
feststellen, daß wir an einer Regierungs­
umbildung nicht interessiert sind und daß bis 
zum Jahre 1975 nicht nur der Bundeskanzler 
Dr. Kreisky, sondern auch der Finanzminister 
Dr. Androsch heißt. Und wir hoffen, daß auch 
nach dem Wahltag im Oktober 1975 der Bun­
deskanzler Dr. Krei,sky und der Finanzffilinister 
Dr. Androsch heißt ! (Beifall bei der SPO. -
Abg. Dr. K e j m e  1: Was ist mit den anderen 
15? Da können Sie keine Garantie abgeben?) 
Der Herr Bundesparteiobmann hat nur vom 
Herrn Bundesk!anzler gesproch,en; er hat das 
mit einem "leider" verbrämt. Wir s agen: Gott 
sei Dank, und wir können es versprechen. Er 
hat nicht von den anderen Ministern ge­
sprochen, und ich wollte nur auf seine Be­
fürchtung eingehen, die er gehabt hat, daß 
bi5 1975 Dr. Kreisky und Androsch im Amt 
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sein werden. Wir sagen ja und wir sind auch krafttreten dieses Gesetzes werden 52 recht­
überzeugt, daß es nach dem Oktober 1975 liehe Bestimmungen, Gesetzesbestimmungen 
so sein wird! (Beifall bei der SPO.) aufgehoben, die sich mit der Organisation 

Meine Damen und Herren! Es ist im Zu- und dem Wirkungsbereich der Ministerien be­
fassen. Ich möchte dazu sagen, daß diese Be­
stimmungen einen Zeitraum von 1 25 Jahren 
u mfassen. Mit dem Inkrafttreten dieses Ge­
setzes wird auch eine Vorschrift aus dem 
Jahre 1 848, nämlich der Ministerialerlaß vom 
1 7. März 1 848 über die Bildung eines verant­
wortlichen Ministerrates, außer Kraft gesetzt. 

sammenhang mit der Teuerung auch eine 
Wirtschaftsdebatte entstanden, was mit dem 
Gesetz nichts zu tun hat. Ich kann auf die 
Wirtschaftsdebatte verweisen, die gestern 
etliche Stunden gedauert hat und in der alle 
Fragen der Wirtschaftspolitik, der finanz­
politik und auch der Preissituation besprochen 
wurden. Auch in der dringlichen Anfrage, die 
Sie zur Landesverteidigung eingebracht 
haben, wurden alle diese Fragen behandelt. 

Meine Damen und Herren! Drei Gründe 
fül die Ablehnung hat der Abgeordnete Dok­
tor Schleinzer genannt. Erstens, daß das Ge­
setz nicht isoliert betrachtet werden kann; Ich 
habe schon gesagt, er hat recht. Wir sind der 
Auffassung, daß es ein Markstein im Ausbau 
einer modernen Verwaltungsorganisation ist. 
Er hat davon gesprochen, daß es kein großer 
Wurf sei. Wir sind der Auffassung, daß wir 
mit diesem Bundesministeriengesetz 1973 der 
ö&terreichischen Bundesverwaltung ein mo­
dernes Gesetz zur Verfügung stellen. 

Wenn der Herr Bundesparteiobmann gesagt 
hat, daß eine Kompetenzentflechtung nicht 
stattfindet, sondern die Macht der Minister 

- gestärkt werden soll, muß ich allerdings 
darauf hinweisen, daß dieses Gesetz nicht 
die Stellung der Minister regelt. Die Stellung 
der Minister als oberste Organe der Voll­
ziehung ist in der Bundesverfassung vorge­
geben. Wir haben diesen Verfassungsbefehl 
sehr ernst genommen, nämlich Artikel 77 
Abs. I ,  daß zur Besorgung der Geschäfte der 
Bundesverwaltung die Bundesministerien und 
die ihnen unterstellten Ämter berufen sind. 
Nadl Absatz 2 dieses Artikels 77 werden die 
Zahl der Bundesministerien, ihr Wirkungs­
bereich und ihre Einrichtung durch Bundes­
gesetz bestimmt, und nur das, meine Damen 
und Herren, ist der Gegenstand dieses ein­
fachen Gesetzes. Nicht die Stellung der 
Minister wird präzisiert, denn diese ist bereits 
in der Verfassung vorgegeben. 

Wir haben diesen Verfassungsbefehl, der 
seit 53 Jahren unerfüllt geblieben ist, heute 
zu vollziehen und hoffen, daß mit 1 .  Jänner 
1 974 dieses moderne Bundesministeriengesetz, 
das nicht nur Kompetenzregelungen, Kom­
petenzentflechtungen, sondern auch die An­
passung der Verwaltungsorganisation an das 
moderne Management enthält, wirksam 
werden kann. (Beifall bei der SPO.) 

Bisher - auch das soll man sagen - war 
der Wirkungsbereich der Bundesministerien 
nur in Einzelgesetzen geregelt. Mit dem In-

Hohes Haus ! Der Bund hat im Jahre 1 973 
ein Budget von rund 1 39 Milliarden Schilling 
zu verwalten und dabei wirtschaftliche Ent­
scheidungen zu treffen, während die Ver­
waltungsorganisation noch auf Vorschriften 
beruht, deren erste aus dem Jahre 1 848 
stammt. Ich glaube, daß der vorliegende Ge­
setzentwurf eine Lücke im Ausbau der Ver-
waltungsorganisation schließt. 

Ich habe schon bei der Antwort an den 
Herrn Abgeordneten Dr. Schleinzer gesagt, 
daß dieses Bundesgesetz lediglich den Wir­
kungsbereich und die Einrichtung der Bundes­
ministerien regelt, die als Hilfsorgane, als 
Hilfsapparate den Bundesministern zur Ver­
fügung stehen sollen. Unberührt bleiben - da 
gibt es keine Debatte - das Weisungsrecht 
der Bundesminister an die Beamten und vor 
all em ein wichtiger Grundsatz der öster­
reichischen Bundesverfassung, nämlich die 
Ministerverantwortlichkei t. 

Meine Damen und Herren! Wir Sozialisten 
sind stolz, dem Hohen Haus ein derartiges 
G esetz zur Beschlußfassung vorgelegt zu 
haben, nachdem doch seit dem Jahre 1 920 
dieser Verfassungsbefehl besteht. In dieser 
Zeit haben sich die Aufgaben und die Stellung 
der Verwaltung gewandelt, die Verw.altung 
ist in den letzten 50 Jahren weit über die 
Vollziehung der Gesetze hinausgegangen, der 
Wirkungsbereich der Verwaltung und die Auf­
gabensteIlung an die Verwaltung drängt 
immer wieder zu wirtschaftLichen Entsche'idun­
gen. 

Der Apparat, die Bundesministerien, die 
diese moderne Verwaltung durchführen und 
diese Ziele verwirklichen sollen, müssen daher 
diesen modernen Gesichtspunkten angepaßt 
werden, weil die Verwaltung ein Teil dieser 
Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung ist. Das 
Ziel muß sein, eine Service leistung für die 
einzelnen Staatsbürger zu erbringen, un.d das 
erfordert eine ständige Anpassung der Ver­
waltung an die technische und wirtschaftliche 
Entwicklung, wenn die Verwaltung - ich 
beschränke das allerdings nicht auf die Ver­
waltung, das gilt auch für Wirtsmafts­
betriebe - nicht lebensfremd werden soll und 
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keinem Erstarrungsprozeß unterliegt. Die Ver­
waltungsreform, die heute schon zitiert wurde, 
1St daher ein permanenter Anp'assungs- und 
Rationalisierungsprozeß, weil sich auch die 
Grundlagen immer wieder ändern. 

Meine Damen und Herren! Bei der Gestal­
tung der Bundesministerien, die die Ent­
scheidungsgrundlagen für die Bundesminister 
und die IBundesregierung bereitzustellen 
haben, ist ein wesentlicher Grundsatz, daß bei 
aller Eigenart, die ein Verwaltungsbetrieb, ein 
Minister,ium aufweist und die nicht immer 
mit einem Wirtschafts betrieb, mit einem Pro­
duktionsbetrieb verglichen werden kann, doch 
die allgemeinen Erkenntnisse der Betriebs­
wirtschaft, die Erkenntnisse des modernen 
Managements auch auf die Führung und auf 
die Leitung der Ministerien anzuwenden sind. 

Ich habe von dem Eigenleben und der be­
sonderen Eigenheit der Verwaltung ge­
sprochen. Es ist auch bei der Anwendung, 
bei der Organisation und bei der Einrichtung 
der Bundesministerien auf eine Verfassungs­
bestimmung, die das Leitbild unserer Staats­
führung ist, Rücksicht zu nehmen, daß wir in 
Osterreich das sogenannte Ressortsystem 
haben, das heißt, daß j eder Bundesminister 
zur Erfüllung der einzelnen Verwaltungs­
agenden zuständig und unabhängig ist. 

Bei alLer Wahmng dieses Crundsatzes der 
Bundesverfassung ist zu berücksichtigen, daß 
eine integrierte Gesellschaftsordnung und die 
moderne technologische Entwicklung eine 
isolierte Betrachtungsw:eise verbieten. Der 
Grundsatz der Verflochtenheit, der Inter­
dependenz der zu besorgeiliden Aufgaben 
innerhalb der einzelnen Ministerien, zwischen 
den einzelnen Ministern und im Rahmen der 
Bundesregierung hat im Vordergrund zu 
stehen, darauf ist besonders Bedacht zu neh­
men. 

Analog zu einem Wirtschaftsbetrieb ist auch 
die Leitung eines Ministeriums einem Mann 
übertragen, der allerdings die Entscheidungs­
grundlagen von seinem Apparat bekommen 
muß; daher hat auch - das wird ,im Detail 
bei den einzelnen Bestimmungen des Gesetzes 
noch zu besprechen sein - dieses Ministerium, 
dieser Hilfsapparat eine vorausschauende Pla­
nung durchzuführen und d i e  Möglichkeit, eine 
langfristige Konzeption in wirkungsvoller und 
effektiver Weise zu schaffen. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir von 
der Organisation eines Ministeriums, eines 
Verwaltungsapparates ausgehen, so kann auch 
die Verwaltung nicht haltmachen vor der 
Heranziehung von tech n ischen Hilfsmitteln 
und auch der Verwendung und der Nutzbar­
machung neuer technischer Erkenntnisse. 

Dieses Bundesministeriengesetz versucht 
einen Ausgleich zu schaffen zwischen dem 
Ressortsystem, einem Organisationssystem, in 
dem j eder einzelne Bundesminister für seine 
Agenden verantwortlich ist und das ein Ver­
fassungsauftrag ist, und der Tatsache der 
gegenseitigen Verbundenheit der einzelnen 
Verwaltungsgeschäfte. Dies macht ein aus­
geprägtes und ausgearbeitetes Informations­
system zwischen den einzelnen Mitgliedern 
der Bundesregierung erforderlich. Erst wenn 
dieses Informationswesen ausgebaut ist, kann 
eine effektive, den modernen Erfordernissen 
angepaßte Regierungspolitik durchgeführt 
werden, die über den reinen Bereich der Voll­
ziehung von Gesetzen hinausgeht. 

Das vorliegende Bundesministeriengesetz 
versucht unter Wahrung der verfassungs­
gesetzlidlen Grundlagen die Organisation und 
die Einrichtung der Bundesministerien als 
Hilfsorgane der Bundesminister der modernen 
wirtschaftlichen Entwicklung anzupassen und 
sicherzustellen, daß auch auf die Verflochten­
heit der verschiedenen Materien zwischen den 
Bundesministerien und den Ministern Bedacht 
genommen wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Der Wirkungsbereich der Bundesministerien, 
der im Abschnitt II  verankert ist - er wurde 
auch vom Herrn Bundesparteiobmann Doktor 
Schleinzer zitiert -, besteht aus zwei Teilen : 
erstens aus den Agenden, die den einzelnen 
Bundesministerien zugewiesen wurden, und 
zweitens aus dem gesetzlichen Auftrag, tätig 
zu werden, wie das in den §§ 3, 4, 5 und 6 
vorgeschrieben ist. 

Ich darf hier im allgemeinen Wirkungs­
bereich der Ministerien auf einen ganz beson­
deren Punkt hinweisen - es ist der Teil 1 
in der Anlage zu § 2 -, denn es ist erstmalig, 
soweit ich das kenne, daß den einzelnen 
Bundesministerien im Teil 1 17 Punkte zuge­
wiesen worden sind, zu deren Durdlführung 
sie gesetzlich verpflichtet sind. Es sind Ange­
legenheiten, die schon b isher aus dem Ressort­
system und der Min�sterverantwortlichkeit 
resul Herten. 

Meine Damen und Herren! Zwei Punkte 
erscheinen mir besonders wichtig im Teil l .  
Einmal die Zli'ffer 3 :  "Personalangelegenheiten, 
Aus- und Weiterb ildung der Be­
diensteten" ,  weil nicht nur die Ausbildung am 
Arbeitsplatz und zur Dienstprüfung notwendig 
ist, sondern weil es entscheidend ist, daß sich 
der Bedienstete auch. innerhalb der Ver­
waltung ständig weiterbilden muß, will er 
die Erfordernisse der modernen Verwaltung 
und die Aufgaben, die an das Ministerium 
gestellt sind, erfüllen. 
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Der zweite Punkt, meine Damen und Herren, 
der mir wesentlich erscheint - er war auch ein 
Punkt in der Diskussion im Unterausschuß -, 
ist die Ziffer 15: "Maßnahmen, die auf Sach­
gebieten, die nach dem Teil 2 dem Bundes­
ministerium zur Besorgung zugewiesen sind, 
zur Sicherung einer umfassenden Landes­
verteidigung oder aus Anlaß einer inter­
nationalen Krise, eines Krieges oder im Ge­
folge eines solchen zur Sicherung der ein­
heitlichen Führung der Wirtschaft notwendig 
erscheinen . . .  

Meine Damen und Herren ! Es ist sicher 
bisher manches praktiziert worden, was hier 
in diesem Gesetz zum Ausdruck kommt, aber 
es besteht erstmals in diesen 17 Punkten eine 
gesetzliche Verpflichtung, im besonderen im 
Punkt 1 5, <daß MinisterIen in Krisenfällen im 
Rahmen ihres Sachgebietes tätig zu werden 
haben. 

Diese Regelung entspricht dem rechtsstaat­
lichen Prinzip, daß nur auf Grund der Gesetze 
vorgegangen werden soll. Das ist der all­
gemeine Bereich, der für alle Bundes­
ministerien Gültigkeit hat. 

Dann gibt es einen speziellen Teil, der den 
e j n z  e i n e n 'Bundesministerien im Rahmen 
der KompetenzvertelHung Ag·enden zuweist. 

Darüber hinaus wird - da kann ich auf 
das Jahr 1 968 zurückgreifen - durch diese all­
gemeine Zuweisung - es handelt sich llm den 
Teil 2 - versucht, eine Kompetenzentflechtung. 
durchzuführen und sachlich zusammengehörige 
Materien in einem Ressort zusammenzufassen. 
Im großen und ganzen wurde dieses Prinzip 
eingehalten, es ist aber bei der Komplexität 
der gesamtstaatlichen Aufgaben nicht immer 
möglich, in einem Ministerium alle sachlich 
zusammenhängenden Kompetenzen zu kon­
zentrieren; daher wird das Vorhandensein von 
Doppelkompetenzen und Mitkompetenzen nie­
mals ausgeschlossen wenden können. 

Sie haben ja selbst zwei Jahre lang ein 
Gesetz begutachtet:  Ihr Gesetz aus dem Jahre 
1968 - auch Sie haben dies im Jahre 1966 
zugesagt - bringt eine Bereinigung der Kom­
petenzen. Wir haben eines allerdings jetzt in 
Form einer Regierungsvorlage dem Hohen 
Haus zur Beratung vorgelegt, und das wird 
heute beschlossen werden. 

Auf eines möchte ich noch aufmerksam 
machen: Es wurde auch lange darüber geredet, 
daß Zuständigkeiten, die in einzelnen 
materiell-rechtlichen Vorschriften geregelt 
sind, und die Vol1zugsklauseln in den ein­
zelnen Gesetzen unberührt bleiben. 

Das hat schon das BegutJachtuIlJg,sver.fahren 
1968 ergeben. Damals ist auch die Idee ent-

standen, durch eine Generalbereinigung die· 
Vollzugsklauseln und die materiell-rechtlichen 
Zuständigkeitsvorschriften aufzuheben. Auch 
der Leiter des Verfassungsdienstes hat uns 
gesagt, daß bei einer Auflassung der Voll­
zugsklauseln und der materiell-rechtlichen Zu­
ständigkeiten in einzelnen Gesetzen eine 
Rechtsunsicherheit entstanden wäre. 

Ich darf aber doch, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, auf den § 13 des vor­
liegenden Gesetzes verweisen, nämLich 
sofortige Kompetenzveränderungen im Bereich 
einzelner Bundesministerien. Dieses Gesetz 
versucht einen Mittelweg zwischen der Zu­
weisung der allgemeinen Kompetenzen an die 
einzelnen Ministerien und den Sofortmaß­
nahmen, das sind Kompetenzen, die sofort 
einem Ministerium zugewiesen werden sollen. 

Da darf ich auch dem Herrn Bundespartei� 
obmann Dr. Schleinzer sagen, daß gerade 
durch dieses Gesetz das Bundesministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten mit Kom­
petenzen betraut wurde, die seinem Namen 
wieder Ehre machen. 

Wenn das Gesetz am 1 .  Jänner 1974 in 
Kraft tritt, wird das Bundesministerium für 
Auswärtige Angelegenheiten nicht nur für die 
allgemeinen außenpolitischen Fragen zu­
ständig sein, sondern auch für die zweite 
Säule der Außenpolitik, für die allgemeine 
Kulturpolitik, und weiterhin auch für die Inte­
grationspolitik. 

Meine Damen und Herren! Das ist ein Bei­
spiel, wie Zuständigkeiten des Bundesmini­
steriums für Auswärtige Angelegenheiten, 
die auf Grund verschiedener G esetze, auf 
Grund der Koalitionsvereinbarungen anderen 
Ministerien zugeteilt worden sind, ab 1 .  1 .  
1974 i m  Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten wieder zusammengefaßt 
werden. Darüber hinaus ergibt sich durch die 
Zuteilung der Pr.esseattaches aus dem Bun­
deskanzleramt die Möglichkeit, daß dieses 
Bundesministerium eine effiziente Außen­
politik treiben kann. Durch die Zuteilung der 
Presseattaches hat es die Möglichkeit, seine 
Politi!k in .den Bmpfangssta,aten, in denen 
wir beglaubigt sind, auch gut zu verkaufen. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, man 
soll dieses Beispiel des Außenministeriums 
heranziehen, um zu zeigen, daß mit dliesem 
Gesetz eine KompetenzkonzentraHon durch­
geführt wird, die hier bestritten wurde. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Es wurde schon davon gesprochen, daß das 
Arbeitsrecht im Bundesministerium für soziale 
Verwaltung konzentriert werden soll. Wie 
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dem Hohen Hause ja bekannt ist, arbeitet die 
Kommiss.ion für die Kodifikation des gesamten 
Arbeitsrechtes in diesem Bundesministerium 
für soziale Verwaltung. Daher sind wir auch 
hier der Auffassung, da das Arbeitsrecht 
zitiert wurde, daß es nur in einem Mini­
sterium, nämlich im Bundesministerium für 
soziale Verwaltung, am besten aufgehoben 
ist, wo die Gewähr besteht, daß diese Kon­
zentration für die Kodifikation des Arbeits­
rechtes vorteilhaft ist. 

Meine Damen und Herren! Das ist der eine 
Teil, der den Ministerien zugewiesen wurde, 
innerhalb dessen sie tätig werden sollen. Ich 
darf hier auch nur der Ordnung halber auf 
etwas hinweisen, was j a  bisher schon eine 
Selbstverständlichkeit auf Grund des Ver­
fahrensrechtes und der Verfahrensgesetze 
war: Es wirld im § 2 gesetzlich normiert, und 
es 1st dies ein Gesetzesauftrag, daß die Bun­
desministerien die Führung der Geschäfte "in 
zweckmäßiger, wirtschaftlicher und sparsamer 
Weise zu besorgen" haben. 

Wenn wir von den Geschäften der obersten 
Bundesverwaltung reden, so hat Artikel 77-
nur davon gesprochen : "Zur Besorgung der 
Geschäfte der Bundesverwaltung sind die 
Bundesministerien . . .  berufen." Es gibt aber 
nirgends eine Definition - seit 50 Jahren 
nicht -: Was sind denn diese Geschäfte der 
obersten Bundesverwaltung, deren Inhalt sich 
sicherlich seit dem Jahre 1920 gewandelt hat? 

Aber auch hier beschre.itet dieser Gesetz­
entwurf einen neuen Weg. Er trägt der Tat­
sache Rechnung, daß heute die Verwaltung 
und die Vollziehung weit über den Rahmen 
der reinen Gesetzesvollziehung hinausgeht 
und auch vorausschauende Planungen auf 
wirtschaftlichem und sozialem Gebiet durch­
zuführen hat. Daher sind die Geschäfte der 
obersten Bundesverwaltung Regierungsakte, 
über die die OVP im Ausschuß so viel dis­
kutiert hat, vor allem der Herr Abgeor.dnete 
Pr ader und Professor Ermacora, Angelegen­
heiten der behördlichen Verwaltung oder der 
Verwaltung des Bundes als Träger von Privat­
rechten. 

Mit dem Begriff der Regierungsakte wurde 
in vollkommen verfassungskonformer Weise 
ein Begriff eingeführt, der zum Ausdruck brin­
gen will, daß die Geschäfte der Bundes­
verwaltung über den Bereich der reinen Ge­
setzesvollziehung hinausgehen und sich auch 
auf den Bereich allgemeiner staatspolitischer 
Entscheidungen e rstrecken. Erst diese Tätig­
keit macht eine Regierungspolitik aus. 

Meine Damen und Herren! Das ist der eine 
Punkt: die Kompetenzbereinigung, die Kom­
petenzentflechtung, die Kompetenzzuweisung. 

Das sind aber vielleicht nicht die wich­
tigsten Punkte dieses Bundesministerien­
gesetzes 1973, das auf modernen betriebswirt­
schaftlichen Grundsätzen aufbauen will und 
das moderne Management audl in die Ver­
waltung bringen will. Gerade die §§ 3 bis 6 
sagen, was diese Bundesministerien zu tun 
haben. Gerade die neuen Aufgabenbereiche 
der Verwaltung und die Verwirklichung dieser 
modernen Grundsätze erfordern es, daß die 
einzelnen Bundesministerien nicht darauf 
warten, Beschlüsse der Regierung durch­
zuführen, Beschlüsse des Hohen Hauses durch­
zuführen, sondern "die Bundesregierung bei 
der Besorgung ihrer Aufgaben zu unter­
stützen" und - was auch bisher selbstver­
ständlich schon geschehen ist - "Vorlagen 
der Bundesregierung an den Nationalrat" aus­
zuarbeiten, "Verordnungen und Kundmachun­
gen der Bundesregierung sowie sonstige Be­
schlüsse der Bundesregierung vor­
zubereiten", und - was vielleicht das wesent­
liche ist, der Herr Abgeordnete Dr. Schleinzer 
hat das nur so abgetan - "alle Fragen wahr­
zunehmen und zusammenfassend zu prüfen, 
denen vom Standpunkt der Koorct.inierung der 
vorausschauenden Planung oder vom 
Standpunkt der wirtschaftlichen und zweck­
mäßigen Einrichtung und Arbeitsweise der 
Vollziehung im Bereidle des Bundes grund­
sätzliche Bedeutung zukommt ; sie haben hie­
bei auf alle Gesichtspunkte Bedacht zu neh­
men, die . . .  vom rechts-, verwaltungs- und 
wirtschaftspolitischen Standpunkt von Bedeu­
tung sind". Und das liegt im Wesen des 
modernen Informationssystems im Schoße und 
im Rahmen der Regierung: "sie haben die 
Ergebnisse dieser Prüfung für die Bundes­
regierung und für die Bundesminister bereit­
zustellen und bei Besorgung der ihnen ob­
liegenden Geschäfte der obersten Bundes­
verwaltung entsprechend zu verwerten". 

Ich sage das deshalb, weil ich glaube, es war 
der Abgeordnete Dr. Schleinzer, der gestern 
eine vorausschauende Finanzplanung und all 
diese Dinge verlangt hat. Meine Damen und 
Herren ! Wer soll diese vorausschauende 
Finanzplanung denn durchführen? Selbstver­
ständlich nur die Bundesministerien. Aus die­
sem Grunde werden an die Bundesministerien 
diese Dinge herangetragen, werden sie m.it 
diesen Aufgaben konfrontiert und zur Durch­
führung dieser Aufgaben verpflidltet. Aus die­
sem Grunde, meine Damen und Herren, sind 
wir der Auffassung, daß in einem modernen 
Bundesministeriengesetz auch zu stehen hat, 
welche vorbereitenden Aufgaben, welche 
planerischen Aufgaben diese einzelnen Bun­
desministerien durchzuführen haben. 
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Noch etwas, meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Ein Punkt, der auch in diesem 
Bundesgesetz geregelt wird, wenn er auch 
vielleicht in der Praxis bereits praktiZ'iert 
wird. Ich habe davon gesprochen, daß ein Ver­
waltungsgeschäft sich nicht nur auf ein Bun­
desministerium erstrecken kann, sondern daß 
oft mehrere Bundesministerien bei aller Kom­
petenzentflechtung befaßt werden, wo man 
bisher nicht gewußt hat, welches Bundes­
ministerium zuständig ist, wenn beide Bundes­
ministerien zuständig waren: Wer ist ziel­
führend zuständig? Was hat zu geschehen, 
wenn sim diese Bundesministerien nimt 
einigen oder wenn die Stellungnahme eines 
Bundesministeriums einzuholen ist? 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Soweit nimt in einfachen gesetzlichen Rege­
lungen ein Vorgehen vorgeschrieben war, so 
hat man sim bisher damit beholfen, daß man 
die Bundesregierung eingeschaltet hat. Jetzt 
kommt eine gesetzlime Bestimmung hiefür, 
meine Damen und Herren, was ja auch in 
jedem Privatbetrieb selbstverständlich ist. 
Wenn zwei Abteilungen zuständig sind, muß 
dann eine übergeordnete Instanz entscheiden, 
wer zur Federführung berufen ist. 

Meine Damen und Herren von der OVP! 
Für Sie, die so viel von wirtsmaftlichen 
Grundsätzen reden, muß doch selbstverständ­
lich sein, daß auch ein Ministerium nach diesen 
wirtschaftlichen Grundsätzen und in den For­
men eines modernen Managements geführt 
werden soll. (Beifall bei der SPO.) 

Nun komme ich wieder auf die Ausführun­
gen des Herrn Abgeordneten Dr. Smleinzer 
zurück. Ich meine die voraussmauende Pla­
nung und das Tätigwerden der Ministerien auf 
diesem Gebiet. Sie haben - das will ich nom 
hinzufügen - von dieser vorausschauenden 
Planung das Bundeskanzleramt in Kenntnis 
zu setzen. 

Wir glauben, es entspricht ebenfalls einer 
modernen Betriebsführung, einem Manage­
ment, wenn nicht j edes Ministerium für sich 
planen kann, ohne daß ein anderes Mini­
sterium etwas davon weiß. Es wäre das Ende 
des Regierens, das Ende einer Regierungs­
politik, wenn der Bundeskanzler beziehup.gs­
weise das Bundeskanzleramt nimt im Rahmen 
des Gesetzes diese Informationen bekämen. 
Wenn man betriebswirtschaftliche Ausführun­
gen liest, weiß man, wie wimtig die Infor­
mation ist. Auch im Rahmen der Verwaltungs­
reformkommission ist einer der wichtigsten 
Punkte der Informationsfluß und das 
Informationssystem. Das will man überall an­
gewendet haben. Ich glaube, es gehört auch 
in der modernen Verwaltung angewendet. 

Auch für die innere Einrimtung der Mini­
sterien, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, hat es bisher keine gesetzlimen Rege­
lungen gegeben; diese war durch interne An­
ordnungen geregelt. Herr Dr. Smleinzer hat 
smon erwähnt, daß Sektionen, Gruppen, Ab­
teilungen und Referate das Einteilungs­
kriterium sind. Es gibt Sektionen und Ab­
teilungen. Innerhalb der Sektionen können 
Gruppen eingerichtet werden, in den Abteilun­
gen Referate. 

Es ist das Korrelat zur Konzentration der 
Kompetenzen, daß Agenden, die eine Einheit 
darstellen, in einer Sektion bearbeitet werden 
sollen, daß die Verwaltungsgeschäfte nam 
Gegenstand und sachlichem Zusammenhang 
auf die einzelnen Sektionen und Abteilungen 
aufzuteilen sind. Diese Grundsätze der Ein­
teilung des Ministeriums in Sektion, Gruppe, 
Abteilung und Referat stammen nom aus einer 
Zeit, in der die Hauptaufgabe des Mini­
steriums die Vollziehung der Gesetze war, 
was heute auch noch der Fall ist. Daneben 
gibt es aber die modeme Entwicklung und die 
modernen Aufgaben gerade auf wirtschaft­
lichem, planerismem Gebiet, Aufgaben, die 
den Ministerien übertragen werden. Diese 
Aufgaben machen es notwendig, daß - hier 
wurde bereits der berühmte Absatz 3 des 
§ 7 zitiert - "sonstige organisatorisme Ein­
richtungen" im Rahmen eines Ministeriums 
für Geschäfte geschaffen werden können, "die 
den Wirkungsbereich zweier oder mehrerer 
Sektionen berühren, sowlie zur Beratung und 
Unterstützung des Bundesministers bei den 
ihm obliegenden Entscheidungen auf dem Ge­
biet der allgemeinen Regierungspolitik" . 

Man sprach einmal - heute wurde dies aber 
nicht gesagt, oder im habe es überhört -
auch von den sogenannten politischen Be­
amten. Die Erläuterungen führen einen Teil 
an: die Ministersekretäre, die Kabinettmefs 
und so weiter, die hier legalisiert werden 
sollen. 

Aber auf Grund der modernen Gestaltung 
der Ministerien kommen auch Agenden heran, 
die eben durch besondere "organisatorische 
Einrimtungen" bearbeitet werden müssen. Im 
denke da nur an die EDV, an die Verwaltungs­
reformkommission oder an die im Bundes­
kanzleramt eingerichtete Raumplanung. 
Welche Sektion sollte denn da zuständig sein? 
Da muß es ja -ein eigenes Organ geben. 

Meine Damen und Herren! Es wurde nimt 
gesagt, daß diese "sonstigen organisatorischen 
Einrimtungen" keine Geheimeinrichtungen 
eines Ministers sind. Man hat vergessen zu 
sagen, daß j eder Bundesminister verpflichtet 
ist, eine "Geschäftseinteilung" festzusetzen, 
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eme Geschäftseinteilung zu publizieren. In 
dieser Geschäftseinteilung sind die Zahl der 
Sektionen, der Abteilungen, die Einridüung 
von Gruppen und Referaten und auch diese 
"sonstigen organisatorischen Einrichtungen" 
anzuführen. Einmal jährlich ist auch die Zu­
teilung der Bediensteten öffentlich aus­
zuweisen. 

Es entspricht einem modernen Grundsatz, 
wenn man die Möglichkeit schafft, auch außer­
halb der bestehenden Einrichtungen Ver­
waltungsgeschäfte zu führen. Es entspricht 
dem Grundsatz der Transparenz, daß nicht nur 
die- Zahl der Sektionen und die Einrichtungen 
bekanntgegeben und veröffentlicht werden, 
sondern auch die Bediensteten angeführt wer­
den, die die Verwaltungsagenden durchführen. 

Ich darf auf noch einen Punkt des Gesetzes 
kommen, der hier kritisiert wurde. Das sind 
die Kommissionen. Hier erfolgte schon eine 
Widerlegung. Es gibt eine Ortstafelkommis­
sion, es gibt verschiedene andere Kommis­
sionen, weil eben die Materien, die ein Mini­
sterium oder mehrere Ministerien zu ver­
walten beziehungsweise zu bearbeiten haben, 
so schwierig sind, daß man eben alle inter­
essierten Leute zur Beratung des Ministeriums 
und zur Beratung der Bundesminister heran­
zieht. Meine Damen und Herren! Diese Kom­
missionen, die es auch in Ihrer Zeit gegeben 
hat, hinden selbstverständlich den Bundes­
minister nicht, sondern dienen f81in zur Vor­
beratung beziehung.swe1se zur Beratung der 
einzelnen Minister. 

Nun noch zu einem wesentlichen Punkt 
dieses Gesetzes, zu einer Sache, die ebenfalls 
bisher nie geregelt wurde, etwas, was Ihren 
Ausführungen gerade bezüglich Absatz 3 mit 
den sogenannten politischen Beamten wider­
spricht. Der Gesetzgeber hat hier erstmalig 
festgelegt, daß der Leiter einer Sektion, einer 
Abteilung oder einer Gruppe nur ein Beamter 
der Verwendungsgruppe A oder einer gleich­
wertigen Verwendungsgruppe sein kann. 
Damit, meine Damen und Herren, ist eine 
wesentliche Ergänzung des gesamten Dienst­
rechtes bezüglich der Anstellungserfordernisse 
gegeben, weil eben die Leitung der Sektionen, 
Abteilungen und Gruppen - das ist ja 
wesentlich in den Bundesministerien - nur 
Leuten mit akademischer Vorbildung über­
tragen werden kann. Es gibt eine Ausnahme: 
Auch Beamte der Allgemeinen Verwaltung, 
die in der Verwendungsgruppe B sind, 
können mit der Leitung einer Abteilung oder 
eines Referates betraut werden, wenn die 
Natur des Geschäftes dies ergibt und der 
betreffende Beamte hiezu besonders geeignet 
ist. Das gilt auch für die Beamten der Ver-

wendungsgruppe A: Es wird im Gesetz nor­
miert, daß nur geeignete Beamte Leitungs­
funktionen erhalten sollen. 

Damit stellt die sozialistische Regierung in 
diesem Bundesministeriengesetz das Lei­
stungsprinzip der Beamten in den Vorder­
grund. (Beifall bei der SPO.) 

Ich darf nun zum Schluß kommen: Es besteht 
nicht nur in der Privatwirtschaft, sondern auch 
in der öffentlichen Verwaltung die Gefahr, 
daß der Apparat erstarrt und daß die Ver­
waltung Selbstzweck wird. Das Gesetz sieht 
zwei Dinge vor, um derartiges zu verhindern. 
Der eine Grundsatz besteht darin, daß im 
Rahmen des Ministeriums sog.enannte .innere 
Revisionen eingerichtet werden können, Ein­
richtungen, die den Verwaltungsablauf kon­
trollieren, die immer wieder reformieren 
sollen. Das zweite ist die Verpflichtung des 
Bundesministers,  die nachgeor1dneten Be­
hörden beziehungsweise Ämter dauernd zu 
beaufsichtigen, also die Dienstaufsicht durch­
zuführen, und diese SteIlen auf die Gesetz­
mäßigkeit, aber auch auf die Wirtschaftlich­
keit und die Sparsamkeit hin zu prüfen. 

Auch ein wesentlicher Punkt, der in diesem 
Gesetz zum Ausdruck kommt, ist die Dele­
gi.erung von Verwaltungsgeschäften - das 
wurde selbstverständlich schon bisher prak­
tiziert, aber j etzt ist es ein gesetzlicher Auf­
trag -, für die der Bundesminister zuständig 
ist, an die Sektions- und Abteilungsleiter. 

Mit diesem Delegierungsrecht soll der zu­
ständige Ressortchef von den Routine­
angelegenheiten der Verwaltung entlastet und 
für die Leitung seines Ressorts und für die 
Durchführung größerer Aufgaben freigestellt 
werden. Also auf der einen Seite eine 
Rationalisierung des Verwaltungsablaufes, 
andererseits soll aber auch durch die Uber­
tragung der Verantwortung die Leistungs­
freudigkeit .innerhalb der Beamtenschaft ge­
hoben werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Letztlich dient dieses Gesetz auch der Rechts­
bereinigung, denn mit dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes werden 52 gesetzliche Vor­
schriften außer Kraft gesetzt. Daher wird 
dieses Gesetz ein Markstein in der Durch­
führung der Verwaltungsreform sein . . .  (Abg: 
Dr. W i t 11 a l m: Markstein ist ein bißchen 
übertrieben! - Abg. Dr. M u s  s i I: Da bin 
ich aber neugierig! - Abg. Dr. W i t h a I  m: 
Ein Mosaiksteinehen!) Ein Markstein, habe ich 
gesagt, Herr Genera1sekretär, im Ausbau einer 
modernen Verwaltungsorganisation, weil es 
den Bundesministerien einerseits neue Auf­
gaben stellt und andererseits die einzelnen 
Bundesministerien durch Kompetenzentflech-

522 
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tung und Konzentration der Kompetenzen mit den Herrn Dr. Schleinzer vielleicht mißver­
echten Sachgebieten ausstattet. standen. Dr. Schlelinzer hat nicht von der 

Meine Damen und Herren ! Wir als Ausweitung der Macht rler Minister gespro­

sozialistische Fraktion sind uns bewußt, daß I ehen, sondern vor der Ausweitung der Macht 

das nur ein Teil ist. In der Regierungs- der Politbüros, der wir mit Bedenken gegen­

erklärung ist noch das Ausschreibungsgesetz überstehen. 

angekündigt, das bereits im Hohen Haus liegt, Der Herr Abgeordnete Dr. Hesele hat ge­

das ein weiterer Punkt sein muß. Die öffent- meint, daß es über den Begriff "Reg.ierungs­

lichen Ämter sind öffentlich auszuschreiben, akte" vor allem seitens der Vertreter der 

um dem einzelnen Staatsbürger, so er die Vor- Volkspartei im Unterausschuß viele Debatten 

aussetzung hat, die Möglichkeit zu geben, in gegeben hätte. Es ist an sich nichts Negatives, 

den Staatsdienst einzutreten und sein Wissen wenn es eine Debatte über Begriffe und über 

zur Verfügung zu stellen. Es gehört in den bestimmte Bereiche in einer Regierungsvor­

Rahmen des Ausbaues einer modernen Ver- lage gibt. Im Gegenteil, ich glaube, das ist 

waltungsorganisation auch das Gesetz über etwas Positives, und das zeigt, daß wir uns 

die Verwaltungs akademie und letztlich auch sehr intensiv und gewissenhaft mit dieser Ma-

die weitere Einführung der EDV-Anlagen. terie beschäftigt haben. 

Die Herausforderung an den modernen Men­
schen erfolgt nicht nur in der Industrie, son­
dern die Herausforderung tritt auch an die 
Beamten in den Ministerien heran, daß sie die 
Zeichen der modernen Verwaltung erkennen, 
die über die bloße Gesetzesvollziehung 
hinausgeht, die sie auch mit planefli-schen 
Aufgaben betrauen will. 

Wir Sozialisten sind der Auffassung, daß in 
diesem Gesetz alle diese Probleme gelöst 
wurden, daß auf Grund :d.ies,es Bundesmirri­
ster1eng,esetz,es ,den BUilideslIlliniste:r.n und der 
BUIl!desn:,gli,erung ,ein �ei.stunglsfä'Mg;er, schlag­
kräftig,er Apptal1at �ur Verfüg,ullIg 'ste'hen wi l1d , 
daß damit eine mod'e.l1lle v,erw.aItun.g:s­
organisation aufgebaut werden kann und so 
ein Teil des neuen asterreich verwirklicht 
wird. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Prader. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Prader (OVP) : Herr Prä­
sidentl Hohes Haus! Meine Damen und Her­
renl Mit dem Bundesministeriengesetz 1 973 
wird zweifelsohne eine wichtige, entschei­
dende Materie geregelt. Umsomehr bedauert 
es die asterreichische Volkspartei, dieser Re­
gierungsvorlage, und zwar auch in der Fas­
sung des Ausschußberichtes, ihre Zustimmung 
versagen zu müssen ; darauf hat bereits der 
Herr Bundesparteiobmann hingewiesen. 

\Nir haben eine Reihe von Abänderungs­
anträgen, besonders in den entscheidenden 
Passagen, eingebracht, denen aber die Mehr­
heit ihre Zustimmung nicht gegeben hat. Diese 
Ablehnung macht es uns unmöglich, dem 
gesamten Gesetz zuzustimmen. 

Bevor lich aber weiter auf Idiie Matel1ie ein­
gehe, möchte ich mich doch mit einigen Be­
merkungen meines Vorredners, des Herrn Ab­
geordneten Dr. Hesele, beschäftigen. Er hat 

Ich möchte aber richtigstelIen, daß wir die­
sem BegI1iff unser,e 'Z1us:timmurug geg,eben 
haben. Wir haben allerdings darauf hingewie­
sen, daß es sich hier um etwas Neues handelt, 
um einen Begriff, den unsere Rechtsordnung 
derzeit noch nicht kennt, der nirgends näher 
definiert ist. Wir haben daher ergänzend 
empfohlen - .rua,s trifft joa nicht nur für den 
Begriff Regierungsakte zu, sondern es wurden 
auch andere neue Rechtsbegriffe in diese Vor­
lage eingebaut, die noch nirgends definiert 
sind -, auch bei diesem Gesetz die Methode 
anzuwenden, die sonst schon praktiziert wird, 
nämlich in bezug auf diese Begriffe einen Para­
graphen mit den notwendigen Definitionen 
einzubauen. Das möchte ich zur Klarstellung 
sagen. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Hesele hat Dok­
tor Schleinzer ferner vorgeworfen, er wäre 
-- so habe zumindest ich das aufgefaßt -
gegen jene Bestimmungen hier aufgetreten, 
die sich mit der Koordinierungsfunktion und 
der Notwendigkeit der Koordinierung in ver­
schiedenen Sachbereichen ergeben. Das ist 
nicht richtig, das hat Dr. Schleinzer nicht kriti­
siert. Dr. Schleinzer hat nur eines getan: Er 
hat die Theorie der Praxis gegenübergestellt 
und an Hand dieser Gegenüberstellung be­
wiesen, wie sehr die Praxis der gegenwärti­
gen Bundesregierung von ihren Aussagen und 
der TheoI1ie abwe,icht. Das nur ZUJI' K1arstel­
lung in bezug auf einige Bereiche. 

Hohes Haus ! Warum wir das Bundesmini­
steriengesetz ablehnen, hat seinen Grund in 
dem Umstand, daß auch mit diesem Gesetz 
Systeme eingeschmuggelt werden sollen, die 
dem Sozialismus, nicht aber dem rechtsstaat­
lichen Denken entsprechen, und daß darüber 
hinaus bei ,der Zuteilung der Kompetenzen in 
manchem BeI1eich Wege eingesmllag'en w.er­
den, die einer maximalen sachgerechten Lö­
sung und Bewältigung der Probleme nicht ge­
recht werden. Insofern bedeutet daher diese 
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Regierungsvorlage nicht eine Verbesserung, 
sondern eine Verschlechterung des gegenwär­
tigen Zustandes und eröffnet Perspektiven, die 
in bezug auf eine kontinuierliche, rein sach­
liche Verwaltungs- und Regierungstätigkeit 
der Obersten Organe zu größter Besorgnis 
Anlaß geben. 

Die Arbeiten an dieser Gesetzesmaterie rei­
chen schon viele Jahre zurück. Schon von der 
Regierung Dr. Klaus wurde ein entsprechen­
der Entwurf fertiggestellt. Dieser war auch die 
Grundlage der j etzigen Regierungsvorlage. Er 
wurde allerdings in entscheidenden Punkten 
umgebaut, und das nicht zu seinem Vorteil. 
Diese Ausarbeitung in verschiedenen politi­
schen Zeitepochen wirkt sich daher in einer 
gestörten Systematik aus. 

Von seiten der Regierungspartei wurde 
diese Gesetzesvorlage als großes Reformwerk 
angekündigt. Das ist es zweifellos nicht. Es 
handelt sich im wesentlichen um eine kompila­
torische Arbeit und um die gesetzliche Fest­
legung der bisherigen Praxis, wobei unver­
kennbar auch alle j ene Maßnahmen nun aus­
drücklich gesetzlich fundiert werden sollen, 
die die Regierung Dr. Kreisky seit ihrem 
Amtsantritt praktiziert, einschließlich jener, 
die sie noch während der Zeit der OVP-Regie­
rung heftigst kritisiert hat. 

Ich verweise hier auf die Stabsstellen, auf 
die "Kommissionitis" und vor allem - das 
habe ich mit letzterer Vorbemerkung ge­
meint - auf die nunmehr plötzlich als richtig 
erkannte Informationspflicht der Regierung 
über die gesetzten Maßnahmen. 

werden sehr schwierig übersichtlich in die 
gesamte Rechtsordnung einzufügen und, 
zumal die Aufhebung durch eine Lex fugitiva 
erfolgt, oft auch nur sehr schwer für den ein­
zelnen erkennbar sein. Hier werden noch 
einige Aufgaben erwachsen, mit denen man 
sich beschäftigen muß. 

Hohes Haus ! Einige Klarstellungen sind zu­
nächst erforderlich. Dem Gesetz ist eine An­
lage angeschlossen, deren erster Teil sich mit 
den allgemeinen Zuständigkeiten beschäftigt, 
während im zweiten Teil die konkreten Kom­
petenzzuteilungen an die einzelnen Minister 
enthalten sind. Letztere Regelung vor allem 
kann natürlich nicht als bleibende oder end­
gültige Regelung in bezug auf die Aufgaben­
bereiche der Ministerien angesehen werden, 
weil vor allem im Falle der Bildung einer 
Koaltitioll'sr,egli,eIiurug die Auf teiLung der Sach­
bereiche und damit Kompetenzverschiebungen 
immer wieder aufs neue zur Debatte stehen 
werden. 

Dasselbe gilt auch bezügLich der Zahl der 
Ministerien. Hier werden Veränderungen 
natürlich je nach sachlicher und poLitischer 
Notwendigkeit niicht ausgeschlossen werden 
können. 

Ich sage diesen Part nicht als Kritik, son­
dern nur um falsche Vorstellungen auszuschal­
ten, daß es sich hiebei um eine nunmehr blei­
beIlide Regelung oder Ordnung handle, die mit 
diesem Gesetz neu geschaffen wird. Das alles 
selbstverständlich unter der Vorgegebenheit, 
daß es ewig bleibende Regelungen, in weI­
chem Sachbereich immer, überhaupt nicht gibt. 

Di'e verw,altun91srefOf.llI!atorischen mem-ente 

I 
Ein sehr wi�htige� Pro�lem, das das g�nze 

hingegen sind sehr dürftig, ich möchte sagen, Gesetz durchzIeht, 1st dIe Frage der Rlcht­
kaum auffindbar und, soweit sie gegeben 

I 
linienkompetenz des Regierungschef�, die n�n­

sind, in Ansätzen und Hinweisen stecken- mehr weItestgehend ausgebaut wad. HIer 
geblieben. werden Regelungen getroffen, die am Rande 

der verfassungs rechtlichen Normen sind. Dies 
betrifft alle Bestimmungen, in denen die Bun­
desministerien und somit auch die Leiter die­
ser Organe, nämlich die Bundesminister, zwin­
gende Auflagen bezüglich der Berichterstat­
tung und der Durchführung verpflichtend vor­
gesd1fieben erhalten. Und da ist die Frage 
akut: 'Nie verhält es sich hier mit der Mini-

Ich möchte aber nicht verabsäumen anzu­
erkennen, daß es sich um eine höchst schwie­
rige Materie handelt und daß auch eine die 
Rechtslage klarstellende Situation allein schon 
ein bedeutendes Anliegen ist. Das geht schon 
- darauf hat bereits Dr. Hesele hingewie­
sen - aus dem Umstand hervor, daß im Ab­
schnitt VI die Aufhebung von nicht weniger 
als 52 Gesetzen und gesetzlichen Bestimmun­
gen vorgesehen ist, die sich vor allem mit 
Kompetenzregelungen beschäftigen und deren 
ältestes der Ministerialerlaß vom 1 7. März 
1 848 über die Bildung eines verantwortlichen 
Ministerrates ist. Allerdings ist diese Klar­
stellung nur zum Teil gelungen. Bei manchen 
Gesetzen oder gesetzlichen Bestimmungen, die 
aufgehoben weIiden, handelt es sich nur um 
Teilbereidle von Geset.zen; die übrigen Teile 
bleiben als Rudimente weiterhin bestehen, 

sterverantwortlichkeit? 

Hier bestehen ernste verfassungsrechtliche 
Bedenken. Hier kann man nicht mit Zweck­
mäßigkeit oder Nichtzweckmäßigkeit argu­
mentieren, sondern eben nur damit, ob eine 
Verfassungskonformität gegeben ist. Wir 
haben daher vorgeschlagen, alle j ene Bestim­
mungen zu eliminieren, die zu solchen Beden­
ken ernstlich Anlaß geben. 

Die Mehrheit hat das abgelehnt. Was kann 
aber eine Oppositionspartei tun, die der Mei-
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nung ist, daß von der Mehrheit ein Gesetz 
oder Teile eines Gesetzes beschlossen werden, 
die nach ihrer Meinung nicht verfassungskon­
form sind? 

Diese Frage leitet über zu jenem Problem, 
das auch bei den Verhandlungen über die 
Neuregelung der Geschäftsordnung berück­
sichtigt werden müßte, nämlich zum Kontroll­
recht der Opposition, der die Möglichkeit ge­
schaffen werden müßte, den Verfassungs­
gerichtshof in solchen Fällen zu beschäftigen, 
um klären zu lassen, wie die Dinge liegen, 
und zwar möglichst vor der Beschlußfassung 
dunn das Hohe Haus. Vom Standpunkt der 
R echtssicherheit wäre das zweifellos eine sehr 
bedeutende Maßnahme. 

Und nun zur Richtlinienkompetenz des Re­
gierungschefs an sich. Zweifellos sind hier 
bereits im Gesetz aus dem Jahre 1918 gewisse 
Koordinationsbefugnisse festgelegt, die in der 
Regierungsvorlage vorgesehene Richtlinien­
kompetenz des Bundeskanzlers geht j edoch 
weit darüber hinaus. Sie betrifft schlechthin 
die RegierungspoIitik überhaupt. Es ist zwar 
das Wort "Weisung" oder "Weisungsbefug­
nis" gegenüber den Bundesministern vermie­
den, doch die praktischen Auswirkungen der 
Kompetenz des Bundeskanzlers, wie sie vor 
allem auch im Teil 2 festgelegt ist, gehen 
pI aktisch darüber hinaus. Oder - wenn man 
es von einer anderen Seite her sieht -: Inwie­
weit ist nun der Bundeskanzler noch ein Pri­
mus inter pares oder mehr als die anderen 
BundesmLnlsber, rnw,Lewe.it haben Wlir [also Jn 
Osterreich bereits eine Kanzlerdemokratie? 

Die verfassungsgesetzlich begründete Mini­
sterverantwortlichkeit ist, wenn man alles im 
Zusammenhang sieht, zweifellos nur bedingt 
wirksam. Dem Bundeskanzler steht das Vor­
schlags- und das Entlassungsrecht bezüglich 
der Regierungsmitglieder zu, das heißt, es 
kann praktisch kein Bundesminister in seiner 
Funktion bleiben, wenn er nicht mehr das 
Vertrauen des Bundeskanzlers genießt. Der 
Bundesminister ist daher praktiseh dem Bun­
deskanzler politisch verantwortlich, und es 
besteht ein faktisches Leitungsrecht bezüglich 
der Regierungspolitik oder, anders ausge­
drückt, ein Kanzlervertrauensprinzip. 

Wie verschiedene Kontrollrechte, etwa das 
Mißtrauensvotum oder eine Ministeranklage, 
praktisch nicht wirksam werden können, weil 
die jeweilige Regierung durch die Mehrheit, 
die hinter ihr steht, gestützt, abgedeckt wird, 
kann andererseits bei einer Koalitionsregie­
rung auch die politische Verantwortlichkeit 
"gegenüber dem Bundeskanzler nicht wirksam 
geltend gemaeht werden, weil ein Entlassungs­
antrag an den Bundespräsidenten in diesem 
Fall ja eine Regierungskrise bedeutet. 

W;as ich damit IClJufzeiJgen will, iSit der UIIll­
stand, wie sehr das gesatzte Recht unserer 
Bundesverfassung von der politischen Wirk­
lichkeit abhängt, wie sehr die Handhabung 
des gesatzten Rechtes unserer Bundesverfas­
sung von der politischen Wirklichkeit beein­
flußt wird. 

Bei der gegenwärtigen Bundesregierung ist 
aber die Frage der Ministerverantwortlichkeit 
-- und nur so kann die Regierungsvorlage 
verstanden werden - anscheinend kein be­
sonderes Problem, weil der Herr Bundeskanz­
ler sie einfach nicht zur Kenntnis nimmt und 
höchst eigenständig auch für die Sachbereiche 
seiner Bundesminister Erklärungen abgibt, die 
das widerspruchslos zur Kenntnis nehmen. In­
soweit ist es erklärbar, daß der Herr Bundes­
kanzler nicht zu starke Ministerpersönlichkei­
ten wünscht und insbesondere Schwachstellen 
seiner Regierung weiter mitschleppt. In der 
Verantwortlichkeit allerdings kann ein solcher 
freiwilliger Verzicht nicht befreien. Ich möchte 
das vor allem auch im Hinblick auf den 
Herrn Verteidigungsminister herausstellen, 
der sich mehrfach bei seinen Entscheidungen 
auf Entscheidungen des Herrn Bundeskanzlers 
als Begründung berufen hat. 

In den §§ 3 und 5 ist dauernd von den 
Bundesministerien die Rede. Wir waren der 
Meinung, daß hier an Stelle des dem Bundes­
minister zur Erfüllung seiner Aufgaben beige­
gebenen Apparates das oberste Organ, näm­
lich der Bundesminister, gemeint und genannt 
sein müßte. Das in der Gesetzesvorlage ge­
wählte System vermittelt den Eindruck, als ob 
es ,sich um zwei verschiedene Institutionen 
handeln würde, den Bundesminister und da­
neben das in weiten Bereichen von sich aus 

Aber darüber hinaus ist ein direkter Ein- selbständig agierende Organ des Bundesmini­
griff in die Geschäftsführung verfassungsrecht- steriums. Das ist aber meiner Auffassung nach 
lieh nicht zulässig. Auch die auf diesen Pro- nicht systemimmanent, besondelis wenn man 
blemkreis Bezug habenden Bestimmungen berückJsiichbLg.t, w[elme Di'l1ek,lauf!;rägJe den Hun­
bewegen sich daher extrem im verfassungs- desministern durch das Gesetz gegeben sind. 
rechtlichen Grenzraum und sind solcherart Hierin liegen zweifellos KolLisionsmög1ichkei­
nicht unbedenklich. Hier kommen wir bereits ten begründet. Unsere diesbezüglichen Hin­
wieder zu einem auch von mir in diesem weise und Abänderungsvorschläge fanden 
Hohen Haus bereits aufgezeigten kritischen aber ebenfalls nicht die Zustimmung der Mehr-
Punkt. I heit. 
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Hohes Haus! Ich wende mich nun einer sehr 
gravierenden Bestimmung zu, die heute schon 
mehrfach behandelt wurde, nämlich dem § 7 
Abs. 3 der Vorlage, der für sich allein, das 
möchte ich deutlich herausstreichen, bereits 
eine Zustimmung unsererseits zu diesem Ge­
setz unmöglich macht. 

Der § 7 befaßt sich mit der Geschäftseintei­
lung der Bundesministerien, wobei die histo­
rische Form der Einteilung in Sektionen, allen­
falls Gr�ppen, in Abteilungen und Referate 
gesetzmäßig festgelegt wird. Diese ganze Be­
stimmung, die man von der Sicht des Staats­
bürgers her, aber auch von der Verwaltungs­
verantwortung her als Recht auf den gesetz­
lichen Richter ansprechen könnte, wird samt 
und sonders durch den Abs. 3 obsolet. Nach 
dieser Bestimmung ist - ich möchte das noch­
mals mit Deutlichkeit unterstreichen - j eder 
Bundesminister in der Lage und gesetzlich 
berechtigt, j ede andere organisatorische Ein­
richtung an Stelle der genannten zu schaffen, 
vor allem auch Stellen, die über den Sektionen 
stehen. Das sind jene berühmten Stabsstellen, 
in die nach der Praxis der gegenwärtigen 
Bundesregierung Politbeamte gesetzt werden, 
die alles dirigieren und von denen die Sek­
tionen und ihre Untergliederungen ihre Wei­
sungen er.halten. Hi,er wind das Bevufisooam­
tentum praktisch aufgebrochen, das nur dem 
Gesetz allein verpflichtet ist. Es handelt sich 
also um den sogenannten Filter zwischen den 
Ministern und den Sektionschefs, und so wer­
den die für einen Sektions bereich Verantwort­
lichen vom Minister getrennt oder zumindest 
stark in der Möglichkeit der unmittelbaren 
Kontaktnahme und damit in der Ausübung 
ihrer Vemantworbungsbereiche beschränkt. Das 
ist ein unserer Verwaltungs struktur völlig 
fremdes System und solcherart ein reinrassi­
ges Politsystem. 

Ich lese dazu in der " Presse" vom 1 1 .  1 .  
1 973 folgendes : " ,Berater' " - als Uber­
schIlift - "für die Minist.er. SP wilH Verwal­
tung u.monganiJSi,eren. - PoHt�sche Beamte?" 

"Die SPO" - heißt es hier - "scheint nun 
entschlossen, im Zuge einer Ausweitung der 
Bundesregierung die öffentliche Verwaltung 
tiefgreifend umzugestalten .  Das neue Mini­
steriengesetz, mit dem man bis zur Bestellung 
des neuen Staatssekretärs für Personalfragen 
zuwarten will, gibt nämlich den Ressortchefs 
die Möglichkeit, sich mehr als bisher soge­
nannte.r Ber,ater zu ,bedienen, was, wi·e ,in 
Beamt.enkrehsen ,erldärt 'WiIld, ein·e Schmä­
Ierung ,des Bepurshea.mtentums Zlugmlist<en poli­
N,scher Nominierungen .bedeuten wÜlnde." 

Und es heißt hier weiter : 

würden keinen offiziellen Titel erhalten, auf 
keinen Fall ,Unterstaatssekretär' , obgleich ihre 
Funktion genau dieser Bezeichnung entspricht. 
Sie sollen eine Zwischenstellung zwischen den 
höchsten Beamten und einem Staatssekretär 
erhalten, wie dies etwa im Gesundheitsmini­
sterium bereits stillschweigend praktiziert 
wird." 

Diese Erklärung des Herrn Bundeskanzlers 
steht im absoluten Widerspruch zu den Aus­
führungen meines Vorsprechers, des Herrn 
Abgeordneten Dr. Hesele zu diesem Problem, 
Di.ese Erklärung des Herrn Bundeskanzlers -
und die Richtigkeit der Wiedergabe kann ich 
nicht anzweifeln - bestätigt genau das, was 
wir sagen, und trifft genau das Problem und 
stellt auch genau die Absicht dar, die mit die­
ser Neukonstruktion nunmehr im Bundesmini­
steriengesetz auch verwirklicht werden soll. 

In den Erläuterungen und in den Verhand­
lungen wurde das - und auch Dr. Hesele hat 
heute darauf hingewiesen - mit dem Umstand 
begründet, daß eine gewisse Beweglichkeit 
gegeben sein müsse. Daß solche Lösungen 
auch gesetzlich in einwandfreier Form vor­
gesehen werden können, demonstriert das Ge­
setz in den Absätzen 9, 10 und 1 1 , wo bezüg­
lich der Gliederung des Innenministeriums, 
des Verteidigungsministeriums und des Bun­
desministerium für Auswärtige Angelegenhei­
ten ausführliche Sondernormen festgelegt 
sind. Diese Sondernormen wären an sich auf 
Grund dieses berühmten Abs. 3 überhaupt 
obsolet, weil sie j a  ohnedies dann freihändig 
durch die Minister geschaffen werden können. 
Hier wird - und das möchten wir mit aller 
Deutlichkeit sagen - der Sozialismus über­
deutHch ,s:ichtbar, und vor allem auch tdias ·ein­
gangs erwähnte Bemühen, nachträglich die 
Praktiken dieser Regierung mit dieser Vorlage 
jetzt gesetzlich abzudecken. 

In P,arenthese : Im Kla:U!S-Entw:urf war dte 
ausdrückliche Bestimmung enthalten, daß an­
dere Einteilungen als die  gesetzlich festgeleg­
ten nicht erfolgen dürfen. Das charakterisiert. 

Erwähnen möchte ich noch, daß sidl auch die 
Gewerkschaft der öffentlich Bediensteten in 
ihrer Stellungnahme einheitlich gegen diese 
Lösung in der Regierun gsvorlage ausgespro­
chen hat. Diese Bestimmung des § 7 Abs. 3 
widerspricht wegen der völlig ungenügenden 
Determinierung auch ,einJdeuHg Idem Artikel 1 8  
Abs. 2 unseres Bundes-Verfassungsgesetzes. 

Im § 8 der Vorlage ist festgelegt, daß ein 
Bundesminister zu 'seiner Beratung Kommis­
sionen einsetzen kann. Es wirft sich die Frage 
auf - und darauf wollen wir eine klare Ant-

"Nach dem Ministerrat am Dienstag betonte wort -, welchen Sinn e ine solche Bestimmung 
Bundeskanzler Kreisky, die Ministerberater hat, da ja gerade die Regierung Dr. Kreisky, 
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ohne daß eine solche gesetzliche Bestimmung 
bisher vorhanden gewesen ist, bereits zahl­
reiche Kommissionen eingesetzt hat und die 
Gesetzmäßigkeit dieser Handlungsweise nicht 
in Frage gestellt wurde. Oder, Herr Bundes­
kanzler, sind inzwisChen Bedenken aufgetre­
ten, daß ' Sie bisher hier nicht gesetzmäßig 
vorgegangen sind? Was war also der tatsäCh­
liche Grund, das nunmehr gesetzlich zu regeln? 

Di.ase BestilffiIIllurlJg el1sch€lint auch 1n be2'UJg 
auf die Ministerverantwortlichkeit bedenklich, 
weil dies in der Praxis zweifellos dazu führt, 
daß sich die Minister bei der Geltendmachung 
ihrer Verantwortlichkeit auf die Gutachten 
dieser Kommissionen statt auf ihre Eigenver­
antwortlichkeit abstützen. Das ist ein sehr ent­
scheidendes Moment, und ich glaube, die bis­
herige Praxis hat diese These bereits in der 
Wirklichkeit ganz stark untermauert. 

Diese Konstruktion, auch in der vom Ver­
fassungsausschuß letztlich vorgeschlagenen 
Verbesserung, könnte etwa dazu führen -
oder soll ich sagen: hat etwa dazu geführt -, 
daß man Aluf.91ahen frei 'gewäMter Institutionen 
solchen durch die Regierung gebildeten, instal­
lierten, von ihr zusammengesetzten Kommis­
SIOnen überträgt, damit man sich beim Regie­
ren leichter tut. Ansätze dazu haben wir 
bereits festgestellt, und sie wurden heute be­
reits auch vom Bundesparteiobmann der 
Volkspartei genannt. 

Allein schon wegen dieser Möglichkeit er­
scheint uns eine derartige Regelung nicht nur 
bedenklich, sondern gefährlich. 

Noch eine Bemerkung zum § 1 4 ;  das heißt 
eigentlich richtigerweise jetzt zum § 13, weil 
hier ja eine Veränderung erfolgt ist. 

Wir bedauern außerordentlich, daß wie­
derum nicht die Gelegenheit wahrgenommen 
wurde, das Organisationsschema für die um­
fassende Landesverteidigung, nämlich die ge­
setzliche Regelung der federführenden Zustän­
digkeit , für die Bereiche der geiJstigen, wirt­
schaftlichen, zivilen und militärischen Landes­
verteidigung, expressis verbis in den Gesetz­
entwurf aufzunehmen. Hier zeigt sich ent­
gegen allen verbalen Erklärungen, daß einfach 
der WäHe fehl,t, liaten zu set7Jen. 1mrner, wenn 
e5 an diese Grenzstelle kommt, wird so klar, 
daß der Wille, in diesem Bereich Taten zu 
setzen, einfach nicht vorhanden �st. 

Die Hinweise, daß das Gesetz eine solche 
Regelung nunmehr auf Grund des § 5 und des 
Teiles 1 der Anlage ermöglicht, wenn ein Ab­
kommen zustande kommt, sind dafür absolut 
kein ausreichender Ersatz. Warum scheut sich 
eigentlich die Regierungspartei, muß ich fra­
gen, diesem dringenden Verlangen nachzu-

kommen? Was soll alles Reden über groß.e 
Doktrinen, wenn es nicht einmal möglich war, 
diese primitive Frage zu lösen? 

Ich möchte mich nicht mit den anderen Be­
reichen der Vorlage beschäftigen, weil zu 
jedem Paragraphen sehr viel zu sagen wäre 
und weil doch gewisse Regelungen im Zuge 
der intensiven Beratungen verbessert werden 
konnten .und wieH i:h:nen teli,lweLs.e .auch nicht 
so entscheidende Bedeutung zukommt wie den 
eben angeführten. Auseinarudersetzen möchte 
iCh. mich aber wenigstens in kurzen Hinweisen 
noch mit der Anlage zu diesem Gesetz. 

Im Teil 2 der Anlage werden viele Kompe­
tenzverschiebungen vorgenommen. Für unsere 
Beurteilung besonders gravierend war die An­
reicherung des Sozialministeriums mit dem ge­
samten Arbeitsrecht einschließlich dem Ar­
beitsvertragsrecht, dem Landarbeitsrecht, fer­
ner die Ubertragung der Angelegenheiten der 
Beförderung von Personen und Gütern im 
v\"erksverkehr und der Beförderung von 
Gütern in Rohrleitungen vom Handelsmini­
st.erium auf das Verkehrsministerium und die 
weitere Ausräumung des Landwirtschaftsmini­
steriums. Der Herr Landwirtschaftsminister hat 
sich wieder als der größte Lieferant in der 
Abgabe von Kompetenzen bewährt. Das land­
wirtschaftliche Schulwesen wird zerschlagen, 
die Einheit von Forschung, Praxis und Schule 
zerstört und das Landarbeiterrecht in seiner 
weitesten Bedeutung an das Sozialministerium 
abgetreten. 

Ich brauche nicht besonders zu betonen, daß 
allein die genannten Kompetenzverschiebun­
gen ebenfalls eine Zustimmung unsererseits 
zu diesem Gesetz unmöglich machen. Die 
damit verbundene Absicht ist unverkennbar, 
und ich erspare es mir, sie noch deutlicher 
auszusprechen. 

Wir haben neuerlich versucht, dem Bundes­
ministerium für G esundheit und Umweltschutz 
echte Kompetenzen, vor allem die Kranken­
versicherung, zuzuordnen, was natürlich 
gemäß der bisherigen Linie der Regierungs­
partei neuerlich abgelehnt wurde. Lediglkh 
ein kleiner Erfolg war in diesem Zusammen­
hang zu verzeichnen, nämlich der, daß die 
Preisregelung bei pharmazeutischen Produk­
ten sinnvollerweise dem Gesundheitsministe­
rium übertragen und damit auch dem Wunsch 
der Apothekerkammer entsprochen wurde. 

Hohes Haus! Eine sehr wichtige und ge­
wichtige Frage, die in unmittelbarem Zusam­
menhang mit dem Bundesministeriengesetz 
steht, konnte wegen einer unverständlichen 
Kehrtwendung der Sozialisten in letzter Mi­
nute nicht erledigt werden, nämlich die Her-
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stellung der Autonomie des Verfassungs- und 
des Verwaltungsgerichtshofes vor allem in 
bezug auf die Justizverwaltung. Wir haben 
daher erklärt, daß wir die Verhandlungen über 
die gesamte Gesetzesmaterie als nicht abge­
schlossen betrachten, weil das Ganze nur als 
geschlossenes Paket in einem verabschiedet 
werden kann. Die Mehrheit, nämlich die SPO, 
hat sich aber auch da wieder für ein Stück­
werk und gegen ein Reformwerk entschieden. 
Im einzelnen wird sich aber noch mein Frak­
tionskollege Professor Dr. Ermacora mit die­
sem so wichtigen Problemkreis beschäftigen. 

Ich möchte abschließend nodlmals mein Be­
dauern ausdrücken, daß auch bei dieser Ma­
terie die Mehrheitspartei keine echte Kom­
promißbereitschaft in den entscheidenden Fra­
gen an den Tag gelegt hat und dieses Gesetz 
daher nicht unsere Zustimmung finden kann. 

Hohes Haus ! Dieses Gesetz in der gegen­
wärtigen Form symbolisiert deutlich auch das 
personelle Dilemma der gegenwärtigen Regie­
rung Kreisky. Angesichts des sich deutlich 
abzeichnenden Scheiterns der so groß ange­
kündigten Reformpolitik mehren sich die 
Flucht- und Absetzbewegungen von Ministern; 
andere bleiben trotz Unvermögens wegen der 
MInisterwürde. 

Herr Bundeskanzler! Sie werden uns und 
der österreichischen Offentlichkeit heute Ant­
wort auf die Frage geben müssen, was und 
wann Sie was vorhaben. Wann werden Sie 
wieder Transparenz anstelle des Vertuschens 
setzen, !und wa'n:n wenden Sie �hr,e kDanke Re­
gierung durch eine handlungsbereite und 
fähige Regierung ersetzen? (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
hat. sich der Herr Bundeskanzler. Ich erteile es 
ihm. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus ! 
Ganz abgesehen davon, daß ich mich nicht dem 
unbegründeten Optimismus hingeben möchte, 
daß es mir j emals gelingen wird, eine solche 
Regierung zu schaffen, die das Wohlwollen 
und die Zustimmung des Herrn Bundesmini­
sters außer  Dienst Dr. Prader finden wird 
(Abg. Dr. K o r  e n: Bemühen kann man sich 
darum!), möchte ich mich jetzt einer anderen 
Frage zuwenden. 

"In Osterreich wurde diese Idee zwar dem 
Prinzip nach verw.irklicht" - beim Bundes­
kanzler -, "jedoch erschelint h:ier das Kabinett 
des Bundeskanzlers im Vergleich zur Praxis 
in anderen Staaten eher als schüchterner Ver­
such und als Mini-Institution. Die Gründe, 
warum sich derartige Einrichtungen" - sagen 
die Autoren - "in Osterreich schwer verwirk­
lichen lassen, liegen nicht zuletzt in dem 
bereits erwähnten Ignorieren des technischen 
Instrumentariums für das Regieren und in der 
Abneigung, die die traditionelle Bürokratie 
solchen Neuerscheinungen entgegenbringt. .. 

Jetzt erspare ich Ihnen die weiteren Zitie­
rungen, die a1le !in derselben RIichtung :und 
sehr positiv sind, und es heißt dann weiter: 

"Das Kabinett soll - wie Beispiele aus 
anderen Ländern zeigen - als Grundsatz­
abteilung von den laufenden Geschäften weit­
gehend entlastet sein und sich ausschließlich 
mit grundsätzlichen Fragen der Regierungs­
politi'k heschäftilg;en." 

Und dann heißt es weiter: 

"Wie schon erwähnt, hielt sich die Einrich­
tung des ,Kabinetts des Bundeskanzlers' bis­
her in Osterreich in sehr bescheidenen Gren­
zen. Die Grün:de hiefür sind mehrfacher Art. 
Vor allem sind es finanzielle Hindernisse, die 
der Etablierung eines Mitarbeiterstabes in 
größerem Ausmaß entgegenstehen. Selbstver­
ständlich ist auch vor allem die Abneigung, 
die die Beamtenschaft solchen Einrichtungen 
unveJ1hohlen enugeg·enbringt, Urs,ache dafür, 
daß dem Kabinett nur eine begrenzte Effizienz 
zukommt. Hiebei wird vielfach verkannt, daß 
im Kabinett keineswegs eine Kontrolle der 
Administration oder eine Konkurrenzinstitu­
tion gegenüber der Beamtenschaft geschaffen 
werden soll, sondern eine Tätigkeit entfaltet 
werden soll, für die unsere herkömmliche be­
stehende Verwaltungsorganisation keine 
Sorge trägt: nämlich für die politische Bera­
tung und Planung." 

Im könnte Ihnen nom einige andere ein­
schlägige Stellen aus diesem Buch zitieren. 
Der Herr Bundesminister Prader hat von 
"sozialistischen Ansichten" gespromen, die 
hier sichtbar werden. Dazu kann ich nur sagen, 
daß diese Ansichten ihre Redüfertigung in 
dem Werk junger, aber schon heute sehr ange­
sehene r  Juristen wie Professor Welen und 
Staatssekretär Dr. Neisser finden. (Beifall bei 
der SPO.) 

In dem vor einiger Zeit erschienenen Buch 
"Der Bundeskanzler im österreichischen Ver­
fassungsge füge", Wien 197 1 ,  von Professor 
Manfried Welen und Staatssekretär außer 
Dienst Heinrich Neisser _ bekanntlich Staats-

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Dr. Broesigke. Ich 

sekretär in der früheren Regierung des Bun­
deskanzlers Klaus - heißt es unter anderem 
über die hier so heftig kritisierte Einrichtung 
des Kabine tts folgendermaßen: 

erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Das vor-

79. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 39 von 86

www.parlament.gv.at



7592 Nationalrat. XIII. GP - 79. Sitzung - 1 1 .  Juli 1 973 

Dr. Broesigke 

liegende Gesetz ist sicher nicht verfrüht, denn 
es hätte eigentlich schon vor ungefähr 50 Jah­
ren beschlossen werden müssen. Soviel Zeit 
ist nämlich vergangen, bis es endlich dazu 
kam - nach verschiedenen Anläufen -, daß 
dieses in Artikel 7-7 Abs. 2 der Bundesver­
fassung vorgesehene Ministeriengesetz tat­
sächlich dem Hohen Haus vorliegt. 

Es ist nun sicher kein großer Wurf - da 
muß ich dem Herrn Minister Dr. Schleinzer 
durchaus recht geben -, es ist kein großer 
Wurf schon aus einem Grund, der in der 
Debatte bisher nicht behandelt oder vielleicht 
nur gestreift worden ist. An sich würde man 
annehmen, daß ein solches Gesetz eine klare 
und endgültige Abgrenzung der Kompetenzen 
enthält, und zwar eine vollständige Abgren­
zung der Kompetenzen. So sah es der Entwurf 
vor, den die Regierung Klaus seinerzeit erar­
beitet hatte, denn nach diesem Entwurf wären 
sämtlidle Kompetenzen im Gesetz geregelt ge­
wesen. Schon damals hat es aber sehr erheb­
liche Widerstände gegeben, und so ist es 
dazu gekommen, daß die materiellen Kompe­
tenzen sich im wesentlichen nicht nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes, sondern auch 
künftighin nach der Vollzugsklausel der ein­
zelnen Gesetze richten werden. Insofern ist 
es auf j eden Fall nichts mit dem großen Wurf, 
sondern es kann höchstens als kleiner Wurf 
angesehen werden. 

Wenn hier gesagt wurde, daß die Zahl der 
Bundesministerien mit 14 sehr hoch ist, so ist 
das durchaus richtig, wenn man etwa bedenkt, 
daß die Schweiz, ein Staat, der nur wenig klei­
ner ist als Osterreich, mit sieben Bundesräten 
- das entspricht dort den Ministern - das 
Auslangen findet. Und wenn dort vielle.icht 
auch der Sparsamkeit sehr viel getan wird, 
so ist doch in Osterreich eine Eskalation inso­
fern zu beobachten, als seit dem Jahre 1 966 
in jeder Legislaturperiode ein Ministerium 
dazukommt. Zuerst hat die Regierung Klaus 
durch Zellteilung das Bundesministerium für 
Bauten und Technik geschaffen, dann die Re­
gi,erung Kreilsky I das Bunde,s'mll'llisterilUID für 
Wissenschaft und Forschung, die Regierung 
Kreisky Ir das Bunidesministerium für Gesund­
heit und Umweltschutz. Wir hoffen, daß die 
Formel, daß jede Legislaturperiode ein zusätz­
liches Ministerium bringt, für die weitere Zu­
kunft nicht Gültigkeit hat und nicht zu einem 
stillschweigenden Bestandteil der österreichi­
schen Rechtsordnung wird. 

Zu den personellen Fragen möchte ich nicht 
viel sagen, denn sie entziehen sich der Auf­
nahme in das Gesetz. Man kann nicht einen 
§ 1 a, Hofübergabe, oder einen § 1 b, Heimweh, 
und dergleichen mehr in das Gesetz einfügen, 

um auf diese Weise personellen Problemen, 
die auftauchen mögen, Rechnung zu tragen. 

Zum Abschnitt Ir ist auf einen Punkt zu ver­
weisen, den schon Dr. Hesele angeschnitten 
hat. Er hat allerdings zu Unrecht Herrn Mini­
ster Dr. Prader beschuldigt, daß er es gewesen 
sei, der diesen Begriff der "Regierungsakte" 
beanständet hat. Ich muß zugeben, daß ich das 
im Ausschuß getan habe, und ich glaube, daß 
hier ein sehr ernstes Problem vorliegt, das 
man nicht als ein formaljuristiIsches leichtfer­
tig abtun darf, wie dies nach meiner Meinung 
mit unzureichenden Gründen und mit unzu­
reichender Gründlichkeit geschehen ist. 

Dieses Problem scheint mir viel ernster zu 
sein als eine Reihe von Fragen, die heute in 
der Debatte aufgeworfen worden sind. Das 
Wort "Regierungsakte" ist nämlich ein neuer 
Begriff, den es bisher in der österreichischen 
Rechtsordnung nirgends gegeben hat. Er ist 
aus dem westeuropäischen Rechtsbereich ge­
kommen, Acte de gouvernement, und bedeu­
tet nicht mehr und nicht weniger als eine 
Tätigkeit der Regierung, die der gerichtlichen 
Kontrolle nicht unterliegt. 

Dieser Begriff wurde nun in das Gesetz ein­
geführt. Nun stehen wir und standen wir stets 
auf dem Standpunkt, daß es überhaupt keine 
Regierungstätigkeit geben darf, die nicht 
gerichtlich kontrolliert werden kann, in irgend­
einer Weise, sei es durch Anfechtung bei den 
Gerichtshöfen des öffentlichen Rechts, sei es 
in Form einer Ministeranklage. Sie haben nun, 
meine Damen und Herren, hier erstmalig einen 
Begriff eingeführt, bei dem nach der Termino­
logie, die für den österreichischen Bereich neu 
ist, eine Rechtskontrolle ausgeschaltet wird. 
Das, glaube ich, ist mit den Grundsätzen der 
Rechtsstaatlichkeit nicht vereinbar und rührt 
auch an die Grundsätze unserer Verfassungs­
ordnung, denn die Verfassung, wie sie von 
Anfang an in Osterreich bestand, ging von 
dem Grundsatz der lückenlosen Kontrolle aus, 
und insofern wird hier ein erster Schritt auf 
einem Wege getan, vor dem nicht hlinreichend 
genug gewarnt werden kann. 

Demgegenüber, glaube ich, ist das Problem 
des § 6 von untergeordneter Bedeutung. Es 
geht ja hier nur um laufende und zeitgerechte 
Unterrichtung. Ich würde dem Herrn Abgeord­
neten Dr. Prader recht geben, wenn es hier 
darum ginge, daß ein Weisungs recht bestünde 
oder in irgendeiner Weise an die Minister­
verantwortlichkeit gerührt werden könnte. 
Dies scheint mir nicht der Fall zu sein. 

Beim Abschnitt In wurde besonders jener 
Absatz 3 des § 7 erörtert, der sich mit den 
sogenannten Stabsstellen beschäftigt. 
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Wir sind nun der Auffassung, daß hier tat­
sächlich ein Problem vorliegt. Aber das kann 
mit der Streichung dieses Absatzes nicht ge­
meistert werden, weil es ja außer Zweifel ist, 
daß bestimmte Organisationsformen auch als 
Abteilung verkleidet auftreten können. Wenn 
ein Bundesminister eine Reihe von Beamten 
als eine Art Besatzungsmacht in das Ministe­
rium mitbringt, wie das ja auch schon vor 
1 970 verschiedentlich geschehen ist, dann wäre 
es auch im Rahmen der bisherigen Organisa­
tion ohneweiters möglich, die>S zu tun. 

Die Bestimmung des § 7 Abs. 3 ist also nur 
eine Formulierung, die eine Ausweichmöglich­
keit gibt, eine Ausweichmöglichkeit, mit der 
zweifellos Mißbrauch betrieben werden kann. 
Aber das kann mit der bisherigen Aufteilung 
genauso geschehen. 

Ungeregelt ist eine viel wichtigere Frage, 
und zwar die Frage : Wem sind eigentlich 
Außenstehende, die in ein Ministerium ge­
bracht werden und die in keinem Dienstver­
hältnis zum Bund stehen, disziplinär verant­
wortlich? In welchem Umfang sind sie an Ver­
pflichtungen, die den Berufsbeamten treffen, 
ülJerhaupt gebunden? Wenn etwa j emand von 
der Niederösterreichischen Landesregierung 
geholt wurde oder wenn jemand von der Ar­
beiterkammer geholt wurde und nun im Mini­
sterium eine einflußreiche Tätigkeit ausübt: 
Wem ist der disziplinär verantwortlich? Hat er 
die Verschwiegenheitspflicht? In welchem Um­
fang hat er die Verschwiegenheitspflicht? 

Das, glaube ich, sind die Probleme, die bis 
zum heutigen Tage ungeklärt sind, die aber 
geklärt werden müssen, wenn es ein Bundes­
minister für erforderlich erachtet, solche 
"Außenstehende" - unter Anführungszei­
chen - in seinem Ministerium mit mehr oder 
minder verantwortlichen Dingen zu betrauen. 

Dagegen bin ich der Meinung, daß die Be­
stimmung des § 7 Abs. 12,  daß auf Grund der 
Geschäftseinteilung niemand ein Recht geltend 
machen kann, eigentlich nur die Formulierung 
einer Selbstverständlichkeit ist. Es ist das nicht 
so wie bei der Geschäftsverteilung bei den 
Gerichten, wo jeder Richter für sich unabhän­
gig entscheidet. Der gesetzliche Richter im 
Sinne der Rechtsprechung des Verfassungs­
gerichtshofes ist im Ministerium nur der Mini­
ster. Es konnte also aus dem Umstand, daß die 
Geschäftseinteilung eingehalten wurde oder 
nicht, auch bisher niemand irgendwelche 
Rechte ableiten. 

Wir Freiheitlichen sind auch der Meinung, 
daß die Einsetzung der Kommissionen, unbe­
schadet unserer Kritik an der zweifellos be-

missionen wurden auch in der Vergangenheit 
immer wieder zur Behandlung bestimmter 
Probleme eingesetzt. Daß dieser Umstand nun 
im Gesetz legalisiert wird, daß also hier eine 
Regelung getroffen wird für eine Sache, die 
die ganze Zeit hindurch ohnehin gehandhabt 
wurde, ist nur als ein Positivum zu werten. 

Große Bedenken bestehen gegen die Be­
Stlmmung des § 9 auch in j ener Fassung, wie 
sie nunmehr im Ausschuß von OVP und SPO 
erarbeitet wurde. Hier wird vorgesehen, daß 
acsnahmsweise ein Beamter der Allgemeinen 
Verwaltung der Verwendungsgruppe B mit 
der Leitung einer Abteilung betraut werden 
kann. 

Wir wären nun der Auffassung gewesen, 
daß es dann, wenn ein Beamter eine ausge­
zeichnete Qualifikation hat, ohneweiters mög­
lich ist, diesen Beamten in eine höhere Ver­
wendungsgruppe einzustufen. Das geschieht 
auch bereits in verschiedenen Fällen und wird, 
wenn es die Verwaltungsakademie gibt, in 
vielleicht größerem Umfang als bisher möglich 
sein. 

Daß man aber die durch die Verwendungs­
gmppen vorgesehene Ordnung übergeht und 
nun ungeachtet der Verwendungsgruppe einen 
Beamten einer niedrigeren Verwendungs­
gruppe einfach vorzieht, das halte id1 für 
fal'sch. 

Nun wurde dagegen eingewendet, daß es  
j 'l Abteilungen gibt, bei denen nur Beamte 
der Verwendungsgruppe B Dienst machen, 
sodaß man also hier ohneweiters einen Beam­
ten der Verwendungsgruppe B zum Leiter der 
Abteilung machen kann. - Ohneweiters, zu­
gegeben. Nur muß das der Gesetzgeber auch 
sagen. Hier steht das nicht drinnen. Nach die­
ser Bestimmung ist es vielmehr ohneweiters 
möglich, einen Beamten der Verwendung s ­
gruppe B zum Vorgesetzten von Beamten d e r  
Verwendungsgruppe A zu machen. Und das 
ist grundsätzlich falsch!  Solche Ausnahme­
bestimmungen müssen so  formuliert werden,  
daß sie nicht schon den Keim der Schwierig ­
keiten und des Zwistes in sich tragen. (Zu­
stimmung bei der FPO.) 

Ich bedaure, daß einem Antrag, den ich im 
Ausschuß gestellt habe und der diesen G e­
sichtspunkten Rechnung getragen hätte, keine 
Folge gegeben wurde. Ich muß anderersei ts 
bei  dieser Gelegenheit zugeben, daß im Aus ­
s chuß eine ganze Reihe von Dingen, die von 
der OVP oder von unserer Seite vorgeschlagen 
wurden, in das Gesetz aufgenommen wurden 
und daß Formulierungswünschen Redlnung 
getragen wurde. 

stehenden Kommi'ssionitis, verfassungsredlt- Nun zur eigentlichen Kompetenzeinteilung. 
lich kein Problem darstellt, denn solche Kom- Es wurde heute sdlon die Frage der Hödlst-
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gerichte angeschnitten: Verfassungsgerichtshof 
und VerWlaltungsgel'ichtshof. Es ist hier eine 
gewisse Zick�ackpolitik betrdeben worden, 
indem zunächst einmal der Eindruck entstand, 
als ob den Wünschen dieser Höchstgerichte 
Rechnung getragen würde. In letzter Minute 
wurde das dann wieder widerrufen, und es 
kam dann dazu, daß die Präsidenten der 
Höchstgerichte ihren Standpunkt dem Aus­
schuß beziehungsweise dem Unterausschuß 
mitteilen konnten. 

Das Ergebnis war eine Formulierung - und 
das ist der im Bericht erwähnte Antrag -, die 
es mit sich gebracht hat, daß die Höchst­
gerichte durch dieses Gesetz nicht schlechter 
gestellt grind, aLs sie bi·sher gestellt waren. 
Vvenn nämlich die Regierungsvorlage Gesetz 
geworden wäre, dann wäre für die Höchst­
gerichte !die Rechtsstellung eine schlechtere 
gewesen als bisher. Dieser Nachteil und die­
ser Mangel der Regierungsvorlage ist beho­
ben worden. 

Dagegen besteht das Problem, da.s ei'gent­
lich·e Problem nach wie vor. Es ist darin gele­
gen, daß die Höchsbgecichte - oder besser: 
Verfassungsgerichtshof und Verwa.ltungs­
geDidltshofi  der Ober:ste Gerichtshof hat j a  
eine SondersteUung - sehr stark i n  Abhängig­
keit vom Bundeskanzleramt stehen, insofern, 
als etwa die Ernennung von Bediensteten, die 
nicht Richter sind, und d1e ganzen Kanzlei­
angelegenheiten zum BuIJJdeskanzleramt 
ressortieren. (Präsident P r o  b s t übernimmt 
den Vorsitz.) 

Nun ist es natürlich ein Schönheitsfehler, 
wenn ein Gericht, da·s .ein Amt ,der Kontrolle 
sein soll, in bestimmten materiellen Belangen 
von j ener Stelle abhängig ist, die es kontrol­
lieren und über die es gegebenenfalls judizie­
ren soll. Das ist ein zweifellos gegebener 
Widerspruch, wie er schon seit vielen Jahren 
besteht. 

Die Präsidenten des Verfassungsgerichts­
hofes und des Verwaltungsgerichtshofes haben 
daher den Standpunkt vertreten, daß es schon 
aus rechtsstaatlichen Gründen notwendig 
wäre, daß sie ihre volle Unabhängigkeit be­
kommen, also etwa so gestellt wünden wie 
der Präsident des Rechnungshofes. 

Das war, wie erwähnt, schon vorgesehen. 
Die Formulierungen waren ausgearbeitet. In 
letzter Minute sind aber die schon erwähnten 
Bedenken aufgetaucht, und dadurch ist auf 
diesem Gebiet der unbefriedigende Zustand 
aufrechterhalten worden. 

Das ist aus einem weiteren Grund bedauer­
lidl, und zwar deshalb, weil die Delegierung 
des Ernennungsrechtes des Bundespräsidenten 

an den Bundeskanzler und von diesem an die 
Präsidenten der Höchstgerichte verfassungs­
mäßig bedenklich ist. Das ist eine Sache, die 
allgemein bekannt ist und überall nachgelesen 
werden kann. Es wäre sehr leicht gewesen, 
durch eine kleine Änderung, die völlig unbe­
denklich ist, diese Smwierigkeit zu beseitigen 
und hier einen rechtlich sauberen und ein­
wandfreien Zustand herzustellen. Aum das 
konnte nicht erreicht werden. 

Wenn das auch nicht Frage des vorliegenden 
Gesetzes ist, so ist doch die Notwendigkeit 
gegeben, daß das, was hier unerledigt geblie­
ben ist, nicht nach einer Art StaatsbegräJbnlis 
verschwindet, sondern daß hier weitergearbei­
tet wird, um die entsprechenden Änderungen 
der Bundesverfassung durchzuführen. Keines­
wegs können wir akzeptieren, daß ein Zu­
stand, der an die Grundfragen der Rechtsstaat­
lichkeit rührt, aufrechterhalten bleibt, und 
zwar nur aus dem einfachen Grund, weil hier 
kleine Differenzen bestehen, die vom Stand­
punkt der Verfassungsgesetzgebung nimt ver­
ständlim sind. 

Wir Freiheitlimen werden uns daher einem 
Antrag auf Verfassungsänderung und auf Än­
derung der maßgebenden Gesetze anschließen, 
wie er durch die von den Präsidenten ausgear­
beiteten Entwürfe vorgezeimnet ist, um dem 
Nationalrat Gelegenheit zu geben, die hier 
vorliegenden Probleme ausführlim zu beraten 
und jene Problematik, die aus den geschilder­
ten derzeitigen Verhältnissen entspringt, end­
lich zu beseitigen. 

Bezüglich des Bundesministeriums für Ge­
sundheit und Umweltsmutz war es immer 
unsere Auffassung, daß ein solches Ministe­
rium nicht wirklich wirkungsfähig ist, wenn 
man ihm nimt ausreichende Kompetenzen ver­
schafft. Die ausreimende Kompetenz bei die­
sem Ministerium wäre die Kompetenz in der 
Krankenversicherung. Es ist dies also eine An­
gelegenheit, die zwischen dem Sozialministe­
rium und dem Gesundheitsministerium steht. 

Wir glauben, daß der Herr Vizekanzler und 
Bundesminister für soziale Verwaltung mit 
seinem Standpunkt nimt im Remt ist, wenn 
er meint, die Krankenversicherung sei von der 
Geldseite, von der Verdienstentgangseite zu 
sehen. Das ist ein Standpunkt, der schon falsch 
war, als im Jahre 1918  eine kaiserlime Ver­
ol1dnung die Kompetenzen regelte. 

Heute ist dom wohl klar, daß das Problem 
der Gesundheit und nimt das der geldlimen 
Versorgung im Vordergrund zu stehen hat und 
daß daher die Krankenversimerung mit allem, 
was dazugehört, einen wesentlimen Teil der 
Kompetenzen eines Bundesministeriums für 
Gesundheit und UmweItsdmtz darstellen muß. 
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Beim Bundesministerium für Handel, Ge­
werbe und Industrie sind wir der Meinung, 
daß hier einige Kompetenzen einbezogen wur­
den, die besser bei anderen Ministerien ver­
blieben wären. 

Vielleicht ist es aber besser, unseren Stand­
punkt vom Justizministerium ausgehend dar­
zulegen. Wenn ich das Wort des Herrn Mini­
sters Dr. Schleinzer von der "Abmagerungs­
kur" übernehmen darf, so wird der Bundes­
minister für Justiz einer sehr empfindlichen 
Abmagerungskur durch dieses Ministerien­
gesetz unterzogen. 

Wir sind demgegenüber der Meinung, daß 
alles, was von den Gerichten zu vollziehen 
ist, notwendigerweise auch sinnvoll zum 
Kompetenzbereich des Justizministeriums ge­
hört und daß man nicht die eine Kompetenz 
zum Bundesministerium für soziale Verwal­
tung geben darf und die andere Kompetenz 
beim HanJdelsministerium haben kann, weil 
gerade hier ein einheitlicher Gesichtspunkt er­
forderlich ist, wie überhaupt diese Kompe­
tenzaufteilung vielfach den Anschein hat, als 
ob sie irgendwie vereinbart worden wäre, 
ohne daß große Richtlinien zugrunde gelegen 
wären. 

Es ist doch sinnvoll, daß in einem Staat mit 
einer sehr großen Gerichtsorganisation das 
Bundesministerium für Justiz jene Kompeten­
zen hat, die den Kompetenzen dieser Gerichts­
organisation entsprechen. - Nein, anders 
mußte es gemacht werden! Es mußten 
bestimmte Kompetenzen ins Sozialministerium 
gegeben werden, andere - wie schon er­
wähnt - ins Bundesministerium für Handel, 
Gewerbe und Industrie. 

Nun zum Schluß: Das Bundesministerium 
für Verkehr bekommt vom Handelsministe­
rium die Angelegenheiten des g e werblichen 
Personen- und Güterverkehrs und sogar die 
Angelegenheiten der Beförderung von Perso­
nen und Gütern im Werksverkehr. Es sind 
also zwei Dinge in einem Ministerium ver­
einigt, die sich wesentlich konkurrenzieren 
und widersprechen. 

Wir glauben, ohne das näher ausführen zu 
wollen, daß das keine gute Verteilung der 
Kompetenzen ist, sondern daß d i e  bisherige 
Regelung, nach der der Personen- und Güter­
verkehr kompetenzmäßig beim Bundesmini­
sterium für Handel, Gewerbe und Industrie 
verankert war, die bessere gewesen ist. 

Dies sind in großen Zügen die Bedenken, die 
wir gegen die hier vorgenommene Kompetenz­
verteilung haben. Es gibt noch eini g e  kleinere 
Probleme, ich will aber hier nicht ins Detail 
,eingehen. 

Weil in der heutigen Diskussion zu einigen 
Dingen gesprochen wurde, die vielleicht nur 
in mittelbarem Zusammenhang zu diesem Ge­
setz stehen, darf ich doch auch hiezu einige 
Worte sagen. Ich teile voll und ganz die Auf­
fassung, die Herr Minister Dr. Schleinzer be­
züglich der Wegwerfbücher ausgesproc.'1en hat. 
Wir betrachten diese Form als eine Ver­
schwendung, die sich Osterreich einfadl nicht 
leisten kann. (Beifall bei der FPO.) Nur möch­
ten wir doch einmal ganz bescheiden daran 
erinnern, daß, als die Beschlußfassung über 
dieses Gesetz erfolgt ist, die Freiheitliche Par­
tel mit ihrem Standpunkt allein geblieben ist. 
Die Osterreichische Volkspartei hat zwar 
unsere Argumente übernommen, aber damals 
mit der SPO für dieses Wegwerfbuch ge­
stimmt. Das muß der historischen Wahrheit 
wegen einmal festgehalten werden. 

Ich darf noch etwas zu dem Problem der 
UNO-City sagen, von dem heute sehr viel die 
Rede war. Ich war immer der Meinung, daß 
der Vorsitzende eines Untersudmngsausschus­
ses zu dem Problem selber, solange die Ver­
handlungen anhängig sind, nicht Stellung neh­
men soll, und ich werde es auch heute nicht 
tun. 

Ich möchte aber meine Besorgnis zum Aus­
druck. bringen, daß durch die Entwicklung auf 
diesem Gebiete, wie immer sie sich gestalten 
möge, das Ansehen Osterreichs in der Welt 
nicht gerade gefördert wird. Ich möchte daran 
die Bitte anschließen: Wenn Sie irgendwo Por­
zellan sehen, das in dieser Sache noch nicht 
zerschlagen ist, dann lassen Sie es in Ruhe 
und versuchen Sie, daß wenigstens das übrig­
bleibt. (Beifall bei der FPO.) 

Ich habe dargelegt, daß wir mit einer ganzen 
Reihe von Bestimmungen dieses Gesetzes 
nicht einverstanden sind - sowohl in dem 
Paragraphenteil als auch im Anhang -, daß 
wir der Meinung sind, daß bedenkliche Be­
stimmungen enthalten sind, daß Lücken vor­
liegen und daß schließlich die Kompetenzver­
teilung nicht gerade als optimal angesehen 
werden kann. 

Wir stellen den Antrag, übe r  nachstehende 
Bestimmungen getrennt abzustimmen: § 2 
Abs. 3, § 9 letzter Satz, § 1 3  und bei der 
Anlage zu § 2 Teil 2 die Kapitel E, F, H, K 
und M. 

Wir werden durch unsere Gegenstimme in 
der zweiten Lesung bei diesen Paragraphen 
beziehungsweise Kapiteln zum Ausdruck. brin­
gen, daß wir glauben, daß das vom Ausschuß 
erarbeitete Gesetzeswerk in diesen Punkten 
unbefriedigend ist. 

Im übrigen haben wir aber bei Kompetenz­
gesetzen stets den Standpunkt vertreten, daß 
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das Wesen eines Kompetenzgesetzes letzten 
Endes j a  darin besteht, daß eine Bundesregie­
rung ihre Kompetenzen aufteilt. 

Nun, glauben wir, sollte die Sozialistische 
Partei nicht die Ausrede haben, sagen zu kön­
nen, daß ihr irgendeine Kompetenzverteilung, 
wie sie sie für ihre Arbeit als zweckmäßig 
und notwendig erachtete, vorenthalten worden 
1st. Wir haben hier zum Ausdruck gebracht, 
daß wir uns wesentlich bessere Kompetenzver­
teilungen vorstellen können und daß wir 
wesentlich bessere Kompetenzverteilungen 
anstreben würden. Aber arbeiten mit dieser 
Kompetenzverteilung wird die gegenwärtige 
Bundesregierung. Wir werden diese Arbeit 
sehr kritisch verfolgen, nicht zuletzt im Hin­
blick auf diese Kompetenzverteilung, die Sie 
sich heute gegeben haben. Und Sie werden 
vielleicht in Zukunft manchmal noch an den 
einen oder anderen Punkt dieser Kompetenz­
verteilung nach der heutigen Beschlußfassung 
erinnert werden. Aber weil wir eben diesen 
Standpunkt vertreten, daß es in erster Linie 
eine Arbeitsgrundlage für die Bundesregie­
rung darstellt, werden wir in dritter Lesung 
diesem Gesetz unsere Zustimmung erteilen. 
(Beifall bei der FPO.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundeskanzler. Er hat das Wort. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Zu den Aus­
führungen des Herrn Abgeordneten Doktor 
Broesigke möchte ich lediglich ein paar ganz 
kurze Feststellungen machen. Ich glaube, daß 
diE" Formel: Klare Abgrenzung der Kompe­
tenzen ! eine sehr wünschenswerte ist, aber 
daß es sich dabei bestenfalls um eine Arbeits­
hypothese hanJdelt. Denn diese Möglichkeit 
besteht meiner festen Uberzeugung nach in 
der modernen Verwaltung, bei einer Verwal­
tung, die so beschaffen ist wie unsere, nicht. 
Deshalb nicht, weil es heute keine Materie 
gibt, die sich einfach einem Ressort zuteilen 
läßt. 

Ich betrachte es auch gar nicht . als ein so 
großes Unglück, weil ganz einfach die Pflicht 
zur Zusammenarbeit und zum Zusammenwir­
ken der Ministerien dadurch auch mitbegrün­
det wird. 

Was nun die Frage ,der "Regierungsakte" 
betrifft, so möchte ich gerne sagen, daß meiner 
Meinung nach die Kontrolle hierüber doch auf 
Grund der Verfassung bestimmt wird und nicht 
durch dieses Gesetz und daß die Terminologie 
an sich im Zusammenhang damit überhaupt 
nicht relevant ist. 

Sicherlich erfordert die Frage, die hier vom 
Herrn Abgeordneten Broesigke erwähnt 
wurde, eine ernste Prüfung. Man ist grund-

sätzlich der Meinung, daß die Verschwiegen­
heitspflicht für jedes Organ gegeben ist. Aber 
ich will nicht leugnen, daß hier doch einige 
sehr ernste B etrachtungen angestellt werden 
müßten, vor allem deshalb, weil es einfach 
zur Effizienz der modernen Verwaltung ge­
hört, daß man für immer oder für zeitweilig 
auch Außenseiter der Verwaltung heranzieht, 
ohne daß damit politische Nebenabsichten ver­
bunden sind. 

Was schließlich die Zahl der Ministerien 
betrifft, die mit 1 4  angegeben wird, so möchte 
ich mich jeder Polemik gegenüber der Ver­
gangenheit enthalten, sondern lediglich mit­
teilen, daß dem Europäischen Jahrbuch für 
1913 folgendes entnommen werden kann: Bel­
gien besitzt 23 Minister, Holland 16, Däne­
mark 1 9, Schweden 1 9  und Osterreich auf 
Grund des Kompetenzgesetzes 14. Daß es in 
der Schweiz nur 1 Bundesräte gibt, hat seine 
Ursache in der besonderen Organisation der 
Schweizer Verwaltung und in dem hohen 
Maße an Föderalismus, den die Verfassung 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft vor­
sieht. 

Dazu kommt noch, daß die Schweizer Ver­
waltung zum Beispiel Spitzenbeamte eines 
Typs kennt, den wir nicht kennen. All das 
erleichtert natürlich die Aufgabe nicht 
unwesentlich und erlaubt auch eine Auftei­
lung der Verantwortung innerhalb der Ver­
waltung. Das möchte ich dazu bemerken. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist der 
Herr Abgeordnete Dr. Withalm. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Withalm (OVP) : Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Mit der in 
Behandlung stehenden Vorlage schafft sich die 
Regierung im Wege der Regierungspartei und 
- wie wir eben gehört haben - auch mit 
den Stimmen der Freiheitlichen Partei, trotz 
schwerster Bedenken, wie sie Dr. Broesigke 
eben vorgetragen hat, ein Instrumentarium, 
das die Möglichkeit bieten soll, wirkungsvol­
ler als bisher zu regieren. 

Ich möchte nur eine kleine Bemerkung hier 
einschalten, Herr Kollege Dr. Broesigke, weil 
Sie gemeint haben, daß die Freiheitlichen 
trotz Bedenken, die immer wieder vorgebracht 
wurden, in der Vergangenheit immer aus 
grundsätzlichen Erwägungen für Kompetenz­
gesetze gestimmt hätten. Vielleicht irre ich 
mich, ich konnte es seit Ihrer Rede beziehungs­
weise der Schlußbemerkung nicht mehr über­
prüfen, aber ich glaube mich erinnern zu kön­
nen, daß die Freiheitliche Partei gegen das 
Kompetenzgesetz gestimmt hat, mit dem sei­
nerzeit das Bautenministerium geschaffen 
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wurde. (Abg. M e  i ß 1: Nein!) Bitte, Sie sagen 
nein, der Kollege Broesigke scheint unsicher 
zu sein. Ich sage auch nicht, daß ich es hun­
dertprozentig weiß, das werden wir im Lauf 
der Sitzung noch klären können. 

Meine Damen und Herren! Es handelt sich 
bei der Vorlage, die wir derzeit behandeln, 
si.cherlich um ein bedeutungsvolles Gesetz. 
Um aber später die Effizienz eines bedeutungs­
vollen Gesetzes richtig beurteilen zu können 
- das gilt ja nicht nur für dieses Gesetz, 
sondern für alle Gesetze von einigermaßen 
großer Bedeutung -, wäre es notwendig, daß 
man mit heutigem Tag eine Bestandsaufnahme 
durchführt, also eine Bilanz legt, um nach 
angemessener Zeit beurteilen zu können, ob 
und wie weit die Zielsetzungen, die mit dieser 
Gesetzesvorlage verbunden gewesen sind, 
auch tatsächlich erreicht werden konnten. 

Die gestern stattgefundene Debatte über die 
wirtschaftliche Lage in Osterreich kann 
irgendwie als Bilanzlegung der derzeitigen 
wirtschaftlid1en Situation angesehen wer­
den und ermöglicht somit auch Vergleiche mit 
der Lage, wie sie etwa in einem Jahr nach 
Inkrafttreten dieser Vorlage gegeben sein 
wird. Das gleiche kann vielleicht auch gesagt 
werden bezüglich der Stabilitätspolitik, da ja 
auch diesbezüglich in der vergangenen Woche 
und auch zum Teil gestern eine umfangreiche 
Aussprache im Hohen Haus stattgefunden hat. 

Ich für meine Person möchte den heutigen 
Anlaß, der ja eine wesentliche Stärkung der 
Stellung des Regierungschefs bringt, wahrneh­
men, gleichfalls eine Bilanz zu ziehen, eine 
Bilanz nämlich, wie es um die Demokratie und 
vor allem auch um das Verhältnis zwischen 
Regierung und Parlament steht, somit, um es 
ganz genau zu sagen, um das Verhältnis, das 
die vollziehende Gewalt zur gesetzgebenden 
Gewalt hat. 

Meine Damen und Herren! Bisher war der 
Bundeskanzler de facto, aber nicht von Geset­
zes und Verfassungs wegen derjenige, der die 
Richtlinien der Politik bestimmte. Ab dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Vorlage 
wird er es auch de j ure sein. Darüber hat 
Kollege Dr. Prader zuvor ausführlich gespro­
chen. 

Ich halte mich jetzt an die Regierungserklä­
rung vom 27. April 1 970 beziehungsweise an 
die Ausführungen d e s  Klubobmannes der 
Sozialistischen Partei zu dieser Regierungs­
erklärung vom 29. April 1 970, denn in dieser 
Regierungserklärung beziehungsweise in den 
Ausführungen Dr. Pittermanns vom 29. April 
1970 finden sich einige sehr wesentliche und 
wertvolle Bekenntnisse.  

Es war die Rede von der Demokratisierung 
aller Lebensbereiche. Der Bundeskanzler 
sprach damals davon, daß alles transparent 
gemacht werden müsse. Das waren damals 
Schlagworte, unter denen man sich die unter­
schiedlichsten Dinge vorstellen konnte. 

Und dann kam die Regierungserklärung 
vom 5. November 1 97 1 .  Hatte die labile Situa­
tion der Minderheitsregierung dem Bundes­
kanzler zwangsläufig noch manche Zurückhal­
tung auferlegt, so bestand nach dem 10. Ok­
tober 1971 diese Notwendigkeit, dieser Zwang 
zur Zurückhaltung nimt mehr. 

In diesem Zusammenhang verdienen nun 
die Stellungnahmen der ehemaligen Klub­
obmänner Pittermann und Gratz besondere 
Beachtung. Man hatte, wenn man das heute 
alles nachliest, also Regierungserklärung 
1970, Regierungserklärung 1 97 1 ,  damalige Er­
klärungen der Klubobmänner zu diesen Re­
gierungserklärungen, den Eindruck, daß in 
Osterreich im Jahre 1 970 das Demokratisie­
rungszeitalter ausgebrochen war beziehungs­
weise unmittelbar vor dem Ausbrum stand. 

Meine Damen und Herren! Wie schaut es 
heute mit der Demokratisierung aller Lebens­
bereiche in der sozialistischen Praxis seit 1970 
aus? Was damals noch ein Schlagwort bezie­
hungsweise Schlagworte waren, hat mittler­
weile zum Teil zumindest Leben und Gestalt 
angenommen. Ich greife ein einziges Beispiel 
heraus, die sogenannte Demokratisierung des 
Osterreichischen Rundfunks. 

Bei gegebenem Anlaß, das wird j a  nam den 
Ankündigungen d e s  Bundeskanzlers relativ 
bald sein, wird hier im Hohen Hause Gelegen­
heit sein, das alles im einzelnen aufzuzeigen, 
was in dieser Frage im Laufe der letzten 
Jahre gespielt wurde, um den Rundfunk gefü­
gig und zu dem zu machen, was die soziali­
stische Regierungspartei sich offensichtlich von 
ihm erwartet. 

Wenn allerdings das, was auf dem Villacher 
Parteitag zu Fragen des Osterreichischen 
Rundfunks gesagt wurde, zu den Vorstellun­
gen der Sozialisten über die Demokratisierung 
aller Lebensbereiche gehört, dann, meine 
Damen und Herren, könnte einem für die Zu­
kunft bange sein. 
. Genauso könnte einem bange sein, wenn 

man an das denkt, was Landeshauptmann 
Kery anläßlich des letzten Wiener Parteitages 
der Sozialistischen Partei über die Journali­
sten, die nur unabhängig von ihrem eigenen 
Gewissen seien, gesagt hat, und wenn er bei 
dieser Gelegenheit gemeint hat, hier müsse die 
ganze Macht eingesetzt werden. Im frage den 
Landeshauptmann Kery: Welche Mamt soll 
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hier eingesetzt werden, und gegen wen soll I ich glaube, noch ziemlich im Gedächtnis ist, 
dann diese Macht eing.esetzt werden? das Ereignis liegt ja erst ein Jahr zurück und 

Meine Damen und Herren! Jetzt einige Be­
merkungen zu einem Kapitel, das uns hier im 
Parlament ganz besonders interessiert und das 
für uns von ganz besonderer Bedeutung ist. 
Ich meine das Verhältnis zwischen Regierung 
und Parlament. Wie schaut die Bilanz dies­
bezüglich heute, am Tag der Beschlußfassung 
über das Ministeriengesetz, aus? 

Auch hier halte ich mich an die Regierungs­
erklärung beziehungsweise an die Erklärun­
gen der Klubobmänner der sozialistischen 
Fraktion zu diesen Regierungserklärungen. Ich 
darf zitieren. Ich habe hier vor mir die Erklä­
rung des damaligen Klubobmannes Pittermann 
vom 29. April 1970 zur Regierungserklärung, 
die am 27. April 1 970 von Bundeskanzler Dok­
tor Kreisky abgegeben worden war. Doktor 
Pittermann sagte damals : "Wir erwarten von 
einer Regierung, die so überwiegend aus Ab­
geordneten besteht, die richtige Einschätzung 
der Tätigkeit des Parlaments und seiner Ab­
geordneten. Im Gegensatz zur Praxis der frü­
heren Regierung soll das Gewicht der Regie­
rllngstätigkeit nicht im Kilogewicht des be­
druckten Papiers bestehen, das man dem 
Hohen Haus als Berichte oder Gesetzentwürfe 
zusendet, sondern im Gewicht des Inhalts:' 

Meine Damen und Herren! Ich kann mir vor­
stellen, wenn Dr. Pittermann das liest, was er 
damals vor drei Jahren gesagt hat, und wenn 
er das überdenkt, was sich seither hier in die­
sem Hohen Haus getan hat, daß auch er sich 
zumindest eines Schmunzelns nicht erwehren 
könnte. 

Ich zitiere weiter, und zwar den Herrn Bun­
deskanzler, der in seiner Regierungserklärung 
vom 5. November 1971 unter anderem folgen­
des gesagt hat: 

"Trotz der klaren Mehrheitsverhältnisse, die 
es für diese Legislaturperiode nun gibt, möchte 
ich gleich zu Beginn meiner Ausführungen 
in aller Form die Erklärung abgeben, daß die 
neue Bundesregierung j ederzeit zur Zusam­
menarbeit mit den anderen Parteien des Par­
laments bereit ist. Sie wird keine Möglichkeit 
ausschlagen, diese Zusammenarbeit zu 
suchen" - Herr Bundeskanzler, "zu suchen" 
sagten Sie damals!  - "und ist sich des Um­
standes bewußt, daß es eine solche nur geben 
kann, wenn auf seiten der Mehrheit dieses 
Hauses, die diese Regierung stützt, auch eine 
entsprechende Kompromißbereitschaft be­
steht." 

Meine Damen und Herren! Was diese Kom­
promißbereitschaft anbelangt, dazu ein ein­
ziges Beispiel, ein Beispiel, das uns allen, wie 

hat sich hier im Hohen Haus abgespielt; ich 
rede vom Kärntner Ortstafelgesetz. Meine 
Damen und Herren! Idl habe in diesem Parla­
ment schon manches erlebt, aber das Verhal­
ten der Sozialistischen Partei in dieser Frage, 
zur Frage des Kärntner Ortstafelgesetzes, 
wird mir immer unbegreiflich bleiben. Aber 
das allein wäre es gar nicht. Dieses Verhalten 
war nicht nur, wie sich bald nachher gezeigt 
hat, ausgesprochen selbstmörderisch, sondern 
zutiefst undemokratisch. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Ich hoffe sehr, meine Damen und Herren, 
daß das nicht das Musterbeispiel für das Zu­
sammenarbeitenwollen, für das Zusammen­
arbeitsanbieten war, sondern eine, wie ich 
hoffe, einsame und unglückliche Ausnahme. 
Aber solche Ausnahmen dürfte es eigentlich 
gar nicht geben bei einer Regierung, die sich 
in aller Bescheidenheit als die bestvorberei­
tete Regierung bezeichnet hat, die es je ge­
g€ben hat. Meine Damen und Herren! Wenn 
diese Regierung ein Beiwort verdient, wenn 
ihr ein Beiwort wirklich gebührt - Herr Bun­
deskanzler, das wird jetzt allerdings kein 
schmückendes Beiwort sein -, dann möchte 
ich sagen: Diese Regierung ist keinesfalls die 
bestvorbereitete Regierung, die es je gegeben 
hat, sondern diese Regierung - und davon 
war gestern schon die Rede - ist die unglaub­
würdigste Regierung, die es je in Osterreich 
gegeben hat! (Lebhafte Zustimmung bei der 
OVP.) 

Im Laufe der Jahre seit 1 970 wurde dieser 
Beweis, daß diese Regierung die unglaub­
würdigste Regierung ist, die es jemals gege­
ben hat, in überzeugender Weise erbracht. 
(Abg. W e i s  z: Mit der unglaubwürdigen Re­
gierung wollen Sie Gespräche führen?) Herr 
Klubobmann Weisz! Ich habe gerade zitiert, 
Sie scheinen nicht aufgepaßt zu haben, daß es 
das dringende Bedürfnis des Bundeskanzlers 
Dr. Kreisky ist, mit der Oppositionspartei, wie 
er sagte, in ein Gespräch zu kommen. Das ist 
nicht unsere Aufgabe. Jedenfalls, Herr Klub­
obmann Weisz, wurde im Laufe der Jahre seit 
1 970 dieser Beweis der Unglaubwürdigkeit der 
Regierung in überzeugender Art und Weise 
erbracht. 

Versprochen wurde unter anderem - ich 
kann wieder nur Beispiele aufzählen, ich will 
nicht zu lange aufhalten - die Reform des 
österreichischen Bundesheeres. Darüber wurde 
gestern ausführlich gesprochen. Seither 
sind drei Jahre vergangen. Der Effekt 
ist, wie wir gestern hörten: Wir haben 
momentan kein einsatzfähiges Bundesheer. 
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Meine Damen und Herren! Gebrochene Ver­
sprechen heben die Glaubwürdigkeit einer 
Bundesregierung nicht besonders. 

Vor zwei Jahren hat die Osterreichische 
Volkspartei ein Paket von Stabilisierungsmaß­
nahmen zur Bekämpfung der Inflation in 
Osterreich auf den Tisch gelegt. Dieses Paket 
wurde vom Bundeskanzler und vom Finanz­
minister einfach vom Tisch gewiScht mit der 
Bemerkung, die Politik der sozialistischen Re­
gierung sei ständig auf Stabilisierung ausge­
richtet, es bedürfe daher gar keiner speziellen 
Stabilisierungsmaßnahmen. Erst als der Regie­
rung ein gutes Jahr später das Wasser bis 
zum Munde stand, brauchte sie auf einmal die 
Hilfe der großen Oppositionspartei. Aber in­
zwisdten war ein wertvolles Jahr verstrichen, 
und dieses Jahr kann nun einmal nicht mehr 
aufgeholt werden. 

Seither wird - das haben wir auch gestern 
wieder erlebt - viel über Stabilisierung ge­
redet. Ich sage ganz bewußt "geredet". Aber 
gerade auf dem entscheidenden Sektor, näm­
lich dem Sektor der Budgetpolitik, wird nicht 
nur nicht gehandelt, sondern es wird der Sta­
bilitätspolitik zuwidergehandelt, unter ande­
rem auch dadurch, meine Damen und Herren, 
daß man glaubt, mit der Währungspolitik Sta­
bilitätspoIitik machen zu können. 

Nun noch eine Kleinigkeit, Herr Bundes­
kanzler, eine Kleinigkeit zur Erinnerung und 
vielleicht auch zur Auflockerung: Was, Herr 
Bundeskanzler, macht denn eigentlich der Ein­
satz von Taxis, um die vielen und teuren 
Dienstwagen einzusparen? Diese Seifenblase 
war wohl eine der kurzlebigsten, die Sie je  
steigen ließen. Ich habe in  diesem Hohen Haus 
schon einmal darauf hingewiesen : Man muß 
Ihnen, Herr Bundeskanzler, attestieren, . daß 
Sie die Kunst des Steigenlassens von Seifen­
blasen wirklich ausgezeichnet verstehen. Die 
Frage ist nur, wie lange diejenigen, denen 
diese Kunstfertigkeit vorgeführt wird, daran 
noch Gefallen finden werden. Es ist sidterlid1 
gut, wenn ein Politiker flexibel ist, aber die 
Flexibilität darf nicht auf Kosten der Seriosi­
tät gehen. (Zustimmung bei der OVP.) 

'Nie ich bereits eingangs erwähnt habe, 
schafft sich die Regierung mit diesem Ministe­
riengesetz ein, wie sie glaubt, wirkungsvolles 
Instrument, um effizienter als bisher regieren 
zu können. Damit jedoch ein Orchester zur 
vollen Wirkung kommt, bedarf es nicht nur 
guter und bester Instrumente, sondern vor 
allem auch und gerade der Musiker, die auf 
diesen Instrumenten tatsächlid1 auch spielen 
können und die diese Instrumente beherrschen. 
Meine Damen und Herren ! Es nützen die 
besten Instrumente nichts, wenn nicht zugleich 

mit den sachlichen auch die personellen 
Voraussetzungen geschaffen wenden können. 
Vielleicht - ich sage bewußt "vielleid1.t" -
schaffen Sie sich heute mit dem Ministerien­
gesetz sachliche Voraussetzungen. Die perso­
nellen Voraussetzungen sind j edenfalls nicht 
gegeben. 

Wohl oder übel - die diesbezügliche Ent­
scheidung ist am 1 0. Oktober 1971 gefallen -
muß das österreichische Volk bis zum bitteren 
Ende dieser Legislaturperiode trotz vielleicht 
verbesserter Instrumente mit einem Dirigen­
ten, der lange nicht mehr der ist, der er ein­
mal gewesen ist, und vor allem mit manchen 
Musikern - das muß ich j etzt leider Gottes 
sehr deutlich sagen -, die von ihren Instru­
menten aber schon gar keine Ahnung haben, 
vorliebnehmen. (Bei/aIl bei der OVp, - Zwi­
schenrufe bei der SPO.) 

Meine Damen und Herrenl Wir werden 
gegen dieses Gesetz stimmen, und daran, daß 
eben die personellen Voraussetzungen nicht 
gegeben sind, wird leider Gottes das neue 
Ministeriengesetz nicht das geringste ändern 
können. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Ich möchte zu 
den Ausführungen des Herrn Vizekanzlers 
außer Dienst Dr. Withalm feststellen, daß die 
Koordinationsbefugnis eines ist und die Richt­
linienkompetenz etwas anderes, daß es sich 
hier juristisc.h um zwei vollkommen versd1ie­
dene Dinge handelt und daher auch keine 
Rid1tlinienkompetenz durch dieses Gesetz be­
gründet wird. (Abg. Dr. W i t h a I  m: Den Aus­
druck habe ich nicht gebrauchtf) 

Zweitens möchte ich feststellen, daß idl 
meine Erklärung über das Bemühen der Bun­
desregierung, die Zusammenarbeit zn suchen, 
bei der letzten Pressekonferenz selbst vor­
gelesen habe, um den Auffassungen, die in 
der Presse geäußert wurden, daß ich "plötz­
lich" eine solche Verhandlungsbereitscl1aft 
zeige, entgegenzutreten. Dieses Suchen der 
Zusammenarbeit habe idl also immer als die 
Richtlinie und die Maxime des HandeIns der 
gegenwärtigen Bundesregierung angeg2ben. 

Allerdings haben Sie den Zusatz weg­
gelassen, der aufschlußreich ist und in dem 
es heißt, daß allerdings dann, wenn ein solches 
Einvernehmen nicht erzielt werden kann, die 
Regierung sich veranlaßt sehen wird, mit der 
Mehrheit die Gesetze zu beschließen, die 
erforderlidl erscheinen. (Beifail b ei der SPO.) 

Genau das tue ich, und ich behaupte sogar, 
in einem viel höheren Maße, als das früher 
gesd1ehen ist. Während der ganzen vier Jahre 
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der Regierung Klaus hat mich der Herr Bun­
deskanzler Dr. Klaus in zwei Fragen heran­
gezogen. Die erste war, daß er eine Uber­
einstimmung mit der Sozialistischen Partei in 
der Frage der Gründung des Osterreichischen 
Nationalinstituts gewünscht hat, und die 
zweite war, daß er mir immer wieder Ge­
spräche über eine gemeinsame Verteidigungs­
politik angekündigt hat, zu denen es nie ge­
kommen ist, weil von ihm immer wieder 
andere Gesprächspartner zu diesen Ge­
sprächen geholt wurden; in die Sache selbst 
sind wir überhaupt nicht eingegangen. Ich 
kann daraus nur den Schluß ziehen . . .  (Abg. 
Dr. W i t h a I  m: Herr Bundeskanzler! Da muß 
ich Ihr Gedächtnis etwas auffrischen!) 

Die parlamentarischen Verhandlungen, die 
geführt wurden, haben im wesentlichen die 
gleichen Ergebnisse gehabt. Die große Mehr­
zahl aller wichtigen Gesetze sind von allen 
Parteien oder von den beiden großen Parteien 
oder mit einer großen Mehrheit der 
Regierungspartei und der anderen Oppo­
sitionspartei angenommen woroen. (Abg. 
Dr. W i t h a I  m: Und über SüdtiroI haben wir 
nie gesprochen? Uber die Aufwertung haben 
wir nicht gesprochen?) Nein, Sie haben das 
nicht getan, und zwar aus vielen Gründen. 

Was die Aufwertung betnifft, so haben Sie 
es getan, allerdings haben Sie damals einen 
Standpunkt vertreten, der dem Herrn Finanz­
minister selber, wie er uns beim Weggehen 
gesagt hat, nicht unbedingt überzeugend er­
schienen ist. (Abg. Dr. K o r  e n :  Aber Ihnen 
war es sehr rechtf) Wir haben erklärt, daß 
wir bereit sind, in dieser Frage den Stand­
punkt der Regierung zu akzeptieren, weil sie 
die Aufgabe hat, zu regieren. (Abg. Doktor 
S c  h 1 e i n  z e r: Nein, das haben Sie nicht 
erklärtl) Sie waren j a  damals nicht dabei. 
(Abg. Dr. S c h I  e i n  z e r: Ich war dabeil) Aber 
nicht als Parteiobmann. (Abg. Doktor 
S c  h 1 e i n  z e r: Ich habe teilgenommen!) 
Als Landwirtschaftsminister, na j a, mag sein, 
ich weiß es nicht. Wir haben uns jedenfalls 
nicht widersetzt, weil wir der Meinung waren, 
die Herren der Regierung werden wissen, 
welche Vorschläge sie machen. Ich stelle 
fest . . .  (Abg. Dr. S c  h l e i  n z e r: Herr Bun­
deskanzler, wissen Sie, was Sie damals gesagt 
haben? Sie haben damals gesagt: Wenn sich 
die Sozialpartner einigen, werden wir kein 
Politikum daraus machen!) So ist das, so war 
unser Standpunkt. (Abg. Dr. S c  h l e i  n z e r: 
Genauso war er und nicht anders!) 

Genau das, und dazu stehe ich heute noch: 
Wenn sich die Sozialpartner einigen in dieser 
Frage, werden wir daraus kein Politikum 
machen. Sie aber haben in den letzten Jahren 

aus diesen Währungs fragen ein Politikum ge­
macht. (Beifall bei der SPO.) Immer wieder. 
Das ist der große Unterschied. 

Und was schließlich den Einsatz von Taxis 
betrifft, da bringen Sie mich gar nicht in Ver­
legenheit. Das ist zwar ein Detail, aber die 
Zahl der Dienstwagen hat zugunsten des Ein­
satzes von Taxis regelmäßig abgenommen. 
Wir sind nur verpflichtet, hier gewisse Rück­
sichten walten zu lassen. Aber ich weroe 
Ihnen noch im Laufe des heutigen Tages die 
Zahlen hierüber nennen. Die Zahl der Dienst­
wagen in der Zentralverwaltung hat abge­
nommen, wie sich überhaupt die Regierung 
um eine gewisse, sagen wir, Zurückhaltung 
in diesen Fragen bemüht. Bei der Repräsen­
tation werden wir Ihnen gen au nachweisen, 
daß wir nur jene Ausgaben gemacht haben, 
die notwendig waren. Aber wir haben darauf 
verzichtet, in Europa in der ersten Klasse im 
Flugzeug zu fliegen, was alle Ihre Regierungs­
mitglieder früher getan haben. (Beifall bei der 
SPO. - Zwischenrufe bei der OVP.) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend): Der nächste Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Fleischmann. E r hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Fleischmann (SPO) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Die Herren Kollegen 
Dr. Prader und Dr. Broesigke haben sich in 
ihren Diskussionsbeiträgen bemüßigt gefühlt, 
gewisse Kompetenzverschiebungen als durch­
aus unpassend und unzweckmäßig anzusehen, 
die in der vorliegenden Regierungsvorlage 
vorgesehen sind. Ich sehe mich daher ver­
anlaßt, die Regierungsvorlage der Regierung 
Klaus hinsichtlich der Verschiebung von Kom­
petenzen etwas näher zu studieren, und finlde 
da drinnen Dinge, die heute bekrittelt werden, 
die aber damals eigentlich eine Selbst­
verständlichkeit gewesen sind. 

So war es auch in der Regierungsvorlage 
des Herrn Bundeskanzlers Dr. Klaus vor­
gesehen, dem Verkehrsministerium den Güter­
und Personenverkehr im Werksverkehr zu 
übertragen. So war · es ebenso vorgesehen, 
die Rohrleitungen dem Verkehrsministerium 
zu übertragen. Es sind dann allendings auch 
ein paar groteske andere Kompetenzüber­
tragungen drin, so zum Beispiel die gesamten 
Personalangelegenheiten an das Bundes­
kanzleramt. Das Finanzministerium hat sich ja  
dazu dementsprechend geäußert. Die  verstaat­
lichten Unternehmungen sollten dem Finanz­
ministerium zugewiesen werden. Und es war 
kein Wunder, meine Damen und Herren, daß 
die Ablehnung dieser Regierungsvorlage ver­
hältnismäßig deutlich war. 
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So schrieb damals zum Beispiel die Bundes­
kammer der gewerblichen Wirtschaft in ihrer 
Stellungnahme, es wäre daher besser, von 
einer Neuregelung der Materie überhaupt Ab­
stand zu nehmen. 

Das Bundesministerium für Bauten und 
Technik ist noch etwas deutlicher geworden 
und hat gemeint: "Einleitend wird darauf hin­
gewiesen, daß eine Neufassung der Kom­
petenzen im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht 
für unbedingt zweckmäßig erachtet wird." 

Am härtesten hat sich das Bundes­
ministerium für Handel, Gewerbe und 
Industrie geäußert. In seiner Stellungnahme 
heißt es : "So sehr das im Artikel 7-7- Abs. 2 
verheißene Programm einer Gesamt­
kodifikation dieser Vorschriften über Zahl, 
Wirkungsbereich und Einrichtung der Bundes­
ministerien begrüßt wird, muß bezweifelt 
werden, ob das in den Erläuternden Bemer­
kungen dargelegte Ziel mit diesem Entwurf 
auch tatsächlich erreicht werden kann." 

Meine Damen und Herren! Wenn man nun 
sieht, wie sich der Klaus-Entwurf von der 
gegenwärtigen Regierungsvorlage unter­
scheidet, dann muß man sagen: Es ist schon 
ein wesentlicher Schritt vorwärts getan wor­
den. Interessanterweise ist ja der seinerzeitige 
Klaus-Entwurf auch, wie das der Herr Kollege 
Dr. Gasperschitz zu Beginn der Unterausschuß­
beratungen ausdrücklich gesagt hat, von der 
Gewerkschaft abgelehnt worden. 

Nun schauen wir uns einmal ein bisserl 
Zeitungsstimmen zu der damaligen Vorlage 
an. Ich nehme absichtlich nur Zeitungen, die 
uns sehr ferne stehen. 

Im "Linzer Tagblatt" vom 1 6. 2. 1 968 finden 
wir :  "Klaus landet Uberraschungscoup gegen 
die OVP." 

Ich finde in den "Politischen Perspektiven" 
etwas ganz besonders Pikantes: 

"Denn was geht hier vor? Ungeachtet der 
Tatsache, daß Angelegenheiten des Bundes­
vermögens zweifellos in die Nähe der Ange­
legenheiten des Bundeshaushaltes gehören, 
opponiert der Arbeiter- und Angestelltenbund 
gegen die Verlagerung der Kompetenzen der 
verstaatlichten Industrie von ,seinem' Ver­
kehrsminister zum Wirtschaftsbündler Doktor 
Koren. Und der Wirtschaftsbund wiederum ist 
empört über die Absicht, Straßenverkehrs­
angelegenheiten von ,seinem' Handelsminister 
in das - man höre und staune -" feindLiche 
"Verkehrsministerium zu verschieben. Eine 
Regi erung also, die eine Politik für alle Oster­
reicher anstrebt, scheint aus Ministern zu be­
stehen, die sich nur mehr als Sachwalter poli­
tischer oder wirtschaftlicher Interessengruppen 
bezeichnen lassen." 

Meine Damen und Herren! Das sind die 
"Politischen Perspektiven" ,  die von Ihnen 
herausgegeben werden. (Abg. Dr. B l e n k :  
Nicht das "Unzer Tagblatt" ?) Das ist schon 
lang vorbei. 

Dann finde ich interessanterwelse wieder 
eine Bemerkung, und zwar finde ich sie in den 
Abänderungsanträgen, die die Osterreichische 
Volkspartei zur Regierungsvorlage ein­
gebracht hat. Sie kennen alle dieses Paket. 
Es ist sehr umfangreich. Der Herr Kollege 
Dr. Prader hat sich bemüßigt gefühlt, aus­
drücklich noch einmal darauf hinzuweisen, daß 
in der Regierungsvorlage immer der Ausdruck 
"Bundesministerium" stehe und daß selbst­
verständlich der Ausdruck "Bundesminister" 
gehöre. Ich darf darauf verweisen, daß auch 
in der Regierungsvorlage der Regierung Klaus 
immer der Ausdruck "Bundesministerium" , 
und zwar folgerichtig, verwendet worden ist, 
weil es sich hier tatsächlich um die Einrichtung 
von Ministerien und nicht um die Installierung 
von Mini,stern handelt. 

Meine Damen und Herren! Das Tauziehen 
um eine Ordnung der öffentlichen Verwaltung 
ist in Osterreich schon verhältnismäß1ig alt. Es 
sind Ministerien aufgelöst worden, es sind 
Ministerien gegründet worden, es hat, wie 
der Herr Kollege Dr. Schleinzer erwähnt hat, 
eine Begrenzung im Jahre 1 922 stattgefunden. 
Man ist im Jahre 1 927 rasch daraufgekommen, 
d aß man zum Beispiel ohne Justizministerium 
nicht das Auslangen finden wind, und so hat 
man die Angelegenheiten der Justiz­
verwaltung aus dem Innenministerium wieder 
herausgelöst. Diese Vorgangsweise ist nicht 
neu; sie ist meist aus Zweckmäßigkeits­
gründen geschehen. 

Meine Damen und Herren! Es liegt vor uns 
eine Regierungsvorlage, die es sich zum Ziel 
gesetzt hat, die an sich schon sehr verschach­
telten und komplex gewordenen Dinge in der 
Verwaltung etwas auf gleich zu bringen. 

Uber die Bedeutung dieses Gesetzes, das 
hier vorliegt, ist schon sehr viel gesagt 
worden. Ich kann mir ersparen, darauf noch 
näher einzugehen. Aber es scheint mir doch 
wesentlich, ein paar Dinge zu sagen, und 
zwar enthält zum Beispiel dieses Gesetz nebe n  
der Verpflichtung zur Veröffentlichung der  
Geschäftsordnung noch etwas ganz besonders 
Bedeutungsvolles: 

Unsere Verwaltungsarbeit in Osterreich g e ­
schieht derzeit

' 
nach Vorschriften aus der  

maria-theresianischen Zeit. Die Kanzleiord­
nung ist bis heute nicht wesentlich verände rt 
worden. Dieses Gesetz enthält die Verpflich­
tung, eine moderne Kanzleiordnung auszu­
arbeiten. Das scheint mir von derartig wesent-

523 
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licher und zukunfttragender Bedeutung für die 
gesamte öffentliche Verwaltung zu sein, daß 
man es gar nicht laut und deutlich genug 
sagen kann. 

Darüber hinaus gibt es im wesentlichen 
doch durch die Bestimmungen, die vorgesehen 
sind, eine verhältnismäßig klare Abgrenzung 
der Kompetenzen, und dort, wo Mit­
kompetenzen noch bleiben, ist auch eine Rege­
lung vorgesehen, die wir für durchaus be­
friedigend ansehen können. 

Meine Damen und Herren ! Die "Wochen­
presse" hat sich im Jahre 1 970 eingehend mit 
dem damals noch vorgesehenen Kompetenz­
gesetz beschäftigt, und zwar steht am 
23. 9. 1 970 auf der Seite 8 ed:n Artikel, der 
sich ausführlich mit diesen Fragen beschäftigt; 
hier ist interessant, festzustellen, daß auch die 
öffentliche Meinung dieser ganzen Frage 
durchaus positiv gegenübersteht. 

Wir glauben, daß es notwendig ist, in Hin­
kunft in der öffentlichen Verwaltung 
modernere Wege zu gehen, soweit das nicht 
schon bisher geschehen ist, und dafür soll 
dieses Gesetz eine brauchbare Grundlage 
bieten. 

Wir sind - das darf ich auch sagen -
gegenüber Argumenten, wie sie im Unter­
ausschuß gebracht wurden, sehr auf­
geschlossen gewesen; der Kollege Broesigke 
hat das dankenswerterweise bestätigt. Wir 
haben in zehn Sitzungen eine überaus gründ­
liche Beratung vorgenommen. Wir sind nicht 
nur den Argumenten der Freiheitlichen, son­
dern selbstverständlich auch den Argumenten 
der Osterreichischen Volkspartei auf­
geschlossen gegenübergestanden, wir haben 
sehr viele Ihrer Anregungen, soweit wir ge­
meint haben, daß sie sachdienlich sind, in die 
Vorlage aufgenommen. Es kann uns daher 
niemand den Vorwurf machen, daß wir nicht 
ernsthaft verhandelt hätten. 

Wenn der Herr Kollege Dr. Withalm vorhin 
davon gesprochen hat, daß wir nicht gesprächs­
bereit waren, so darf ich sagen, daß wir sonst 
keine zehn Unterausschußsitzungen gebraudlt 
hätten. Das zeigt dodl mit aller Deutlichkeit, 
daß wir gesprächs bereit gewesen sind. Ich 
glaube, wir haben hinlänglich bewiesen, daß 
wir allen Fragen, in denen es um vernünftige 
Dinge geht, auch weiterhin gesprächsbereit 
gegenüberstehen werden. 

Meine Damen und Herren! Für uns ist es 
eine Selbstverständlichkeit, dieser Vorlage die 
Zustimmung zu geben. Ich darf nur noch ein­
mal, bevor idl meine Ausführungen schließe, 
darauf hinweisen, daß es sich für uns dabei um 
ein sogenanntes "Jahrhundert-Gesetz" han-

delt, denn es ist bisher in der öffentlichen Ver­
waltung in Osterreich und in Osterreich­
Ungarn nur in sehr großen Zeitabständen mög­
lidl gewesen, Gesamtheiten im Verwaltungs­
apparat zu verändern. 

Der letzte bedeutende Schritt, der in diesem 
Gesetz seinen Niederschlag findet, ist die Ver­
ordnung über die Einrichtung des verantwort­
lichen Ministerrats. Erst 100 Jahre vorher 
finden wir eine ähnlidle Regelung, die sich 
mit der gesamten öffentlichen Verwaltung be­
schäftigt. Ich glaube, daß wir mit diesem 
Gesetz wieder ein ähnlidles Jahrhundert­
Gesetz ins Leben gerufen haben. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Probst: Als nädlster Redner ge­
langt der Herr Abgeordnete Dr. Ermacora 
zum Wort. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (OVP) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Ich suche im Moment 
vergebens den Herrn Bundeskanzler, denn ich 
hätte meine Intervention damit begonnen, daß 
ich gesagt hätte : Wenn idl Talente wie Ludwig 
Thoma hätte, würde ich die Antwqrten des 
Herrn Bundeskanzlers so beschreiben, daß 
man von oben sieht, daß er zwei Arten von 
Zetteln hat, von denen er herunterliest: weiße 
Zettel und blaue Zettel. Wenn er von den 
blauen Zetteln abliest, dann ist er aufgeregt, 
und wenn er von den weißen Zetteln abliest, 
ist er gefaßt. Von diesen blauen Zetteln hat 
er die Angelegenheit mit der UNO-City ab­
gelesen, da war er aufgeregt. 

Er hat recht tdeutlidl festgestellt, daß es in 
der Zeit der OVP-Regierung keinen entschei­
denden Plan in bezug auf die Finanzierung 
gegeben hat. Gerade zu dieser Frage wollte 
idl feststellen, daß aus meinen Kenntnissen 
des Aktenmaterials - idl bin ja Mitglied 
dieses Untersuchungsausschusses - ganz ein­
deutig hervorgeht, daß die Regierung Klaus 
im Jahre 1 967 - das findet sich in der Bei­
lage 48 - eine sehr eingehende Kosten­
berechnung angestellt hat, die sich auf rund 
550 Millionen Schilling belaufen hat. Ich 
glaube, daß das, was der Herr Bundeskanzler 
von dem blauen Zettel mit einer gewissen 
Erregung abgelesen hat, mit \der Aktenlage, 
die wir im Untersuchungsaussdluß vor uns 
haben, nicht ganz korrespondiert. 

Idl möchte ferner hervorheben, daß der Herr 
Abgeordnete Dr. Broesigke erklärt hat, 
er und seine Fraktion wollen in der dritten 
Lesung für das Kompetenzgesetz stimmen. Ich 
mödlte hervorheben, daß ich erhoben habe, 
wie sich die Freiheitliche Partei hinsichtlich 
der übrigen Kompetenzgesetze verhalten hat. 
Sie hat im Jahre 1 966 gegen das Kompetenz­
g esetz, mit dem das Bautenministerium er-
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richtet wurde, in dritter Lesung gestimmt. 
(Abg. M e  i ß 1: Falsch! Wir haben dem Bauten­
ministerium nicht zugestimmtf) In dritter 
Lesung. Das habe ich früher nachgelesen. Es 
war so, wie ich gesagt habe. 

Der Herr Abgeordnete Dr. Broesigke hat 
sich gegen eine Bestimmung gewandt, die im 
Unterausschuß und auch im Ausschuß sowohl 
von der Fraktion der Osterreichischen Volks­
partei als auch von der Regierungsfraktion an­
genommen wurde, das ist die Geschichte mit 
den Regierungsakten. Er- hat versucht, die 
These herauszustellen, daß man j eden Akt 
kontrollieren können muß und daß gerade 
die These von den Regierungsakten dazu 
führt, daß man gewisse Akte nicht kon­
trollieren könne. 

Ich gebe ihm schon recht, daß diese For­
derung nach der Kontrolle jedes Regierungs­
aktes besteht. Sicherlich, die Forderung nach 
der Kontrolle. Aber es kann nicht möglich 
sein, daß j eder Regierungsakt gerichtlich kon­
trolliert wird. Es gibt eine Fülle von Akten, 
die eben gerichtlich nicht kontrolliert werden 
können - der Herr Dr. Broesigke ist jetzt 
leider nicht da, sonst hätte ich das weiter 
ausgeführt -: Bestellung von Delegationen, 
Richtlinien für das Verhalten von 
Delegationen, die Frage der Entscheidung über 
gewisse grundlegende politische Fragen, Ein­
richtung der UNIDO-City zum Beispiel oder 
überhaupt die Errichtung von Bundes­
gebäuden. All das ist rechtlich nicht kon­
trollierbar, wie Herr Dr. Broesigke das be­
haupten wollte. 

wo es um politische Weichenstellungen geht, 
die Argumente, die auch sachlich vorgetragen 
wurden, j edenfalls nicht berücksichtigt ; da hat 
man uns nur angehört. So möchte ich das 
herausheben. 

Zu einem Jahrhundert-Gesetz gehört schon 
etwas mehr als diese Vorlage. Der Gesetz­
entwurf, der nun von dem Ausschuß dem 
Hohen Haus vorgelegt wird, enthält eine 
Fülle von Unsicherheitsfaktoren - man darf 
das nicht übersehen -, eine ganze Reihe 
von allgemeinen Wendungen, hinter denen 
sich manches verbergen kann, was man heute 
politisch noch nicht beurteilen kann. 

Der Entwurf strotzt von bedenklichen 
Generalklauseln und von unklaren Begriffs­
bildungen, wobei sich der Unterausschuß nicht 
durchringen konnte, diese Begriffsbildungen 
zu bereinigen. Uberhaupt hat unser Antrag, 
an die Spitze des Gesetzes eine Begriffs­
nomenklatur zu stellen, keine Zustimmung 
gefunden. Es fehlt in dem Entwurf j ede Aus­
sage über das organisatorische Verhältnis von 
Zentralstellen des Bundes zu Anstalten, Stif­
tungen und Fonds - eine ganz entscheidende 
Frage in bezug auf die moderne leistende Ver­
waltung. Es fin.den sich Formulierungen, die in 
einem zunächst offenen Widerspruch zu den 
Kompetenzbestimmungen stehen und die nur 
mit mühsamen Interpretationen anders aus­
gelegt werden können. 

Für ein Jahrhundert-Werk, Herr Abgeord­
neter Dr. Fleischmann, glaube ich, müßte 
dieser Entwurf etwas enthalten, was der 
modernen Verwaltung entspricht, nämlich die 
klare Abgrenzung und Dur chorganisation der 
Frage Hoheitsverwaltung - Wirtschaftsver­
waltung. Da gibt es nur e ine einzige Bestim­
mung, obwohl gerade diese Frage eine unge­
heure Problematik enthält. 

Dann möchte ich noch hinzufügen - das 
gilt auch an die Adresse des Herrn Doktor 
Broesigke gerichtet -: Es gibt eine doch schon 
reichhaltigere Judikatur des Verfassungs­
gerichtshofes, die sogenannte R egierungsakte 
anerkennt. Das stellt die Regierungsvorlage 
beziehungsweise der Ausschußbericht bezie­
hungsweise das Ergebnis d e r  Ausschuß­

Ich möchte weiter hervorheben, daß in 
einem Jahrhundert-Gesetz wohl das moderne 
Management enthalten sein sollte. Das 

möchte das also moderne Management finden Sie aber in die-beratungen in Rechnung. Ich 
dami t bewenden lassen. 

Der Herr Abgeordnete Dr. F l eischmann hat 
von einem Jahrhundert-Gesetz gesprochen, 
das hier vor uns liegt. Ich möchte aber doch 
einige kritische Bemerkungen anmelden, wo­
bei es relativ schwerfällt, noch mehr Kritik 
zu üben, als schon geübt wurde. Man kann 
einige Schwerpunkte setzen. 

Der Gesetzentwurf, der uns vorliegt, ist 
sicherlich ein Reformwerk, das gebe ich durch­
aus zu. Ich möchte auch hervorheben und be­
stätigen, daß die Ausschußberatungen, ins­
besondere im Unterausschuß, durchaus sach­
lich waren, daß man alle unsere Argumente 
angehört hat. Aber man hat i n  den Fragen, 

sem Reformwerk nicht. 

Das Gesetz ist nur ein Teil einer Reform. 
In einer relativen Hast setzt die Regierungs­
partei diesen Teil der Reform durch, denn es 
stehen zur seI ben Zeit an das Bundeshaus­
haltsgesetz, das Bundesrechenamtsgesetz, das 
Bundesförderungsgesetz, das Ausschreibungs­
gesetz. Wenn es nun w irklich eine echte 
Reform wäre, dann hätten diese Materien 
koordiniert behandelt w erden müssen. Sie 
wurden nicht koordiniert b ehandelt. Das alles 
hätte gemeinsam geregelt werden sollen. 
Man möge sich die Verwaltungsreform der 
Jahre 1 922, 1923 und 1925 ansehen, wo man 
die Materien koordiniert behandelt und wirk-
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lich ein für ein Jahrhundert geltendes Werk 
geschaffen hat, wenn ich an die Allgemeinen 
Verwaltungs verfahrens gesetze denke. Also es 
ist kein Jahrhundert-Gesetz, sondern es sind 
eine ganze Reihe von Mängeln enthalten, die 
ich eben aufgezeigt habe. 

Der vorliegende Gesetzentwurf enthält, ab­
gesehen von all den Fmg,en, die heute schon 
di!skutiert wurden und die man vielleicht in 
ihren Schwergewichten polHisch heIlausstellen 
�ann, d'i,e mangelnde Koordination der umfas­
senden Landesverteildj'gurug. Das wurue nicht 
bewilHgt. Es wur:de damit vom Regiemngs­
beschluß VOn 1965 abgewichen. Wir haben aus 
der gestrigen Diskussion ja ganz klar erkannt, 
wie der Hase .in diesen Arugelegenheiten 
läuft. Dann sind die Schwergewichte bei der 
Weichenstellung für eine partedpolitische Per­
sonalpolitik. Das kann man nicht übersehen, 
insbesondere wenn man einen Vefogleich zwi­
schen dieser Regelung und der schwedischen 
Regelung vornimmt. Dann !)lieht man eine 
W,eichenstellung für die Stärkung der Pos.i­
tion einzelner Bundesministeüen und - was 
ich jetzt ,besonders herausstellen möchte, viel 
umfassender, als dies Herr Dr. Broesigke ge­
tan hat - die Außerachtlassung der Chance, 
die Ger.ichtshöfe .des öffentlichen Rechtes un­
abhängiger zu stellen, als sie tatsächlich sind. 

Darf ich zu dieser Frag,e etwa's weiter aus­
holen. Es geht bei dieser Frage der Unab­
hängigkeit der Gerichtshöfe des öffentlichen 
Rechtes, da.s heißt .des Verwaltungs- und des 
Verfassungsgerichtshofes, um die Fragen der 
JusHzverwalbung, das heißt um die B.esorgung 
der internen VerwaltungstäUgkeit der Ge­
richte, Ernennung 'des Hilfspersonals, IBestrei­
tung des Verw,altung:saufwandes. An das fällt 
nach der bis heute geltenden Regelung ·in die 
Zuständigkeit des ,Bundeskanzlers. Die Regie­
rungsvorlage hatte diese Abhängi'gkeit  der 
Gerichtshöfe ,des öffentLichen Rechtes vom 
Bundeskanzler noch verstärkt, obwohl bei 
genauerem Studium die Bedenken der Ge­
richtshöf.e des öffentlichen Rechtes klar vor­
geführt w:uroden. 

Ich darf nur auf ,den Bericht des Verf,as­
sungsgerichtshofes über .seine TäUgkeit in den 
Jahren 1961 und 1 962 verweisen, wo der V.er­
fassungsgerichtshof verhältnismäßi.g eindr.ing­
lich a,uf die Gefahr der Abhängigkeit  von dem 
j eweiligen' Bundeskanzler oder dem Bundes­
kanzleramt hingewiesen hat. Ich zitiere bitte 
aus dem Geschäftsstück I -Präs/63 des Ver­
fassungsgevichtshofes :  "Man muß sich dieser 
Lage wohl nur 'bewußt wer:den, um auch schon 
zu ·erkennen, welche Gefahren s<ich aus ihr" 
- aus dieser .A!bhängigkeit - "ergeben. Hat 
der Bundes�anzler in der Form der unmittel-

baren Vedügung oder auch nur der Weisung 
entscheidenden Einfluß auf die Verwaltungs­
angelegenheiten des GeI1ichtshofes, so würde 
sich aus dieser Gewalt die Möglichkeit er­
geben, den Gerichtshof in eine Abhängigkeit 
zu drängen, die schließlich auch seine richter­
liche Unabhängigkeit g·efährden müßte. Ja, 
letzten Endes könnte allein durch eine miß­
bräuchliche Ausübung dieser Ernennungs­
oder Weisungsbefugnis der Verfassungs­
gerichtshof überhaupt lahmgelegt werden." 
Das wird dann noch näher ausgeführt. 

Der Verfassungsgerichtshof stellt dassetbe 
im Jahre 1965 fest : "Die Reg.ierungsvorlage 
Klaus will nun dieser Schwieri;gkeit begeg­
nen, indem sie diese Abhängigkeit weit­
gehend abbauen will." 

Die Regierungsvorlage Kreisky hält ·an die­
ser Abhäng,igkeit fest, Ja sie verstärkt sie um 
viele,s. 

Wir haben nun im Unterausschuß die Inter­
essen der Unabhängigkeit des Verfassungs­
gerichtshofes wahrgenommen. Schon im 
Oktober 1972 haben wir das im Verfassungs­
ausschuß geltend gemacht. Herr Gratz 
sagte damals - ich habe mir das alles genau 
mitgeschrieben, ich kann relativ gut steno­
gJ.1aphieren -: "Was die Justizverwaltung dn­
geht" - so führte er aus -, "werden wir die 
Sache im Untevausschuß überprüfen. Wir 
haben grundsätzlich Bedenken, daß es Be­
reiche geben soll, wo der Bundeskanzler nicht 
verantwortlich ist. Die A!bhängigkeit des Ver­
fassungs·gerichtsJhofes wird nicht hauptsächlich 
durch die Personalpolitlik, sondern durch 
andere Dinge gesichert." 

Es wurde dort vereinbart, man sollte die 
Präsidenten rder Höchstgerichte einladen. 

Am 27. November 1 972 richtet der Präsi­
dent des Verfassungsgerichtshofes ·an einzelne 
Mitglieder des Unterausschusses und an den 
Herrn Burudeslmnzler ein Schreiben, in dem 
deuHich hervor,gehoben wird - ich zitiere : 
"Der Ger.ichtshof hält die Sicherung seiner 
U nabhängigkeit und seines Funktionierens 
für staatspolitisch so wichtig, daß er sich zu 
dem Schritt entschlossen hat, das Parlament 
im Wege der KlUibobmänner der Parteien zu 
unterrichten. Zu diesem Zwecke übermittle ich 
Abschriften zweier an den Herrn Bundeskanz­
ler g'erichteter Stellungnahmen, aus denen das 
Problem zur Gänze zu entnehmen ist." 

Der Verfassungsgerichtshof wurde aufgefor­
dert, konkrete Formulierungen vorzuschla­
gen, dann trat ein gewisser Stillstand ein, und 
dann kam es zur Affäre Lotheissen in diesem 
Hause. 

Dann trat der Herr Bundeskanzler am 
9. Mai 1973 im Unter.ausschuß auf und erklärte 
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zum Erstaunen der sozialistischen Mitglieder 
des Untel1ausschusses - rdas können alle Ver­
treter des Unterausschusses der' OVP bestäti­
gen -: "Von meiner Seite bestehen keine 
besonderen Schwierigkeiten, den Verfa,ssungs­
gerichtshof aus meiner AbhängigkBit zu ent­
lassen." 

Er sagte weiters: "Der Oberste Gerichtshof 
befindet sich an einer anderen Stelle. Ich reiße 
mich nicht darum, die Urlaube zu bewilli­
gen" - bagatelLisierte der Herr Bundeskanz­
ler ·die wahre Abhängigkeit vom Bundeskanz­
leramt. 

Der seinerzeitige Klubobmann Gratz sagte : 
"Wenn wir uns einigen, dann werden keine 
Schwierigkeiten bestehen, dann geht es darum, 
ob wir durch eine Verfassungsänderung bereit 
sind, diesen heiden Gerichtshöfen eine andere 
Stellung zu geben. 

Es 1st nicht notwendig, mit den Präsidenten 
der Gerichtshöfe :DU rsprechen, wenn w.ir ein­
verstanden sind. Die .Präsidenten und das 
Bundeskanzleramt sollen die Angelegenheit 
weiterführen. " 

Nun hatten wir im Unterausschuß auf Grund 
dieser Erklärungen vom 9. Mai 1973 keine 
Veranlassung, die Präsidenten zu ·einer beson­
deren Besprechung zu bitten. Das Bundesloonz­
leramt hat die entsprechenden Gesetzentwürfe 
vorgelegt, um der Präzision willen für das 
Protokoll Geschäftszahl 32.91 9-2 el73 vom 
30. Ma;i 1973. Weitere Entwürfe wurden 
am 14. Juni 1973 übermittelt. 

Aber ich sehe nicht ein, warum man sie nicht 
auch am 1. 1 .  1 975 hätte schaffen können, j'a 
sogar hätte schaffen müssen, wenn man sie 
in Koordination zum BundeshaushaItsgeset'z, 
zum Bundesrechenalffitsgesetz hätte setzen 
können. 

Und dann hat der Herr Dr. Fischer plötzlich 
erklärt, daß der Oberste Gerichtshof ein Gut­
achten beschlO'ssen habe - wie ,sich dann 
herausg·estellt hat, ist dieses Gutachten aus 
dem Jahre 1967 ·gewesen und nicht aus dem 
Jahre 1 973 - und daß man dah€r auf Grund 
diese·s Gutachtens diese Angelegenheit heute 
nicht behandeln könne. Es tut mir wirklich 
leid, daß d€r Herr Bundeskanzler nicht da ist. 
Das ist seine Materie, die hier behandelt wird! 
Meine Daunen unJd He.rren ! Di,e müßrte ·er hier 
V'ertreten (Zustimmung bei der OVP), ins­
besondere, wenn lieh joetz,t erklä'r,e, daß Herr 
Dr. Frischer ,erklärt hat, Idaß der Herr Bundes­
k:anz],er berreit ist ,  ·auf diese Kompretenz vu ver­
züchten, U!nd daß ,er aJuf rdli'e,se Kompetell'2: ve,r­
zichten kann. Ich möchtre betont .haben, daß 
das Idie Meinung des Herrn BunJdeskramzl,ers 
,i,st. Ich würde bitten, lihm dias lauszuIiichten, 
und wenn er w.ied·er her,einkommt, s01.1te er 
dies,e Erklärung wi,ederhol,en. (Abg. L i  b a 1: 
Wegen Ihnen!) 

Nicht wBigen mir. ,sie .haben eine komisrn·e 
Auffassung von der Staatspolitik; "wegen 
Ihnen" ; es geht hier um die Unabhängigkeit 
des Verf.assungs,gerichtshofes ! (Zustimmung 
bei der OVP. - Abg. L i  b a 1: Der Bundes­
kanzler war bis vor kurzem die ganze Zeit 
herinnen!) 

Herr Libal, ich kenne Sie schon seit über 
einem J,a'hr und kenne auch Iohre Handbewe­
gung. Alles laas , w,a,s Sie nicht interessiert 
- und die UnabrhänrgirgkeH des Verfas'sungrs-
9,erichts,hofes ,interessiert Si,e nlicht -, machen 
Si'e mit einer -solchen Handbeweg;ung zu 
Ende. Wo.her soLlt'en Si.e d·ws ,auch wissen? 
(Ruf bei der SPO: Das ist eine Frechheit von 
Ihnen!) 

Der Herr Dr. Fd-scher hat ,dann 'erklärt, daß 
der OberlSt,e G er:imtshof geg,en eine :solche 
Lösung größte ß,ed,enken habe und Idaß es 
auch im V,erf,as'srullglsgerid1tshof Mitglieder 
gäbe, dIe Bedenken .gegen diese Lös.ung haben, 
die seit 1 960 vo.m Verfa,Sls.u:ng,s,g,erichtshof ver­
tr,eten wende. 

Herr Dr. Broesd.gk,e ,hrut sich dann eing,e­
schaUet, wir haben uns eil19,erschaltet. Herr 
Dr. FirSd1er wdllte di;e Sache ,etwas Isrnnrell 

Und d,ann kommt es zur Sitzung am 5. Juni 
1 973. Nach dem Abgang des .seinerzeitigen 
Klubobmanns Gratz kommt Herr Dr. Fischer 
in den Beratungsreum - er w.ar das er·sternal 
im Unterausschuß. Wir behandelten nun die 
einzelnen Anträge , die Herr Dr. Prader vor­
gelegt hat, und dann kamen wir zum Teil 2 
der Anlagen, also schon nach beträchtlicher 
Zeit, etwa nach zwei Stunden. Nun erklärt 
sd1licht und einfach Herr Dr. Fischer zur Dber­
raschung zumindest der nichtsozi'alistischen 
Teilnehmer ·dieser Sitzung - er ist sehr höf­
lich gewesen, er war g.ar nicht polemisch -, 
daß man bei dieser Frage an ein Kapit€l stößt, 
das nicht so einfach zu erledigen ist. Es sei 
eine völHg neue Materie geschaffen worden 
durch die Dbermittlung der Entwürfe des Ver­
fassungsdienstes - obwohl diese Entwürfe 
schon jahrelang in dieser oder ähnHcher Form 
in den Regierungsstellen diskutirert wur­
den -, und dann hat er erklärt: "Sie wissen, 
wir müssen noch vor dem Sommer das Kom­
petenzgesetz verabschieden." über dlie Bühne ,gebr.adü haben, und so konn­

Bitte ,  warum wir es vor dem Sommer verab- ten wü noch ,ei ne UntefilllJSschußsitz-ung v.e·r­
schieden müssen, verstehe ich schon, weil man l.augen, 'Wo man die drei Präsidenten anhören 
am 1 .  1 .  1974 diese Neuordnung schaffen will. , sollte. 
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Es kam ·dann, meine Damen und Herren , 
zu der Sitzung, wo >Cl:i,e dr·ei PräJs>tdenten der 
Höchstger.ichte gehört werden sollten. Es 
Wlaren bei drleser Sitzung ,anwesend - abge­
s,ehen von .den Mitgl}edern des Unterausschus­
ses - !-LeIH Präsident AntoIl'iolli, Herr Präs[­
dent Loebenste.in; a'ber Herr Präs:ident PaUin, 
auf den - ·nach Fi:scher - die Hiauptargu­
mente zurückgehen, Ist nicht ·epschienen, son­
dern er 'hat e'inen 'S·einer SteUlVentreter ge­
s a:ndt, der dort dij,e P,osi bion des Obers'ten Ge­
r-ichLshofes her·ausgestellt hat. 

Was sClJgtJe A:ntoni01Li dn di,eser Sitzun'g? 
Ich möchte Idas noch einmal deutlich machen : 
"Wir 'siiltd überzeugt, d.aß über die GestaLtung 
de,r JUlStizverw,ClJltl\.lJl1g" - Herr Libal - ,Ider 
Vedas5IUng&g·eriich,tshof ,in seiner Unabhängig­
keit wirklich gefä'hlidet w.erden lmnn:· Das 
sagte der Präsident d.es Verfias.SlUngsg-er:idlts­
hofes. "Einmal schon dadurch : wenn es zu 
de,r beahg.idltigten Regelung kommt, steht der 
Gericht'shof in ·einer d.au,el1nd-en notwendigen 
Abhängli,gkeift von e'iner Verw,altlungssteHe. 
Der P-rä's,ident des Verflass'Ungsge.r.ichtshofes 
muß ,schon j etzt ul1lgJeich ,mehr Zlum BlUndes­
k,anzler g,ehen lin den hundert V,erwaltlUngs­
geschäften des AIJtags. Das ist der Unabhän­
,g,ilgkeü ,abträglich." HeH Libal ! Haben Sie diaS 
",erstanden, bäUte? Verzeihen Sie, daß ich ,maiS 
fra.ge. (Abg. S a m  w a l  d: Sie haben doch 
keine Studenten vor sich! Benehmen Sie 
sich parlamentarisch! - Abg. L i  b a 1: Herr 
Prolessor Brmacora! Hören Sie! Ich bin zwar 
kein Professor, aber ich habe einen gesunden 
Hausverstand, den Sie nicht haben! Sie sind 
nur eitel und glauben , Sie haben Studenten 
vor sich!) Ich habe ,einen Abgeordneten vor 
mir, der gla.ubt, daß er ,di'e Unabhängigkelit des 
Verfassungs-ger.idltshof,es auf dlie leichte 
Schulter 'll'e'hmen Im'lln. (Beifall bei der GVP. ­
Abg. S a m  w a l  d: Immer der Ermacora! -
Weitere Zwischenrufe.) 

Ich zitiere weiter:  "Nun kommt dazu, daß 
der Verf.rus,slung'Slgerichtshof in etner :ständigen 
KonfHktsitUJCI;t:ion . . .  " (Zwischenrufe.) Ich 1es,e 
Ihnen etwas vor, Wlas .in einem Untera'lLsschuß 
.des Verfla'ssuIlrglsa,usschusses vor ISlich 9'8\gan­
g,en ist. (Zustimmung bei der OVP. - Abg. 
L j b a I: Arrogant und überheblich sind Sie! -
Weitere Zwischenrufe bei der SPO.) 

Präs1dent Probst: Ich bitte, sidl in den Aus­
drücken zu mäßigen, ich muß das zurückwei­
sen. (Abg. S a m  w a l  d: Immer der Erma­
cora! - Abg. L i  b a I: Sie zeigen, was Sie für 
eine Gesinnung haben! - Abg. S a m  w a l  d: 
Wir sind nicht in einem Hörsaal! Von Ihnen 
wollen nicht einmal die Studenten etwas wis­
sen! - Weitere Zwischenrufe bei der SPO.) 

Abgeordneter Dr. Ermacora (fortsetzend): 
Sie kränken mich mit Ihr-en Äußerung,en lSicher 
nicht. Ich stehe über Ihren Außerung.en 'unlge­
heuer erha;ben, möchte ich Ihnen s,a,gen . (Zu­
stimmung bei der OVP. - Abg. S a m  w a l  d: 
Nicht einmal die Studenten wollen von Ihnen 
etwas wissen! - Weitere Zwischenrufe.) 
Aber l-ass'en Si'e mich ;doch das eoolich ei.nmal 
fertig lesen. 

Präsident Probst: Ich bitte den Redner, fort­
zusetzen. Sie haben j a  'das Mikrophon zur 
Verfügung . 

Abgeordneter Dr. Ermacora (fortsetzend) : 
Bitte. Es . . . (Weitere Zwischenrufe.) 

Flräsi'dent Probst: Ich muß den Redner fra­
gen, oib er weiterreden wHl oder nidlt. 

Abgeordneter Dr. Ermacora (fortsetzend): 
Es Ihat Id·er Herr Präsident Loebenste1n ähn-
1iches ,g,esa'gt . Der Verbr,eter d.es Obersten Ge­
ddltshofes Imeinte, ·man soll-e Iden Ohersten 

Gerichts,hof ,gIeich'stel'len, ma.n sei aber 'an 
einer Auskla,mmer-un,g ClJUS ,d,er J,UlS'bizv-ef'Wlal­
tung gar n·idlt weite,r int,er-essi'ert. 

Meine Damen und Henen ! I-Uer liegt der 
wahre Grund für das Schei,ter.n. Ich darf ganz 
offen ,sag,en - Herr Min:ister Brooa sitzt j.a 
hinter mir - :  

Bin Haupt'hindemLs .i,st, ,daß der Bundes­
minister für Just,iz :cl'en Ohersten Gedchts-hof 
nicht aus seiner Verwaltung enUas-s·en will, 

:der ObeliStJe Gerichbshof anderersehts aus 
Prestig·e.gründen ,auf der GleicootelLung :mit 
dem Verf,assung,sgevichtshof und mit dem Ver­
WlaltJung,s'ger,ichtshof b.eharrt. Diese schwieri,g-e 
Situation hiat danU ,geführt, ,cliaß wlitr eine wohl­
vorbereitete Regierungsübermittlung - das 
i'st nämliich Idie Ubermittll-ung des B.undeskanz­
leramtes - nicht über die Bü:hn,e des Aus­
schUJSISes gebr-adlt lhJaben. 

Herr Dr. Fischer meinte seinerzeit, man 
wolle nach W,egen J5eh-en, um di·e Dil1lg,e zu 
lösen, und Herr BundieskianzJer Krei,sky würde 
'sein Verspliechen aUDr-echterhalten, DaJ1,er 
'h!aioen wir nun .mue InitIative ,eDgliiffen und 
diese Rsgtierungsentwürf.e, die 'IlIllIS d-as Bun­
deskianzJ.eromt übermittelt hat, nämtlich eine 
Abänderung zum Bundes-Y;erfassungsgesetz, 
ei'ne Abäruderul1lg zum Verf.CI;ssung&gerichts­
hof,g,es·etz und eine Abänderung zum Verw-al­
tunglsgevichbshofgesetz, Texte, die !in Unter­
,au:ss<:hußsit�ungen .g,ar nlidlt weiter bel1ClJten 
wurden, weN ,man damit ·einverstanden war, 
die Sache zu be'hiandeln, heute als In i tLartilV­
anträge unter VeI'2'Jicht auf die lel1ste Les.ung 
'in dtese.m Hause 'eliq)jgtebracht. Hs si,nd di,e An­
träg,e, die d,ara'uf ,abz>i-el-en, den Verfa.ssungs­
.geridltshof und Iden V;efWlalbuIligStg,er,idlbshof 
j-edenfa,lls aus der U:mk.l.ammerung des Bu.n­
d esk,anzlers zu befrei,en. 
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Ich möchte nun schließen und hervomeben: 
Es ist 'ein R,eformwerk, ,dem wir .gegenüber­
stehen, das ,sei,n,en Namen ,im GI'urude nicht 
vendi,ent, weil man s o  .1aruge hätte verhiarudeln 
müs.sen, IUlm zumindest -in aUen wkhUg,sten 
Punkten eine weitgehende Uber,ei,rustilffimun.g 
zu erzielen. 

Ich wome ,an siich Iden Herrn Bunde,skJanzler, 
einen Mann .dies InteHekts, ·aruspr,echen unld 
ihn auf eine Passage aus Steinbuchs "Kurskor­
rektur" .mfmerk,sa:m machen, wo ,es heiß.t: 

"Aber man kann in ·etner Demokr,atie ,auch 
mit .einer ,guten OI1g,ani,s'a'tion keine ProMeme 
lösen, w,enn lin der Sachbeurteilung 'Und lin 
der Bewertung der Entscheidun.gs,altewativen 
nicht ·eine minimilJl'e Ubeneinsti:mmung 
herI1scht." 

B ei di,ese m  Kompetenz.gesetz herl1Scht in 
entscheidenden Sachfrag,en k'eline mirrima,le 
UbereinstiIIJIIIlJung ! (Beifall bei der OVP.) 

Präs.ident Probst: Zum Wort gemeLdet hat 
sich Herr Bundesminister Dr. Broda. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Präsident! H ohes Haus ! Seihr geehrte Damen 
urud Henen ! Ich glaube, daß Herr PwfeslSor 
Ermacora ke!i.rJjen - w.ie wir Jufi,st,en s,a:gen -
"Umkehrschluß" anstellen wollte, daß er 
etwa der Meinung wäre, bei mJi'r nicht einen 
"Mann de,s Intellekt,s" Ia.nsprechen 'Zu können. 
Herr Prof.essor Effi1)acoI1a ! Ich ,dlarf mir die 
Bemerkung erlauben, daß ich mich auch als 
Adressat für Sie als geeignet erachte. Sind wir 
da .einer Meinung? (Abg. Dr. E r  m a c  0 r a 
nickt zustimmend. - Beifall bei der SPO.) 

Hohes HCllUS ! In der Diskussion haben di,e 
Herren AhgeoI\dneten Mirui,ster außer D.ienst 
Dr. Prader und Dr. Broesigke auf eine Prage 
verw.iesen, il,i e  im A'UlSischuß eline bedeu.tende 
RoUe 'gespie.lt hiat, nämLich ob es 'sachlich ge­
rechtferU,gt 'i,st, d!aß KOffipetenz,en, die .bish'er 
beim BundesIIlJinli'ste'fium für Justiz lageon, nun 
insbesonder e  an ,das Bunde·smil1Jisterirum für 
;sozi.a;le V,erWlaltul1Jg übertragen wellden. Das 
i,st id:ie hekJannte PDa'g.e der Kon'.Uentmtion ,des 
Arbeitsrechites mit den Alus nahmen , iClii-e Sie 
aus dem Gesetzestext ja kennen, beim Bundes­
ministerium für soziale Verwaltung. 

Ich dlarf i n  ,diesem Zus'ammenhang doch diar­
auf aunmerkJsam machen, daß wi>r Mer illm 
Interess.e der RechtsvereinheoitIichurug und 
wohl auch td,er Rechtss:icherheH einen histori­
schen Pro:z.eß '.Uum AbschIuß bringen. 

Seit -der Kundmachung vom 27. Dezember 
1 9 1 7, RGBl.  Nr. 504, Gründung des heutigen 
Bundesrninistedums für sozi,ale V.erWlaltung, 
ressorUerten die w,esentIichen Teile des 
A:I1beitsr.echtes lJUm BUl1Jdesmin!isterium für 

soz,i,ale Verwaltung. Woir ziehen jetzt 'inso­
fern n ach, ·als w.ir zum Bei,spie.l das Ang.estell­
tenrecht e'benfialls in die Komp,etenz des BUf!1-
desminister.i,ums für soztale V,e.rwaltung über­
tI1agoo. Das :hst ei.ne Entwicklung, dJj,e j a  ,auch 

'schon in den vorhergoegang,enen Gesetz­
gebungsperioden vorgezeichnet war. 

Ich möchte vielleicht ein Mißv,erständnis 
aufkläI1en, d:em Her.r Abgeordneter Dr. Broe­
sigke z,u u>n ber�i·eg'en 'scheint, wenn er nämlich 
meint, d,aß es 'grundsätzlich in unserer Rechts­
oI1dIl!ung ·so Isei ,  daß ,al,le G egenstände, die 'an 
sich der Entscheidung durch die Ziv.il- und 
Straf.ger<ichte unterlii·egen, nun zum Burudes­
ministerium für Justiz hinsichtlich der Voll­
ziehung r es&orUer.en. Das i,st natürlich niicht 
der P,a.Il .  Es .g.ibt ja zahlreiche RechtsvorschrU­
ten in allen Bereichen des priv,aten urud öffent· 
�ichen Rechtes, wo eine gerichtliche Entschei­
dungszuständligkeit vorgesehen :ist und die 
dennoch nicht in di,e Res·sortzustäIl!c1igkeit des 
Bundesminiisteriums für J!Ustiz fallen. 

Was ,die übri.gen Kompetenzen, von ,den:en 
Herr Abgeordneter Dr. Broesigke und, wie 
ich ·g.hr.ube, lauch Herr Abgeordneter Dr. Pra­
der spr,achen, anlangt, muß ich d'aI'a<uf auf­
merksam machen, 'daß es sich beim Wett­
hewerhsrecht so verhält, dlaß es sich dort im 
wesentlichen ,doch ,UJffi ,das Uberw,i,eg,en han· 
del.spoU Usch:er Gesichtspunkte bezieh11ngs­
weise um gemeinsame Zuständigkeiten ver­

'schieden er RJessort's, ,aber auch '11m die MHzru­
,stärudiLgk,eit des Bundesmini,steriums für JUJStiz 
handelt.  

W.as ,schheßHch di,e Fliag,e des gewerblichen 
Rechtsschutz·es betfiifft, fällt d:ieser s.eit Errich­
tung des Patentamtes Lm Jahre 1 889 :in die 
Zuständigkeiit des Handelsminister,iuITlS, des 
heuti,ge n  BlundesminiisteI1iU!ms für Handel, Ge­
werbe und Industrie. 

Ich g,lalUbe, d'aß die Lösungen, ;d�e daiS Kom­
petenz'g,esetz jetzt trifft, ,als durchaus slach­
angemeSlsen ibetrachtet werden können. 

Ich möchte nun vom Standpunkt des Leiter.s 
des Justizreesorts und natürli ch ,auch unter 
CliusdrückHcher .A!ufrechterhaltung der Erklä­
run.g, di:e 'ich in der Sitzung des VerfaSisung,s­
aJl1sschusses in Vertretung des daIIJIals di,erust­
lkh v ephilliderten Herrn BlUrudesk,anzler.s ab­
gegeb e n  nahe, noch ein paar Worte z,u den 
s·ehr - ich anerkenne das - bedeuts,aJmen 
verfas:SUJIlJgiSr,echtlichen Problemen sagen, die 
Herr P rofessor ErmacoPa hiier .auf.geworfen mat. 
Es ha:rudelit sich unter .anderem darum, daß eine 
v.erf.as·sul1Jgskonforme ,sach,ang,emes.sene Rege­
lung g efunden wenden muß, die <lIuch der Stel­
lung deos dr,itten Höchstgerichtes, das wir 

haben - da,s eI\gibt sich Ja laus der Burudes­
verfassung -, nämlich der Stellung des Ober­
sten G eri chtmofes ,gerecht wird. 
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Ich darf nun, ohne d'aß ich diese ,schw-ierig,e 
Fr,age Jetzt 'CLuSldii,sIDutieren kö,nnte , nur, HeI1r 
A bgeordneter Professor Enmacora, 'CLuf folgen­
des v,erweisen: Es 'ge/ht bei d.em Problem nJcht 
darum, daß Jd,er Bundesminister für Justiz hier 
Kompetenzen <der Justizv.erwaltung nicht auf­
g,eben möchte, welil ·er sie so tg'ern,e hat, weil 
sie ihm so ,angenehm s ind. Nein, Herr Profes­
sor Ermacona, es handelt ,sich hier j'a .lUn einen 
großen Ber·eich p.ar1amentaI1ischer Verantwort­
lichkeit, der 'auflgeg;eben würde. Es würde ein 
V:akuum ,entstehen, wenn ,etWla keine parla­
mentar,ische Kontrolle bestürud'e. Sie .sprechen 
al.s Abgeordneter der Opposibion miot Recht 
sehr viel <e1avon, d'aß Idie p.ar,to:men1!arische 
KontroHe ja ein Wesenselement der Demo­
kI1atie i,st. Wenn für die ,g;es,amte J;u;stdzver­
waltung, ,also für 5000 nichtr<icht:erliche B.e­
dlienstete, Verwa:lturuQls,beamte bei den Gerich­
ten, Hilfsong'ane der Rechtspr,echung, keine 
parlament:arische r,ech;tUiche urud polHisehe 
Kontrolle mehr :a'us9,eübt weIden könnte, 
würd·e wirklich ein VakUIUm eintret.en. Damit 
würden j>a dem Parlament, der Volksvertre­
tung, Kompetenzen genommen werden, die 
der NatJionahat seit mehr ·als einem halben 
Jlahrhundert unan,g.efochten inne.geoobt und 
a:usgeübt hat. Ich klann mir nlicht vor,steHen, 
daß man ,ernstlich über iden Ti,sch - davon 
ist jetzt auch gar nticht mehr die Rede, weil 
ja 1hre Antrfuge alts Initi·ativ.anträ,ge den Weg 
des Gesetzgehungsvedahrens im zustänlditg,en 
Ausschuß durchlaufen weI1den - eine sO'lche 
Bresche ,in ein entscheidend.es Bauelement der 
par1amentariBchen Demokmtite schl,a'g·en 
würde. 

Nun erg,ibt .sich für den Justizmini,ster - ich 
spreche ,das sehr offen ·aus - .elin zweites 
Probl'em. Das h;at in id,er Re,g'i.eru.rugsvor,l,age 
und im Motivenbericht �ur RegierungsvorJage 
s,einen Niederschla-g igefunden. 

Nun eine Trennungslinie zu zji,ehen zwli­
schell. dem Obersten Gerichtshof als d,em 
Höchstg·eridü im Ber,eich des Justizressorts 
und aUen a'ruderen Gerichten, 'ist sachlich 
auß,erOI1dentl:ich schwli'ef'Ig un,d wirft neue Pro­
bleme ,auf. Dennoch wage .ich nich,t - ,auch 
wieder so üb.er ,den TIsch -, ,etwJa den Weg 
zu 'gehen, den die Herren Prä,sidenten der 
anderen Höchstg'er.ichte Ihnen ,im Aus,schlUß 
vorgescMa.gen haben, näIQ'lich d.en Obepsten 
Gericht.shof aus di,eser neuen v,erfassuntg·s­
rechtLichen Regelung vollkommen ausvu5chial­
ten. Der Herr Vertr.eter d'es Obersten GeI1ichts­
hofes, Bhrenpräsident der Verein�g.uDlg äster­
r·eichischer Ridüer, Senatspräs'ident Dr. BröU 
hat Ihnen ,das j.a .im Ausschuß tg,es.agtt. 

Professor Ermacor.a hat dankenswerterweise 
zitiert, daß das .a'lles schon ,in den J.ahren 196 1 ,  
1962, 1963 Jlmd auch .später in den Jahren 
1965, 1967 und 1968 diskuU'ert wUI1de und daß 
man keine befüedilgeruden Lö.s.ung.en ·gefun­
den 'hat. 

Ich wiederhole noch einmal: Berücksichti­
gung des Umstandes, daß wir drei Höchst­
gerichte nach der Verfassung haben, und 
andererseits Berücksichtigung des Um­
standes, daß die Lage bei der Justizver­
waltung und beim Ernennungsrecht der nicht­
richterloichen Bed1ensteten beLm Verf,assull/gs­
gerichtshof ,anders 'ist, beim Verwa.ltungs­
:gerich tshof laooefls is,t und be'hm Oberst<en Ge­
richtshof ebenfalls ,alllruer,s ist. 

Hohes Haus ! 1!m Hinhlid<. auf diese Schwie­
rigkeiten hat sich /die Reg'ierurugsvorlage nicht 
entschließ,en können - der Herr Professor 
Ermacof<a ·hat das zutr·effend ,ausg,eführt -, 
den Anregungen :der Präs'1denten der heiden 
Höchsbgerichte Ides ö ffentlichen Rechtes Z'U fol­
,gen und di,ese Verfassungsänderurugen unter 
einem mit der Regii,eru'll/g,svorl'a,ge vorzuschl'a­
g,en. 

Ich habe nun, damit keinerlei Mißverständ­
nis ent·steht - ullld das hat ja Ni,ederschl·ag 
im AntrCLg der Herr·en Abgeordneten Dr. Broe­
..silgke und Dr. Heinz Fischer im Ausschuß ge­
fund.en, ul1'd in d.er Sache war Herr Professor 
Dr. Ermacona j,a im wesentlichen der g.Ieichen 
Auffassung -, klargestellt, daß an dem jet­
zigen Rechtszustand und faktisdlen Zustand 
hinsichtlich der Wahrurug der Autonomie der 
Gerichtshöfe, lund zwar 'aller tdrei Gerichts­
höfe, der Gerichtshöfe des öffentlichen Rechtes 
und des Obersten Gerichtshofes, bei der Füh­
rung der Justizverwaltungsgeschäfte keinerlei 
An,derung eintreben soll. 

Diese Erklärurug habe ich namens -des Herrn 
BUI1deskanzIers Ihnen '1m Auss chuß ahge.ge­
ben, 'd.a>s i,st '1m AUSlSchu&bericht, urud ich wie­
derhole aUSldrücklich -diese Erklärurug, die Sie 
im gedI1uckten Ausschußhericht fj'D!den, noch­
mals. AUe W1eiterg,ehelllden Anträge, wie sie 
heute von Herrn Professor Dr. ErrnacoT<a hier 
ein.gebracht word·en 'sind und die Ja, ,gt.aube 
ich, schon zugewiesen wOllden sind, sirud 'g,anz 
gewiß der ern,stesten PrüDung wert. Ich bin 
ganz sicher, d·aß der zuständ1ge Ausschuß 
diese AnträJge unter den Aspekten, ,die sich 
hier wohl er,geben, sehr ernst prüfen und 
beraten wind. W,ir wenden - ich darf das 
auch nauuens des Justizres·sorts sagen - in 
aUer Form an :dies,er Befoatung voll kooperie­
ren urud mitarbeiten. 

Das ,alles eng.ibt wirklich schwerWliegerude Hohes Haus! Meine Isehr geehrten Damen 
Probleme, die frühere Bun,desregierung.en und Herren! Ich möchte Ihnen absch.tießend 
viele Jahre hindurch td'i,skuUert haben. Herr ·sagen: Die volle FunktJionsfähigk,eit und die 
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Unabhängtg'keit der G erichtsbark,eit ist be'i 
'dies,er Bundesregierung in guter Hut. Ich bin 
sicher, 'auch bei diesem Pariament. (Beifall bei 
der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste R,edner .ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Heinz Fischer. 

Abgeordneter Dr. Heinz Fischer (SPO) : Herr 
Präsident! Hohes Haus ! Es entbehrt meiner 
Meinung nach nicht einer gewissen Pikanterie, 
daß die Opposition so intensiv ein Gesetz 
kritisiert, das Sie selbst jedenfalls während 
Ihrer Regierungstätigkeit nicht zustande ge­
bracht haben. (Zustimmung bei der SPO.) 

Sie haben in der Regierungserklärung des 
Jahres 1966 das Versprechen gegeben, ein 
modernes Kompetenzgesetz zu schaffen, aber 
Sie waren nicht in der Lage, dieses Ver­
sprechen einzulösen. Sie haben sich gegen­
seitig Schwierigkeiten gemacht, bis Bundes­
kanzler Klaus darüber ins Stolpern geraten 
ist und das Vorhaben aufgeben mußte. Und 
j etzt kommen ausgerechnet drei Mitglieder 
j ener Regierung, die damals das Kompetenz­
gesetz nicht zustande gebracht hat, zum Red­
nerpult - Herr Dr. Schleinzer, Herr Doktor 
Withalm und Herr Dr. Prader - und kriti­
sieren das Gesetz, das jetzt sehr wohl zu­
stande gekommen ist und das jetzt sehr wohl 
eine taugliche Grundlage ist für eine sinnvolle 
Kompetenzverteilung und eine Rechts­
bereinigung, die Sie ja nicht leugnen können. 
Denn falls Sie die Vorlage angeschaut h aben, 
finden Sie in der Anlage etwa 50 G e s etze, 
die damit außer Kraft treten;  das kann j a  
niemand wegdisputieren. Trotzdem versuche n  
Sie, das z u  kritisieren. Man bringt ein Gesetz 
selbst nicht zustande, aber man kritisiert den, 
der es zustande gebracht hat! (Zustimmung 
bei der SPO.) Das ist die Quintessenz Ihrer 
Politik. 

Ich möchte überhaupt ein bißchen auf die 
heutige Debatte eingehen. Ich möchte es nicht 
allzu aggressiv tun, denn es kommt m i r  ein 
bißehen komisch vor, wenn in einigen Stun­
den alle Klubobmänner zum Präsidenten 
gehen und frohe Ferien wünschen, kurz vorher 
aber noch mit Behauptungen und mit Unter­
stellungen operiert wird, deren Bösartigkeit 
Sie anscheinend gar nicht mehr bemerken. 

Wenn Herr Dr. Schleinzer zu sagen wagt, 
daß das Wort des Kanzlers nichts mehr gilt, 
meine Herren, so ist das eine Behauptung 
-- und ich werde es j etzt ganz ruhig, und 
ohne den Ton zu heben, sagen -, die wirklich 
unqualifiziert ist und auf das allerentschie­
denste zurückgewiesen werden muß. (Zustim­
mung bei der SPO.) 

Herr Dr. Schleinzer ! Sie haben gesagt, in 
der Regierung seien noch immer nicht die 
richtigen Leute auf dem richtigen Platz. Ich 
möchte das nicht mit einer ähnlich kritischen 
Feststellung hinsichtlich der Opposition be­
antworten. Ganz im G egenteil. Ich bin der 
Meinung, Sie sind sehr wohl am richtigen 
Platz : Sie sind am Platz des Oppositions­
führers, und dort sollen Sie noch möglichst 
lange bleiben, so wie die Regierungs­
mitglieder noch möglichst lange in der Regie­
rung verbleiben mögen. (Lebhafte Zustimmung 
bei der SPO.) 

Nun ein paar Worte zu Herrn Professor 
Ermacora, der immer sehr beleidigt ist, wenn 
ihm nicht mindestens der Bundeskanzler 
zuhört, der aber selbst im Sitzungs saal nicht 
anwesend ist; das macht aber gar nichts. Er 
hat gemeint, der Entwurf strotze von bedenk­
lichen Generalklauseln (Rute bei der OVP: 
Da ist er ja!) - gut - und es gebe noch 
eine Reihe anderer Schwächen im Entwurf. 

Meine Damen und Herre n !  Ich habe die Ab­
änderungsanträge der OVP sehr genau stu­
diert. Sie haben sich wirklich große Mühe 
gemacht, einige Anderungen sind ja einver­
nehmlich beschlossen worden. Aber die Schwä­
chen des Gesetzes, die Sie kritisieren, werden 
durch Ihre Abänderungsanträge nicht besei­
tigt, und die Fassung, die Herr Bundeskanzler 
Klaus zur Begutachtung ausgeschickt hat, hat 
noch viel größere Schwächen gehabt als die, 
die Sie jenem Entwurf zuschreiben, den wir 
hier beraten. 

Es ist ja auch gar kein Wunder, meine 
Damen und Herren. Denn ich frag e  mich 
immer, wie groß eigentlich die \Vandlungs­
fähigkeit oder die Flexibilität - um ein Wort 
von Ihnen, Herr Dr. Withalm, zu gebrauchen ­
eines Politikers sein muß, wenn er sich vor­
stellt, daß natürlich,  wie wir alle wissen, 
der Verfassungsdienst des Bundeskanzler­
amtes sich i n  seiner Zusammensetzung 
- wenn ich vom Abgang des Herrn Sektions­
chefs Loebenstein absehe, der aber d i e s es Ge­
setz noch vorbereitet hat - nicht w e s entlich 
geändert hat. Es sind die gleichen Beamten, 
die die Vorlagen vorbereitet hab en. Sie 
werden doch wohl nicht annehmen, daß der 
Ministerrat an Formulierungen in einzelnen 
Paragraphen herumdoktert. Das heißt:  die 
gleiche Art der Gesetzesvorbereitung, die 
während der OVP-Regierung immer Ihr höch­
stes und uneingeschränktes Lob gefunden hat, 
soll jetzt auf einmal schleuderhafte, unfähige, 
ungenaue Arbeit sein? Wer soll Ihnen denn 
das glauben, meine Damen und Her r e n ?  Das 
ist doch nur die unterschiedliche Brille, die Sie 
aufhaben, weil Sie j etzt i n  der Opposition 
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sitzen und weil eben j etzt alles schlecht sein 
muß. Denn sonst haben Sie ja keine 
Argumente, wenn Sie nicht unterstellen könn­
ten, daß es schlecht wäre. So sind nämlich die 
Probleme in Wahrheit. (Zustimmung bei der 
SPO.) 

Ubrigens stützt es nur meine Argumen­
tation in j ener Sache, die ja Bundesminister 
Broda schon so wie im Ausschuß auch j etzt 
im Plenum, wie ich glaube, klargestellt hat, 
wenn Sie, Herr Abgeordneter Ermacora, 
sagen, daß die Problematik, die es hinsichtlich 
d er Justizverwaltung beim Verfassungs­
gerichtshof und beim Verwaltungsgerichtshof 
gibt, nicht neu ist und daß die diesbezüglichen 
Anregungen und Uberlegungen des Ver­
fassungsgerichtshofes und des Verwaltungs­
gerichtshofes Jahre, wenn nicht Jahrzehnte 
zurückgehen. 

Die OVP-Regierung hat das Problem nicht 
gelöst. Die SPO-Regierung hat sich sehr ernst­
haft mit dem Problem beschäftigt. Aber weil 
wir nicht bereit waren, es sofort zu machen 
und übers Knie zu brechen, darum wird wieder 
der ganze Eimer - es trifft uns nicht - von 
Kritik, von Spott und Unterstellung aus­
gegossen. 

Herr Professor Ermacora, ich will j etzt nicht 
die Frage stellen, ob Sie das folgende ver­
stehen; es liegt mir nicht, in dieser Art mit 
e inem Abgeordneten zu argumentieren. Aber 
es ist doch folgendes merkwürdig: Sie haben 
b erichtet, daß die Präsidenten der Höchst­
gerichte im Unterausschuß gehört wurden, und 
Sie haben es so dargestellt, als ob es unver­
ständlich wäre, daß wir diese ergänzenden 
Vorlagen, wie sie vom Verfassungsdienst dem 
Unterausschuß vorgelegt wurden, nicht gleich 
beschlossen haben. 

Man müßte einmal die Frage stellen, wie es 
wohl umgekehrt wäre, wenn wir von Ihnen 
verlangt hätten, daß Sie eine Materie, die, 
wenn auch nach langer Vordiskussion, ins 
Parlament kommt - Sie würden sagen: "auf 
den Tisch geknallt" wird -, sofort beschließen 
sollen.  

Diese Verfassungsbestimmung ist nämlich 
-- wie ich Ihnen nicht erklären muß - unge­
heuer heikel. Herr Professor Ermacora, es ist 
nicht wahr, daß Sie den Initiativantrag, den 
Sie gestern abend eingebracht haben, wort­
gleich übernommen haben von dem, was im 
Unterausschuß des Verfassungsausschusses 
zur Diskussion gestanden ist. Da gibt es - es 
wird Ihnen als Antragsteller sicher nicht ent­
gehen, auch wenn es im wesentlichen nur ein 
Abschreiben war - folgende Unterschiede: 

Erstens hat der Artikel 66 der Bundes­
verfassung in der Fassung, wie wir ihn disku-

tiert haben, gelautet: "Der Bundespräsident 
kann das ihm zustehende Recht der Ernennung 
von Bundesangestellten bestimmter Kate­
gorien den Mitgliedern der Bundesregierung" 
et cetera "übertragen". Da ergibt sich das 
Problem, daß hier nicht näher abgegrenzt wird, 
daß also der B etreffende, der das Recht über­
tragen bekommt, dieses Recht eben nur für 
seinen Bereich hat. Wenn ich gesagt habe, 
daß auch im Verfassungsgerichtshof Bedenken 
waren, Herr Professor, so ist das ja post­
wendend bestätigt worden, denn Sie haben 
genauso wie ich nach der Unterausschuß­
sitzung einen Brief des Verfassungsgerichts­
hofes bekommen, in dem auf dieses Problem 
aufmerksam gemacht wurde, und Sie scheinen 
das für berechtigt gehalten zu haben, denn Sie 
haben es in Ihren Antrag hineingenommen. 
Also, ich glaube, Sie werden mit der Ver­
fassung nicht so leichtfertig umgehen, um zu 
sagen, daß das keine Rolle spielt oder daß 
das nicht wirklich ein Problem ist, das über­
dacht werden muß. 

Zweitens war eben tatsächlich der Oberste 
G erichtshof zunächst von dieser Lösung aus­
geklammert. Das heißt ja etwas, ein Höchst­
gericht von einer solchen Verfassungs­
konstruktion auszuklammern. In Ihrem 
Initiativantrag, wenn ich das richtig sehe, 
haben Sie j etzt im Artikel 66 den Präsidenten 
des Obersten Gerichtshofes hineingenommen. 
Das heißt, Sie haben mein Bedenken, unser 
Bedenken, das Bedenken des Obersten 
Gerichtshofes selbst als gerechtfertigt aner­
kannt. Nur rechnen Sie vielleicht damit, daß 
wir uns das nicht anschauen und daß Sie hier 
unwidersprochen sagen können: Die Vorlagen 
hätten wir, wie sie sind, in derselben Sitzung 
verabschieden können, und alles wäre in Ord­
nung gewesen. So einfach sind die Dinge zu­
mindest für uns nicht. Darum glauben wir, 
daß es gut ist, daß wir uns das überlegt 
haben. Wir haben ja mit der FPO eine gemein­
same Formulierung gefunden, die, soviel ich 
aus einem mündlichen Gespräch weiß, auch 
Zustimmung bei den Betroffenen insofern 
findet, als damit j edenfalls der Status quo 
gesichert ist, und alles andere wird die zu­
künftige p arlamentarische Beratung zeigen. 

So sind die Dinge, wie wir sie sehen, und 
ich glaube, man könnte das mit etwas weniger 
Hochmut darstellen, als Sie, Herr Professor, 
das getan haben. (Beifall bei der SPO.) 

Ich komme gleich, Hohes Haus, zum näch­
sten Diskuss;ionsbeitrag, auch nur ganz kurz. 

Herr Dr. Withalm hat als Lieblingsthema 
im Parlament - das ist ja wirklich sehr inter­
essant und wichtig - das Problem der Demo­
kratie und der Demokratisierung. 
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Es gibt da zwei verschiedene Auf­
fassungen. Unser Klubobmann Gratz hat ein­
mal gemeint, die Demokratie und das Ein­
halten der demokratischen Spielregeln soll 
etwas so Selbstverständloiches .sein - es ist 
für uns auch etwas Selbstverständliches -, 
daß man darüber nicht immer große Dis­
kussionen führen sollte. Andererseits hat zum 
Beispiel Ihr Generalsekretär Dr. Kohlmaier 
das letzte Mal eine ganze Rede für das 
Problem der Demokratie und Demokratisie­
rung verwendet. Es wäre sehr vieles zu ent­
gegnen auf das, was er damals gesagt hat, 
aber da er krank ist, wollen wir ihm baldige 
Besserung wünschen und gegen seine Aus­
führungen nicht polemisieren. 

Herr Dr. Withalm! Sie verwenden das Wort 
Unglaubwürdigkeit gegenüber der Regierung, 
und dann haben Sie den Mut zu sagen, die 
Regierung verspricht Demokratisierung aller 
Lebensbereiche und tut nichts in der Rich­
tung. (Zwischenruf des Abg. Dr. W i t h a I m.) 
Sie haben als Beispiel die Demokratisierung 
des Rundfunks genannt. Ich komme gleich 
dazu; es ist nämlich in zweifacher Hinsicht ein 
schlechtes Beispiel. 

Aber vorher wäre doch wohl zu sagen : Bis 
heute ist mir nicht klar, ob der B egriff Demo­
kratisierung für die OVP etwas m i t  oder ohne 
Anführungszeichen ist, ob die OVP sich mit 
dem Begriff Demokratisierung in positiver 
oder in negativer Hinsicht identifiziert. Da 
gibt es nämlich sehr unterschiedliche Äußerun­
gen dazu. Manchmal wird der Begriff Demo­
kratisierung als etwas sehr Negatives ver­
standen - ich denke zum Beispie l  an die 
Äußerungen des Herrn Präsiden te n  Mitterer 
zum Arbeitsverfassungsgesetz, die ja wohl 
wirklich ein kleines bißehen über das Ziel 
hinausgeschossen sind. (Abg. M i t  t e r  e r:  
Bezüglich der ursprünglichen Vorlage bleibe 
ich dabeil) Herr Kollege Mitterer, das könnten 
Sie wohl in einer harten Debatte nicht unter 
Beweis stellen. Da würden Ihnen die 
Argumente bald ausgehen, habe i ch den Ein­
druck. (Beifall bei der SPO.) 

Aber was ich noch sagen wollte, Herr Dok­
tor Withalm ! Sie haben gemeint :  Rundfunk­
gesetz als schlechtes Beispiel der Demokrati­
sierung. Wir werden über das Rundfunk­
problem schon einmal diskutieren ! (Abg. 
Dr. W i t h a I  m: Das habe ich nicht gesagtl) 
Sie haben es j a  gerade zugegeben, Sie haben 
das Beispiel der Demokratisierung des Rund­
funks als solches Beispiel gebracht.  (Abg. 
Dr. W i t h a I m: Nein! Ich habe gesagt: eine 
Demokratisierung der Art, wie Sie sich das 
offensichtlich vorstellen!) 

Herr Dr. Withalm! Was haben Sie gegen 
eine Mitbestimmung der Hörer und Seher im 

Rundfunk einzuwenden? Was haben Sie gegen 
eine Drittelvertretung i m  Aufsichtsrat des 
Rundfunks einzuwenden? (Abg. Dr. W i t­
h a I  m: Der Bundeskanzler weiß bis heute 
noch nicht, wie sie ausschauen soll. Zuerst 
hat sie so ausgeschaut, dann so und dann so!) 
Sie haben einen Text bekommen, wo zumin­
dest diese Punkte drinnen sind. (Abg. Doktor 
K r  e i s  k y: Herr Dr. Withalm, Sie sind viel 
zu weit entfernt von den Dingen, als daß 
Sie es wissen! - Abg. Dr. W i t h a i  m: Gott 
sei Dank! Aber ich weiß ungefähr, was sich 
tutl) Herr Dr. Withalm!  Wenn sich die Ent­
fernung von der Kärntner Straße nach Wol­
kersdorf nicht auf dem konventionellen Weg 
überbrücken läßt, dann existiert, glaube ich, 
kein Hindernis, daß Sie den Abschlußbericht 
der Rundfunkkommission direkt nach Wo 1-
kersdorf zugesandt bekommen. Darin könn�n 
Sie ganz konkrete Punkte finden, und ich 
betrachte diese Punkte, von allem anderen 
abgesehen, als nützlich e  Fortschritte in Rich­
tung einer Demokratisierung. 

Ich betrachte auch die neue Konstruktion 
des HOchschülerschaftsgesetzes als eine Demo­
kratisierung in der Richtung der Regierungs­
erklärung. Ich betrachte auch die Diskussion, 
die konkreten Gespräche u n d  die Vorlage, 
die ja schon im Parlament ist,  hinsichtlich 
der Arbeitsverfassung als Beitrag zur Demo­
kratisierung. (Abg. Dr. W i t h a I  m: Das sind 
Illre Vorstellungen, aber nicht unsere!) 

Herr Dr. Withalm, Sie werden doch nicht 
erwarten, daß wir, die wir d i e  Mehrheit und 
damit einen Auftrag bekommen haben, Ihre 
Vorstellungen der Demokratisierung über­
nehmen werden. Wir behaupten nur und wir 
können es auch beweisen, daß wir zu unserem 
Versprechen, zur Demokratisierung aller 
Lebensbereiche in der österreichischen Gesell­
schaft beizutragen, sowohl von Regierungs­
seite als auch von vielen ander e n  Seiten einen 
echten Beitrag leisten. Darum g e ht es, und das 
können Sie uns nicht bestreiten.  (Beifall bei 
der SPO. - Abg. Dr. W i t h a I  m: Herr 
Dr. Fischer! Demokratisierung, das ist kein 
objektiver Begriff! Das ist doch etwas sehr 
Subjektives! Sie stellen sich etwas ganz 
anderes darunter vor als wir!) 

Herr Dr. Withalm! Ich glaube, daß es nicht 
so schwierig ist, eine Definition zu finden; 
gehen wir davon aus, daß unsere Rechts­
ordnung seit 50 Jahren - übrigens gegen den 
damaligen Widerstand der d a maligen Kon­
servativen - vorsieht, daß die Willensbildung 
im politischen Bereich nicht in monokratischer 
Weise, sondern durch das kollegiale Zu­
sammenwirken verschiedener Menschen, also 
auf Staatsebene aller StaatSbürger zustande 
kommt. Dieses Prinzip, das keine Fortschritte 
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in anderen Bereichen der Gesellschaft Jahre 
und Jahrzehnte hindurch gemacht hat, gilt es 
j etzt auf neue Bereiche der Gesellschaft, sei 
es Schule, H ochschule, Wirtschaft, einzelne 
Institutionen zu übertragen. Das heißt Demo­
kratisierung. Ich glaube, daß das genügend 
klar sein müßte, um ein Gespräch darüber in 
sinnvoller Weise führen zu können. (Beifall 
bei der SPO. - Abg. Dr. W i t h a I  m: Aber 
nach Ihrer Auffassung!) 

Herr Dr. Withalm! Sie haben uns ja noch 
nie einen anderen Begriff der Demokratisie­
rung vorgelegt. Sie kritisieren ja nur immer, 
Sie sind so vollbeschäftigt mit Lizitieren und 
Kritisieren, daß Sie zu einer solchen Sach­
diskussion nie kommen. Sie haben j a  auch 
Ihren heutigen Beitrag eher zum Kritisieren 
verwendet als zu einer Sachdiskussion über 
dieses Problem. (Beifall bei der SPO.) 

Ich möchte überhaupt sagen - ich habe das 
im letzten Halbsatz gehört, ich stimme mit 
Ihnen völlig überein -: Es ist Ihre Aufgabe, 
zu kr.iUsteren, Opposition zu betreiben und zu 
kontrollieren. Wir sind mit dieser Arbeits­
teilung eigentlich sehr einverstanden, daß wir 
regieren und an der G esetzwerdung im Par­
lament mit Ihnen zusammenarbeiten, und daß 
Sie die Aufgabe haben . . . (Abg. Doktor 
W i t h a I  m: Quousque tandem?) Solange uns 
die Wähler diesen Auftrag erteilt haben und 
dann erneuern wenden, Herr Dr. Withalml 
Da sind wir völlig einer Meinung. (Erneuter 
Beifall bei der SPO.) 

Das steht übrigens schon in der Regierungs­
erklärung, Herr Dr. Withalm ! Das ist also 
gar n ichts Neues. (Abg. Dr. W i  t h a I  m: Nicht 
nur in Ihrer, das stand schon in unserer!) 
Na eben, o. k. ! 

Aber Sie können, wenn Sie kontrollieren, 
l eider - und das ist nicht ganz dasselbe -
der Versuchung nicht widerstehen, immer 
wieder schulmeisterliche Zensuren aus­
zuteilen. Ich frage midl manchmal, meine 
Damen und Herren . . .  (Ruf bei der OVP: 
Warum sind Sie so empiindlich? - Abg. 
Dr. W i t h a I  m: Er scheint sich nicht an das 
Jahr 1966 zu erinnern!) Ich bin überhaupt 
nicht empfindlich. 

Meine Damen und Herren ! Das , was heute 
von Ihren Rednern - n.icht gegen mich, ich hin 
j a  nicht betroffen - hier an diesem Pult gesagt 
wurde, hat schon eine sehr dicke Haut erfor­
dert, es in Ruhe anzuhören. Sie können 
unserer Fraktion nicht abstreiten, daß sie das 
in einer Disziplin und in einer Ruhe angehört 
hat, die Sie, meine Damen und Herren, nie 
aufbringen, denn Sie schreien sofort auf, wenn 
man Sie ein b ißchen härter anfaßt oder härter 
a npackt. (Beifall bei der SPO. - Abg. Doktor 

W i t h a I  m: Sie tun so, als ob Sie das erstemal 
heute hier in diesem Saale säßen oder 
redeten! Erinnern Sie sich an die Jahre 1 966 
bis 1 970J Sie waren damals schon der Ein­
peitscher Ihrer Fraktion!) 

Herr Dr. Withalm! Uber die Zeit zwischen 
1966 und 1 970 habe ich einmal bei einer 
anderen Gelegenheit gesprochen. Ich glaube, 
ich habe eine Reihe von Beispielen geben 
können, wie sich die jetzige Mehrheitspartei 
beziehungsweise die Regierung in der An­
wendung ihrer Mehrheit - Sie werden es mir 
wieder nicht glauben, aber die Beispiele sind 
ja evident - wohltuend von der Art unter­
scheidet, wie Ihre Partei und vor allem ganz 
besonders Sie Ihre Mehrheit damals ange­
wandt haben. (Beifall bei der SPO.) Das War 
nämlich viel brutaler, das war viel rücksichts­
loser! Ich gebe schon zu, Sie haben manche 
Erfahrung nicht gehabt, auf die wir uns stützen 
können. Aber idie Art, wie Sie von der Mehr­
heit Gebrauch gemadlt haben, wie Sie 
Debatten über Anfragebeantwortungen nicht 
zugelassen haben, wie Sie ganz korrekte An­
fragen einfach nicht beantwortet haben, wie 
Sie sich oft bei schriftlichen Anfragen nicht 
an die Zweimonatefrist gehalten haben, all das 
ist j a  evident und kann nicht weggeleugnet 
werden. 

Wenn wir davon sprechen, daß Sie Zen­
suren an die Regierung austeilen, geht mir 
durch den Kopf beziehungsweise überlege ich 
mir, wie wohl die OVP ausschauen würde, 
wenn man einmal die Oppositionstätigkeit, 
wie Sie sie praktizieren, genauer unter die 
Lupe nehmen würde. Es ist ja doch immer 
ein bißchen einseitig: Sie kritisieren die Regie­
rung - das ist in Ordnung. Sie teilen Zen­
suren aus und glauben, -das sei Kritik. Aber 
wenn wir uns einmal die Mühe machten - ich 
glaube, wir sollten es einmal tun -, all die 
Inkonsequenzen, Fehler, Unglaubwürdigkeiten 
und Ankündigungen der Opposition unter die 
Lupe zu nehmen, da käme eine ganz schöne 
Liste zusammen, meine Damen und Herren! 

Wenn der Bundeskanzler irgendeine Ab­
sichtserklärung abgibt, muß er natürlich damit 
rechnen - das ist auch richtig so -, daß er 
sehr genau kontrolliert wird und daß sehr 
genau verfolgt wird, ob er das auch tut, wann 
er das tut, ob er es zeitgerecht tut, et cetera. 

Wenn Herr Dr. Schleinzer etwas ankündigt, 
wer kontrolliert denn das, nicht im ver­
fassungsrechtlichen Sinn, sondern im poli­
tischen Sinn? So hat Herr Dr. Schleinzer zum 
Beispiel in einer Pressekonferenz am 
27. Februar angekündigt: 

"In der nächsten Nationalratssitzung wird 
die OVP einen Initiativantrag einbringen, der 
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die Verankerung der Freiheit und Unabhän­
gigkeit des ORF in der Verfassung vorsieht. 
Die,s kündigte Parteiobmann Schleinzer Mon­
tag in einer Pressekonferenz an. Mit diesem 
Antrag will die OVP elie Diskussion . . .  " und 
so weiter. 

Die nächste Sitzung ist gekommen - kein 
Antrag j die übernächste Sitzung ist ge­
kommen. Fünf Monate sind seither vergangen, 
und der angekündigte Antrag ist nicht ge­
kommen, weil sich niemand besonders dafür 
interessiert, was Herr Dr. Schleinzer ankün­
digt. Zu' sagen, daß die Regierung oft etwas 
ankündigt und dann nicht einhält, das immer 
auf die Goldwaage zu legen und selbst auch 
Ankündigungen zu machen und dann einfach 
in den Papierkorb oder sonst irgendwohin 
fallen zu lassen, kein - wie haben Sie einmal 
gesagt? - Ohrwaschel zu rühren, das ist ja 
auch nicht sehr glaubwürdig. (Abg. Doktor 
W i t 11 a l m: Rich tig! Aber das ist docl1 nicht 
unsere Aufgabe!) Unsere Aufgabe ist es, ein­
mal auszusprechen, daß Herr Dr. Schleinzer 
eine ganz dezidierte Ankündigung gemacht 
hat, dann bombensicher einfach fallengelassen 
h at und nichts dergleichen passiert ist. Das ist 
der Oppositionsführer, der immer dann ganz 
penibel ist, wenn er glaubt, Anlaß zu der 
eventuellen Vermutung zu haben, daß eine 
Ankündigung von Regierungsseite nicht zeit­
gerecht verwirklicht wurde. (Abg. Doktor 
W i t h a I  m: Aber Herr Fischer, das können 
Sie doch jeden Tag machen! Da sind wir gar 
nicht gekränkt! - Abg. L i  b a I: Wer ist jetzt 
glaubwürdig, Herr Dr. Schleinzer?) Ich glaube 
sch on, daß wir j eden Tag Beispiele von Ihnen 
finden, wo Sie Ankündigungen nicht ein­
halten: Lebenskapital-Vorschlag ist auch ein 
solches Beispiel. (Anhaltender Beifall bei der 
SPO.) Es würden mir s icher weitere Beispiele 
einfallen. (Abg. M i t t e r e r: Aber Herr Dok­
tor Fischer, es ist docl1 ein gewaltiger Unter­
schied!) Ja, zwischen Kreisky und Schleinzer 
ist ein gewaltiger Unterschied. Das glaube ich 
Ihnen aufs Wort. (Ern euter Beifall bei der 
SPO. - Abg. J u n g w i r  t h :  Zwischen Stari­
bacher und Mitterer auch!) 

Aber, meine Damen und Herren, ich möchte 
ja nicht an Kleinigkeiten hängenbleiben. 
(Abg. M i t t e  r e r: Es is t doch ein gewaltiger 
Unterschied, ob man als Parteiobmann, sei es 
links oder rechts, dieses oder jenes sagt oder 
aJ.s Regierungscl1ef im Parlament eine Sacl1e 
versprichtI) Ein gewaltiger Unterschied! Ich bin 
da ganz Ihrer Meinung. In j eder Richtung 
ist ein gewaltiger Unterschied. Ich kann das 
nur wiederholen. 

Herr Dr. Withalm h a t  heute aus der Debatte 
über die Regierungserklärung im Jahre 1 970 
zitiert. Wenn das j emand

. 
von uns machen 

würde, würde man sagen, wir kramen in der 
Vergangenheit. (Abg. Dr. W i t h a I  m: Herr 
Dr. Fischer, das ist ein starkes Stück! Wie ofl 
11aben Sie mich zi tiert aus 1 966 bis 1970ij 
Man versucht das zumindest immer dann, 
wenn wir aus vergangenen Sachen zitieren. 
(Abg. Dr. W i t h a l m: Ich habe zitiert aus 
1 966 bis 1970!) 

Ich habe auch immer den Einwand erhalten, 
warum ich mich nicht der Zukunft zuwende, 
warum ich mich d e r  Vergangenheit zuwende. 
Kollege Kohlmaier hat mir mehrmals von 
seinem Platz aus hier gesagt . . .  (Abg. Doktor 
W i t h a l m: Ich habe erklärt, daß ich zu dem, 
was ich damals gesagt habe, auch heute noch 
stehe! Ich wüßte auch nicht, warum nicht!) 
Das ist ja das angenehme für uns, weil Sie 
damit unglaubwürdig werden, wenn Sie heute 
das kritisieren und uns vorwerfen, obwohl 
Sie selber es viel härter und viel konsequenter 
praktiziert haben. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. W i t h a I  m: Warum zitieren Sie es dann?) 

Herr Dr. Withalm, ich zitiere es nicht, um es 
Ihnen in Erinnerung zu rufen, sorudern um 
es anderen Kollegen in Erinnerung zu rufen, 
die das entweder schon vergessen haben oder 
die damals noch nicht im Parlament waren 
oder die gar keine Vorstellung haben von 
der Art, wie Ihre Regierung und Ihre Par­
lamentsmehrheit in den Jahren zwischen 1966 
und 1 970 Politik gemacht haben. 

Ich will aber die ganze Zeit nichts anderes, 
als zu der Erklärung kommen, die OVP-Ob­
mann Dr. Schleinze r  nicht im Jahre 1970, son­
dern im Jahre 1 97 1  am 10. November in der 
Debatte über die Regierungserklärung abge­
geben hat. Das ist gar nichts Polemisches, im 
G egenteil : das w a r  eine durchaus korrekte 
Feststellung. Dr. Schleinzer hat damals etwa 
gesagt: Die Kontrolltätigkeit der Opposition 
sei kein Akt persönlicher Feindseligkeit, son­
dern eine demokratische Pflicht. Sie werde 
- die OVP - in Zukunft nicht leichtfertig kri­
tisieren und zwi s chen tatsächlich erbrachten 
Leistungen und F ehlleistungen unterscheiden. 

Herr Dr. Schleinzer! Genau das vermissen 
wir. Ein Funken wenigstens an Nuancierung 
würde auch Ihre Glaubwürdigkeit erhöhen, 
denn, wie Sie in Pauschalart versuchen, alles 
abzuqualifizieren, zu zeigen, wie alles schlecht 
ist, wie alles danebengeht, das kann Ihnen 
doch niemand in d e r  OffentliChkeit glauben. 

Ihre permanenten Angriffe in der Preis­
frage - denn das i s t  ja Ihr Hauptthema, viele 
Varianten dazu gibt es j a  nicht, manchmal 
kommt dann "Schiebung" oder etwas ähnliches 
dazu, aber ich glaube, die Herren sehen j a  
schon ein, daß s i e  sich d a  übernommen 
haben -, Ihre Angriffe an der Hauptfront 
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tun uns deshalb nicht mehr weh, weil die 
Dinge immer fortissimo wiederholt werden. 
Wenn man immer in der höchsten Lautstärke 
dasselbe behauptet, dann wird es nicht glaub­
würdiger, sondern es wird nur eintöniger. 

Wir glauben also, wenn Sie Ihren eigenen 
Ankündigungen treu bleiben wünden, wenn 
Sie nicht so sehr mit Pauschalurteilen, mit 
einer Pauschal kritik , mit einem pauschalen 
"Njet" operierten, dann würde das wesentlich 
glaubwürdiger sein. Das ist zwar nicht unsere 
Sorge, aber da Sie immer von der Regierungs­
erklärung und von unseren Ankündigungen 
oder von unseren Zitaten leben, wollte ich 
einmal eine Ihrer Reden dem Vergessen der 
Geschichte entreißen und Sie an Ihre guten 
Vorsätze von damals erinnern. (Beifall bei der 
SPO.) Ich habe halt zu jenen gehört . . .  (Abg. 
Dr. S c  h 1 e i n  z e r: Sie waren in der aus­
schließlichen stereotypen Neinsagerrolle!) 

Herr Dr. Schleinzer! Ich verfolge Ihre Reden 
immer sehr aufmerksam. Sie leugnen j etzt : 
Schleinzer in der stereotypen Neinsagerrolle. 
Am Wochenende haben Sie in Tirol erklärt : 
"Die Regierung hat keine ärgeren FeinJde als 
die Wahrheit, diesem Kabinett kann nichts 
Schlimmeres passieren als die Konfrontation 
mit den Tatsachen." 

Ich will es mir nicht so leicht machen zu 
sagen, man soll nur "Regierung" durch "Oppo­
sition" ersetzen, und dann paßt schon alles. 
So einfach mache ich es mir nicht. Aber einen 
solchen Satz, daß die Regierung keinen 
schlimmeren Feind als die Wahrheit und die 
Tatsachen habe, den können Sie doch wirklich 
nur in einem Gremium sprechen, in dem Sie 
nicht Gefahr laufen, mit der Wahrheit und 
mit den Tatsachen konfrontiert zu werden, 
eben auf dem Tiroler OVP-Landesparteitag. 
(Beifall bei der SPO.) i 

Denn ich kann es einfach nicht glauben, 
Herr Dr. Schleinzer, meine Damen und Herren 
von der OVP, daß es so gar keinen päd­
agogischen Wert haben soll, daß es nicht ein 
wenig pädagogischen Wert haben soll, wenn 
Ihnen zum Beispiel der Finanzminister gestern 
von der Regierungsbank - und das ist wirk­
lich noch nicht lang her, das muß noch jeder 
im Gedächtnis haben - erklärt hat, daß das 
Wirtschaftswachstum um 6,4 Prozent real stark 
gewachsen ist, daß wir einen Höchststand an 
Beschäftigten haben ' - ist das keine Tat­
sache'? -, daß wir einen Zuwachs in den 
Exporten von über 1 3  Prozent haben, daß die 
Spareinlagen im vergangenen Jahr wieder um 
14 Prozent gestiegen sind und einen neuen 
Höchststand erreicht haben. Das sind doch 
Tatsachen! Ich möchte wirklich wissen, wer 
mit diesen Tatsachen in Kollision gerät: die 

Regierung oder die Opposition? Das Urteil 
überlasse ich getrost der Offentlichkeit. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Ich erinnere an Ihre Pauschalerklärungen: 
Regierungserklärung - nichts verwirklicht! 

Ich habe die Regierungserklärung meistens 
bei mir, und ich kann immer daraus zitieren. 
Sie sehen, wenn Sie sich den Justizsektor 
hernehmen, was aus der Regierungserklärung 
alles verwirklicht wurde! Sie sehen, wenn Sie 
sich den Bildungssektor hernehmen, die Chan­
cengleichheit! Wenn Sie den Hochschulsektor 
nehmen, werden Sie Gleiches finden! 

Oder ich erinnere zum Beispiel an die Inte­
grationsverhandlungen. Herr Dr. Schleinzer! 
Sie haben in Ihrer Rede zur Regierungs­
erklärung ganz skeptische und ganz schwarz­
malerische Ausführungen zur Integrations­
frage gemacht: Wenn die Regierung so weiter­
tut, wird sie nichts zusammenbringen ! So 
ungefähr. Ich habe es jetzt nicht bei der Hand, 
aber Sie können das Protokoll der 3. Sitzung 
der XIII. Gesetzgebungsperiode nachlesen, wo 
Sie Ihre Ausführungen finden. 

Geglückt ist die Integration, geglückt ist die 
Stahlfusion, geglückt ist die Studienreform 
in weiten Bereichen, und geglückt ist die Aus­
schreibung von Dienstposten an den Hoch­
schulen! Eine ganze Reihe weiterer Vorhaben 
der Regierungserklärung liegen im Parlament, 
und es ist wahrlich nicht die Regierungspartei, 
die schuld ist, wenn es zu langsam geht und 
wenn manches verzögert wird (Zwischenruf 
des Abg. Dr. B I  e n k) :  ob das nun der Wehr­
ersatzdienst ist - ich glaube, mein Kollege 
Schieder wird dazu einmal ein sehr deutliches 
Wort über die Haltung der OVP sprechen 
sollen und müssen -, ob es das Aus­
schreibungsgesetz ist, ob es die vielen Berichte 
sind, die Sie immer verlangen und die dann 
unerledigt in den Ausschüssen liegen, weil 
es keinen Termin gibt; ich glaube, wir haben 
schon den zweiten oder dritten Sicherheits­
bericht im Haus liegen, der einfach nicht ver­
handelt wird, weil es nicht dazukommt. Oder 
ob es die Volksanwaltschaft ist. Und da bin 
ich auch gleich bei einem Thema, zu dem ich 
ein paar Bemerkungen machen wollte. 

Herr Dr. Schleinzer! Ich finde es aus vielen 
Gründen sehr bedauerlich, daß jetzt offen­
sichtlich wieder versucht wird, eine Praxis 
zu beleben, die Sie nicht genug haben retro­
spektiv kritisieren können, als Sie an der 
Regierung waren (Abg. Dr. S c  h 1 e i n  z e r: 
Die Sie in Perfektion beherrscht haben!), näm­
lich das Junktimieren und das Vermischen 
von Materien. Wir haben das hinter uns, 
nehme ich an (Zwischenruf des Abg. Doktor 
W i t h a I  m), aber jetzt wird es wieder be-
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lebt, indem die Volks anwaltschaft mit dem 
Rundfunkgesetz junktimiert wird. 

Dagegen ist von zwei Seiten ein sehr ernster 
Einwand zu erheben: Erstens finde ich es 
für ein merkwürdiges Demokratieverständnis, 
wenn eine Partei ein Rundfunkgesetz mit 
Mehrheit gegen die Stimmen der Sozialisten 
beschließt, wie es ihr paßt, und dann Zeter 
und Mordio schreien will und eine Mehrheits­
entscheidung in der gleichen Materie als 
etwas - ich nehme an, das wird kommen -
Undemokratisches hinstellt. 

Das zweite ist, von der anderen Seite 
her gesehen, die Volks anwaltschaft. Wir sind, 
wie Sie wissen - alle Damen und Herren 
des Unterausschusses können das be­
sl ätigen -, sehr weit gekommen. Wenn Sie 
uns j etzt damit drohen, daß Sie die Volks­
anwaltschaft zu Fall bringen, wenn ein Rund­
funkgesetz beschlossen ist, das Ihnen nicht 
genehm ist, Herr Dr. Schleinzer, wenn Sie 
das junktimieren . . . (Abg. Dr. S c  h 1 e i n  z e r: 
Ich habe keine Drohungen ausgesprochen! Ich 
habe von Junktimierung nicht gesprochen! 
Unterstellen Sie mir nichts! - Rufe bei der 
SPO: Sondern?) 

Ich habe das glücklicherweise bei der Hand 
(Abg. Dr. S c  h 1 e i n  z e r: Ich habe es im 
Kopff): "Volksanwalt - ORF: SPO muß Zu­
sammenhang zur Kenntnis nehmen:·  OVP­
Pressedienst vom 7. Juli 1 973. 

Ich bin nämlich sehr genau, und es war mir 
wirklich unangenehm - das habe ich schon 
dem Kollegen Dr. Gruber unter vier Augen 
gesagt, und ich gestehe es auch gern vor dem 
ganzen Haus -, daß ich in einer der letzten 
Reden e.ine falsche Broschüre erwischt habe. 
(Der P r ä  s i  d e n  t übernimmt den Vorsitz.) 

Daher gehe ich jetzt ganz genau vor. OVP­
Pressedienst vom 7. Juli 1 973, Wiedergabe 
eines Referates von Bundesparteiobmann 
Dr. Schleinzer: "Volksanwalt - ORF: SPO 
muß Zusammenhang zur Kenntnis nehmen:· 
Ist das ein Junktim oder ist das kein Junktim? 
(Abg. Dr. S c h l e i n z e r: Ich habe das Wort 
"Junktimierung" nicht gebrauch!!) Gut, j a. Das 
ist nicht schwierig, daß man in Hinkunft Junk­
timierungen als Zusammenhänge bezeichnet! 
(Abg. Dr. S c  h 1 e i n  z e  r: Wenn Sie sich aber 
einbilden, daß wir Verfassungsgesetze 
apportieren und beim Rundfunk papierln Sie 
uns, da werden Sie sich auch täuschen! -

Beifall bei der OVP.) 

Herr Dr. Schleinzer! Ich halte Ihnen zugute, 
da.ß Sie dem Unterausschuß nicht angehören. 
Sie wissen also nichts. Genausowenig wie Sie 
wissen, wieviel Gesetze etwa die Frau Ge­
sundheitsminister eingebracht hat. Da hat sich 
Ihr Redenschreiber offensichtlich geirrt. Sie 

haben nämlich von zwei Gesetzen gesprochen, 
und wir haben schon sieben Gesetze aus dem 
Gesundheitsressort im Parlament! Die OVP 
hat w ährend ihrer ganzen Regierungszeit nur 
zehn einschlägige Gesetze beschlossen! So 
schauen nämlich die Proportionen aus. (Beifall 
bei der SPO.) 

Aber jetzt komme ich auf die Volksanwalt­
schaft zurück und sage Ihnen: Wenn Sie die 
Arbeiten in dem Unterausschuß, der jetzt in 
15 Sitzungen, wenn ich mich nicht täusche, ein­
einhalb Jahre lang diese Materie mit großem 
Ernst beraten hat, als bloßes "Apportieren· ·  
bezeichnen, so ist das ein  merkwürdiger 
Gegensatz zu dem, was uns der Herr Professor 
Ermacora zumutet, nämlich eine Verfassungs­
änderung in einer Sitzung so husch, husch zu 
beschließen. Das wäre nämlich wirklich ein 
Apportieren gewesen! So verdrehen Sie die 
Dinge. (Zwischenruf bei der OVP.) 

Aber ich wollte nur sagen: Wenn Sie die 
Volksanwaltschaft mit welchem Vorwand und 
mit weIcher Begründung immer - ich bin 
wesentlich vorsichtiger in meiner Ter­
minologie als Sie - zu Fall bringen, dann tun 
Sie nicht uns etwas an, meine Damen und 
Herren, sondern dann tun Sie der recht­
suchenden österreichischen Bevölkerung etwas 
an, die diese Einrichtung braucht, und es 
w i rd dieses Blockieren und dieses Herstellen 
eines "Zusammenhanges·· auf Sie zurückfallen, 
wenn Sie in dieser Art operieren. (Beifall bei 
der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Ich habe also 
gemeint . . . (Zwischenruf des Abg. Doktor 
W i t h a I m.) Wir haben· Sie alle aussprechen 
lassen! Ich möchte wissen, was einer Ihrer 
Redner tut, zum Beispiel der Kollege Glaser, 
wenn ich ihm einen Zwischenruf mache. Aber 
bitte, Herr Dr. Withalm. (Abg. Dr. W i t h a  1 m :  
Klubobmann Weisz hat mich zum Beispiel 
auch nicht aussprechen lassen, er hat mich 
auch unterbrochen! Aber darf ich Sie erinnern, 
w eil  Sie von eineinhalb Jahren Beratung über 
den Ombudsman gesprochen haben: Wissen 
Sie, wie lang die Verhandlungen über die 
landwirtschaftlichen Schulgesetze dauern?) 
Das dauert jetzt noch immer, weil Sie nämlich 
eine andere Kompetenzlage haben wollen ! 
(A bg . Dr. W i I h a I  m: Weil Sie das schon 
vor zehn Jahren mit einer anderen Angelegen­
heit junktimierl haben! Erinnern Sie sich, 
Herr Bundeskanzler?) 

Herr Dr. Withalm! Ich will jetzt erstens nicht 
auf die landwirtschaftlichen Schulgesetze ein­
g ehen, aber es besteht doch zweitens wohl 
Einvernehmen darüber, daß Sie zwischen 1 966 
und 1 970 davon gelebt haben, die Koalition 
geradezu als finsteres Mittelalter zu bezeich-
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nen, in dem alles junktimiert und gepackelt 
und blockiert wurde (Abg. S t a u  d i n g e r: 
MarktordnungsgesetzeJ), und jetzt nehmen Sie 
genau zu der Taktik Zuflucht, die Sie nicht 
genug haben kritisieren können. Das werfen 
wir Ihnen in diesem Zusammenhang vor! (Bei­
fall bei der SPO. - Zwischenrufe.) 

Ich glaube, ich habe schon für diesen Bereich 
einige Beispiele gebracht, und wir könnten 
bei anderen Gelegenheiten mit weiteren 
dienen. 

Das zweite, was einem an der Oppositions­
politik auffällt, das ist, mit welcher Selbst­
verständlichkeit Sie sich - weil Sie es viel­
leicht gar nicht mehr bemerken - nicht an 
dem Grundwiderspruch stoßen zwischen ver­
balem Kampf gegen die Verteilungs­
demokratie, den Sie immer führen, und 
einer diametral entgegengesetzten Lizitations­
politik, die Sie mit gleicher Intensität 
und zu gleicher Zeit führen. Das jüngste 
Beispiel von gestern ist es ja wirklich wert, 
der Vergessenheit der Mitternachtstunde noch 
einmal entrissen zu werden:  

Da bringt Kollege Dr. Mussil einen Ent­
schließungsantrag ein, bei dem er sich irgend 
etwas gedacht haben muß und für den die 
ganze Fraktion der OVP gestimmt hat, worin 
er den Finanzminister auffordert, die Mehr­
wertsteuer um 2 Prozent zu senken, gleich­
zeitig die Treibstoffe und den Handelsdünger 
zu verbilligen. Am gleichen Tag bringt der 
Abgeordnete Zittmayr auch einen Entschlie­
ßungsantrag ein, in dem eine Umwandlung 
der Zuschußrenten in Bauernpensionen - der 
Vizekanzler Häuser kann Ihnen die Ziffern 
der Mehrkosten sofort sagen - und eine 
Anhebung der Familienbeihilfen - 10 S mehr 
kosten 300 Millionen - gefordert wird. Und 
dann kommt noch der Kollege SanJdmeier mit 
einem dritten Antrag und fordert in der glei­
chen Sitzung den Finanzminister auf - ich 
freue mich, daß ich das um 15 Uhr sagen kann, 
denn es war wirklich schade, daß das um 
24 Uhr gesagt wurde; vielleicht haben Sie es 
sich deswegen getraut, weil es schon Mitter­
nacht war -, "Mehreinnahmen des Budgets 
in größerem Umfang stillzulegen beziehungs­
weise zur Rückzahlung von Auslandsschulden 
zu verwenden und nicht wie bisher über­
wiegend zur Finanzierung zusätzlicher Budget­
ausgaben heranzuziehen" - jener zusätz­
lichen Budgetausgaben, die Sie uns auf­
oktroyieren wollen. Dazu muß ich schon 
sagen:  Bei diesem Widerspruch bezüglich des 
Lizitierens hört sich wirklich die Gemütlich­
keit auf! (Zustimmung bei der SPO.) 

machen. Es ist dies gewissermaßen eine 
hypothetische Frage. Wenn ich so die Redner 
der OVP vor mir Revue passieren lasse, wenn 
ich mü' das alles anhöre, was da von Doktor 
Schleinzer, von Dr. Withalm, von Doktor 
Prader und vom Abgeordneten Ermacora be­
hauptet wurde, an Fehlern und Versäumnissen 
behauptet wurde, so wünde ich empfehlen: Sie 
sollten sich einmal in einer stillen Stunde 
-- falls Sie selbst an das glauben, was Sie 
sagen - fragen: Wenn auch nur ein Bruchteil 
dieser Fehler wirklich passiert wäre - wie 
schlecht muß dann eigentlich eine Opposition 
sein, die eine so schlechte Figur gegen die 
von ihr so kr:itisierte Regierung macht? 

Das würde ich Ihnen empfehlen. Sie sollten 
sich diese Frage wirklich einmal ernsthaft 
vorlegen. (Zustimmung bei der SPO.j 

Wir aber glauben, meine Damen und 
Herren, daß die Fakten nicht gegen uns, son­
dern für uns sprechen. Wir glauben, daß es 
ganz gut ist, daß das Kompetenzgesetz, das 
Sie nicht zustande gebracht haben, jetzt end­
lich beschlossen wenden wird, denn dieses 
Kompetenzgesetz hat uns nicht nur der Ver­
wirklichung der Regierungserklärung einen 
Schritt näher gebracht, sondern es hat uns auch 
die Möglid1keit gegeben, Ihnen ein klein 
bißchen den Spiegel Ihrer eigenen Oppo­
sitionspolitik, deren Beurteilung wir unge­
heuer getrost den Wählern überlassen, vor­
zuhalten. (AnhaUender Beiiall bei der SP0.) 

Präsident: Als nächster Redner gemeldet ist 
die Frau Abgeordnete Dr. Marga Hubinek. Ich 
bitte. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (OVP) : 
Hohes Haus! M.eine sehr g·eeihrten Damen und 
Heuen! Mein Vorredner hiat aJUf Kritik sehr 
empfindlich rrog,iert. (Ironische Heiterkeit bei 
deI SPO.) Aber ich .gl>alllbe, d,aß m>a.n es einer 
Regierung nicht ersparen kann, s'ich Kr:itik 
anzuhören, und daß man ,auch vemucht, ei;ne 
KontrolJe zu üben. (Zustimmung bei der OVP.) 

Kr.itik, Herr Dr. Fischer, Ansätze zur Kritik 
gibt es be'i dieser Re.gi'erung Wiahrlich genug. 
Ich weiß schon, daß Ihnen di.e Kritik nicht 
g,efällt. Sie gefällt 'auch nicht dem Herrn Bun­
desk:anzLer. Ich habe dClJS nicht gemessen so 
wie mein Kollege Dr. Ermacora an der Farbe 
der NoNzblätter, die er d'ann verwendet, um 

seine Gemütsbewegung zu registrieren. Ich 
habe es heute an einem .and.eren Symptom 
geIJ..aJU bemerkt, und zw,ar an seiner Gesichts­
farbe. Herr Bundeslmuzler! Alos wir über die 
UNIDO .getSprochen ,haben, war Ihre Ges-ichts­
farbe w:esentlich dunkler als jetzt. 

Meine Damen und Herren! Zum Schluß Der Herr Dr. Rischer hat gemeint, die Oppo-
sollte ich vielleicht noch eine Bemerkung sition mache Ankünd�g.ungen, die si.e nicht 
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sofort in Initiativanträg,e ulffi:s'etze. Herr Dok­
tor Fischer, ich datrf Si,e fJ.1agen : W'i,e verhält 
es sich mit der VeJ.1doppeJullJg der Geburten­
beihi,lfe? Meines Wisisens hat das der Reg'ie­
I'Ungschef - ,al,so ,nicht Ider Chef eiJlJer Oppo­
sitionspartei,  sondern der RegierungsChef -
bei einer Reg;i'eruIllg·sklauSlUr vor vel's,amrnel­
t,er Presse allJg,ekündi!gt. Der Herr f.inanzmini­
ster . .  , (Zwischenrufe bei der SPO.) Das ging 
nicht 'aus der Ankünd:igung vor ;der Presse 
hervor. 

Dem Herrn FinanzlIDinister dürfte das Datum 
auCh niCht g·ena1u bewußt ,gewesen sein, denn 
er hat mir ,auf 'ein Telegr,amm ,g'eantwortet 
- den WortLa:ut habe .ich hier -: W.j'r können 
heuer unter ·ander,em die F,am:Hienbei'hi.lf.e 
niCht erhöhen, weil wir j.a die Ausiglaben, die 
niCht vorgesehenen Ausgaben für die Ge­
burtenbeihilfe haben. Es sCheint ,also lauch der 
Finanzminister niCht .genau zu wiss·en, was 
der Herr Bundesk.anzler ,ankül1Id1gt. 

Wenn Sie meinen - Sie haben heute ICliuch 
g,esagt, wir hätten eine verschiedene Brhlle 
auf -, wir würden das Werk der gleiChen Be­
amten kriti,sieren, die ,auch für ;die Regierung 
Dr. K1aus ,agiert haben, so kann iCh nur 
sagen, Herr Dr. fi,scher: Beamte hande,ln 
natürlich auf Grund von Aufträg.en. Wenn 
,man die UnzulängliChkeiten dieseor Regie­
rungsvorlage d en ß.eamten ,in die Schuhe 
schiebt, dann erweisen Sie diesen Beamten 
wahrlich keinen guten Dienst! (Zustimmung 
bei der OVP.) 

ICh :glla'llbe, ohne ein Prophet zu sein, daß 
man die Intentionen für diese Regierungsvor­
lage nicht -bei Iden Beamten zu ,suchen bJ.1aucht. 
Meiner Meinung JlJaCh rst diese Regierung,s­
vorLage vielmehr das Spiegelbild vel1schiede­
ner MaChtf,aktoren des Kabinetts D oktor 
Kreisky! (Neuerliche Zustimmung bei der 
OVP.) 

Si,e, Herr Dr. FisCher, haben sehr lange übler 
das Rundfunk!g,es:et'Z pollem1siert. Aber :iCh 
glaube, d:aß jCh Sie 'aJllf einen UnteJ.1schi.ed 
doCh i n aUer HöflichkeH ,aufmerkSiam machen 
darf: Das Rundfunkgesetz wurde n icht 
bloß mit einer einfachen Mehrheit der damali­
gen OVP-Rlegi,er.u:ng durchgedrückt, .sondern 
w,ar immerhin die FoLg,e ,eines Volk'sbegeh­
rens. Ich ,gLaube, daß man das niCht g:anz 
übelisehen kann. Es :1St da ein gewisser Unter­
sChiedl (Zustimmung bei der OVP. - Abg. lng. 
S c  h e i b e n  g r a f: Wesentlich abgeändert! 
- Abg. Dr. T u  1 1: Haben Sie das Volks­
begehren mit dem Gesetzestext verglichen?) 

Dber dLe verschiedenen Vorstellungen be­
treffend Demokl1atie und Dernokratisierung : 
Wir wissen, ,cl·aß Sie ,andere Vorstellru.ngen 
hCliben. Aber wJr haben lauCh 'schon ·ein bißChen 

einen Vorgeschmack bekommen, was Sie unter 
Demokr,at,isierung ver,stehen. W:ir haben ,da,s 
nämlich ,bei den Kommissionen 19,es,ehen, die 
der Herr Bundeskanzler eirus,etzt und ,ins 
Leben ruft. 

Sie :haben auch gemeint: Wiir kI1itisieren, 
aber wir leisten doch :nuwenig konkrete Ar:beit. 
Da darf iCh J(lJUCh mit aller gebotenen HöfliCh­
keit fra'g€n: Warum behandelt man nicht end­
Hch :unser Te:Uzeitbeschäftigung.sgesetz? Es Ist 
das ein,e InH-tative, die von der Bevölkerung 
erwartet wird. W:arum VIerhindern Sie, daß 

di·ese Vorlage auf 'die Tagesordnung einer 
Sitzung des S02)ialausschus,ses kommt? (Beifall 
bei der OVP.) 

. 

Wenn Sie ,in stolzer Bilanz sag,en, in ein­
einhalb Jlahr,en .gäbe es Iganze sieben Gesetz'e 
des Gesundheitsminister,1uffis (Abg. Doktor 
F i s  c h e r: Sie haben gesagt: Zwei! Das war 
schlicht und einfach falsch!), so muß man das 
auch 'ins r,eChte LiCht .rücken. Sie weI1den mir 
doch sicher z-ubillitg,en, daß ich diese ,sieben 
Gesetzehen doCh ganz ,gut kenne. 

Der Vergl'ßiCh mit der Frau Sozialminister 
Rehor hinkt sChon deshaI.b, weH sich der Groß­
tei.! 'ihr,er Agenden auf iden SozirallbereiCh bezo­
gen ;hat, ,aluf j enen Bereich, den heute der Herr 
Vizekanzler wahrnimmt. Wir lhaben aber seit 
eineinhalb j'ahren ·ein .ei'genes Ministerium. 
Es ·g.ab nur Gesetzchen, die :bestenfaUs kIeine 
Novellen sind. Ich ,denke ·an die Apotheken­
'gesetznovelle, wo man ledigliCh die Bereit­
schaftszeit des Apothekers veränderte, oder 
an das großspreCher.ische ImpfsChadengesetz, 
das pnaktisch ,eine Novelle 'Zum bestehenden 
Pockenschutzg,esetz :ist. 

Aber betreffend Fragen des Umweltschut­
zes, Herr Dr. FisCher, IgLaube iCh, haben wir 
in diesen ·eineinhalb J'aJhren noCh keine Vor­
lage ins Haus bekommen. 

Ein Gesetz, :das v,ie11eiCht ·eine .g'ewisse Be­
deutung hätte, war die Nov,elle Z'U!lll Kr,anken­
pfleg-ef.aChdiensbgesetz. Diesbezüglich waren 
sich ;alle begutaChtenden Stellen einig in der 
Kritik, Es Igab sogar Bedenken .des Verf.as­
sungsdienstes. 

Bezüg.Ioich des KJ:lankenansbalteI1Jges:et�es, 
das auCh nicht hesol1!der,s vehement von Ihrer 
Fraktion behandelt werden :so11 iCh 
,gl:aube, dieses Urteil ;d;arf ich mir Jetzt !l1!ach 
der AussChußsitzung erlauben -, gibt es 
a:uch eine Fülle von Einwendungen. 

Ich wollte das :ganz kurz bringen. 

Ich gla:ube, wenn w.ir heute in d,er Regie­
rungsvorlag,e -betreffend das BUDlde,sministe­
ri-engesetz 1es,en, es sei -beabsichtigt, solche 
KOffipetem:v,er,schiehungen zu realis ieren, die 

524 
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aus ver·w:altungsökonomisdlen Gründen not- 1 .  Jänner 1974 'im Bundesgebiet erfolgen wer­
wendi,g sind, dann kiann ich das nur -als Worte ,eLen. Leider mitnichten. Diese Rkhtlinien !Sind 
oder ·als eine Absoich1lserklänung empfi:nden. leider völhg unvoerbindlich, denn :der Haupt­

Ich möchte vielJ-eidü an dem Beispiel, das 
mü natungemäß .arm nächsten liegt, nämlich 
am Beispiel des BundeSilninisteriums für Ge­
sundheit und Umweltsdlutz, demonstr'i.eren, 
wie o;ehr d·ies nur eine AbsichtO>erklärung i,st 
und keIne Realität. 

verband der Soz·iialver.sirnerung,sträger hat 
schon läI1lgst .eiJg,ene IHchtlinien er,arbeitet, hat 
sie Ende Mai in ,seinem Präsidi:alausschuß zum 
BeschLuß erhoben und hat .rum 6. Juni 1973 
diese Richtlinien, die er isetbst erarbeitet hat. 
den Kr,ankenversicherungsträ'gern zur Kennt­
nis ,g,e.bl'acht. Kein Mensch w.artet mehr auf 

Ich d·a,rf vielleicht ;SIa,gen, ;daß rlie Kritik, die das Engebnis jener Sbudien, di.e das Gesund­
wir .anläßlich der Errichtung des Mini,steriu.ms heitsminister,ium ,in Auftr,ag 'gegeben hat. 
angebr.acht haben, die leider unbeachtet ge- Di,es·e StU!dienel'g.ebnisse wenden bestenfalls 
bHeben ist un-d die vor Schein- und Doppel- von ak'ademischem Interesse für eintge Be­
kompetenzen gewarnt hat, daß unsere .armte im Gesundheitsministedu:m sein, .mehr 
schlimmsten Befürchtungen noch von der a'ber nicht. 
Wirklichkeit übertroffen wurden. 

Ich darf vieLleicht ,an den Herrn Bundes­
k,anzler - d'ie Fr,au Minister i:st nicht mehr 
-auf der Regliemngsbank (Bundeskanzler Dok­
tor K r  e i s  k y: Sie lwmmt gleich!) - vier 
Fragen richten. Idl bin überz,eugt, Herr Bun­
deskian:oler, da Sie sich in der Veng,angenheit 
mehr und mehr zu den Fr-agen der Gesund­
heit ·g·eäJußert hahen, daß Sie ,s:idlerlich ,auch 
hier dieses Ministerium verteidigen werden 
und nicht die Fr.au Primari,a. Ich darf ,also 
vielleicht vier Punkte herausgr,eifen, Herr 
Bundeskanzloer, bei denen sich gezeig t 'hat, 
daß die Ausstattung mit Kompetenzen e,ine 
hörnst unglückliche war. 

Ich darf Idi,es erstens ,am Beispiel der sehr 
leidvollen Entwicklung der Maul- urud Klauen­
seudle demonstr,ieren , wo sich gezeigt hat, 
daß ei.ne ordenHiche Seuchenb ekämpfiuI1lg 
-durch die Kompetenzverteilung nicht möglich 
ist. 

Idl darf .aber den Herrn Bundesloom:J.er auch 
fragen, w,ao; er zu der Doppelkompetenz in 
der Fr-ag·e der Gesundenunter-suchung sagt, 
wo es nämlich zu keiner Entflechtung der 
Kompetenzen 9,ekommen ist. Ich er:innere ,mich 
noch sehr ,gut an d1e Debatte anläßHch der 
Errichturug des MInisteriums, wo. der Herr 
Sozi,aLminister HäJUser _urud die Fr,au Gesurud­
heitsminister Leo.dolter übereinstimmend er­
klärten, ,es we'rde in Hink,unft ke'inerlei 
Schwieri.gkeiten ,geben, o:bwohl, wie ;gesoa.gt, 
wichHg.e Kompetenzen nur als Mitkompetenz 
'im neuen Gesuilidheitsmini,stel'iu'ffi sind , 

Wie ,sieht di,e Situation eineinhalb J'ahr,e 
,spä ter laus? DaJS Gesundheitsministerium gibt 
teure StU!dien über die Vo.rsorgemedizin ,in 
Auftl'a;g. - BiUe, aus welchen Gründ-en das 
Min1stoerium ,das ModeN Vor.ar.1berg nicht zur 
Kenntn1s nehmen will, möchte :ich nicht unter­
suchen. - Also es werden teure Studien in 

Ich ,darf vi·elleicht .auch ian Si.e ,eine Frage 
richten. Wir haben in den verg.angenen Morua­
ten erlebt - ,das .muß die Fl'au Mini,ster j;a 
-auch sehr deutlich ,gemerkt haben -, :daß sLe 
di,e Fnagen -des Umweltschutzes lediglich ,Lm 
Titel führt. Real verfügt sie über keine Kom­
petenzen in diesen F,r�gel1, Sie kann hesten­
faI.ls Empfehlungen ,geben. Es hängt vom guten 
Wülen der Bettoff.enen ,ab, jener, die die KOIffi­
petenzen innehaben, ob sie diese Empf,ehlun­

gen befoLgen ader nidlt . 

Ich darf nun ,an die gestr,j;ge FI1agestunde 
und an di.e Fmg,ebeantwortung der Fl'au Mini­
ster erinnern. Es sdleint ihr j etzt lango;,am be­
WlUßt zu werden, d'aß sie keine EntschekLungs­
befug'Il'i,s hat. So ging sie jn -die Offentlichkeit 
und 'kündigte .eine Igroße Verfaso;ung'sände­
rung mit Ko.mpetenzverschiebungen an. Ist das 
ein taktisch kluges Vo.rgehen, oder ist es nicht 
zumi.ndest na,iv, wenn ich nicht versuche, vor­
her die Betroffenen, denen ich etwao; weg­
ne:hmen will ,  mit ,aller Uberredungskunst, mit 
Ar.gU!menten ,dazu zu bring,en, daß ,sie auf 
Kompetenzen ver7lichten? Verärgere idl sie 
denn nicht nur, wenn ich in der Offentlich­
keit ,ankünmg-e und s,i'e in der Zeitung lesen, 
,daß das Mini.steri'l1m .1hnen etw.as wegnehmen 
will? Das 'ist doch eine Taktik, d,ie zumindest 
naiv, w enn nicht 'l1ngesrnickt ist. 

Ich wi.ll :der Frau Minister nicht unterstellen, 
daß sie 'nur eine politische Grundsatzerklä­
rung .a.b.geben wo.llte, aber es muß ihr doch 
kJ.ar ,sein, daß es sicherlich der verkeih.rteste 
Weg -ist, 2:uer,st über Press.eenunzi,ationen den 
Betroffenen zu ,s,algen, Idaß mlan ihnen etwas 
wegThe!hmen 'wHl. Daß nun die lJandespolitiker 
sicherlich verärgert la;gieren werden, was den 
zu erw,artenden Initi'ativen ,auf dem Sektor 
des Umweltschutzes nicht förderlich sein wird, 
.cl-as liegt, gloaube ich, auch ,auf d,er Han-d. 

Auftrag gegeben. Diese Studien, heißt Wir wissen, daß ·es schw.ier,� ist, vertika:le 
es, sollen die Richtlinien für die Kompetenzveränderun,gen vorzunehmen. Ich 
G esundenuntersuchungen ergeben, die ab Wlunde,re midl aber, <daß die FI'au Minister 
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nicht den j etzigen Anl,aß ergriffen hiat, um 
vielleicht ·eine horizontaLe Kompetenzverschie­
bun·g zu erreichen. Oder ,weiß 'Sie n.icht, daß 
die Agenden der Fonschung im Zus,ammen­
hang mit dem Umweltschutz sehr eifrig im 
Wissenschafts'Jll'inisterium betrieben werden? 
'Weiß sie es, daß es ihier Doppelgeleisigkeiten 
gibt? 

Und ,ein.e vierte Frage ze,itgt 'auch, glaube 
ich, wie unbefroiedi,gend dieses Mill'ilSterium 
mit Kompetenzen ,ausg,estattet ist. Es ist dies 
der Komplex der Schulärzte, Die Schuläl'zte 
stellen offenkundig eine Quantite ne.gliogeable 
dar. Sie gehören in das Gesundheitsministe­
ri'llID, s,je unt,er,stehen aber nach wie vor Jd,em 
Unterrichtsministerium. 

Herr Bundeskanzler! Idl glClJube, da,s ,sind 
vier Punkte, von denen wir erw.arten hätten 
können, daß 'si,e Ziumin:dest ansatzweise in der 
vorliegenden &egieruI1;gsvorlwge behandelt 
worden w ären. Sie haben heute ,ein !großes 
Reformwerk ,anzubieten. Sie woUen es ,als 
Reformwel'k verka:ufen, Ihr Bundesmini'ste­
rieng,es,etz. Warum !ha'ben Sie :also nicht ver­
sudü, ein unzulängHch ,ausges1!attetes Mini­
sterium für Gesundheit und Umweltschutz 
endHch mit echten Komp,etenz,en auszustatten? 

Bei den Beratungen !hat die Osterreichisch,e 
Volkspartei den Antmg gestellt, das Lei­
stuI1;gsrecht der Sozi,alveDsicherung dem Mini­
steriiUm für Gesundheit und Umweltschutz zu 
übertragen. Ich darf erinnern, daß dieser An­
trag niedengestimmt wurde . 

Ich ,g,Laube, daß die sozüa.!,e Kr,ankJenversiche­
rung 'heute einer deor w ichtirgsten und vom 
finanzieHen Ausgabenrahmen her -gesehen 
vielleicht der wichUgste Trä,ger der Gesund­
heitspolitik ist. Iill 'glaube, da's muß ich nicht 
ausführen. Daß d'a der Herr SoziaLminilster 
Häuser natürlich nicht bereit i'st, hier audl nur 
einen Teil, nur ein Zipf.elchen seiner Kompe­
tenz·en ,a:bzugeben, war anzunehmen. Wie 
k,ann 'aber eine moderne G esundheitspolitik 
erfolgen, wenn lüer nicht ei.ne Einflußnahme 
,auf die Krankenversidler:ung ,gegeben ,j,st, z:u­
mal 'immerhin 95 Prozent ,de r  österreichischen 
Bevölkerun,g krankenversichert ,sind? 

Nun entsteht ,aLso die grotesk,e Situation, 
daß die AufsichtsbehÖ'nde über d,ie Kranken­
v,ersicheruTIig der Herr Soz-ia,l'mi:nister, ,d,as 
Sozi,a,1mini,sterium ist. Die Ärzte,- ohne die joa 
eine Krankenvensiillerung und Kranken­
betr,euung nicht vOl1stellhar 'ist, unterstehen 
dem Gesundheitsministerium ,al,s Aufs!ichts­
behöpdoe. Nun, Sie können sich unschwer vor­
stellen, d,aß dies eine Fülle von AnSlatzpunk­
ten für Rivalität, Doppelg,eleisiogkeit und Leer­
lauf 'Gibt - ein Dschungel ,an KOiffipetenzen, 
an d em nichts, ,aber schon 'g;a r  nichts geändert 
wurde. 

Ein Bei'spiel auch d afür, wie wenig Geld 

- al,so nicht nur w,en'�g Kompetenzen, son­

dern auch well'i'g G el.d - man ei'gentlich die­

sem Ministerium 'zur Verfügung stel'len wiU, 

ist das letztlich im Aus'schuß .doch nicht be­

handelte und hängeng,ebliebene Kranken­

ans�alten:gesetz. Auf diesen Gesetzentwur,f 

hahen 'bereits alle begutachteniden Stellen 

negaUv r,eagiert. Die Ä'rzte .sind ,aufmarschiert 

und haben eine neue Demonstration ,ange­

kündigt. Die Spitalserh'alter, d.ie Vertr.eter der 

Bundesländer haben ,aufgesduien !lmd haben 

geme,int : v\T.ie kann man denn bei der Finanz­

stmkt:ur der SpitäJer iden Spitälern teure Auf­

Jagen geben, sie mit neuen Auf,g,aben ,aus­

,statten, wenn man :aber schon 'gar nichts zu 

,j'hrer Fi:na'l1zierung beizutra'gen gedenkt? 

Gespräche über die Finanziemng des Kran­

kenansta'ltenwesens ,gab es nicht. Die Fr.au 

Minist,er scheint hier auch beim Herrn F,illianz­

minister und beim Chef der Re.gierun'g kein 
offenes Ohr zu finden. Es blei,bt >daher besten­

falls eine Absidüserklä-rung, wenn ich der 

Offentlichkeit einen vöHi.g unverbindlichen 

Krankenanstaltenpl'an v.or,stelle,  wenn ich eine 

Gesetzesvor.liatge ei nb rLnig,e, die 'genau sagt, wo 

Spitäler errichtet wenden ,soUen, wie sie typi­

'siert 'wenden sO'llen, welche A:bteilungen sie 

aufweis,en sollen, welche Ausstattung mit 

sicherlich notw endi,gen, aber ko,stspieligen 

Geräten sie .aufweisen sollen, und wenn jenen 

Spitälern, die heute ,notleidend ,sind, die tat­

sächlich von der Hand ,in den Mund leben, 

nicht ,ge5C'.'gt wind, w.ie si,e diese AusgJaben 

bedecken sollen. Ich 'gI,aube, es wäre ein um­

gekehrter Weg notwendi,g gewes,en, nämlich 

zuerst ein Finan'lierungslg,esetz einzubringen 

und dann Auf1eJgen zu ,erteHen. 

Es ze1gt ,sich, daß auch d ie Regierun,gsfr,&k­

tion diese Mängel off.enkundig 'g,emerkt und 
·die Vera1J,sd��iedun,g sowie die Beratung der 

Vorlage im Ausschuß nich t .sehr intensiv he­
trieben hat. 

Daß Idie Fpau Mini'ster .selbst über die Aus­

gaben ,sehr unter.schiedliche und nicht genau 
präzisierte Vorstellung,en hat, darf ich ,an 

Hand von zwei. Pressemitteilung·en kurz unter 

Beweis stellen, Am 1 1 .  Mai meinte die Frau 

Mini,ster: Wir haben d'ie Reform der SpitäJ,er 
angegangen, und wh ,g,lauben, daß daz:u 
300 Millionen Schilling notwendi.g sind. -

Das war ,am 1 1 .  :Mai ,dieses Jahres. 

Zuvor ,bei der Regi,erungsklausur in Linz 

sprach der Herr Bundeskanzler noch von 

500 MilHonen SchiHiIlJg - und ,auch mehr -, 
jene ominösen 500 Mil lionen Schilling, die 
man mittels V()l�sbefrag'Ung erst aufzubringen 
,gedenkt. 

Sech's Woch.en später w;ar die Frau Minist,er 
sillon 'etwalS bescheiden·er und meinte, mit 
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300 Millionen Sch1lling wer,de man vielleicht alles - das ist jetzt ,eine Anlffierk.ung von 
das Ausloangem firuden. mir -, w,as uns derzeit von der Reg,ierung 

Daß sie ·auch bei Ider Vorstellung ,ihres 
Spit'alplanes Ü/ber die Finanzierung keine Vor­
stellungen hatte, wurde offenk.undi'g. Sie hatte 
auch keine Vorstellung, wann di·es·er P.lan .zu 
realisieren ist. Sie meinte, im Jahre 1980; es 
könnte ·a'ber ,auch wesentIich ,später sein. 

Ich glauthe, daß man heute dem Herrn Bun­
desk.anzler das wiederholen kann, w,atS wir 
damals bei Errichtung 'des Bundesministerilllms 
für Gesundheit und Umweltschutz schon ge­
sagt haben: Die ErrichtuIl!g des Mini,steriurns 
für Gesundheit und U.mweltschutz war -ein 
,spektakulfur.er Akt. Man wollte der Bevölke­
rung weismachen, wie ,sehr d·ieser Regierung 
die Fr-ag.en der Gesun.dh·eit am Herzen liegen. 
Man hatte aber - so scheint es mir - nicht 
mehr die Kraft, die innerparteiliche Macht, 
Herr Bundeskanzler, di,eses Ministerium mit 
Kompetenzen ,auszustatten. Die Sl-aatska'sse 
war leider ·auch 050 ma.ger, ,cLaß Sie dieses Mini­
sterLum nicht mit den nötigen Fil1'anzen ·a.us­
statten konnten. 

Sie wollen noch immer die Bevölkerung 
'glauben machen, daß Sie den Fm.gen -cl·er Ge­
sundheit ein :besonder,es Aug,enmerk zuwen­
den. Es ·ist jedoch anzunehmen, .cl'aß die Be­
völkerung die Täuschung auch bald merken 
wird, daß die Täuschung, die Blendung nicht 
allzulange ,anhalten und daß man sehr bald 
hinter 'einer glitzernden Fas·sade das brüch�g 
gewordene 'alte Haus bemerken wird. (Beifall 
bei der OVP.) 

Präsident: Nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Pelikan. 

Ab-geordneter Dr. Pelikan (OVP) : Herr Prä­
sident! Meine sehr geehrten DaIIIlen und Her­
I'en! Ich glaube, daß es immer ,gut ist, wenn 
man einen schönen Anfang für eine Rede 
findet, :und den hat mir der Herr Abgeordnet-e 
Fischer g'e'Hef.ert, indem ,er uns vor,geworfen 
hat, wir hätten in der Zeit von 1 966 bois 1 970 
das Kompetenzgesetz nicht zustande g·ebnacht. 

Ich habe den Unter·au&schußv-er·handlun'gen 
von Anfang 'an ,beigewohnt - zum Unter­
schied von Ihnen, Herr Kollege Fischer -, 
und was Sie daher nicht wissen dürften, ,i,st, 
,d:aß ich schon in der ersten Sitzung des Unter­
'ausschusses meinen Standpunkt, wie ,ein 
Kompet.en'Lgesetz verfasosung.sr-echtlich und 
auch inhaltlich 'aussehen sollte, dal1gelegt 
habe. Ich !bin dabei - was mich sehr gefreut 
hat - auf die Zustimmung des damal.igen 
Klubobmannes der SPO Gratz gestoßen, Ich 
habe damals auch ·seine Offen!heit !Sehr ,schät­
zen gelernt, weil >er nämlich ,g·esCiJgt und zuge­
g·eben 'hat, daß der vorliegende Entwurf mur 
eine MinimaHösung darstelle; wie im übrigen 

angeboten wird ,  

Eine der,artige Minimanösung hätten wir 
seine'rzeit dem Hohen Hause nicht vorzulegen 
gewagt. (Zustimmung bei der OVP. - Abg. 
W i e  1 a n d n e r: Ach, -du meine Güte! -
Abg. Dr. G r u b e r: Haben Sie schon einmal 
verglichen, Herr Kollege Wielandner? - Abg. 
W i e  I a n d n e r: Da haben wir viel zu ver­
gleichen! - Abg. Dr. W i t h a l m: Da ist 
wirklich viel zu vergleichen!) Was die Zeit 
VOn 1 966 ·bis 1970 anl-angt, so muß ich ,sag·en: 
Ich bin 1 97 1  in den Nationalr.at gewählt wor­
den. Diese Zeit interessiert rnich ,an und für 
sich nur a:m Rand·e. 

Für mich ist bedeutend, w.as :in Zukunft 
:geschehen wird. Und für mich ist 'bedeutungs­
voll, daß diese R.egier.ung mit dem Motto 
,angetreten 'ist, daß sie alles Ibe,s'ser machen 
werde, Ich stelle aber fest, daß ,si·e da,s nicht 
k,ann. Das kann ich hier mit .aller Deut1.ich­
keit sagen. (Neuerliche Zustimmung bei der 
OVP.) 

B ei den Unteoous>schußvel1handlungen that 
sich ,immer wieder 9,eze1gt, daß gerade diese 
VorIa'ge ,geeignet ist, die an urud für sich 
Maren pol,iti.schen Z�el'set7.ung,en hinter ein 
Gestrüpp von juristi.schen Feinheiten und 
Argumentationen ZiU verstecken. Ich hoffe, 'd,aß 
die österreich·ischen Leuchten des Rechts, mei­
nen geschätzten Fraktionskollegen Ermacora 
eingeschlossen, mir diese Formulierung ver­
zeihen werden. 

Ich kann mit Genugtuung feststellen, daß 
in der heuUgen D ebatte diese k1ar·en Zie1s>et­
zungen von meinen Fr.aktionskollegen deut­
lich herausgearbeitet worden ,sirud. 

Diese Zielsetvungen sind eine kompetenz­
mäßige Aufwertung des Bundesk:anzl'ers bei 
gleichzeititger Abhalfterung anderer Ministe­
rien in ihren Kompetenzen. Es w.erden sehr 
einflußreiche und .bedeutende Ministerien und 
eine bestimmte Anzahl von schwachen und 
einflußtlosen 'geschaffen. Offenbar will es sich 
·c1er Herr Bundeskanzler im Falle einer zu­
künftigen KoaliHonsr·egierung .bereits I'ichten, 
und er hat ·auf diese Wei'se eine AnzClJhl von 
Ministerien, die er mit gutem Gewissen dem 
P,artner - wie er ,auch immer heißen möge -
anbieten kann. 

Der Herr Kolleg,e Heg,eIe hat im Zusammen­
hang mit der Verw.altul1lgsreform davon ge­
sprochen, daß dieser Gesetzentwurf einen 
Markstein im Ausbau einer modernen Ver� 
waltungsorganisation darstelle. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es gibt zurz'eit über hundert Kornmi,ssionen, 
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Projekts-gruppen und Beiräte. Ich frag-e Si,e 
- insbesondere ,die Kollegen von der sozIali­
stischen Fraktion -: Halten Sie es im Sinne 
einer Verwaltung,sreform wirklich für 1iielfoo­
rend, wenn man mit einer derartigen Unz'ahl 
von Kommissionen -arbeitet? 

In Wirklichkeit - das 'habe ich schon 
gestern bei der Fr-a'gestunde ausgeWhrt -
hanrdelt es ,sich um nichts -anderes, als daß 
man ScheinlöS'ungen anhietet, indem man -die 
PrOlbleme einer Kommission zuwe1st. Das 
zeigt im Grunde die g,anze Ratlosigkeit die­
ser Regier.ung. 

Soeben ist eine Presseaussendung des Bun­
deskanzI.el'amtes in der Presselog,e verteilt 
worden, wo auch ,auf diese DiIl{ge :hingewie­
sen wind. Ich möchte nur zwei Punkte heraus­
greifen: 

Es wird unter anderem ,aus:geführt, ,daß mit 
diesem Gesetz ein wesentlicher Beitr:ag 1iur 
Verwaltungsrefolm g,elei,stet wilid. 

Ich steUe nochJmals ftest, daß dies nicht der 
Fall sein kann, w,enn man die Anüahl der 
Kommissionen -geset1ilich fundiert und in Zu­
kunft zu erw,arten ,sein :wird, ,daß diese Kom­
missionsneurose - wie ich -es bezeichnen 
möchte - noch zun"1mmt. 

Der zw.eite Punkt in dieser Presseaussen­
dung, der mir aufklärungsbedürftig erscheint, 
ist der, daß Idar:Cl!uf hing,ewi,esen w.ird, daß aae 
Minister:ien und Behör:den jetzt Auskünfte er­
teilen müs-sen. 

Dazu möchte ich feststellen, daß diese Be­
,stimmung lin der Gesetzesvorlage auf eine 
Anregung unserer Fr.aktion im Unterausschuß 
zurückgeht. 

Jetzt darf ich auf die jUl'i,stiosche Seite des 
Problems zurückkommen. Eine Optimallösung 
sollte meiner Mei.nun,g nach in der taXlaHv,en 
Aufzählung der Mlnisterialkompetenzen g-ege­
ben sein. Hier müßte eine Dreiteilung vonge­
sehen sein : 

Erstens: Eine klare Abgrenzung der Gesetz­
ge:bung und VoUzie:hung des BUl1Ides i 

zweitens: die Abgrenzung der Rechte des 
Bundes ,gegenübe r  .den Ländern im Sinne des 
Artikels 15 Bundes-Verfassungsgesetzi 

letztlich eine 'genaue Definition der Ag,en­
den der Privatwirbschaftsverwaltun,g. 

In der voiloiegenden Fassung der RegIe­
rungsvorlage ·wel'den di,ese drei Komponenten 
für den Laien unsichtbar miteinanuer ver­
mischt. Zum Problem der Privatwirtsmafts­
verwaltung -oder Betrie:ooverwaltung des Bun­
des ist 'in der Vor,Lage überhaupt kein Hin­
weis, kein Ansatzpunkt für eine Lösung .gege­
ben. 

In den Erläuternden Bemerkung,en wi'rd der 
Entwurf damit :motiviert, daß in Zulmnft Dop­
pelkompetenzen vermieden werden sollen und 
auch eine gewi,s's-e Kompetenzentflechtung ein­
treten 50'11. Ich werde noch am Beispiel :der 
wirtsch-aftlichen Kompetenzen bew.eisen, daß 
das nicht der Fan i,st. Zum and,er,en wird aber 
gerade in denselben Erläuternden Bemerkun­

,gen ,ausgeführt - und jetzt z-itiere -ich wört­
lich -: "Die ,integrierte Gesellschaftsordnung 
der Geg,enwrart und die moderne technologi­
sche Entwicklung aaendings verbieten eine 
isolierte Betrachtun,g,swei,se der einzeI.nen 
Sachgebiete.' . 

Auch hier ist zw.ischen den Zeilen gew,ilSser­
maßen der klare pO'liUsche Hintergmnd her­
-auszulesen, indem man ,einioge Superministe­
rien schaffen will. 

Gestatten Si,e mir, meine Damen und Her­
ren, daß ich j etzt zu den verschiedenen Kom­
petenzänderungen, .die die W'irtschaft !betref­
fen, die die wirtschaftlichen Bela-ng-e hesonders 
berühren, komm-e. 

Was zunäch-st die Wirtschaftspolitik aUge­
mein anbelangt, so is t nach Teil 2 der Anlage 
zu § 2 Punkt D/4 das Finanzminislerium in 
Angelegenheiten der Wirtschaftspolitik zu­
ständig, die nicht in die Zuständigkeit eines 
anderen Mini steriums fallen. Das Handels­
miIlli'sterium hinwiederum ist auch in Ange­
legenheiten der Wirtschaftspolitik zuständig, 
soweit sie in die Zuständigkeit des Handels­
ministeriums fallen. In Wirk�i'chkeit handelt es 
sich hier, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, um zwei m'iiteinander konkurrie­
rende Generalklauseln. Was in der Praxis 
nichts anderes bedeuten wird, als daß die hei­
den Minister es sich selbst ausreden müssen, 
wer für welches Problem zuständig ist. Uber 
allem steht aber der Herr Bundeskanzler mit 
der Koordinationsfunktion, wobei ich den 
Unterschied zwischen Koordination und Richt­
linienkompetenz nicht so sehe wie der Herr 
Bundeskanzler. Im Grunde läuft beides auf 
das gleiche hinaus. Das heißt, einigen sich 
diese Minister, Handelsminister und Finanz­
minister, nicht, so wird in den ihm wichtig 
scheinenden Fragen der Bundeskanzler zustän­
dig werden beziehungsweise sich selbst zu­
ständiog machen. 

Eine Auf.splitterung der Kompetenzen auf 
dem Außenhandelssektor, auf dem Sektor der 
Außenhandelspolitik ist ein weiterer Ansatz­
punkt für meine Kritik. Das ,steht im Wirler­
spruch zu der ,in den Erläuternden ,Bemerkun­
gen angeführten Kompetenzbereinigung. 

Ich ·darf in Er-innerung rufen, daß mit :Bun­
desgesetz vom 16. 4. 1963 alle außenhandels­
politischen AngelegeIllheiten dem Handels­
ministerium übertr,a'gen wurden. In -der Regie-

525 
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rungsvorlage ist Ider Ha'fitdelsminister in Fra­
gen der wirtschaftlichen Integrabion zus tändIg, 
während das Außenministerium mit der Füh­
rung der V,erharudlungen betraJUt wird. Das 
heißt, es wel1den dort Kompetenzen ausein­
andergeteilt UM aufgesplittert, wo es ahsolut 
nicht notwendig ist. Denn .das HandeIsministe­
rium verfügt über eine Reihe von versierten 
und seit Jahren mit diesen Agenden betrauten 
Beamten. 

Was weiters dte Kompetenzen auf dem Bau­
sektor anbel,angt, so könnte man meinen, d,aß 
in einem Kompetenzgesetz alle Bauagenden 
des Bundes dem Bautenminister.ium zugewie­
sen werden. Dem ist a'ber nicht so. Es sind 
sowohl ·das Bundesminister.ium für Justiz al,s 
aJuch das Verkehrsministerium, das Verteidi­
gungsministerium und ,sog,ar das Außenmini­
ster.iium für gewi.sse Bauagenden weiteIlhin zu­
ständig. All das wiDd der Bevölkerung unter 
dem Motto "Vermeidung von Doppelkompe­
tenzen" verkauft. 

Der gewerbliche Personen- unJd G üterver­
kehr soll vom Handelsmi.nisterium zum Ver­
kehrsministerium kommen; ,ebenso die Be­
förderung von Per,sonen und Gütern im 
Werksverkehr. Dazu ilst, meine 'sehr geehrten 
Damen und Herren, 1m ,sagen, daß der Werks­
verkehr Ja ein Teil des allgemeinen Ge­
werberechtes ist, ein Nebenrecht des Ge­
werberechtes, und daß daher eine zusammen­
f.assende Behandlung der gewerberechtlichen 
Fragen nicht mehr gewährleistet .i,st, wenn man 
einen Teil zu einem anderen Ministerium 
transferIert. Das gleiche gilt für die Beförde­
IiUng von Gütern in Rohrleitlmgen, eine Kom­
petenz, die ebenfalls zum Verkehrsmirüste­
rium übergeleitet wurde. Dazu muß ich fest­
stellen, daß Rohrleitungen potente KOI;lkur­
renten der Bunidesbahnen sind und es mit 
allgemeinen Grundsätzen des Wettbewerbes 
wohl kaum vereinbar sein dürfte, daß ein 
Ressortchef gewissermaßen die Konkurrenz 
da;durch ausschaltet, daß er ohnehin der Ent­
scheidungsbefugte über 'beide Bereiche ist. 

Nur ,am Rande sei vermerkt, daß j.a auch 
das Bergrecht - die Förderung von Rohöl 
fällt unter das Bergrecht - weiterhin beim 
Handelsministeüum vel1bleibt. Also auch dar.in 
serhen Sie die Inkonsequenz des Entwurfes. 

Der Herr Kollege Fleischmann - das möchte 
ich hier noch anmerken - hat die Frage einer 
K'anzleiordnung sehr in den Vordergrund ge­
stellt ,und afogumentiert, daß es nunmehr mög­
I.ich sein wird, durch den klaren Gesetzesauf­
trag in diesem Bundesministeriengesetz 
eine Kanzleiondnung zu schaffen. Nun, meine 
Damen und Herren, da muß ich schon fragen: 
BrauChe -ich, um als Regierung tätig zu wer-

den, ein ei.genes Gesetz? Das heißt: Ich ,schaffe 
,ein Gesetz, damit 'ich erst tätig ,s,ein kann. 
Eine KanzleiordnuIlig, meine sehr g·eehrten 
Damen und Herren, hätte ich 'auch ohne 'das 
Kompetenzgesetz schon längst in K!r.aft setzen 
können. 

Der präzise Standpunkt unserer Fraktion, 
meine sehr ,geehrten Damen und Herren, ist 
in den .bisherigen Debattenbeiträgen wohl kLar 
zum Ausdruck ,g,ekommen. 

Ich woHte nur mit einigen weni'gen Punkten, 
die 1nshesoIlidere ,die Wirtschaft betreffen, den 
Widerspruch aufzeigen zwischen der Absichts­
erklärung und ,dem, was d'ie RegieIiungsvor­
lage tatsächHdl bringt. 

AbschHeßend 'gestatte ich mir .e·ine grund­
sätz1iche Feststellung. Di,ese Regierung ·ist, wie 
unser Herr Bundesp.arteiobmann heute vor­
mittag schon ausgeführt hat, die teuerste, die 
es j.e ,gab. Ich möchte diesen Satz um einen 
weiteren ergänzen : Di·ese Reg·ierung ist ·auch 
die .schwächste, die es je .gab. (Beifall bei der 
OVP.) 

Mit diesem Bundesminist.eriengesetz, das 
n,ach Ansicht des Klubobmannes der SPO nur 
eine Min�mallös.ung darstellt, so�len aber 
trotzdem die Schwächen und .die Miß.leistun­
gen dieser R,egi.eIiUng kJasdliert werden. Das 
ist für ,uns Grund ,genug, diesem Gesetz unsere 
Zustimmung zu vers'ag·en. (Beifall bei der 
OVP.) 

Präsident: Als nächster zum Wort gemeldet 
ist der Herr Dr. Leitner. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner (OVP) : 
Sehr geehrter Herr Prä.sident! Meine Damen 
und Herren! Die Regierung und auch die Spre­
cher der Regierungspartei haben heute viel­
fach als Begründung für dieses Ministerien­
gesetz angeführt, daß es eine sinnvolle Kom­
petenzbereinigung bringt - so hat es, glaube 
ich, wörtlich der Herr Dr. Fischer bezeichnet -, 
daß es eine bessere Verwaltungsorganisation 
bringt. 

Ich möchte nicht abstreiten, daß das viel­
leicht da und dort der Fall sein kann. Das 
Ministeriengesetz könnte gut sein, wenn die 
Ankündigungen, die in den Erläuternden Be­
merkungen angeführt sind, mit der Wirklich­
keit der Gesetzwerdung dann tatsächlich über­
einstimmen würden und verbunden wären. 
Aber dem ist leider nicht so. Zumindest ist 
dem nicht so im Bereich der Landwirtschaft 
und des landwirtschaftlichen Bildungswesens. 
Denn hier wird durch dieses Ministeriengesetz 
eine gewachsene Einheit mutwillig zersc..'1la­
gen. 

In den Erläuternden Bemerkungen spricht 
man von Kompetenzentflechtung. Dort, wo 
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jetzt ein Minister zuständig ist, sind es in 
Zukunft drei. Das ist die "sinnvolle Kom­
petenzentflechtung" im Bereich des landwlirt­
schaftlichen Bildungsbereiches. In den Erläu­
ternden Bemerkungen spricht man von Kom­
petenzverschiebungen, die realisiert werden 
müssen, weil sie aus verwaltungs­
ökonomischen Gründen unbedingt notwendig 
sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Im Bereich der Landwirtschaft ist ganz genau 
das Gegenteil der Fall. Ich habe lange nach­
gedacht, was denn der Sinn und Zweck dieser 
Regierung hier mit der Zerschlagung des Bil­
dungsbereiches im Bereich der Landwirtschaft 
ist. 

Die Erläuterungen sprechen davon, welches 
Ministerium vornehmlich die Initiative zu 
einer Verwaltungstätigkeit auf einem be­
stimmten Sachgebiet ergreifen kann. Bis jetzt 
hat der Herr Landwirtschaftsminister hier die 
Initiative ergreifen können. In Zukunft wird 
das nicht mehr möglich sein, wetil man nicht 
mehr weiß, wer für was zuständig ist. 

Dann heißt es hier in den Erläuternden Be­
merkungen, daß "durch geeignete Regelungen 
sichergestellt werden soll, daß auch die Zen­
tralverwaltung des Bundes sich die Grund­
sätze eines modernen Managements zu eigen 
macht"' .  Gerade das Gegenteil ist für den Be­
reich der Land- und Forstwirtschaft der Fall. 
Dieses G esetz ist also kein Beitrag zur Ver­
waltungsreform in diesem Bereich, sondern ein 
Beitrag zur Verwehrung und Zerschlagung der 
Bildungseinheit für die ländlichen Bereiche, 
für die Landjugend, für die Landwirtschaft. 

Das Ministeriengesetz könnte vielleicht gut 
sein, wenn die zuständigen Minister besser 
oder härter werden. In den Erläuterungen 
heißt es : "Diese leitenden Aufgaben der Bun­
desministerien kommen . . .  im Gesetzentwurf 
zum Ausdruck, der die Bundesminister zur 
Erfüllung dieser vorausschauenden und pla­
nenden Funktion aufruft, die . . .  eine echte 
Regierungstätigkeit darstellt." 

Ich möchte dem Satz nichts hinzufügen, ich 
möchte nur sagen: Das Gesetz gibt mit diesen 
Erläuterungen dem Herrn Landwirtschafts­
minister Dr. Weihs ein glattes Ungenügend. 
Und hier gibt es, glaube ich, keinen Zweifel 
an der Verläßlichkeit der Notengebung, nicht 
so, wie das kürzlich im Fernsehen dargestellt 
wurde, daß es möglich ist, daß die gleiche 
Leistung von Sehr gut bis Ungenügend beur­
teilt werden kann. 

Es wurde aber auch gesagt: Wenn die Lei­
stungen s ehr schwach sind, dann ist das Urteil 
sehr leicht und eindeutig und schwankt sehr 
wenig. Das trifft auf unseren Herrn Landwirt­
schaftsminister zu. Ein Landwirtschafts-

minister, der in der Regierung einem solchen 
Entwurf die Zustimmung gibt, ist reif zum Ab­
treten. (Zustimmung bei der OVP.) Das .ist kein 
Landwirtschaftsminister, der seinen Bereich 
vertritt, sondern der mithilft, das Landwirt­
schaftsministerium abzuhalftern. Vor zwei 
Jahren hat man >stolz , , 1 00 Jahre Ackerbau­
minLsterium" gefel1ert. Jetzt reicht der gleiche 
Minister, der damals gesprochen hat und der 
in der Festschrift aufsche.int, Ise.ine Hand zur 
Abhalfterung, zum Ausräumen dieses Mini­
steriums. Er wird zum Erfüllungsgehrilfen der 
Zerschlagung des Landw.irtschaftsrninisteriums. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Ich muß fragen: Warum? Ich habe lange 
nachgedacht. Ich kann mir nur vorstellen: Drei 
rote Pfeile wieder einmal gegen die Landwirt­
schaft! Es ist ein alter Grundsatz übermütiger 
Eroberer und Machthaber, einem Volk die 
Bildungs- und Ausbildungsmöglichkeiten zu 
nehmen, es zu schwächen, damit man dann 
leichter regiert. Auch die sozialistische Regie­
rung ist ja angetreten mit dem Marsch auf das 
Dorf, mit der Eroberung der Landwirtschaft. 
Vielleicht versucht man jetzt hier, die Bil­
dungsbereiche der bäuerlichen Welt zu zer­
stören, um dann vielleicht mit ihr leichter fer­
tig zu werden. Ich nehme an, daß das ein 
Grund ist, warum man hier diese Methode 
anwendet: drei rote Pfeile gegen die Einheit 
des landwirtschaftlichen Bildungswesens, 
gegen die Jugend im ländlichen Bereich. 

Di e  Einheit der landwirtschaftlichen Schule 
und der landwirtschaftlichen Ausbildung in 
Osterreich wurde international voll anerkannt. 
Sie war bis jetzt beispielgebend im internatio­
nalen Bereich. Schule, Berufsausbildung, außer­
schulische Weiterbildung sowohl der Jugend 
als der Erwachsenen waren geschlossen in 
einer Hand, in einem Bereich. 

Man 'redet heute so viel von dieser Ge­
schlossenheit im Ausbildungsbereich, von der 
Notwendigkeit der Bildungspermanenz, von 
der Notwendigkeit der Schule, auf Berufsaus­
bildung Rücksicht zu nehmen, und so weiter. 
Und da redet die SPO in ihren Schulprogram­
men von der Bildungseinheit. Hier in der 
Landwirtschaft war diese Einheit vorhanden, 
wenn man vom Standpunkt des Menschen her 
ausgeht. Jetzt wird diese Einheit zerschlagen, 
und zwar mutwillig zerschlagen. 

D i e  Frage ist wieder: Was ist die Ursache 
ein e r  solchen Fehlleistung, der Zerstörung 
einer solchen gewachsenen Einheit? 

D i e  landwirtschaftlichen Schulkompetenzen 
kommen in das Unterrichtsministerium. Da 
könnte ein Uneingeweihter sagen: Bitte, das 
Unt errichtsministerium ist ja für die Bildung 
zuständig, dagegen kann man nidlts einwen­
den. - Das Landwirtschaftsministerium bleibt 
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aber zuständig für die Errichtung, für die Er­
haltung und für die Auflassung der höheren 
Schulen. Der Landwirtschaftsminister darf also 
in Zukunft die Kreide beschaffen, er darf die 
KloseUür anstreichen, er darf das Dach repa­
rieren, aber sonst hat er im Bereich der Bil­
dung nichts zu reden. (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Wenn dann der Minister von den Geld­
mitteln etwas verbraucht, dann wird man wie­
der sagen, das sind Subventionen für die Land­
wirtschaft; so wie es bei den Farn!ilienbeihilfen, 
so wie es bei den Sozialzuschüssen 
geschieht. Im anderen Bereich ist so etwas der 
Gipfel des Erfolges, in der Landwirtschaft ist 
es eine Subvention. Das kommt nämlich bei 
der Bevölkerung gar nicht so schlecht an. 

Der Herr Sozialminister wird zuständig für 
die landwirtschaftliche Berufsausbildung. Herr 
Vizekanzler, bei aller Hochachtung, aber ich 
weiß wirklich nicht, was der Herr Sozialmini­
ster mit der landwirtschaftlichen Berufsaus­
bildung zu tun hat. Ich glaube, überhaupt 
nichts, Arbeitsrecht ist j a  nicht Berufsausbil­
dung. Und dann ist interessant: Das Handels­
ministerium hat diesen Bereich selbstverständ­
lich gesichert, das VerkehrsmiThtsterium äst 
auch ausgenommen, nur den Landwirtschafts­
minister hat man hier nicht mehr hineinge­
schrieben. Dafür ist jetzt auf einmal der Herr 
Vizekanzler und Sozialminister zuständig. 
Aber der Herr LanJdwirtschaftsminister, der 
Herr Minister Weihs, stimmt zu, sonst wäre es 
in der Regierung nicht durchgegangen. 

Ich muß also schon fragen : Was ist das für 
ein Minister? Ist er unfähig oder ist er ein 
Erfüllungsgehilfe eines parteipolitischen 
Standpunktes zur Zerschlagung der Einheit 
der landwirtschaftlichen Bildungseinheiten? 
Drei rote Pfeile also gegen die Landjugend, 
drei rote Pfeile gegen den Bauernstand ! Und 
nichts von Kompetenzentflechtung und nichts 
von VerwaUungsvereinfachung, sondern ganz 
genau das Gegenteil. (Zustimmung bei der 
O VP.) 

Das Dienstrecht der Landwirtschaftslehrer 
bleibt beim Herrn Landwirtschaftsminister. 

. Wir sind sehr froh darüber, und wir vertreten 
das, weil wir überhaupt die Bildungseinheit 
beim Landw,irtschaftsministerium vertreten. 
Der Herr Landwirtschaftsminister hat im 
Unterausschuß des Verfassungsausschusses bei 
der Behandlung der landwirtschaftlichen Schul­
gesetze mitgeteilt, daß an eine Ubertragung 
dieser Kompetenzen überhaupt nicht gedacht 
ist und wurde, daß also diese Agenden wei­
terhin beim Landwirtschaftsministerium blei­
ben, Also Dienstrecht beim Landwirtschafts­
minister, Schulkompetenz beim Unterrichts­
minister. 

Hier, glaube ich, Herr Bundesminister 
Weihs, sind die Erläuternden Bemerkungen 
etwas ehrlicher ; denn hier steht, daß der Land­
wirtschaftsminister zuständig bleibt, weil bei 
der Lehrerdienstrechtskompetenz eine Zwei­
drittelmehrheit erforderlich ist, weil diese Ver­
fassungsbestimmung so ohne weiteres nicht 
geändert werden kann, Sie stammt aus dem 
Jahre 1948. 

Und j etzt ein Wort zu den landwirtschaft­
lichen Schulgesetzen, die seit 1965 von der 
SPO blockiert werden. Herr Dr. Fischer hat 
sidl heute sehr bitter beschwert, daß die OVP 
ein Junktim herstellt zwischen Verfassungs­
gesetzen und anderen Regelungen, zum Bei­
spiel zwischen dem Rundfunkgesetz und dem 
Ombudsman. Er hat dann gesagt, über das 
landwirtschaftliche Schulwesen wolle er jetzt 
nicht reden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Seit 1965, also acht Jahre lang, blockiert die 
SPO die landwirtschaftlichen Schulgesetze, ob­
wohl man 1962 in diesem Haus alle Eide abge­
legt hat, daß man im neuen Parlament der 
Landwirtschaft gleich die Schulgesetze geben 
werde. Allein diese Gesetze wurden blockiert, 
obwohl sie damals gemeinsam und einver­
nehmlich im Koalitionsausschuß verhandelt 
wurden. Und der Herr Bundesminister Weihs 
war Mitglied dieses Koalitionsausschusses. 
(Zwischenrufe des Abg, U 1 b r i c h.) Nicht wir 
haben die Koalition zerstört, sonidern Sie 
haben sie zerstört, meine sehr geehrten Damen 
und Herren von der Sozialistischen Partei! Ich 
gl aube, das ist doch einmal eine geschichtliche 
Wahrheit. (Zustimmung bei der O VP.) 

Der Herr Landwirtschaftsminister hat im 
Hause und andere Spredler der sozialistischen 
Partei haben öfter erklärt, sie sind mit dem 
Inhalt dieser Schulgesetze voll einverstanden, 
völlig einverstanden, aber sie · können nicht 
zustimmen, weil der "böse" Niederösterreichi­
sche Landtag nicht so beschließt, wie die SPO 
es will, Daher blockieren Sie ein Bundesgesetz 
mit einem Landtagsbeschluß. Aber das war 
sehr in Ordnung! Herr Kollege Dr. Fischer, 
das ist nicht die Demokratie, wie wir sie 
vellstehen :  die Befragten nicht hören, darüber 
hinweggehen, so wie das zum Beispiel auch 
bei der Auflösung der Krankenkasse der Fall 
war. Hier haben die Betroffenen sehr deutlich 
erklärt, daß sie mit der Auflösung nicht ein­
verstanden sind, aber das hat ihnen nichts 
genützt. Das ist auch "demokratisches Verhal­
ten", aber unter Anführungszeichen! (Beifall 
bei der O VP.) 

Diese Blockade hat aber auch noch eine gute 
Seite, denn es hat alles Schattenseiten, aber 
auch eine Lichtseite. Die rote Blockade hat 
bis jetzt nämlich · bewirkt, daß die Regierung 
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das Dienstrecht der Landwirtschaftslehrer vom 
Landwirtschaftsministerium nicht wegbringt; 
es muß also im Landwirtschaftsministerium 
verbleiben. 

Wir haben bei den Verhandlungen angebo­
ten, daß wir mit einer Regelung einverstanden 
wären, wenn man den Bildungsbereich beim 
Landwirtschaftsminister beläßt. Man hat aber 
hier nicht gehört, man wollte unbedingt diese 
Zerstörung vornehmen. 

Ich möchte noch etwas feststellen: In § 13 
des Entwurfes steht noch: "Dienstrechtsange­
legenheiten der Lehrer an mittleren und nie­
deren land- und forstwirtschaftlichen Schulen". 
Meine sehr geehrten Damen und Herren, das 
ist eine Formulierung, die aus den alten Schul­
gesetzen stammt. Heute heißt das übersetzt: 
Dienstrecht für alle Lehrer an land- und forst­
wirtschaftlichen Schulen. Auch für die höheren 
Schulen wird in Zukunft das Landwirtschafts­
ministerium zuständig bleiben. (Anhaltende 
Unruhe.) 

Ich gebe zu, daß die Zeit schon etwas vor­
geschritten ist und daß manche Schluß machen 
wollen. Aber ich glaube, diese Dinge sind 
doch so wichtig, weil man damit aufzeigt, daß 
die Worte der Regierung von Verwaltungs­
vereinfachung, von Kompetenzentflechtung ja 
nur Worte sind, daß genau das Gegenteil in 
vielen Bereichen durch dieses Gesetz beschlos­
sen wird. (Beifall bei der OVP.) 

Die OVP hat erklärt: Wenn eine verfas­
sungsrechtliche Absicherung dieser Schul- und 
Bildungskompetenzen beim Landwirtschafts­
ministerium möglich würde und wenn die 
SPO da zustimmen könnte, würde die OVP 
einer Bundesgrundsatzgesetzgebung i m  Fach­
schulwesen der Landwirtschaft entgegen dem 
Forderungsprogramm der Bundesländer zu­
stimmen. Aber man hat auch diesen Tausch 
nicht gemacht. Heute muß ich also feststellen, 
daß nach Beschlußfassung dieses Gesetzes die 
Bundesländer nicht mehr bereit sind, dem Bund 
eine Fachschulkompetenz einzuräumen, son­
dern die volle Kompetenz für das mittlere 
und niedere Schulwesen in der Landwirtschaft 
verlangen. Dann kann in diesem Bereich die 
Einheit im Bildungsbereich noch gesichert wer­
den, denn dann hat der Bund keine Kompetenz, 
dann kann er seine Kompetenzen verschieben, 
wie er will, dann kann der Herr Landwirt­
schaftsminister nachgeben, wie er will in die­
ser Regierung, diese Einheit wird gesichert 
- aber bei den Bundesländern! -, die s e  Ein­
heit: Schule, Dtenstrecht, Weiterhildung, Zu­
sammenarbeit Schule und Beratung. 

Dann ist noch etwas nicht geklärt worden: 
Viir haben im landwirtschaftlichen Schul be­
reich zwei paktierte Gesetze, nämli ch  das 
für Niederösterreich und das für die Steier­
mark, und hier steht der Herr Landwirtschafts-

minister drinnen. Diese Gesetze werden durch 
das heutige Gesetz nicht aufgehoben, weil es 
paktierte Gesetze sind. Herr Bundeskanzler!  
Ist Ihnen bewußt, daß es nach Beschlußfassung 
und nach Inkrafttreten dieses Gesetzes zwei 
Bundesländer gibt, wo für das Schulwesen der 
Landwirtschaftsminister ganz zuständig ist, 
während es für die anderen Bundesländer 
der Herr Unterrichtsminister ist? Es ist doch 
nicht anzunehmen, daß die Landtage diesen 
Unsinn, der hier beschlossen wird, nachvoll­
ziehen. 

Wenn man heute jemandem international 
erklären müßte, daß die landwirtschaftliche 
Berufsausbildung in Osterreich beim Sozial­
ministerium liegt, dann würde einen der groß 
anschauen und würde fragen: Was, beim 
Sozialministerium? Wieso kommt denn so 
etwas? Das ist ja überhaupt nicht möglich, 
das Sozialministerium hat doch ganz andere 
Aufgaben, als die Landwirte auszubilden. 

Die Bauernkinder, die nicht ASVG-versi­
chert sind, unterliegen auch nicht der Land­
arbeitsordnung, sondern hier ist die Landes­
kompetenz zuständig. Also für sie gilt die alte 
Regelung. Hier wird der Herr Landwirtschafts­
minister das Aufsichtsrecht ausüben, nicht der 
Herr Sozialminister. Dem Sozialminister blei­
ben also die Regelungen für den Unselbstän­
digen übrig. Auch hier eine Teilung! Das ist 
"sehr sinnvoll", aber unter Anführungszeichen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Für 
die Unselbständigen ist der Herr Sozialmini­
ster auch in Zukunft zuständig. Es braucht 
dann immer zwei Ministerien, und das alles 
nennt man Verwaltungsvereinfachung und 
Kompetenzbereinigung. 

Ich glaube, daß hier andere Gründe maß­
gebend sind, daß dieser Vorwand der Kompe­
tenzvereinheitlichung nur einseitige madlt­
und parteipolitische Ziele zur Schädigung der 
Landwirtschaft deckt, machtpolitische Ziele 
aber auch innerhalb der Bundesregie rung. 

Es gibt eine Erklärung dafür. Es gibt Super­
minister, dazu gehört auch der Herr Vizekanz­
ler Häuser. Er hat keine Kompetenzen an die 
Frau Gesundheitsminister abgegeben, das hat 
er ausgehalten. Er hat Kompetenzen j etzt vom 
Landwirtschaftsministerium bekommen, aber 
dafür hat der Landwirtschaftsminister schon 
das erste Mal die Kompetenzen für den Vete­
rinärbereich abgeben müssen. Die Auswirkun­
gen haben sich auch prompt gezeigt : Während 
in anderen Ländern Veterinäre für die Tier­
zucht zuständig sind, ist jetzt in Osterreich 
die Frau Bundesminister Leodolter für das 
Veterinärwesen zuständig, aber die Tierzucht­
organisation bleibt natürlich im Landwirt­
schaftsministerium. Wo gehört sie denn auch 
sonst hin? 
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Es gibt also parteipolitische Gesichtspunkte. 
Ich glaube, Herr Bundesminister Weihs, die 
Festlegung des Rücktrittes oder wenigstens 
die Drohung eines Rücktrittes wäre Ihnen gut 
angestanden, wenn Sie ein echter Landwirt­
schaftsminister wären, der die Kompetenzen 
seines Ministeriums verteidigt und sich nicht 
als ein Erfüllungsgehilfe der Zerschlagung 
dieses Ministeriums hergibt. (Beifall bei der 
OVP.) 

Die Bildungssituation des ländlichen Berei­
ches wird durch dieses Ministeriengesetz 
schwer getroffen. Die Einheit Schule - Aus­
bildungswesen ist eng mit der Landjugend­
albeit und mit der Erwachsenenbildung ver­
bunden. Nun bekommt das Unterrichtsministe­
rium die Kompetenz für die Jugendbildung 
mit Ausnahme der außerschulischen Berufs­
ausbildung. Wir werden also in Zukunft drei 
zuständige Ministerien haben: das der Land­
wirtschaft für die Beratung, für die Weiter­
bildung der Bauern, das Unterrichtsministe­
rium für die Landjugend und ,das Sozialm.iJni­
sterium für die berufliche Ausbildung. Gar so 
sinnvoll ist das nicht! Im Gegenteil! Das wird 
eine große Unsicherheit geben. Ich glaube, da 
ist eine große Gefahr dabei : daß die echte 
Jugendarbeit, die bis jetzt geleistet wurde, 
dabei durch den Rost fällt und auf der Strecke 
bleibt. Und das alles unter dem Motto, mit 
dem die SPO angetreten ist: Jugendarbeit, 
Ausbildung und Fortschritt! 

Das Bundesministeriengesetz zerschlägt also 
die Einheit, die bis jetzt international als her­
vorragend anerkannt wurde, auch im Bereich 
des höheren Schulwesens. Das ist eine Kom­
petenz, die bis jetzt der Landwirtschaftsmini­
ster allein gehabt hat : die Einheit Schule und 
Internat und Betrieb als Lehrmittel und als 
Versuchsanstalt. Das Unterrichtsministerium 
ist so mächtig stolz auf die vier Bundeserzie­
hungsanstaIten, die es hat. Das Landwirt­
schaftsministerium hat bis jetzt elf. Aber jetzt 
werden sie zerschlagen. Wie wird das in Zu­
kunft sein in Klosterneuburg? Für den Betrieb 
ist. der Landwirtschaftsminister zuständig, für 
die Schule ist der Unterrichtsminister zustän­
dig, und für die Berufsausbildung ist der 
Sozialminister zuständig. So wird das sein in 
Schönbrunn, so wird das sein in Raumberg, 
so wird das sein in den milchwirtschaftlichen 
Anstalten und Schulen in Rotholz und in Wolf­
passing. Das alles unter der Prämisse von Ver­
waltungsvereinfachung. Ich glaube, dieses Ge­
setz könnte leicht der Beginn vom Ende eines 
blühenden landwirtschaftlichen Schulwesens 
sein. Der Unterrichtsminister kann sich freuen 
als Erbe, aber ich glaube als Erbe, der .der 
Aufgabe in diesem umfassenden Bereich nicht 
gewachsen ist. 

Und jetzt ist die Frage, wem diese Entwick­
lung dient: Entweder der SPO, oder man will 
bewußt dieses Bildungswesen zerschlagen. Ich 
nehme das letztere an. Daher glaube ich, daß 
im Bereich des landwirtschaftlichen Schul- und 
Bildungswesens dieses Gesetz ein Kabinett­
stück sozialistischer Politik gegen die Land­
wirtschaft und gegen die Landjugend ist. Der 
Herr Landwirtschaftsminister verdient daher 
mit diesem Gesetz seinen Namen nicht mehr. 
(Beifall bei der OVP.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ge­
meldet. Die -Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat um ;das Schluß­
wort gebeten. Bitte sehr. 

Berichterstatter Müller (Schlußwort): Dem 
AJbänderungsantmg des Abgeol'dneten Doktor 
Broes'�gk!e tr.etJe ich ,als Ber.ichterstatter nicht 
bei. (Abg. Dr. B r 0 e s i g k e: Zur Geschäfts­
ordnung!) 

Präsident: Bitte, Herr Abgeordneter Doktor 
Broesigke. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Ich stelle 
fest, daß ich keinen A'bänderungsantra'g ge­
steilt habe und daß dalber der Berichterstatter 
auch keinem solchen 'beitreten müßte. (Beifall 
und Hei terkeit.) 

Präsident: Wir kommen zur A b  s t i m­
m u n go 

Da es verlangt wurde, lasse ich getrennt 
abstimmen. 

Wir gelangen zunächst zur Abstimmung bis 
einschließlich § 2 Abs. 2. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in 863 der Beilagen 
ihre Zustimmung geben, ,sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit Mehrheit angenom­
men. 

Ich lasse nunmehr über § 2 Abs. 3 abstim­
men, hinsichtlich dessen getrennte Abstim­
mung verlangt wurde, und bitte j ene Damen 
und Herren, die diesem ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist mit Mehrheit angenommen. 

Ich lasse über § 3 bis einschließlich § 9 erster 
Satz abstimmen und bitte j ene Damen und 
Herren, die hiezu ihre Zustimmung geben, 
sich von den Sitzen zu erheben. - Das ist die 
Mehrheit. 

Hinsichtlich des § 9 letzter Satz ist getrennte' 

Abstimmung verlangt worden. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
1st mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen zur Abstimmung über § 10 
bis einschließlich § 12, und ich bitte jene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustim-
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mung geben, sich von den Sitzen zu erheben. zu erheben. - Das ist mit Mehrheit angenom-
- Das ist die Mehrheit. men. 

Hinsichtlich des § 13 ist getrennte Abstim- Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
mung verlangt. Ich bitte j ene Damen und Her- über Abschnitt L des Teiles 2 der Anlage. 
ren, die diesem Teil des Gesetzentwurfes ihre Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
Zustimmung geben, sich von den Sitzen zu ihre Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen 
erheben. - Das ist die Mehrheit. zu erheben. _ Mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über § 1 4  bis einschließlich § 1 8  sowie über 
Teil 1 und Teil 2 der Anlage zu § 2 bis ein­
schließlich Abschnitt D. 

Wir gelangen zur Abstimmung über Ab­
schnitt M des Teiles 2 der Anlage, hinsichtlich 
dessen getrennte Abstimmung verlangt wurde. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu hiezu ihre Zustimmung geben, sich von den 

ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen Sitzen zu erheben. _ Das ist mit Mehrheit 
zu erheben. - Das ist mit Mehrheit angenom- angenommen. 
men. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
Hinsichtlich des Abschnittes E im Teil 2 über die restlichen Teile des Gesetzentwurfes. 

der Anlage ist getrennte Abstimmung ver­
langt. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit Mehrheit angenom­
men. 

Ebenso ist bezüglich des Abschnittes F des 
Teiles 2 der Anlage getrennte Abstimmung 
verlangt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesen 
restlichen Teilen des Gesetzentwurfes sowie 
Titel und Eingang in 863 der Beilagen ihre 
Zustimmung erteilen, sich von den Sitzen zu 
elheben. - Das ist mit Mehrheit angenom-
men. 

Damit ist die zweite Lesung beendet. 

Der Herr Berichterstatter beantragt die 
sofortige Vornahme der dritten Lesung. -
Ein Einwand wird nicht erhoben. Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 

Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist mit Mehrheit angenommen. 

Ich bitte somit j ene Damen und Herren, 
die dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in 
dritter Lesung ihre Zusti mmung erteilen, sidl 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung von den Sitzen zu erheben.  - Der Gesetzent-
über Abschnitt G der Anlage. wurf ist auch in dritter Lesung mit Mehr-

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu heit a n  g e n  0 m m e n. 
ihre Zl.l!Stimmung erteilen, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist die Mehrheit. Ange-
nommen. 

Hinsichtlich des Abschnittes H des Teiles 2 
der Anlage ist getrennte Abstimmung ver­
langt. 

2. Punkt: Bericht des Verfassungs ausschusses 
über die Regierungsvorlage (729 der Beilagen) : 
Bundesgesetz, mit dem das Staatsbürger­
schaftsgesetz 1965 geändert wird (Staatsbür­
gerschaftsgesetz-Novelle 1913) (844 der Bei-

lagen) 
Ich bitte jene Damen und Herr-en, die hiezu Präsident: Wir gelangen zum 2. Punkt der 

ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen Tagesordnung: Staatsbürgerschaftsgesetz-No­
zu erheben. - Das ist mit Mehrheit angenom- velle 1 913. 
men. 

Wir gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über Abschnitt I und J des Teiles 2 der An­
lage. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. � Das ist mit Mehrheit angenom­
men. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über Abschnitt K des Teiles 2 der Anlage, 
hinsichtlich dessen getrennte Abstimmung ver­
langt ist. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete 
Thalhammer. Ich ersuche um seinen Bericht. 

Berichterstatter Thalhammer: Hohes Haus ! 
Namens des Verfassungsausschusses berichte 
ich über die Regierungsvorlage (129 der Bei­
lagen) : Staatsbürgerschaftsgesetz-Novelle 
1 913. 

Durch die gegenständliche Novelle soll Er­
fahrungen bei Vollziehung des Staatsbürger­
schaftsgesetzes 1 965 Rechnung getragen wer­
den. So ist unter anderem vorgesehen, die 
Voraussetzungen für die Verleihung der 
Staatsbürgerschaft an Fremde mit keinem oder 
einem noch nicht vierj ährigen inländischen 
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Wohnsitz und für die Beibehaltung der öster­
reichischen Staatsbürgerschaft im Falle des Er­
werbes einer fremden Staatsangehörigkeit zu 
mildern. Ferner wird vorgeschlagen, die Vor­
schriften über den Erwerb der österreichischen 
Staatsbürgerschaft durch Hochschullehrer den 
bereits durchgeführten oder noch beabsichtig­
ten Änderungen in der Hochschulorganisation 
anzupassen. Gleichzeitig sollen für die Kinder 
von Hochschullehrern erleichterte Einbürge­
rungsbestimmungen normiert werden. Schließ­
lich sollen Härten in den Bestimmungen über 
die Wiedererlangung der österreichischen 
Staatsbürgerschaft beseitigt werden. 

Im Hinblick auf Artikel 1 1  Abs. 1 Bundes­
Verfassungsgesetz sind jene Bestimmungen 
der Novelle, die eine Vollziehung durch den 
Bund vorsehen, als Verfassungsbestimmungen 
zu beschließen. 

Der Verfassungsaussmuß hat die Regie­
rungsvorlage am 6. Juni und 2. Juli 1 973 der 
Vorberatung unterzogen und nach Wortmel­
dungen der Abgeordneten Dr. Praider, Doktor 
Broesigke, Stohs, Breiteneder, Dr. Tull, Doktor 
Ermacora, Dr. Heinz Fischer, Dr. Fiedler, Mül­
ler und des Berichterstatters sowie des Bun­
desministers Rösch beschlossen, dem Hohen 
Hause die Annahme des Gesetzentwurfes unter 
Berücksichtigung der von den Abgeordneten 
Dr. Prader, Dr. Heinz Fisdler und Dr. Blenk 
beantragten Abänderungen zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit durch 
mich den A n  t r a g, der Nationalrat wolle dem 
dem Ausschußbericht angeschlossenen Gesetz­
entwurf die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, bin ich 
außerdem beauftragt, zu beantragen, General­
und Spezialdebatte unter einem abzuführen. 

Präsident: Es ist beantragt, General- und 
Spezialdebatte unter einem abzuführen. Wird 
ein Einwand erhoben? - Dies ist nicht der 
Fall. Wir gehen so vor. 

Wir beginnen mit der Debatte. Zum Wort 
gemeldet ist der Herr Abgeordnete Dr. Broe­
sigke. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Das vor­
liegende Gesetz bringt eine Reihe von Ände­
rungen auf dem Gebiete des Staatsbürger­
schaftsrechtes, die durdlwegs zu begrüßen 
sind. Um Ihre Zeit nicht zu lange in Ansprum 
zu nehmen, werde idl mich nidlt mit jenen 
Bestimmungen befassen, die im Ausschuß ein­
hellig erarbeitet wurden, sondern nur mit 
jenen, die zu sdlweren Bedenken Anlaß geben. 
Es handelt sidl um zwei Bestimmungen. 

In Punkt 2, 3 und 7 wird gleiChlautend an­
gefügt, daß es unter anderem kein Hindernis 
bildet, wenn eine Straftat nach inländischem 
Recht der beschränkten Auskunftspflicht unter­
liegt. Die beschränkte AuskunftspfliCht ist mit 
dem neuen Tilgungsgesetz eingeführt worden. 

Dadurch wurde die bisherige Regelung des 
Staatsbürgerschaftsgesetzes niCht vollziehbar, 
weil bestimmte Verurteilungen ein Hindernis 
für die Erlangung der Staatsbürgersmaft bil­
deten; die Verleihungsbehörde war jedoCh 
wegen der besmränkten Auskunftspflicht nicht 
in der Lage, festzustellen, ob ein solmes Hin­
dernis besteht. 

Wir glauben, daß der Resozialisierungsge­
danke, der bei der Beschlußfassung über das 
Tilgungsgesetz maßgebend war, durmaus zu 
unterstreimen ist. Das bedeutet nimt, daß die 
Aussmlußgründe für die Erlangung der öster­
reiChischen Staatsbürgerschaft gemildert wer­
den sollen. 

Was ist denn das für ein Mensch, der auf 
diese Weise die Staatsbürgerschaft nom er­
langen kann? Er muß wegen eines VerbreChens 
verurteilt sein, die Verurteilung darf nimt 
bedingt gewesen sein, denn sonst kann er sie 
ohnehin erlangen, und sie müßte bis zu drei 
Monaten betragen haben; drei Monate, das 
ist also ein kleiner Einbruchsdiebstahl oder 
eine Messerstemerei mit schwerer Körperver­
letzung, wobei noch ein entsprechendes Vor­
leben dazukommen muß, weil üblicherweise 
die Gerichte beim ersten Mal eine bedingte 
Strafe aussprechen. 

Andere Staaten, meine Damen und Herren, 
sind bestrebt, solche Leute nach Möglichkeit 
nicht einzubürgern, damit sie, wenn sie wieder 
straffällig werden, die Möglichkeit haben, sie 
itl die betreffende Heimat abzuschieben. Hier 
wird also eine Möglichkeit eröffnet, auch den 
Herrn Einbrecher oder den Herrn Messer-
stecher einbürgerungsfähig zu machen. 

Ich unterstreiche nodl einmal: Es handelt 
sich dabei um kein Problem der Resozialisie­
rung, denn resozialisieren kann man aum den 
in Osterreich befindlidlen Ausländer, und 
wenn er nach einer entsprechenden Anzahl 
von Jahren resozialisiert ist, kann man ihn 
auch einbürgern. Es handelt siCh vielmehr 
darum, daß hiebei der Rahmen zu weit. ge­
steckt wird. Das ist die eine Bestimmung. 

Die zweite Bestimmung war ursprünglich in 
der Regierungsvorlage nidlt enthalten, sie ist 
im Ausschuß hinzugefügt worden, es ist dies 
die Anfügung im § 58 b.  Worum handelt es 
sich? Es handelt sim darum, daß j emand in 
der Zeit zwismen 1933 und 1 938 die Staats­
bürgerschaft verloren hat, daß er in der Zwi­
schenzeit keine andere Staatsbürgersdlaft er-
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worben hat und daß er nicht wußte, daß er 
in dieser Zeit die Staatsbürgerschaft verloren 
hat. Einige ganz wenige Fälle gibt es sicher­
lich. 

Was bedeutet es nun, wenn hinzugefügt 
wird : "und die Ausbürgerung nicht als Folge 
einer allgemeinen Haltung des Ausgebürger­
ten verfügt wurde, die mit den Grundsätzen 
der unabhängigen demokratischen Republik in 
Widerspruch steht" ? Das soll verhindern, daß 
etwa jemand, der als Nationalsozialist oder 
als Kommunist ausgebürgert wurde, in den 
Genuß dieser Bestimmung kommt. Nach mehr 
als 30 Jahren! Während auf der Seite der Leu­
to:!, die sich kriminell straffällig gemacht haben, 
gegenüber dem bisherigen Zustand eine Ver­
besserung herbeigeführt werden soll, und zwar 
schon nach drei Jahren, versucht man auf der 
anderen Seite für Geschehnisse, die vor dem 
zweiten Krieg liegen, eine DifferenZ'ierung 
noch im nachhinein zu machen, wobei ,ich doch 
in Erinnerung zurückrufen möchte, daß der 
Staat von 1 933 bis 1 938, der damals ausgebür­
gert hat, alles andere als demOkratisch war, 
so daß also das Anlegen dieser Maßstäbe an 
einen Staat, der da·s Ergebnis eines Ver­
fassungsbruches gewesen ist - so stellt er sich 
ja uns allen aus der Geschichte dar -, zumin­
dest heute nicht mehr stattfinden sollte. 

Aus diesem G rund sind wir der Meinung, 
daß diese Hinzufügung im Jahre 1973 ein 
Rückfall in eine Vorstellungswelt ist, die längst 
überwunden sein und für das österreichische 
Parlament der Vergangenheit angehören 
sollte. Ich stelle aus diesem Grunde nachste­
henden 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die im Titel bezeichnete Regierungsvor­
lage in der Fassung des Ausschußberichtes 
wird geändert wie folgt: 

1 .  Zu Z. 2, 3 und 7 :  Im § 10 Abs. 1 Ziffern 2 
und 4 sowie im § 14 Abs. 2 haben jeweils 
die Worte "oder nach inländischem Recht 
der beschränkten Auskunftspflicht (§ 6 des 
Tilgungsgesetze s  1 972) unterliegen" zu ent­
fallen. 

2. Zu Z. 1 6 :  Im § 58 b Abs. 1 haben die 
Worte "und d i e  Ausbürgerung nicht als 
Folge einer allg e meinen Haltung des Ausge­
bürgerten verfügt wurde, die mit den Grund­
sätzen der unabhängigen demokratischen 
Republik in Widerspruch steht" zu entfallen. 

Von der Entscheidung über diese unsere 
Anträge wird es abhängen, ob wir Freiheit­
lichen uns in der Lage sehen, dieser Änderung 
des Staatsbürgerschaftsgesetzes unsere Zu­
stimmung zu geben. (Beifall bei der FPO.) 

Präsident: Der Abänderungsantrag ist ge­
nügend unterstützt und steht mit zur Ver­
handlung. 

Nächster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Prader. 

Abgeordneter Dr. Prader (OVP) : Herr Präsi­
dent! Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Die Osterreichische Volkspartei wird der zur 
Verhandlun g  stehenden Vorlage der Staats­
bürgerschaftsgesetz-Novelle 1 973 ihre Zustim­
mung geben. 

Diese Novelle bringt entscheidende und von 
uns sehr begrüßte Verbesserungen und besei­
tigt Mängel, die sich in der Praxis ergeben 
haben. 

Die Novelle bringt Verbesserungen für die 
Familien der Hochschulprofessoren, eine er­
leichterte Wiederverleihung der Staatsbürger­
schaft an Auslandösterreicher und eröffnet 
neuerlich Fristen für den Personenkreis, der 
infolge der Ereignisse ab 1 933 die Staatsbür­
gerschaft verloren und aus vielerlei Gründen 
die bisher gesetzten Fristen für die Wieder­
verleihung versäumt hat. 

Besondere Bedeutung hat auch die bei den 
Beratungen i m  Verfassungsausschuß geänderte 
Bestimmung des § 10 Abs. 3, die die Verlei­
hung der Staatsbürgerschaft an Minderjährige 
ohne jede Frist und ohne sonstige Voraus­
setzungen e rmöglicht und insbesondere für 
ausländische Adoptivkinder von größter Be­
deutung ist. 

Wegen dieser positiven Momente geben wir 
unsere Zustimmung, obwohl sich in diesem 
Gesetz Bestimmungen finden, die unserer Auf­
fassung nach geradezu unverständlich sind 
und deren Eliminierung von der sozialistischen 
Mehrheit im Aus,schuß abgelehnt wurde. 

Als Ausschließungsgrund für die Verlei­
hung der österreichischen Staatsbürgersmaft 
gelten rechtskräftige Verurteilungen, die nach 
der Nationalrats-Wahlordnung 1971 für den 
österreichischen Staatsbürger den Ausschluß 
vom Wahlrecht zum Nationalrat zur Folge 
hätten. 

Nach § 22 der Nationalrats-Wahlordnung 
1971 gilt als Wahlausschließungsgrund, wenn 
jemand wegen eines Verbrechens rechtskräftig 
verurteilt worden ist. 

Nun ist es aber der Staatsbürgenschaftsbe­
hörde - das wurde schon erwähnt - infolge 
der im Tilgungsgesetz 1972 statuierten be­
schränkten Auskunftspflicht auch bei Verurtei­
lungen wegen eines Verbrechens bis zu einem 
gewissen Strafausmaß nicht möglich. diese 
Verurteilungen festzustellen, weil ihr darüber 
keine Auskunft gegeben werden darf. 
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Das heißt also, daß bei Vorliegen eines gern, bevor ihre Strafe als getilgt gilt? Solche 
solchen Sachverhaltes ein Ausländer auch ein- Ausländer werden eben eine entsprechende 
gebürgert werden kann, wenn er wegen eines Zeit zuzuwarten haben und werden sich eben 
Verbrechens verurteilt worden ist und diese in dieser Frist bewähren müssen, bevor ein 
Verurteilung noch nicht getilgt ist. Ansuchen um Verleihung der österreichischen 

Die Erläuternden Bemerkungen zur Regie­
rungsvorlage motivieren dies damit, daß es 
sich bei solchen Verurteilungen um Delikte 
geringfügiger Art handelt. Diesem Standpunkt 
können wir uns nicht anschließen, weil man 
dann, wenn jemand wegen eines Verbrechens 
verurteilt worden ist, wohl kaum von einem 
"geringfügigen Delikt" reden kann. 

Die Anwendung des § 6 des Tilgungsgeset­
zes im Staatsbürgerschaftsverfahren hätte in 
den Fällen des § 6 Abs. 3 Ttilgungsgesetz nach 
der geltenden Strafrechtslage bei Strafsätzen 
bei Anwendung des außerordentlichen Milde­
rungsrechtes zur Folge, daß Verurteilungen 
zum Beispiel wegen des Verbrechens des Ein­
bruchs oder Bandendiebstahls, des Verbrechens 
des Betruges und des Verbrechens der schwe­
ren Körperverletzung in der Strafregisteraus­
kunft nicht aufscheinen würden. 

Diese Situation wird sich nun nach dem 
Inkrafttreten des neuen Strafgesetzes kaum 
ändern. Es ist im Gegenteil zu erwarten, daß 
dann noch mehr Verurteilungen unter die be­
schränkte Auskunft nach § 6 des Tilgungsge­
setzes fallen, weil - soweit es bis jetzt über­
blickt werden kann - die Strafsätze im neuen 
Strafrecht niedriger als im geltenden sein wer­
den und die Möglichkeiten zur Verhängung 
von Geldstrafen noch viel größer sein werden. 

Ich wiederhole, daß das geradezu unver­
ständlich ist, überhaupt wenn man an gewisse 
Vorfälle denkt. 

Der Herr Innenminister hat uns Unterlagen 
zur Verfügung gestellt, wie hier die Rechtslage 
in anderen europäischen Staaten ist. Ich habe 
keiner dieser Unterlagen entnehmen können, 
daß man hier in gleicher WeiJSe großzügig 
vorzugehen bereit ist, wie die jetzige Regie­
rungsvorlage in bezug auf diesen Sachverhalt 
es getan hat. 

Auch wir haben seinerzeit dem Tilgungs­
gesetz 1 972 und damit auch dem § 6 dieses 
Gesetzes unsere Zustimmung gegeben. Aber 
wie mein Vorredner, der Herr Abgeordnete 
Dr. Broesigke, schon gesagt hat, war das Motiv 
für diese Bestimmung doch das, österreichi­
schen Staatsbürgern, die gestrauchelt sind und 
die eben keine ärgere Strafe als die dort ge­
nannte erhalten haben, die Wiedereingliede­
rung und die Rückkehr in die Gesellschaft 
zn ermöglichen. 

Ganz anders liegt der Sachverhalt doch hier. 
Warum müssen wir solche Ausländer einbür-

Staatsbürgerschaft bei sonstigen notwendigen 
Gegebenheiten erfolgen kann. 

Wir haben <cl,aoher vorgeschlagen, daß diese 
Bestimmungen, die ,die Einbüngerung solcher 
Ausländer vor Tilgung ihrer Strafe ermög­
lichen, gestrichen werden. 

Wie ich aber ber,eits eingangs ,erwähnt habe, 
haben diese Abänderungsanträg,e keine Zu­
stimmung der Mehrheit 'gefunden, und ,ich darf 
'daher Anträge in diesem Sinn hier wieder­
holen. 

Dem Herrn Präsidenten sind diese Anträge 
bereits unterzeichnet übengeben worden. 

A n t r -a g  

des Abgeordneten Dr. Pmder :cu 729/844 der 
BeHagen: Bundesgesetz, mit dem dias Staats­
bürgerschaftsgesetz 1 965 geändert wird 
(Staa tsbürgerschaftsgesetz-Novelle 1 913) 

Gemäß § 63 Abs. 6 Geschäftsordnung des 
Nationalrates wird beantragt, hinsichtlich 

1 .  Artikel I Z. 2 über .die Worte "oder 
nach inländischem Recht der beschränkten 
Auskunftspflicht (§ 6 des Tilgung.sgesetzes 
1 972) unterliegen" ; 

2. Artikel I Z. 3 über die Worte "oder 
nach inländischem Recht der beschränkten 
Aus,kJunftspflicht (§ 6 des Tilgungsgeset'Zes 
1 972) unterliegen" ; 

3. ArHkel I Z. 1 im Aibs. 2 des § 14 über 
,die Worte "oder nach inländischem Recht 
der beschränkten Auskunftspflicht (§ 6 des 
THgungsgesetzes 1 972) unterliegen" 

getrennt ,a-bzustimmen. 

A b i ntd. e r u n g s a n t r a g  

der Abgeordneten Dr. Prader und Genossen 
zu 729/844 der Bei1ag,en: Bundesgesetz, mit 
dem das Staatsbürgerschaftsgesetrz 1965 ge­
ändert wird (Staatslbür-gerschaftsgesetz-No­
velle 1913) 

Der Nationalr,at woLle beschließen: 

Artikel II hat zu lauten: 

"Artikel H 

Im Vel'fahren 'Zur Verleihung der Staats­
bürgerschaft finlden die Bestimmungen des 
§ 6 des Ti1gungsgesetzes 1 972 keine An­
weilidung." 

Die bisherigen Arbikel II und HI erhalten 
die Bezeichnung III -und IV. 
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Dr. Prader 

Ich darf den Herrn Präs�denten bitten, diese 
Anträge mit in Verhandlung über den Gegen­
stand einzubeziehen. 

Die soziaI.i,stische Fraktion dieses Hauses er­
suche ich, ihren StanJdort in dieser Fnage noch­
mals zu überdenken und diesen Anträgen 
ebenfalls ihre Zustimmung zu geben. (Beifall 
bei der GVP.) 

Präsident: Der Antrag ist genügend unter­
stützt und steht mit zur Behandlung. 

Näch·ster Redner ist der Herr Abgeordnete 
Skritek. 

Abgeordneter Skritek (SPG) : Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren!  Es wunde in der 
Debatte schon darauf .hingewiesen, daß eindye 
Bestimmungen dieser Staatsbür:gerschaftsge­
setz-Nov.elle ,außer Streit stehen. Hauptsäch­
lieh im Str,eit steht die Anp.assung des Staats­
bürgerschaftsgesetles an ,da,s Tügungsgeset'z, 
das der Nationalrat im veng'angenen Jahr hier 
beschlossen hat und das mit 1 .  Jänner 1974 ,in 
Kraft treten ,soll. 

Im Ausschußbericht zum TügiUngsgesetz ist 
ausdrück.\ich eine Bemerkung :des Inhalts ent­
halten, daß es 'zweckmäßig se-in wird, ,andere 
Ges,etze, .die damit 'im ZusammenhaIlig stehen, 
vor dem 1 .  Jänner 1 974 entsprechend dem 
Tilgungsgesetz anzup.assen, zu aidrapHeren. Das 
geschieht heute hier mit der Novene zum 
Staatsbürgerschaftsgese�z. 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Wir haben seinerze-it da,s TUgung,sg,esetz ein­
stimmi'g hier beschlossen. Wenn ich mich danan 
erinnere, wurden ,gerad,e die Pa'sSiagen·, die 
heute hi'er .beim Sta'atsbüngerschaftSigesetz be­
stritten w.enden sonen, die also beim Staats­
bürgerschaftsgesetz nicht gelten sollen, boe­
sonder,s auch von der Opposition .begrüßt. 

Ich möchte hier nicht die Iganze Riede, die 
damals der Kollege König gehalten hat, zitie­
ren. Er sagte: "Die entscheidende Konsequenz 
und die wesentLiche politiJsche Entscheidung 
beim Ti.1gungsgesetz Lag al1ending's in der 
Fra:ge der beschränkten Auskunftspflicht. Das, 
glaube ich, sollte man doch aufzeigen, weil um 
diese Fr,age 'zumindest -in unserer Fraktion ehr­
Hch .gerung·en wurde." 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! Er 
hat ·sich dann -gefr·eut, Idaß wir unld die FPa 
seiner Anr.egung im Unter,ausschuß beigetre­
ten sind, die ja das -beinJbaltet, was heute hier 
wieder bestritten WiIid, nämlich die Tatsache, 
·daß in b est!immten Fällen . . . (Abg. Dr. P r  a­
d e r: Nur Inländer!) Nein, Herr KoUege Pra­
der. Der Antrag 'hat ja damals :g·elautet, und 
der Kollege Kön,ig hat sich ausdrück,lich dar,auf 
bezogen, daß nicht nur ·ein Priv.ater aus dem 
Strafregister keine Auskunft erhält, sOIlidern 

auch Re.gierungssteUen. Und zw.ar sollen nur 
die Gerichte in Str.afverfahren Auskünfte er­
halten. Alle anderen Auskünfte .sollen aus 
Resozi,ali.sierungs,gründen unterlJleiben. 

W,as Sie heute !hier verJ.an:gen, 1st ein Schr.itt 
zurück, das heißt, daß man beim Sta,at,sbürg,er­
schaftsgesetz einem Teil der Behörde die Mög­
lichkeit gi:bt, wi,eder Auskünfte zu erteilen ,in 
den Fällen, wo ,gi,e nicht zu erteilen sind. Herr 
Kolleg,e Prader! Wenn wir das beschließen, 
dann bedeutet das ein·en 'ersten Schritt dazu, 
das, w,a:s ,so g·elobt wurde, 'auch von Ihren 
R.ednern, 'Z:u zertrilimmern, zu durchlöchern, .es 
unmöglich "LU machen. 

ICh. darf zitieren, was hier ,an die Wand ge­
,malt wurde: daß e,s furchtbar >ist, was wir Ida 
tun, welche Leute wir da e-inbür:gern. Herr 
Kollege Prader! Sie wissen ,g,anz .g'enau, daß 
unter die .beschränkte Auskunftspflicht in 
Wirklichkeit ZiUnächst einmal ,al,le Geldstl1afen 
mit nicht mehr als einem Monat Ersatzfrei­
heitsstrafe fallen, dann Freiheitsstrafen bis zu 
einem Monat, sofern sie bedingt ausgespro­
chen wunden - das ,sind 'aJoso ,ganz geringf.ü­
·g.1ge Strafen, um die es sich zunächst han­
delt -, und Strafen nach d·em Jugendgerichts­
g,esetz. 

Das zweite, w.as Sie angezogen ha'ben - urud 
i ch glaube, das muß man 'auch deutHch 
.sagen -, -ist die Erweiterung ,auf Strafen bi;s 
zu drei Monaten, al1endings nur, w.enn da­
zwischen eine dreijähI1i,ge straffreie Frist Liegt. 
Das heißt, der Bet'reffende <hat schan durch sein 
Verhalten zeLg·en mÜJss,en, .daß er besserungs­
fähig und bessenungsWÜI1dig 'ist. 

Aber, meine Damen und Herren, das w.ar 
doch der Sinn des THgungsgesetZ8s und der 
eingeschränkten Auskunftspflicht. Wir wün­
schen, Idaß diese Menschen so wie normale 
Staatsbül'ger Zu.gan.g zu einer Existenz haben. 
Die Behörde wiord Ja ;auch keine Auskunft er­
haUen, wenn sie jema'nd, der ·eine .solche noch 
nicht vollkommen Igetilgte Str,afe hat, aber 
unter d:i,e beschränkte Auskunftspnicht fällt, 
einstellen will. Er kann überall ,in den Struats­
dienst kommen. Er k,ann in ·aHe Positionen 
geJ.angen. Ja, meine Damen und Herren, warum 
sollen wir da nicht, wenn wir .so .großzi1gi.g 
sind und meiner Meinung nach mit R.echt ·500 

,großzügtg sind, ,auch Ibei der Einbürgerung 
das 'gleiche Maß anlegen? (Beifall · bei der 
SPO.) 

Hohes Haus ! Wir br:auchen keine Sorge zu 

haben, daß wir mit dieser Bestimmung Ver-
brecher einbürgern müssen. 

. 

I ch  möchte mich nur auf einen Satz des 
Kollegen König beziehen, der Ja wichtig. :ist :  
"Das Absenkien dies·er Frist auf drei MOl1llte" 
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Skritek 

- 'das war der Wunsch - "be,seitilgt den Ein­
wand, daß es sich hier doch um Straftaten 
handelte, bei denen die Verläßlichkeit nicht 
mehr ang,enOlII1IIlen werden kann." ' Hohes 
Haus! Herr PrCllder! Das -ist doch d.ie Begrün­
dung, die, glaube ich, entscheidend ist. (Abg. 
Dr. P r  a d e  r: Alles für Inländer!) Nein, Herr 
Kollege Pr,roder!  Das 'ist doch dann kein Unter­
schied, ob joemand verläßlich i,st, denn .bei der 
Staatsbür,gersmaft geht es um VeIiläßHchkeit. 
Und hier sagt er ,ausdrücklich: " . . .  bei d enen 
die Ver,läßHchk,eit nicht mehr angenommen 
werden k,ann."' 

Hohes Haus! Darf ich noch eine Bemerkung 
machen. Sie haben in Ihrem Klub damals "ge­
rungen. Hs mußte ]ihnen doch auch bekJannt 
sein, welche Konsequenzen das Tilgung,sge­
s etz, wenn wir es beschließen, hat. Ich nehme 
an, daß Sie sich diese Kons,equenzen damals 
überlegt haben, bevor Sie zugestimmt ;b,aben. 
Wir glauben daher, d·aß es nicht mögHch -ist, 
wenn w.ir einen Sduitt vorwärts getan haben 
in der Frag,e einer modernen, humanen Straf­
rechtspflege, bei der ,ersten Gelegenheit diesen 
Schritt wieder zurück. zu machen und das wie­
der aufzuheben. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Das 
wollte ich namens der sozialistischen A'bgeord­
neten dazu sagen. Wü ible'iben hei unserer 
Entscheidun.g, die wir damals bewußt getroffen 
haben als ,einen Schritt zur Modemisienung 
des StI'afrechtes. Wir haben das als einen 
Fortschritt al1:g,esehen. Wir 'bleiben dabei und 
sind nicht bereit, den Anträgen, d:ie hier 'ge­
stellt wonden ,sind, zuzustimmen, die ja einen 
Rückschritt, ,eine Auf.hebung des Tilgungsg,e­
setzes 'auf einem wichtigen Sektor bedeuten 
wünden. (Beifall bei der SPO.) Wenn wir den 
ersten Schritt machen, dann k()!!I1Jmt }ede Be­
hönde hinterher und sagt, sie bI'aucht das auch 
für iryendein Gesetz. Dann hätten wir dieses 
G esetz damals Ja gar nicht zu beschließen 
braumen. Wi,r haben es, ·gl·aube ,ich, einstim­
mi,g besmlossen, wir bleiben bei Unserer Ent­
scheidung ,auch heute (beim Staatsbür'ger­
schaftsgesetz. (Beifall bei der SPO.) 

§ 6 des Tilgungsgesetzes, verhandelt. Der 
Beamte stellte dann in dem Aktenvermerk 
fest: "Im Hinblick ·auf diese Situation hat der 
Gefertiogte nochmals vor allem unter Hinweis 
auf die Bestimmung.en des § 10 Abs. 2 und 
des § 1 5  des Sta,atstbürgerschaftsgesetzes 1965 
auf die Schwierigkeiten hingewiesen, die säeh 
für die Staatsbürgerschaftsbehönden bei der 
Vollziehung des Staatsbür'gerschaftsgesetzes 
im Hinblick auf die erwähnten BesUmmungen 
des Tilgungsgesetzes er'g,�ben werden." 

Dieser Hinweis wur.de dann von allen drei 
Fraktionen abgelehnt. Der Vorsitzende des 
Ausschusses, Herr Abgeordneter Zeillinger, 
hat in der Haussitzung laut Stenogr.aphi,schem 
Protokoll vom 1 5. Februar 1 972 dann wörtlich 
erklärt: "Denn nur dCl!durch, daß aUe drei Fr.ak­
tionen gesagt haben: Wir setzen uns über 
di€ Einwände der Beamten hinweg!" und SO' 

weiter, "konnte das Tilgungsgesetz den Justiz­
ausschuß einstimmig pass'ieren." '  

Nachdem man .also d,amals die Einwendun­
g.en und die Hinweise auf di,e UnvoHziehbar­
keit des Staatsbürgersch,aftsgesetzes einstim­
mig abgelehnt 'hat, war es zwingend - es 
wurde j,a :auch schon 'a:uf die Ausführungen des 
Herrn Abgeordneten Dr. König' hingewie­
sen -, vor dem 1 .  Jänner 1974 der Regierung 
und dann dem Hohen Haus eine d1esbezüg­
Helle kbänderung des Staatsbürgerschaftsge­
setzes vorzuschlagen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr ,ge­
meldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Bitte. 

Berichterstatter Thalhammer (Schlußwort): 
Hohes Haus ! Auch ,als Berichterstatter trete 
ich den Abänderungsanträgen der Abgeord­
neten Dr. Broesigke und Dr. Prader nicht bei. 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur A b­
s t i m rn  u n  g. 

Da Abänderungsanträge vorliegen und wei­
ters getrennte A!bstimmung verlangt wurde, 
lasse ich ,getrennt ·abstimmen. 

Ich lasse zunächst über ArUk,el I bis Ziffer 2 
Präsident: Zum Wort 'g.emeldet hat sich ,der einschließl.ich der Worte "oder ,getilgt 'gelten" '  

Herr BUThdesminister Rösch. Bitte, Herr Mini- abstimmen und bitte jene Damen und Herren, 
ster. die diesem Teil des Gesetzentwurfes in 844 

Bundesminister für Inneres Rösch: Herr Prä­
sident! 'Meine Damen und Herren! Ich darf 
vielleicht nur noch .g;anz kurz hinzufügen, 
w,arum ,'das Bundesminilsterium f.ür Inneres in 
der Regierung'svorlag,e di,ese Bestimmung auf­
genommen hat. Ich darf hier einen Aktenver­
IlErk .des Beamten vodesen, der bei der Ver­
handlung des Unterausschusses des Justiz­
ausschusses am 8. 'Februar 1972 anwesend Wiar. 
Damals wurde über diese Frage, über den 

der Beilagen ihre Zustimmung geben, sich von 
den Sitzen IZU erheben. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

HinsichUich des restlichen Teiles der Ziffer 2 
des Artikels I haben die Abgeordneten Doktor 
Broesi'gke und Genossen einen Streichungs­
antrag gestellt, und. es wurde überdies ge­
trennte AJbstimmung verlangt. 

Da ich nur positiv abstimmen lassen kann, 
bitte ich j ene Damen und Herren, die diesem 

79. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)80 von 86

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 79.  Sitzung - 1 1 . Juli 1973 7633 

Präsident 

Teil des Gesetzentwurfes zustimmen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Mit Mehrheit ange­
nommen. 

Damit ist der Streichungsantmg gefallen. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung 
über Artikel I Ziffer 3 his einschließ1ich der 
Worte "oder ,getilgt gelten" . Ich bitte j ene 
Damen und Herren, die hiezu ihre Zustim­
mung geben, sich von den Sitzen zu erheben. 
- Einstimmi,g angenommen. 

Wir kommen nun �ur Abstimmung über 
den restlichen Teil des Artikels I Ziffer 3, hin­
sichtlich dessen d1e kbgeordneten Dr. Broe­
sigke und Genossen Streichung beantmgt 
haben; ferner ist getrennte AJbstimmung ver­
langt. 

Ich kann nur positiv abstimmen lassen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes in 844 der Beilagen 
zustimmen, sich von den Sitzen zu erheben. 
- Das ist mit Mehrheit angenommen. 

Damit ist der Streichungsantrag gefallen. 

WÜ gelangen nunmehr zur Abstimmung 
über Artikel I Ziffer 4 bis einschließlich der 
Worte "oder getilgt gelten" in Ziffer 7 § 1 4  
Abs. 2.  

Da Artikel I Ziffer 5 Verfassungsbe1stimmun­
gen enthält, steLle -ich zunächst gemäß § 6 1  
Abs. 2 der Geschäftsordnung d i e  Anwesenheit 
der verfassung,smäßig vorgesehenen Anza'hl 
der Mitglieder fest. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Das 
ist einstimmig, sohin mit der erforderlichen 
Zweidrittelmehrheit, angenommen. 

Hinsichtlich des restlichen Teiles des Arti­
kels I Ziffer 7 haben die Abgeordneten Doktor 
Broesigke und Genossen Streichung beantragt; 
ferner -ist ,getrennte Abstimmung verlangt. 

Ich kann nur positiv a'bstimmen las sen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Mit 
MehI1heit angenommen. 

Damit ist 'der Streichungsantrag gefallen. 

Wir kommen nunmehr zur Abs timmung 
über Artikel I Ziffer 8 bis einschließlich der 
Worte "von der AUSlbürgerung Kenntnis er­
langt hat" in Ziffer 1 6  § 58 ,b Albs. 1 .  

Da Artikel I Ziffer 8 Verfassungsbestimmun­
gen enthält, stelle ich zunächst gemäß § 6 1  
Abs. 2 der GeschäftsoudIl!ung die Anwesenheit 
der verfassungsmäßig vorgesehenen Anzahl 
der Mitglieder fest. 

Ich bitte jene Damen und Herren, :die dem 
vorerwähnten Teil des Gesetzentwurfes ihre 
Zustimmung gebt!ll, sich von den Sitrzen zu 
erheben. - Einstimmig angenommen. 

Ich lasse nUIllffiehr über den restlichen Teil 
des Abs. 1 des § 58 b in Ziffer 1 6, hinsichtlich 
dessen ,die Abgeol1dneten Dr. Broesigke und 
Genossen Streichung b eantragt haben, ab­
stimmen. 

Ich k,ann nm positiv abstimmen laissen. 

Ich bitte jene Damen 'und Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustimmung 
geben, sich von ihren Sitzen zu erheben. -
Mit Mehrheit angenommen. 

Damit ist der Streichungsantrag gef'allen. 

Wir kommen nunmehr zur Ahstimmung 
über Artikel I Ziffer 1 6  § 58 b Abs. 2 bis ein­
schließlich Artikel I Zäffer 1 7. 

Ich bitte jene Damen 'lind Herren, die diesem 
Teil des Gesetzentwurfes ihre Zustimmung 
geben, sich von den Sitzen zu erheben. - Ein­
stimmig angenommen. 

Es liegt nun ein Antra.g der Ahgeordneten 
Dr. Prader und Genossen auf Einfügung eines 
neuen ArtikeLs II vor. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Zusatzantnag ihre Zustimmung geben, sidl von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist dli'e Minder­
h eit. Abgelehnt. 

Wü kommen nunmehr zur Abstimmung 
tiber die restlichen Teile des Gesetzentwurfes. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, idie diesen 
restlichen Teilen des GesetZientwurfes sowie 
Titel und Eingang in 844 der Beilagen ihre 
Zustimmung erteilen, sich von ide n  Sitzen (Zu 
erheben. - Einstimmig angenommen. 

Damit ist die zweite Lesung 'beellldet. 

Der Beridlterstatter beantragt die sofortige 
Vornahme der dritten Lesung. - Ein Ein­
wand wird nicht erhoben. 

Ich bitte somit jene Damen und Herren, die 
dem vorliegenden Gesetzentwurf auch in drH­
ter Lesung ihre Zustimmung geb en, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist mit Zwei­
drittelmehrheit in dritter Lesung a n  g e n  0 m­
m e n. 

3. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über den Antrag 84/A (11-2646 der Beilagen) 
der Abgeordneten Lane, Dr. Broesigke und 
Genossen betreffend die Novellierung des 
Bundesgesetzes über die Förderung staats­
bürgerlicher Bildungsarbeit im Bereich der 
politischen Parteien sowie der Publizistik 

(864 der Beilagen) 
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Präsident: Wir gelangen zum 3. Punkt der 
Tagesolldnung : Bericht des Verfassungsaus­
schusses über den Antrag 84/A der Abgeord­
neten Lanc, Dr. Broesigke und Ceno&sen 'be­
treffend d·ie NoveIlieflUng des ,Bundesgesetzes 
über die Förderung staatsbürgerlicher Bil­
dungsarbeit im Bereich der politischen Parteien 
sowie d.er Publizistik. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Mond I. Ich bitte um seinen ·Bericht. 

Berichterstatter Mondl: Herr Präsident ! 
Hohes HaillJs! M·eine sehr geehrten Damen und 
H.enen !  Der dem Ausschuß zur Vorberatung 
vor,gelegene Initiativantrag .hat Änderungen 
des Hundesgesetzes über die Fönderung staats­
bürgerlicher Bi1dulligsarbeit -im Bereich der 
polHischen Parteien ,sowie .der Publizistik zum 
Ge.genstand, die s ich bei Vollziehung dieses 
Gesetzes als notwendig ·erwiesen haben. 
Neben der Behebung eines R<edaktionsfeMer·s 
i m  § 1 0  Abs. 2 soll vor allem durch eine Ergän­
zung dieser Bestimmung kLargestellt werden, 
daß für periodische Druckschriften, die zu 
einem hohen Prozentsatz nicht verkauft, son­
dern kostenlos abgeg.eben werden, bei Vor­
liegen der gesetzlichen Vorausset'Dungen ein 
Grundbetrag, nicht alber ein Zusatzbetrag im 
Sinne des Gesetz·es gebÜlhrt. 

Der Verfassungsausschuß hat den Initiativ­
antrag ·am 5. Juli 1 973 der Vonberatung unter­
zogen und nach WortmeLdungen der Abgeord­
neten Dr. Prader und Dr. Heinz Fischer ein­
stimmig beschloss.en, dem Hohen Haus die 
Annahme des Gesetzentwurfes unter Berück­
sichtigung von ·durch die Abgeoldneten Doktor 
Heinz Fischer. Dr. Prader und Dr. Broesigke 
beantragten Abänderungen zu empfehlen. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit durch 
mich den A n  t r a g. der Nationalrat wolle dem 
dem Ausschußbericht angeschlossenen Gesetz­
entwmf die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Für den Fall, daß WortmeLdungen vorlie­
gen, bin ich ermächtigt zu beantragen, Gene­
ral- und Spezialdebatte unter einem durchzu­
führen. 

Präsident: Es ist beantragt, General- und 
Spezialdebatte unter .einem aibzuführen. - Ein 
Einwand wind nicht erhoben. 

Zum Wort gemeldet ist Herr AbgeQrdneter 
Dr. Schmidt. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Schmidt (FPO) : Hohes 
Haus ! Meine Drumen und Herren! Als im vori­
gen Jahr, in der Sitzung -am 6. Juli 1972, das 
Gesetz über die FönderuIlig staatsbürgerlicher 
Bildungsarhei t  ,im Bereich der poli-tischen P.ar­
teien sowie der PubHzistik beschlossen wupde, 

haben sämtliche Redner, di,e zu dieser damali­
-gen Vor.I'age Stellung genommen !haben, das 
Gesetz begrüßt und .es -als brauchbare und 
notwendige Grund111ige für die Bi.ldungsarbeit 
hezeichnet. Dieser MeinuIllg sind wir Freiheit­
lichen ,auch noch heute und wenden dem heute 
vorlieg-e.nden Initiativantrag Lanc - Broe­
si,gke, der }a nur die Reparat.ur von Formulie­
rungen zum Gegenstand hat, damit das Gesetz 
besser vollziehbar wird. zustimmen. 

Die Vollziehung des Gesetz.es erfolgt Ja 
bekanntlich durch ein.en Beirat, der im Bundes­
kanzJeramt eiIligerichtet ist, einen Beimt zur 
B egutachtuIllg der Förderung ,d-er Bildungs­
ar\beit der politischen Partei-en und einen Beir-at 
zur Förderung der PubIiozi,stik, die der staats­
bürgerlichen Bildung dient. 

Der Beir.at über .letztere FÖliderun-g :hat :dar­
über zu befinden, welche Publikationen und 
welche periodischen Druck-schriften einer För­
derung te.ilhaftirg wenden soll en, sof.ern ,sie die 
Voraus,setzulligen, wie sie das Geset'l im § 7 
festlegt, erfüllen. Im § 7 ist eine ganze Reihe 
von Vor,aussetzungen enthalten, a,ber die wich­
trgste scheint mir wohl im Absatz 1 Punkt 3 
dieses § 7 enthalten zu sein, wo es heißt: 

"Fördemngsmittel nach diesem Bundesge­
setz können an Verleger periodischer Druck­
schriften gewährt werden, sofern diese Druck­
schriften ausschließlich oder vorwiegend Fra­
gen der Politik, der Kultur oder der W-eltan­
schauung (Religion) beziehungsweise der in 
ZusammeIlihang damit st.ehenden wissenschaft­
lichen Disziplinen auf hohem Niveau .abhan­
deIn und dadurch der ,staatsbürgerlichen Bil­
dung dienen." 

Ich halte das für sehr wesentlich. Das gilt 
auch für die Zitation in bezug auf das, was 
ich j etzt noch sagen weooe. 

Der Beirat, dem auch die Mitglieder 
dieses Hohen Hauses Lanc und Kohlmaier 
angehören, hat .in einer Reihe von Sitzungen 
eine große Anzahl von Publikationen und 
Druckschriften auf die Enfüllung dieser Vor­
aussetzungen untersucht und gewürdigt. Diese 
Würdigung ist sicherlich keine leichte Auf­
gabe. Ich hil'be mir die Langen Listen ange­
sehen. die Listen der Druckschriften und Pu­
blikationen, und man kann sicherlich über die 
eine oder andere dieser Würdigung,en und 
Begutachtungen streiten. Die Liste der Pu­
blikationen. die einhellige Zustimmung oder 
Ablehnung fanden. Ist sehr lange, die Liste 
der Publikationen, für die keine einhellige 
Zustimmung oder Ablehnung gefunden wurde, 
wo es sozusag.en Kampfaibstimmung im Beirat 
gegeben hat, ist ziemlich kurz, ist erfreulicher­
weise kunz. und man kann. wie gesagt, 
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darüber streiten, ob die eine oder ,andere 
Druckschrift das hohe Niveau erreidü, das 
der Gesetzgeber fordert. 

Man kann darüber streiten, ob die "Oster­
reichische Bauernzeitung" oder die Zeitschrift 
"Die österreichische Frau", die der Ablehnung 
verfallen ist, oder der "Eckartbote" , die 
"Eckartschriften", die "Zukunft Europas·'  von 
Herrn Molden, die Druckschrift "Heimatland ­
Schrifttum aus Osterreich" oder "Die öster­
reichische Nation", mit deren Inhalt ich mich 
zwar nicht identifiziere, förderungswürdig 
seien. 

Alle der Ablehnung verfaUenen Druck­
schriften scheinen mir aber mehr zur staats­
bürgerlichen Erziehung und Bildung beizutra­
gen und in ihrem Niveau turmhoch über einer 
Publikation zu stehen, die der Förderung als 
würdig befunden wurde. Ich spreche vom 
"Neuen Forum" des Herrn DDr. Günther 
Nenning. 

Wenn man diese Publikationen des Herrn 
Nenning u:lIurchliest - ich hab.e mir zwei Hefte 
beschafft und 'habe sie 'gelesen -, so muß 
ich sagen: Hier kann man nicht mehr mit, und 
vor .allem kann man hier sehr schwer, wenn 
überhaupt finden, daß der Inhalt dieser Pu­
blikation einer Förderung aus Steuermitteln 
würdig wäre; sowohl was den Text als auch 
was die bildliche Gestaltung betrifft. 

Ich ha'be, wie -gesagt, zwei Hefte heraus­
gesudü, und zwar nicht Hefte aus dem Jahre 
Schnee, sondern aktuelle aus dem Ja:hre 1 973, 
das Heft Nr. 228 vom Jänner 1 973 und das 
Heft Nr. 230/231 vom März 1 973, die sich fast 
ausschließlich nicht mit Sexualität - meine 
Damen und Herren, die Diskussion über 
Sexualität ,gehört meines Erachtens nach heute 
selbstverständlich zu den Fragen der Kultur 
und auch der staatsbüflgerlichen Erziehung, 
auch wenn die Diskussion i n  einer, sagen wir, 
sehr breiten, allgemein verständlichen Form 
geführt wird - beschäftigen, sondern was sich 
in diesen Heften findet, ist nichts anderes 
- lassen SIe es mich volkstümlich sagen -
als ordinäre Schweinerei. 

Da wird ein Herr Otto Muehl - der Herr 
Muehl, der vor Jahren mit seinen leiblichen 
Exkrementen einen Hörsaal der Universität 
Wien beschmutzte - nun f ü r  wert 'befunden, 
uns seitenlang mit seinen "geistigen 
Exkrementen" zu beglücken. Seitenlang erfährt. 
der nach staats'bürgerlicher Bildung hei­
sdlende Leser, warum der Herr Muehl mit 
seinem Aktionismus nunmehr am Ende ist. 
Und auf weiteren Seiten erfährt der Leser 
im Wege des mit Steuergeldern geförderten 
Publikationsorgans "Neues Forum", wie eine 
Frau Erika MiS ihren Weg zum Aktionismus 
gefunden hat. 

Ich wage es fast nicht, Ihnen eine Kost­
probe vorzulegen. Auf j eden Fall bitte ich die 
Damen des Hohes Hauses wegzuhören oder 
den Saal zu verlassen. Ich möchte mit Ge­
nehmigung des Herrn Präsidenten doch den 
Herrn Muehl zitieren, der in seiner seiten­
langen Abhandlung auf dem Wege vom 
Aktionismus schreibt: 

"in köln 69, auf dem kunstmarkt, als 
othmar bauer und ich waItraud zum" - j etzt 
kommt ein vulgäres Wort für Gesmlechts­
verkehr "für nur 1 0  dm anboten, 
keiner meldete sich, kam einer, als wir den 
Preis auf 5 dm gesenkt hatten, heraus und 
sagte: im bin arm. wir waren sehr überrascht, 
als er das hosentürl aufknöpfeIte und uns 
anschiffte, obwohl wir nackt waren. trotzdem 
kniete ich nieder und fing den strahl mit dem 
mund auf. als er damit fertig war·· - sagt 
der Herr Muehl in der swbventionierten Zeit­
schrift "Neues Forum" -, "stellten wir 
unsererseits die schläuche auf und nahmen 
ihn ins kreuzverhör. der mann hielt durch, 
er breitete sogar die hände auseinander, 
nitsch würde sagen, wie gekreuzigt. er hatte 
einen dunklen anzug an. j edenfalls hat sich 
der mann vorbildlich verhalten"· 

Und um der ,ganzen Geschichte so eine Art 
gesellschaftspolitischen Anstrich zu geben, 
schreibt der Herr Muehl weiter: 

"einige linke brüllten dazwischen: hampel­
mann des kapitalismus oder so etwas ähn­
liches. linke menschen sind auf eine eigene 
art dumm" - schreibt der Herr Muehl -. 
"ich habe das immer wieder erlebt. als ob 
die vernidltung der zwangs gesellschaft nur 
durch ihre revolution erreicht werden könnte. 
wer sagt mir, daß revolutionäre überhaupt 
die vernichtung der zwangsgesellschaft 
wollen?" Schreibt der Herr Muehl. 

Ich er,sp,are .mir, noch die Auslas,sungen ,der 
Frau MiS zu zitieren, ,sie sirud vieHeicht in 
einem noch höheren ,Maße ,ondinär. 

Ich muß fragen : Wem soll d.as di,en-en, und 
wor,in liegt hier der Wert di,eser Publik,ation, 
der W,ert für Kultur, für Politik, der Wert für 
die staat-sbürgerHche Erzi ehung ?  

Worin ,soll zum Beispiel der Wert einer 
bildlichen Dal1steUung des lesbischen Oral­
verkehrs im Märzheft d e r  Zeitschrift dienen? 
Sie können da,s anschauen, me,ine Damen und 
Herren, -auf Seite 50 ,des Märzheftes "Neues 
Forum". 

Es würde mich interessieren, was die Herren 
Lanc und Kohlirrla'ier .be i  'Würdigung dieser 
Rublikationen im Beir,a t gesagt haben. Es 
würde Imich auch interes s ieren, welchen Stanu­
punkt d·ie Vertreter de,s Bundesmil1'isteriulffis 
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für Unterl'icht und Kunst und des Bundes­
ministeriums für Wi,ssenschaft und Forschung 
bei WÜI1d�gIung dieser Z.eitschrift ein­
genommen haben. Ich g1aube, Förderungs­
mittel des Bundes sind nicht da-zu Ida, um 

einen solchen Dreck zu unterstützen. (Leb­
hafte Zustimmung bei der FPU.) Alber ohne 
FörderuI1lg des Bundes wär:e diese Zeitschrift 
schon lärugst eing eg,angen. Ich habe 'gar nichts 
dagegen, daß ,sie v,erkauft wird. Aber ich :ha:be 
a l l es dagegen, daß sie mit Steuermitteln 
unseDer Bürger subventionIert wiro! 

Welches Interesse 'besteht bei der MehI1heit 
des Beirates - ,die Abstimmung ging 1 :  3 
aus -, ,diese Zeitschrift des Herrn Nenning 
zu subventionier,en? Oder ist v1elleicht der 
Einfluß des Herrn Nenning 'S.o stark, daß skh 
die Beil'atsmitgH.eder diesem Einfluß nicht ent­
ziehen können? Denn der Herr Nenning sitzt 
ja bekJanntliCh auch in diesem BegutaChtungs­
beirat. Da.s ist joa noch der Wlibz d1eser Ge­
schichte. 

Ich möchte weiter fr,agen: Was nützt ein 
gutes Gesetz - das 'ist ein :gutes Gesetz -, 
wenn es s.o 'ausgel,etgt wiIid und so ,unver­
s tändliCherw,e1se ,in dieser Art und Weise voll­
zogen wiI1d? Idl .glaube, das k:.ann sich der 
Steuerzahler niCh.t leisten und ,audl nicht bie­
ten ,Lassen. 

Die Krönung der ,g,anzen Angelegenheit 
wird wohl sein, wenn der Herr Nenning 

Im Artikel I hat die Ziffer 1 zu lauten : 

, , 1 .  Im § 1 0  Abs. 1 ist vor dem letzten 
Halbsatz der Strichpunkt durch einen Punkt 
zu ersetzen; 

die beiden folgenden Sätze haben wie 
folgt zu Lauten: 

,Der Grundbetrag kann j edoch in Einzel­
fällen Ibis auf 35.000 S reduziert werden, 
wenn dies auf Grund des Umfanges, der Auf­
lage und der wirtschaftlidlen Lage einer 
föroerungswürdigen periodischen Druck­
schrift vom Beirat (§ 9) mit ZweidritteLmehr­
heit beschlossen wird. Die Förderung wind 
jeweils nur für ein Finanzj ahr bewilligt: . .  

Präsident: Zum Wort hat 5ich niemand mehr 
gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Es ist nicht der Fall. 

Wir 'gelangen zur A b  s t i m .m u n g. 

Es liegt ein gemeinsamer Abänderungs­
antrag der Abgeordneten Lane, Dr. Prader, 
DI. Broesilgke und Genossen vor. 

ICh bitte jene Damen und Herren, d'i-e dem 
vorHegenden Gesetz,entwurf 50wie Titel und 
Eing,ang ,in 864 der BeHagen unter Berück­
sichtigung des gemeinsamen Abänderungs­
antrages hinsichtlich des ArtikeLs I Ziffer 1 
ihre Zustimmung geben, ,sich von den Sit:oen 
zu ·erheben. - Das 'ist einsHmmig .ange-

künftig seine Pornozeitsdlrift mit der Auf- nommen. 
schrift versehen wird "staatspoliHsdl und kul- Der Ber,idlterst'atter b eantragt die sofort19'e 
turell wertvoll und ,aus Bundesmitteln ,ge- Vornahme der dritten Lesurug. - Ein Einw.and 
fördert".  (Beifall bei der FPO.j wird nicht erhaben. 

Präsident: Es ist ein gemeinsamer Ab­
änderungsantrag der Abgeordneten Lanc, 
Dr. Prader und Dr. Broesigke eingebracht wor­
den, der genügend unterstützt ist. 

Ich bitte den Herrn SChriftführer Dr. Fiedler, 
ihn zu verlesen. 

Schriftführer DI. Fiedler: 

A b ä n d e r u n g s a n t r a g  
der Abgeordneten Lanc, Dr. Prader, Doktor 
Broesigke und Genossen zum Antrag 84/ A 
in der Fassung des Aussdluß·berichtes 
NI. 864 der' Beilagen. 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung 
beschließen: 

Das Bundesgesetz betreffend die Novel1ie­
rung des Bundesgesetzes über die Förderung 
staatsbürgerlicher Bildungsaflbeit im Bereich 
der politisdlen P,arteien sowie der 
PUlblizistik in der Fassung des Ausschuß­
berichtes wird wie folgt 'geändert : 

Ich bitte daher j.ene Frauen und Herr,en, 
di-e dem vorHegenden Gesetz,entwurf auch 'in 
dritter Lesung m're Zustimmung erteHen, s'ich 
von den Sitzen zu ,el'heben. - E i n  5 t i m  m i  g 
a.uch in dritter Lesung a n 'g e n o .m lITl ,e n. 

4. Punkt: Wahl eines Ersatzmitgliedes für die 
Beratende Versammlnng des Enroparates 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zum 
4. Punkt der Tage.soronung : Wahl eines Er­
satzmitgliedes für die Beratende Versammlung 
des Europar:ates. 

Durch das Ausscheiden des Ersatzmitgliedes 
in der Beratenden Versammlung des Europa­
rates Herrn Abgeordneten Leopold Grat']; ist 
es notwen:dig geworden, eine Nadlwahl vor­
zunehmen. 

Vorgeschlagen wird der Herr Abgeordnete 
Michael Luptowits. 

Falls kein Wider·spruch erhoben wird, sehe 
ich von einer Wahl mittels Stimmzettel ab. -
W'iderspruch wird nicht erhoben. 
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Ich bitte daher j ene Damen und Herren, 
die dem soeben bekanntgegebenen Wahl­
vorschlag ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - E i n  s t i m  m i g 
a n  g e n  0 m m e n. 

Der Herr Abgeordnete Luptowits erscheint 
somit als Vertreter Osterreichs in der Be­
ratenden Versammlung des Europarates ge­
wählt. 

Ich frage ihn, ob er die Wahl ·annimmt. 

Abgeordneter Luptowlts: ICh nehme die 
Wahl an. 

Präsident: Die Tagesordnung ist ersChöpft. 

Im Einvernehmen mit den Parteien lege iCh 
dem Hohen Hause -folgenden A n  t r a g  vor: 

Der Herr Bundespräsident wird ersucht, 
die Frühjahrstagung 1 973 der XIII. Gesetz­
·geoongsperiode des Nationalrates mit 
1 4. Juli 1 973 für beendet zu erklären. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Antrag ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu eDheben. - E i n  s t i m  m i g a  n g e­
n o m m e n. 

Ferner lege ich im Einvernehmen mit den 
Parteien dem Hohen Hause nodl folgenden 
A n  t r  a g  vor: 

Der JustizaussChuß und der Ausschuß für 
soziale Verwaltung wer,den beauftragt, ihre 
Arbeiten auch in der tagungsfreien Zeit 
fortzusetzen. 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Antrag ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Der Antra·g ist eben­
falls e i n  s t i m  m i 9 a n  g e n  0 m m e n. 

Schlußansprache 

Präsident: Hohes Haus! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Mit dieser Sitzung haben wir die 
Arbeiten des Nationalrates in der Frühjahrsta­
gung 1973 beendet. In der Zeit von 24. April 
bis 14.  Juli 1973 fanden neun Plenarsitzungen 
statt, in denen d as Haus 50 Gesetze und 
1 4  Staatsverträge b eschlossen hat. Es wurden 
überdies zwei dringliChe Anfragen behandelt 
und in der Fragestunde 122 mündliche Anfra­
gen von den Regierungsmitgliedern beantwor­
tet. Weiters wurden 15 Berichte der Bundes­
regierung zur Kenntnis genommen. 

Es zeigt des weiteren von der e119,en Ver­
bindung der ogeset:z;gebenden Körperschaft mit 
den Problemen der WirtsChaft, ,daß in dies,er 
verhältnismäßig k.urzen Zeit da<S Hohe Haus 
die Erklärungen des Bundeskanzlers :und des 
Bundesministers für Binanzen über die wirt­
·schaftliche LCbge ,sowIe die Erklärungen des 
Bundesmini!Sters für Finanzen über den Sband 

der StabHisierungslbemühungen und zur 
Schilling,aufwertung ,zum An1aß nahm, um in 
ausführHchen Debatten die Probleme .zu di,s­
kutieren. 

Rein quantitativ mag dieser 1ia.gungs­
a:bschnitt vielleicht eine geringer,e Anz·ahl von 
Beschlüssen ·aufzuweisen haben, ·als dies in 
manchen verog.angenen Sessionen der Fiall ge­
wesen :ist. Es darf 'aber nicht übersehen 
werden, daß in di,esem Zeitabschnitt in den 
Ausschüssen Gesetz esmateri,en in Behandlung 
<standen, die einer besonders �angen Vor­
bereitung bedurften. Nur wer ·an .der G esetz­
werdung mitwlirkt, weiß, wie viele Sitzungen 
in den verschiedenen Ausschüs·sen notw,endig 
sind, um .auch die scheinbar weniger we,sent­
lichen Gesetze f.ür die BeschlußfCbssung i m  
Plenum 'Vorzubereiten. Es wil1d i n  der Offent­
lichkeit diese Tätigkeit - so ,glaube ich sag,en 
zu können - viel zuwenig beachtet, weil sie 
sich nicht in einem öffentlichen Forum ab­
spielt, 'llnd so möchte ich nur durch einig.e 
Hinweise z eig,en, wie be,ansprucht die Aus­
schußmibglieder durch die Al1beit an der 
Schaffung d er Ges,etze sind. 

Mit dem in dieser ,letzten Si11zung verab­
schiedeten Bundes.ministeriengesetz 1 973 wird 
zum Beispiel nicht nur die im Bundes-Ver­
fassung'SJg.esetz vom 1 .  OktOlber 1920 in Aus­
sicht ,gestellte umtassende Regelung der 
Organ'i'saUon der obersten Bundesv-erwaltung 
.im Bereiche der Bundesminist,erien endlich ·er­
Ia,ssen, sondern auch ,ein Beitr:ag für eine wirk­
same Verw.altungsreform .geJ.eistet, da doch 
bisher der Wirk>ungsber.eich der Bundes­
ministerien ,in einer Vielz.ahl von Rechtsvor­
schriften aus den verschiedensten Ver­
fassungsperioden geregelt ist. Unge·achtet der 
Tatsache, daß die Ver'abschiedung diese,s wich­
Hgen Bundesgesetzes nicht einstimmi.g erfol­
.gen konnte, muß allen ·an den Verhandlungen 
des V.erfassungsausschusses und dessen 
Unterausschuß Beteiligten - also auch den 
Vertretern der Opposition - für d ie Erledi­
gung dieser wichtigen Materie nach langen, 
eingehenden Vorber.atungen .aufrichtilg ge­
dankt wel'den. 

Das ,gleich e  gUt auch für den Unteraus·schuß 
des Handel'sausschusses zur Vorbehandlung 
der Gewer:beordnullJg, der in 15 Sitzungen mit 
einer Dauer von über 76 Stunden <seine 
Arbeiten prakUsch .abg,eschlossen ,hat. 

Und besonder,s 'hervorhebenswert ist natür­
lich d ie Tätigkeit des Unterausschusses des 
Justizausschusse,s 'Zur Vorbehandlung des 
neuen Str.afrgesetzbuches. Die Mitglieder di·eses 
Untel'ausschusses sowie ,die ihnen zur Seite 
stehenden Beamten des Justizr·essorts und 
unseres Hau.se s  haben vorläufig in 29 Sitzun-
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·gen fast 195 Stunden für die Vorberatung 
dieses großen Reformwerkes ·aufog'eweooet. 

Diese Tatsachen v:erdienen Beachtung, denn 
man kann eine Volks'Vertretung nicht einf.a.ch 
nur nach der An:aahl ihrer Besdllüss,e werten. 

Freilich ist gerade di,e Arbeit einer ge,setz­
·geben:den Körperschaft nach unserer Bundes­
verfassuIlJg nicht immer spekta:kulär. Die 
strenge BesNmmung des Artike,ls 18 des Bun­
des-Verfassurugsgesetzes, demzufo1ge die ge­
samte staatliche Verwaltung nur 'auf Grund 
-der Gesetze .ausgeübt w,erden darf, veranl,aßt 
uns, -nicht pathetische Reden zu halten, son­
dern um die Formulierung einzelner Gesetzes­
abschnitte oder sogar einzelner Paragraphen 
zu ringen. Darin - so glaube ich sagen zu 
können - zei,gt sich ein st:arker W·andel VQlll 

klassischen Rede- zum modemen Arbeits­
P,ar1ament. Doch 'ist ,andererseits ·g.er,ade diese 
Verf.assungsbestimmung 'ZugI.eich .auch das 
stärkste Furudament p arlamentarischer Demo­
kratie, weil sie d.en Bürgern dieses Staates 
g.arantiert, daß sie nur auf Grund der von ihrer 
Volksvertretung :besch,lossenen Normen 
regiert werd,en können. 

Dber di,ese Zus'ammenhänge eintInal näher 
nachzmdenken und sie vor allem mehr in das 
Bewußtsein der öffentlichen Meinung zu 
hebeu, wür:de 'sich sicherlich ldhnen. Es ist 
eben leider im menschlichen Leben so, daß 
:man Id<as, was man sicher hat, nicht mehr 
besonders schätzt. Kontakte mit auslärudischen 
Parlamentariern aber zei,gen uns iIlllIIler 
wieder, daß es weni'ge Verfassung.en gibt, die 
der p.a.rlamentarischen Demokr.aHe eine ·ebenso 
hervorI1agende Stellung ·einräumen wie unser 
Bundes-Verf.assung'sgesetz. 

Natürlich sind wir uns a1le .bewußt, daß 
auch in der nunmehr zu Ende .gehenden Froo­
j ahrstaguI1ig manches noch bes'ser hätte ge­
macht wer:den können und daß wir uns weiter 
ständig :um Verbesserungen bemühen müssen. 
In dieser Hinsicht ·wir.d ,die im Herbst bevor­

werdenden Berichte .beziehung,sweise Gesetze. 
Sie sehen, s ehr 'geehrte Damen urud Herren, 
Sie w·erden im Herbst über Ar,beitsmang,el 
nicht zu kla'gen haben. 

Es wird ·aber a.uch notwend i'g sein, daß wir 
mehr noch ·ats bisher und mit aller Energie 
aUe Möglichkeiten ausschöpfen, um d'as pa,r­
lamentarische Leben für das Volk so attraktiv 
und effektiv wie nur möglich zu gestalten. 
Nur lauf diese Vveise kann - wie jüng,st fest­
gestellt wurd.e - jene massenpsycholo.gische 
Grundlage !geschaffen werden, die j edem das 
P,arlament ·als jene Institution erscheinen läßt, 
die erhalten weroen muß, wenn die Demo­
kr.atie am Leben .bleiben soll. 

In diesem Sinne hoffe kil, 'cLaß bei den im 
Herlhst bevorstehenden Wahlwerhungen für 
die in zwei Bundesländ.ern stattfindeooen 
Wahlen bei aller Härte der demokr,aUsche 
Geist das tragende Element sein möge und in 
keiner Phase der Wahlwer.bung die demo­
ba tische Fairneß verletzt wer.de. 

Ihnen allen, sehr geehrte Damen und Herren, 
danke 'ich .aufrichtig für die geIeistete Arbeit 
und darf .gleichzeHi'g aber auch in Lhrer laller 
Namen d·en Dank ·aUen j enen Mitarbeitern 
aussprechen, ohne deren Hilfe unsere Tätig­
keit .gar nicht möglich wäre: den Beamten der 
Regierung·sstellen, die uns insbesondere in 
den Ausschuß- und Unteraus.schußsitzungen 
so hilfreich zur Seite 'stehen. der Parlaments­
direktion und den in den verschiedenen Ab­
teiliungen des Hauses Tätilgen, die uns - ganz 
gleidl, wo sie arbeit,en - teils sichtbar, viel­
fach :aber audl unsichtbar unterstützen. Dieser 
Dank gilt 'gleichenmaßen ·ebenso den Steno­
gr.aphen des Ha.uses wie den Berichterstattern 
der Zeitung,en, des Hörfunks und des Fern­
sehens, welche die manchmal .bis in die Nacht 
dauernden Sitzungen mit uns verbracht haben 
(allgemeiner Beifall), um die Tätigkeit der 
Volksvertretung der Offentlichkeit zu vermit­
teln. 

stehende Bud'9'etdebatte 'Sicher ,eine :gew-iss,e Ihnen, s ehr .g.eehrte Damen und Herren, und 
Bewährung,sprOJbe darstellen. Vielleicht '9'e- allen eben Genannten wünsche ich erhol.same 

Tag,e, damit wir einaooer im Her.bst mit neuer 
Kraft wiederfind,en zu gemeinsa.mer Ar'beit für 
das österreichische Volk und die Republik 
Osterreich. 

lingt es uns doch noch, ,einvernehmlich eine 
Straffung der Budgetde'batte herbeizuführen, 
denn ,auß.er der Behandlung des Burrdeshaus­
haltes werrlen im Herbst noch große Gesetze, 
wie die Str.a.frechtsreform und die Ar:beits-

na..l.'dem der Die Sitzun.rr ist .g e ,s c h i  0 s IS e n. (Neuer-verf·a,ssung, vorli-e.gen, ,und u. ..'" 

Justizausschuß sowie der Soz-ial:ausschuß auf lieher allgemeiner Beifall.) 

Grund des !heuHgen BeschlollJSses für p ermanent 
erklärt wurden, sollen diese umfassenden 
Mater.ien ,ebenso 'beschlossen werden wie die 

Unter dem Beifall des Hauses begeben sich 
die Klubobmänner Robert W e i s  z, Doktor 
K o r  e n und P e t  e r zum Präsidenten und 

in anderen Ausschüssen ebenfalls noch fertig erwidern im Namen ihrer Klubs die Wünsche. 

Schlu6 der Sitzung : 17 Uhr 25 Minuten 
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